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1. E in l e i tung  
 
Asylgewährung ist ein Gegenstand behördlicher Verwaltungsarbeit. Diese lapi-
dare Beobachtung ist in den letzten Jahren in seiner ganzen Tragweite ins öf-
fentliche Bewusstsein getreten. Mit Bezug auf Deutschland zeigt sich dies nicht 
zuletzt an den Auseinandersetzungen darüber, ob von einer ›Flüchtlingskrise‹ 
oder nicht vielmehr von einer ›Verwaltungskrise‹ gesprochen werden solle. Die 
Einschätzungen darüber, wie mit den nach Europa (zwangs-)migrierenden Men-
schen umzugehen sei, divergieren innerhalb wie zwischen Staaten, politischen 
Lagern und gesellschaftlichen Gruppen. Ein gesellschaftliches Problem stellt 
dies insofern dar, als zentrale Normen und Werte inzwischen öffentlichkeits-
wirksam zur Disposition gestellt werden (vgl. Brunkhorst 2016). Die Auseinan-
dersetzungen drehen sich u.a. um die verbindliche Geltung und Auslegung 
grundlegender Normen des Völkerrechts und der Menschenrechte ebenso wie 
um die Abschaffung oder umso striktere Wiedereinführung von Grenzkontrollen. 
Im großen Kontinuum zwischen extremen Positionen scheint jedoch weitgehend 
Einigkeit darüber zu herrschen, dass die Mobilität, die Unterbringung und der 
Aufenthalt der Migrierenden irgendwie reguliert werden müsse und zwar mittels 
bürokratischer Verfahren.  
Damit ist das Verwaltungshandeln weniger deutlich ins Fadenkreuz der öf-
fentlichen Kontroversen geraten. Präsenter sind die Widersprüche und Grenzen 
der bestehenden Flüchtlings- und Asylpolitik der Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedsstaaten. In diesem Zusammenhang konzentrierten sich die öffentlichen 
Debatten primär auf die dringlichsten Nöte und Probleme. Der Blick richtete 
sich auf die Gefahren der Fluchtrouten über das Mittelmeer und die vielen tragi-
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schen Schicksale, auf die Grenzen einer effektiven und flächendeckenden Hilfe 
für die Geflüchteten und auf die politischen Auseinandersetzungen zwischen den 
Regierungen, die eine zügige und adäquate Aufnahme und Unterbringung eher 
blockierten. Ein Themenbereich allerdings wurde und wird auf dieser Agenda 
stärker aus dem öffentlichen Interesse gedrängt: die Asylverfahren selbst. Ge-
genüber den politisch vermeintlich brisanteren Themen – etwa der Frage ›effek-
tiver‹ Grenzkontrollen, der Verteilung von Geflüchteten zwischen den Mit-
gliedsländern oder länderinternen ›Belastungs-‹ und ›Obergrenzen‹ – gerät die 
bürokratische Bearbeitung des Problems stärker aus dem Blickfeld. Dies ist er-
staunlich, weil im und durch das administrative Verfahren die Differenzierungen 
vorgenommen werden, die letztlich über den Verbleib, den Status und die Ge-
staltung des Aufenthalts von Asylsuchenden entscheiden. Damit sind sie zum ei-
nen aus Sicht der Antragstellerinnen und Antragsteller von zentraler Bedeutung 
für ihr persönliches Schicksal. Zum anderen ist die Arbeit der Behörden folgen-
reich, insofern als darüber die Durchlässigkeit territorialer Grenzen reguliert und 
gesellschaftliche Regeln über Zugehörigkeit und Nicht-Zugehörigkeit beständig 
eingesetzt, verändert oder reproduziert werden. Über Anerkennungs- und Ableh-
nungsquoten wird mehr oder weniger explizit kommuniziert, welche Gruppen 
von Migrierenden des Schutzes ›würdig‹ sind und welche nicht, woran wieder-
um eine Reihe weiterer Differenzierungen anknüpfen können. Gleichzeitig setzt 
sich ›der Staat‹ mit Entscheidungen über Schutzgewährung auch nach außen 
immer wieder selbst als legitimer Akteur in Szene, wobei völkerrechtlichen und 
menschenrechtlichen Verpflichtungen Genüge getan werden muss, die einem 
wie auch immer verstandenen ›nationalen Interesse‹ Grenzen setzen. Insgesamt 
bewegen Asylbehörden sich damit im Spannungsfeld konfligierender Anforde-
rungen und Ansprüche von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung, die im Verwal-
tungshandeln beständig kleingearbeitet werden müssen. 
Nun wäre es vermessen zu behaupten, Asylverwaltungen und Asylverfahren 
wären eine ›black-box‹, über die wir kaum etwas in der Öffentlichkeit mitbekä-
men. Ganz ohne Zweifel wird wiederkehrend und kontrovers darüber berichtet, 
wenn die bürokratische Prozessierung von Asylanträgen hakt. Immer wieder 
wird über erhöhte Verfahrensdauern, Bearbeitungsrückstaus und mangelnde 
Ausstattung der Behörden mit Personal und Ressourcen geklagt, die ein zügiges 
Abarbeiten verhindern. Berichte thematisieren auch Einzelschicksale mit ihren 
Fluchtbiographien, ihren Erfahrungen mit den Asylbehörden und den Folgen ab-
schlägiger Asylbescheide. Aber die eigentliche Praxis der Asylverwaltungen, die 
Kernarbeit und Routinetätigkeiten, bleiben von diesem öffentlichen Interesse 
weitestgehend unberührt.  
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Der vorliegende Sammelband möchte einen Beitrag zu diesem wenig er-
forschten Themenbereich liefern. Angesichts der Dringlichkeit der Probleme und 
der Geschwindigkeit, mit der die administrativen Verfahrensweisen immer wie-
der reformiert, verändert, improvisiert werden, scheint dies ein gewagtes Unter-
fangen. Wir plädieren jedoch dafür, einen Schritt zurückzutreten und den aufge-
heizten medialen und politischen Debatten mit einem sozialwissenschaftlichen 
Blick zu begegnen, der sich der Thematik mit einer größeren Distanz und Un-
aufgeregtheit zuwendet, ohne die konkreten Zwänge, Probleme und Nöte der Be-
troffenen aus dem Auge zu verlieren. Insbesondere möchte der Band eine Reihe 
von Fragen klären, die das Verwaltungshandeln selbst betreffen. Welchen 
Zwängen sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausgesetzt und wie werden 
sie den vielfältigen rechtlichen, administrativen und persönlichen Anforderungen 
an ihre Arbeit gerecht? Wie kommen sie zu Entscheidungen in den Einzelfällen, 
und welchen Kriterien folgen sie dabei? Welche Arten von Beziehungen unter-
halten die Behörden mit den Antragstellerinnen und Antragstellern und wie wer-
den diese reguliert oder organisiert? Welche Rolle spielen andere Organisationen 
(bspw. Rechtsberatungen, Nichtregierungsorganisationen) mit Blick auf die Er-
stellung und Überprüfung von Bescheiden? Der Vergleich des Verwaltungshan-
delns in mehreren europäischen Ländern (Deutschland, Österreich, Schweden 
oder die Schweiz) eröffnet ein differenziertes Bild, das sowohl deutliche Ge-
meinsamkeiten offenbart als auch interessante Unterschiede.  
Den Fokus auf die Behördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter zu legen, be-
deutet dabei nicht, die Lage der Asylsuchenden zu ignorieren. Denn eine Analy-
se des Verwaltungshandelns hilft auch, die Anforderungen, Zumutungen und 
Problemlagen mit zu reflektieren, mit denen sich geflüchtete Menschen konfron-
tiert sehen. Bescheide, die über das Schicksal von Einzelpersonen entscheiden, 
werden bürokratisch hergestellt, weshalb eine Analyse dieses ›Herstellungspro-
zesses‹ gleichzeitig auch eine ›Aufklärung‹ über die Lage der Antragstellerinnen 
und Antragsteller ist. Eine wissenschaftliche Aufarbeitung des Verwaltungshan-
delns ist zudem auch deshalb geboten, weil wir über die Arbeitssituation der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Asylbehörden Klarheiten gewinnen sollten. 
Dies scheint uns umso dringlicher, als es gerade das Personal der Asylbehörden 
ist, das in den medialen Debatten – nicht nur in Deutschland – angesichts langer 
Verfahrensdauern und strittiger Einzelfallentscheidungen wiederholt in den Fo-
kus der Kritik gerät. Die dem Verfahren inhärenten strukturellen (und damit 
auch schon vor der ›Krise‹ wirksamen) Widersprüche und Schwierigkeiten, mit 
denen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu kämpfen haben, werden dagegen 
selten öffentlich thematisiert, was nicht zuletzt in der oft begrenzten Transparenz 
des Verwaltungshandelns begründet liegt.  
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Im deutschsprachigen Raum gilt diese Wissenslücke auch für die sozialwis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema. Während die ›refugee stu-
dies‹ v.a. im angelsächsischen Raum ein seit Längerem etabliertes Forschungs-
feld sind, beginnt sich eine eigenständige ›Flüchtlingsforschung‹ in Deutschland 
gerade erst zu entwickeln. Bisherige Studien haben zudem eine meist rechts-  
oder politikwissenschaftliche Ausrichtung und beschäftigen sich primär mit der 
Makroebene des Asylrechts und der Asylpolitik (für viele andere siehe Bast 
2011, 2014; Bungenberg/Giegerich/Stein 2016; Engelmann 2014; Müller 2010; 
anders aber: Ellermann 2006, 2009; Schammann 2015). Andere, eher soziolo-
gisch angelegte Forschungsarbeiten befassen sich mit den Auswirkungen der Bü-
rokratie auf die Lebenswirklichkeit von Asylsuchenden (vgl. Täubig 2009; Frit-
sche 2012), den Folgen rechtlicher und bürokratischer Klassifizierungen aus un-
gleichheitssoziologischer Perspektive (vgl. Scherschel 2015; Pichl 2016; Scherr 
2015) oder untersuchen die Interaktionen bei – im Gegensatz zum administrati-
ven Verfahren öffentlichen – Gerichtsverhandlungen (vgl. Arndt 2015). Die für 
die Forschung mindestens ebenso interessante Frage nach der Verwaltungswirk-
lichkeit und dem konkreten Handeln der Verwaltungsmitarbeiterinnen und  
-mitarbeiter ist im deutschsprachigen Raum bislang kaum systematisch behan-
delt worden (wichtige Ausnahmen sind die Studien von Scheffer 2001; Probst 
2012; Dahlvik 2014 und Eule 2014). Diese Forschungsanstrengungen möchten 
wir durch den Sammelband weiter voranbringen. Ausgangspunkt des Buches 
sind Diskussionen, die wir am Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziolo-
gie im Oktober 2014 in einer Gruppe von Forscherinnen und Forschern geführt 
hatten, die sich mit dem ›Inneren‹ des Verwaltungshandelns befassen. Die For-
schungsergebnisse, die wir in diesem Band versammelt haben, machen deutlich, 
dass das methodische und theoretische Arsenal der Sozialwissenschaften, insbe-
sondere das der Organisations- und Verwaltungsforschung, in fruchtbarer Weise 
dafür genutzt werden kann, sowohl die Besonderheiten des Asylverfahrens her-
auszuarbeiten als auch das dort beobachtete berufliche Handeln als Handeln in 
staatlichen Verwaltungsbehörden allgemein zu verstehen.  
 
 
2. Asylverwaltungen im Fokus  
der soziologischen Forschung 
 
Im Rückgriff auf die lange Tradition der Erforschung bürokratischer Organisati-
onen innerhalb der Soziologie zeigt sich, dass die Probleme, mit denen Sachbe-
arbeiterinnen und Sachbearbeiter im Asylbereich konfrontiert sind, keineswegs 
immer außergewöhnlich sind. Im Gegenteil: Viele der dort beobachtbaren Prob-
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lematiken und Dilemmata sind auf typische und altbekannte Charakteristika öf-
fentlicher Verwaltungen zurückzuführen (vgl. Lipsky 2010). Drei dieser Span-
nungen und Dilemmata sind ausgemacht worden. Erstens ist auch für Asylver-
waltungen beobachtet worden, dass die Arbeit einem zunehmenden Prozess der 
Standardisierung unterworfen ist, der Folge der wachsenden rechtlichen Regulie-
rung, des neuen Managerialismus mit seiner Outputorientierung und den elekt-
ronischen Workflowsystemen mit ihren neuen Steuerungs- und Kontrollmög-
lichkeiten ist. Dieser Standardisierungsprozess kollidiert im Arbeitsalltag mit der 
Notwendigkeit von Handlungs- und Entscheidungsspielräumen im Einzelfall 
(vgl. Bovens/Zouridis 2002; Dunkerley et al. 2005; Rosenberger/König 2012). 
Gleichzeitig kann die Nutzung und Ausdeutung von Entscheidungsspielräumen 
seitens der Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter auch eine Ungleichbe-
handlung von ›Klientinnen‹ und ›Klienten‹ zur Folge haben (vgl. Lipsky 1984; 
Maynard-Moody/Musheno 2000, 2012; Brodkin 2008).  
Diese Spannung ist mit zwei anderen eng verbunden. Zweitens müssen Be-
hördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter den Produktivitätsanforderungen einer 
administrativen Massenabfertigung gerecht werden, zugleich aber eine den pro-
fessionellen Ansprüchen zufolge ›gute‹ Einzelfallprüfung durchführen, die bei 
negativem Bescheid auch noch gerichtsfest ist (vgl. Sorensen und Sorensen 
1974; Gilboy 1991; Loyens/Maesschalck 2010). Und drittens sind auch Status- 
und Machtbeziehungen innerhalb der Behörden von Relevanz, denn für den Ar-
beitsalltag suchen Entscheider und Entscheiderinnen praktische Handlungsauto-
nomie innerhalb von hierarchischen Steuerungs- und Kontrollstrukturen aufrecht 
zu erhalten (vgl. Triandafyllidou 2003; Bastien 2009; Evans 2011). Verwal-
tungshandeln auf dem ›street-level‹ ist folglich mit widersprüchlichen Anforde-
rungen und Problemlagen konfrontiert, die im Arbeitsalltag nicht leicht zu lösen 
sind. Das Personal entwickelt Handlungsroutinen und Wissensbestände, die 
nicht notwendigerweise den formalen Organisationsstrukturen und Arbeitsabläu-
fen entsprechen (vgl. Lipsky 1984; Bastien 2009; Schittenhelm 2015), aber 
Handlungsspielräume eröffnen und das Arbeitspensum zu erledigen erlauben 
(vgl. Jordan/Stråth/Triandafyllidou 2003). Diese Praktiken und Wissensbestände 
sind im Wesentlichen auch das, was Neulinge während ihrer Einstiegsphase und 
der innerbehördlichen Sozialisation erlernen (vgl. Reichers 1987; Heyman 
1995).  
Bei der Erforschung öffentlicher Verwaltungen stand häufig das sich wan-
delnde Verhältnis zwischen Staat und Bürgerinnen und Bürgern (mancherorten 
umgedeutet in eines der Dienstleistung zwischen Verwaltung und ›Kunden‹) im 
Mittelpunkt des Forschungsinteresses. Bei der Asylverwaltung hingegen geht es 
zunächst um die Entscheidung darüber, wer überhaupt zum Kollektiv derer mit 
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(über fundamentale Menschenrechte hinausgehenden) Rechtsansprüchen gehö-
ren soll (für Botschaftspersonal siehe Alpes/Spire 2014). Als ›gatekeeper‹ und 
›Grenzverwalter‹ ist sie im Kernbereich hoheitlichen Verwaltungshandelns an-
zusiedeln.  
Wie die in diesem Band versammelten Beiträge zeigen, spielen hier Interpre-
tationen, Klassifikationen und Kategorisierungen eine Rolle, die häufig schon im 
Vorfeld des ›bureaucratic encounters‹ vorgenommen werden. Zu nennen sind 
hier beispielsweise Visabkommen (Laube in diesem Band), die Definition ver-
meintlich ›sicherer‹ Herkunftsländer und die Erfassung, Verteilung und Nutzung 
biometrischer Daten (Amelung in diesem Band). Solche Vorannahmen können 
die Interaktionen zwischen Asylsuchenden und den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in den für erstinstanzliche Entscheidungen über Asylanträge verantwort-
lichen Behörden in erheblichem Maße vorstrukturieren. Der dort (nicht) verlie-
hene Schutzstatus wiederum ist von wesentlicher Bedeutung für die Beziehun-
gen zwischen Behörde und gesellschaftlicher ›Umwelt‹ (Zivilgesellschaft, Poli-
tik, Gerichte, Medien u.a.) einerseits, (ehemaligen) Antragstellerinnen und An-
tragstellern und anderen staatlichen Behörden andererseits. Insofern als aner-
kannte oder abgelehnte Antragstellerinnen und Antragsteller zum Subjekt einer 
Reihe staatlicher Interventionen (bspw. was ›Integrationsleistungen‹, die Durch-
setzung von Ausreiseaufforderungen usw. betrifft) werden können, wird der 
einmal verliehene Status zur wichtigen Grundlage nachfolgender Interaktionen 
und Auseinandersetzungen (siehe Eule, Fuchs und Küffner in diesem Band). Mit 
Entscheidungen über Schutzgewährung werden damit folgenreiche und im Kern 
moralische Bewertungen vorgenommen (vgl. Fassin 2005; Codó 2011).  
Neben grundlegenden Gemeinsamkeiten mit anderen Verwaltungszweigen 
weist die Arbeit der Asylbehörden Besonderheiten auf, die für ein Studium des 
street-levels besonders lehrreich und ergiebig sind. Die Erstellung sachlich und 
administrativ richtiger Bescheide ist zwar ein Kennzeichen aller antragprüfenden 
Verwaltungen, aber in wenigen anderen Bereichen sind die Voraussetzungen 
hierfür so schwierig wie im Falle des Asyls. Bescheide sollen sachlich richtig 
sein, obschon den Behörden zuweilen grundlegende Informationen und Doku-
mente fehlen – u.a. auch zu Namen, Alter und Herkunft der antragstellenden 
Person. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörden müssen eindeutige 
Entscheidungen fällen, aber ohne eine ausreichend klare Sachlage zu besitzen, 
weshalb die entscheidungsrelevanten Fakten und die darauf begründete Eindeu-
tigkeit im Verfahren erst generiert werden müssen (vgl. Probst 2011; siehe auch 
Dahlvik und Affolter in diesem Band). Im Bereich der Asylverwaltung kann eine 
mikrosoziologische Forschung dem Personal deshalb besonders gut dabei zu-
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schauen, wie Bürokratien Fälle konstruieren, Produktivität organisieren und bü-
rokratisches Handeln legitimieren (siehe Schneider/Wottrich in diesem Band).  
Aber noch ein anderer Aspekt des Arbeitsalltags in Asylverwaltungen ist be-
sonders lehrreich für die Erforschung staatlicher Bürokratien. In administrativer 
Hinsicht nämlich muss das Behördenpersonal rein bürokratisch, d.h. ohne Anse-
hen der Person – ›sine ira et studio‹ – entscheiden, obwohl die Interaktionen 
zwischen Behörden und Antragstellenden hochgradig emotional und normativ 
aufgeladen sind (siehe Fuchs und Küffner in diesem Band). Einerseits bleibt die 
emotionale Distanz des Behördenpersonals gegenüber den Antragstellerinnen 
und Antragstellern angesichts der dramatischen Lebensgeschichten und der weit-
reichenden Folgen (insb. abschlägiger) Bescheide brüchig (vgl. James/Killick 
2012; Fassin 2005). Andererseits wird die Glaubwürdigkeit der antragstellenden 
Person zu einem ebenso wichtigen Referenzpunkt bei der Fallbearbeitung und 
Entscheidungsfindung, wie die zusammengetragene, aber doch lückenhafte und 
unsichere Sachlage (siehe Dahlvik und Affolter in diesem Band). In beiderlei 
Hinsicht ist der street-level damit konfrontiert, dass die Fallbearbeitung und Ent-
scheidungsfindung kaum ohne Ansehen der Person, ohne Mitgefühl, Wut oder 
Leidenschaft vollzogen werden kann (vgl. Wettergren 2010). Immer wieder ha-
ben Untersuchungen dabei die zentrale Rolle des behördlichen Misstrauens, der 
›culture of disbelief‹ (vgl. Jubany 2011; Good 2015; Probst 2012; Affolter in 
diesem Band), im Umgang mit Asylanträgen hervorgehoben. Den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Asylverwaltungen können wir damit ebenfalls dabei 
zusehen, wie sie die Handlungslogik und das Selbstverständnis bürokratischer 
Organisationen gegenüber den Zumutungen der Komplexität der sozialen Welt 




3. Asylverwaltung als komplexer Handlungs-
zusammenhang: Politik, Gesellschaft und  
›street-level bureaucracy‹ 
 
Der vorliegende Sammelband reiht sich damit in eine Reihe von Studien zur 
Asylverwaltungsforschung ein, die die Komplexitäten der Sachbearbeitung zum 
Gegenstand haben.1 Die hier versammelten Beiträge bestätigen den Ertrag einer 
                                                           
1  Zu diesen Studien gehören bspw. Alpes/Spire 2014; Dahlvik 2014; Eule 2014; 
Gibb/Good 2013; Good 2015; Hamlin 2014; James/Killick 2012; Jubany 2011; 
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solchen Fragestellung. Sie eint ein Interesse an einer mikroanalytischen Betrach-
tungsweise administrativen Handelns. Die Mehrzahl von ihnen basiert auf quali-
tativen empirischen Studien, die sich ethnographischer Methoden bedienen; das 
präsentierte Material besteht aus Interviews, Akten und Beobachtungsdaten. Im 
Fokus steht das praktische Tun der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die für den 
Vollzug der auf europäischer oder nationaler Ebene beschlossenen Gesetze und 
Politiken verantwortlich sind. Der fallanalytische und ländervergleichende An-
satz erlaubt es zudem, theoretische, methodologische und empirische Fragen 
nach den Eigenlogiken und Spannungsmomenten, den Grenzziehungen, wech-
selseitigen Beeinflussungen und Dynamiken zwischen den Behörden und ihrer 
gesellschaftlichen Umwelt zu beantworten. Über Fragen der Implementation hi-
nausgehend möchte der Sammelband damit insgesamt zu einem tiefergehenden 
Verständnis bürokratischen Handelns im speziellen Bereich des Asyls und der 
dafür relevanten Kontextbedingungen beitragen. 
Das Buch ist in drei Teile gegliedert. Teil I versammelt Beiträge, die die po-
litische Konstruktion eines europäischen Asylverwaltungsraums aus unterschied-
lichen Perspektiven beleuchten. NINA AMELUNG befasst sich in ihrem Aufsatz 
mit Politikinstrumenten in der europäischen Asylpolitik und fokussiert dabei 
insbesondere die Rolle von Experten und Expertise. Sie unterscheidet zwischen 
vier verschiedenen Typen solcher Politikinstrumente: den rechtsverbindlichen 
Regelungen (Verordnungen und Richtlinien), den freiwilligen Kooperations-
maßnahmen (Umsiedlungsprogramme und ihre Anreizstrukturen), den indirekten 
Steuerungsmaßnahmen über ›capacity building‹ (etwa durch Schulungspro-
gramme) oder über ›monitoring‹ (bspw. durch Berichterstattung und Datenban-
ken). In einem Überblick über die Entwicklung europäischer Politikinstrumente 
zeigt sie auf, wie diese in der Praxis der Mitgliedsstaaten unterschiedlich genutzt 
– oder nicht genutzt – werden. Aus sozialkonstruktivistischer Sicht werden am 
Beispiel des Instruments EURODAC auch die nicht-intendierten (Neben-)Folgen 
europäischer Asylpolitik analysiert und kritisch hinterfragt. Politikinstrumente 
sind für die Autorin deshalb von Bedeutung, da sie Vorstellungen, Wissensbe-
stände und Praktiken etablieren, die das Verhältnis von regulierenden Institutio-
nen organisieren und lenken. Bei der Nutzung und Verbreitung solcher Instru-
mente können sehr heterogene Akteursgruppen aus unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Teilbereichen einbezogen werden, womit der Einflussbereich der-
selben wesentlich erweitert werden kann. An EURODAC lässt sich dabei veran-
                                                           
Mountz 2010; Probst 2012; Schoultz 2014; Spire 2007; Wettergren/Wikström 2014; 
Whyte 2015. 
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schaulichen, wie expertisebasierte Instrumente einen Regelungsbereich naturali-
sieren, neutralisieren und damit auch entpolitisieren.  
LENA LAUBE interessiert sich ebenfalls für die politisch-regulatorische Kon-
struktion von Asyl, hier vor allem durch eine Untersuchung der Zuwanderungs-
optionen, die die Europäische Union durch ihre Migrations- und Asylpolitik er-
öffnet oder verbaut. Ihre konkrete Fragestellung zielt auf die engen Verknüpfun-
gen zwischen dem Feld des Asyls und jenem der Visapolitik. Aus diachroner 
Perspektive macht sie im Wandel von Visapolitiken seit dem zweiten Weltkrieg 
drei Phasen aus, die sie mit Blick auf ihre Folgen für Asylsuchende analysiert. 
Fungierte während der ersten Phase die Praxis der Visabefreiung noch vornehm-
lich als symbolischer Akt, als »Geschenk« und außenpolitisches Signal in dip-
lomatischen Beziehungen zwischen Staaten, so ist die zweite Phase durch ver-
mehrte Restriktionen und die (Wieder-)Einführung der Visumspflicht für be-
stimmte Herkunftsländer gekennzeichnet. In dieser Phase entwickeln sich engere 
Verkopplungen zwischen Visa- und Asylpolitik; zugleich wird das Politikfeld 
auf europäischer Ebene stärker vergemeinschaftet. LAUBE zufolge lässt sich in 
der aktuellen dritten Phase Visafreiheit v.a. als gewichtiges Pfand in den Ver-
handlungen der EU mit Nachbarländern verstehen, wie sich am Beispiel der 
Verhandlungen mit der Türkei eindrücklich zeigt. Die auf politischer Ebene be-
schlossenen Abkommen über Reisefreiheiten bzw. -einschränkungen können 
spürbare Auswirkungen auf die Asylfrage haben, denn mit der Visumsbefreiung 
geht oftmals die Annahme einher, dass in diesen Ländern keine Verfolgung dro-
he. Visapolitik erweist sich damit als konstitutiver Bestandteil eines europäi-
schen Feldes der Verwaltung von Asyl. 
Vor dem Hintergrund der europäischen Asyl- und Migrationspolitik werden 
in Teil II des Bandes die Behörden, die in erster Instanz über Asylanträge ent-
scheiden, fokussiert. Hier geht es um Verwaltungshandeln an den ›front-lines‹ 
nationaler Asylbehörden. Die drei Beiträge eint die Frage danach, welche Wis-
sensformen für Verwaltungspraktiken in spezifischen Kontexten relevant sind, 
welche Handlungsmuster die behördliche Praxis anleiten und wie Organisations-
strukturen und Arbeitsabläufe auf Entscheidungspraktiken einwirken.  
Der Beitrag von STEPHANIE SCHNEIDER und KRISTINA WOTTRICH greift dafür 
zunächst die europäische Problemperspektive auf. Sie interessieren sich für die 
Frage, ob und in welcher Weise die eingespielten Arbeitsroutinen und Wissens-
bestände des street-levels von den Bemühungen der Europäischen Union um ei-
ne Harmonisierung der Asylverfahrenspraxis irritiert oder verändert werden. Ihre 
behördenvergleichende Untersuchung schwedischer und deutscher Asylbehörden 
richtet den Blick auf ein europäisches Schulungsprogramm für Asylsachbearbei-
terinnen und -sachbearbeiter (das EASO-Training Curriculum) und auf dessen 
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Aufnahme durch das Behördenpersonal. Am Beispiel der Anhörungspraxis zei-
gen die Autorinnen, dass die Anforderungen einer optimierten, sozialwissen-
schaftlichen Techniken entsprechenden Gesprächsführung, die im ETC propa-
giert werden, bei den Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern durchaus auf of-
fene Ohren stoßen, zumal die Methoden auch im Sinne einer Entlastung oder 
Arbeitserleichterung angewandt werden können. Die konkrete Aneignung und 
Anwendung des neuen Wissens erfolgt jedoch selektiv und mit Blick auf die Lö-
sung konkreter, praktischer Probleme. Diese wiederum sind wesentlich durch die 
organisationalen Bedingungen, Leitbilder und Arbeitsroutinen geprägt. Hier ar-
beiten die Autorinnen unterschiedliche Verfahrensmuster und -stile heraus, da in 
schwedischen und deutschen Behörden die Fallbearbeitung tendenziell mehr 
Gewicht auf Mündlichkeit oder Schriftlichkeit, kollektive oder individuelle Zu-
ständigkeit, Konsensorientierung oder Konflikthaftigkeit legt.  
Die Asylverfahrenspraxis ist damit auf der lokalen Ebene zwar irritierbar, 
aber folgt im Wesentlichen den auf dem street-level etablierten Arbeitsroutinen 
und Wissensbeständen. Die Trägheit des eingespielten Verwaltungshandelns 
scheint vor allem an der Informalität der Arbeitsroutinen und Wissensbestände 
zu liegen, mit denen sich JULIA DAHLVIK in ihrem Beitrag befasst. Sie zeigt an-
hand ihrer ethnographischen Studie im österreichischen Bundesamt für Frem-
denwesen und Asyl, dass der organisationssoziologische Forschungsstand in der 
Untersuchung von Asylbehörden fruchtbar eingesetzt werden kann, um zentrale 
strukturelle Dilemmata zu identifizieren, die das Arbeiten in der Asylbehörde 
kennzeichnen. Vor allem spielen die Dilemmata »Verantwortung vs. Distanzie-
rung« und »Eindeutigkeit vs. Ungewissheit« im Asylverfahren eine besondere 
Rolle. Dies liegt zum einen daran, dass im Asylbereich mehr auf dem Spiel steht, 
als in den meisten anderen staatlichen Verwaltungsbereichen; zum anderen 
herrscht durch den Mangel an Beweisen ein besonders hohes Maß an Ungewiss-
heit. DAHLVIK zeigt auf, wie in der alltäglichen Bearbeitung dieser Dilemmata 
Formalität und Informalität als soziale Ordnungsformen wechselseitig zum Tra-
gen kommen. Während die alltäglichen sozialen Prozesse in der Behörde eher 
durch Informalität geregelt sind, durchlaufen die informellen Praktiken (mehr 
oder weniger erzwungene) Prozesse der Formalisierung, wie DAHLVIK am Bei-
spiel der ›Faktisierung‹ und der Verschriftlichung demonstriert. Der Beitrag ver-
deutlicht, wie die strukturellen Spannungen in der täglichen Arbeit über die sozi-
ale Konstruktion von Fakten im Zusammenspiel von Formalität und Informalität 
bearbeitet werden.  
Diesem Erkenntnisinteresse folgend beschäftigt sich LAURA AFFOLTER in ih-
rem Beitrag ebenfalls mit der Herstellung von Entscheidungswissen. Aus wis-
senssoziologischer Perspektive befasst sie sich hierbei mit der Verfahrenswirk-
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lichkeit innerhalb der Direktion Asyl des schweizerischen Staatssekretariats für 
Migration (SEM). Aufbauend auf der Weberianischen Unterscheidung von Fach- 
und Dienstwissen zeigt sie, wie im und durch das Asylverfahren verschiedene 
Wissensformen produziert und mobilisiert werden. Ihre ethnographischen Feld-
beobachtungen zeigen, dass die Einschätzung von Wahrscheinlichkeiten für ver-
gangene und zukünftige Verfolgung im Verfahren eine ganz entscheidende Rolle 
einnimmt. Die Mehrheit der ablehnenden Bescheide wird nicht mit fehlenden 
Voraussetzungen bezüglich der Flüchtlingseigenschaft, sondern mit der Un-
glaubhaftigkeit von Asylvorbringen begründet. Dies erklärt sich nach AFFOLTER 
v.a. durch das dem Verfahren inhärenten institutionelle Misstrauen und über die 
Art und Weise, wie im Asylverfahren Entscheidungswissen hergestellt wird. Sie 
zeigt, dass ›Widersprüche‹ das meist verwendete Kriterium zur Feststellung von 
Unglaubhaftigkeit sind und dass das Personal hierfür Fragestrategien und Prakti-
ken entwickelt und nutzt, um diese nachweisen zu können. Der Autorin zufolge 
müssen administrative Verfahren »praktische Gewissheit« schaffen, die sich 
auch für die Sachbearbeiterinnen und -sachbearbeiter als »gefühlte Sicherheit« 
eignet. Dadurch, dass dieses implizite Wissen nicht allgemein zugänglich ist, 
entfaltet das in der Behörde produzierte Entscheidungswissen seine Macht. 
Nachdem der zweite Teil des Buches v.a. mit der Herstellung von administ-
rativen Entscheiden im Asylverfahren betraut war und verdeutlicht hat, auf wel-
chen Voraussetzungen die Praxis der erstinstanzlichen Asylvergabe beruht, geht 
es im dritten Teil darum, den Blick für die Beziehungen zwischen Asylbehörden 
und der gesellschaftlichen Umwelt zu öffnen. Deutlich wird dabei, dass die im 
administrativen Verfahren getroffenen Entscheidungen ihrerseits zum Gegen-
stand von Aushandlungen, Konflikten und Umdeutungen zwischen unterschied-
lichen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren werden. Nichtregierungsorga-
nisationen und Protestgruppen, Rechtsberaterinnen und -berater, Anwältinnen 
und Anwälte, Kommunen, die Medien und viele andere Akteure begleiten die 
administrative Bearbeitung der Asylanträge oder suchen diese über die jeweili-
gen Instanzen und Stadien des Verfahrens zu beeinflussen. Diese vielfältigen 
Beziehungen und Interaktionen verdeutlichen, dass die Handlungsfähigkeit und 
Effektivität des Verwaltungshandelns im Wesentlichen auch durch externe Fak-
toren geprägt wird. Die hier versammelten Beiträge folgen dem Verfahren und 
offenbaren die Bedeutung der gesellschaftlichen Umwelt bei der Fallbegleitung, 
der gerichtlichen Überprüfung und der drohenden Abschiebung.  
Das Verhältnis zwischen Verwaltung und Zivilgesellschaft thematisiert 
TOBIAS EULE. Er befasst sich mit kommunalen Ausländerbehörden in Deutsch-
land, die im Bereich des Asyls die wichtigsten, nicht mit dem Asylantrag selbst 
verknüpften Aufgaben übernehmen (bspw. Aufenthaltserlaubnis, Abschiebung 
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oder Einbürgerung). Im Zentrum seines Beitrags steht die Frage nach den Bezie-
hungen zur lokalen Zivilgesellschaft, denn in der Diskussion wird davon ausge-
gangen, dass dieses Verhältnis ein primär konfliktives sei. Seine längeren ethno-
graphischen Feldforschungen zeichnen diesbezüglich ein erstaunliches Bild, 
denn das Personal der Ausländerbehörden und Akteure der lokalen Zivilgesell-
schaft unterhalten sehr oft persönliche und vertrauensvolle Beziehungen und ar-
beiten informell recht eng zusammen. Hinzu kommen ein größeres Verständnis 
für die jeweils andere Seite und eine größere Anerkennung der jeweiligen Ar-
beit. Obschon die zivilgesellschaftlichen Akteure immer noch ›kritische Beglei-
ter‹ sind, so ist das Verhältnis heute weniger konfliktiv und primär kooperativ 
oder unterstützend. Hierfür macht EULE drei Entwicklungen verantwortlich. Zu-
nächst verweist er auf die Liberalisierung des Migrationsrechts, denn die stärkere 
Orientierung am Migrationsmanagement schafft mehr Spielräume für positive 
Bescheide. Sodann verweist er auf den staatlichen Ausbau von integrationsför-
derlichen Maßnahmen, die für viele zivilgesellschaftliche Akteure neue Betäti-
gungsfelder schaffen. Und schließlich sieht er eine Öffnung der restriktiven Poli-
tik vieler Kommunen durch die Orientierung am Leitbild der ›Willkommensbe-
hörden‹. 
Das Interesse an zivilgesellschaftlichen Organisationen teilt JOHANNA 
FUCHS. In ihrem Beitrag konzentriert sie sich aber auf die nichtstaatlichen 
Hilfswerke, die sich auf Rechtsberatung und -vertretung in Fragen des Asyl- und 
Ausländerrechts spezialisiert haben. Ihre ethnographischen Feldforschungen hat 
sie in der Schweiz durchgeführt und möchte auf dieser Grundlage klären, in wel-
cher Form diese Akteure in die rechtliche Konstruktion von ›Fällen‹ involviert 
sind und welchen Zwängen eine erfolgreiche Konstruktion administrativ an-
schlussfähiger Fallgeschichten unterliegt. Sie geht davon aus, dass Rechtsberate-
rinnen und -berater im Wesentlichen die Aufgabe der ›Übersetzung‹ – zwischen 
der Lebenswirklichkeit der Asylsuchenden und den Kriterien des Rechts – über-
nehmen. Die Praxis der Rechtsberatung bewegt sich dabei an der Schnittstelle 
zwischen den Behörden und den Asylsuchenden. Um aus dem, was die Asylsu-
chenden in der Beratung erzählen, eine verfahrenstaugliche Geschichte zu ma-
chen, müssen Fallgeschichten kreativ an bestehende rechtliche Kategorien und 
entscheidungsrelevante Kriterien angepasst und plausibel gemacht werden. 
Fuchs stellt die Ergebnisse einer ethnographischen Fallanalyse dar und zeigt, wie 
im Verlauf von sechs Monaten drei unterschiedliche Fallgeschichten hergestellt 
wurden, die sich allerdings nie vollständig in die jeweilige rechtliche Kategorie 
integrieren ließen. Sie zeigt auch, wie Rechtsberatung vielfältige, zum Teil wi-
dersprüchliche Fallgeschichten generiert, die ihrerseits in ein Netz vorangegan-
gener oder parallel verlaufender ›Übersetzungen‹ einfließen. Obschon Rechtsbe-
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ratung explizit eine Vermittlungs- und Übersetzungsfunktion übernimmt, spielen 
diese Akteure somit auch eine Rolle als ›Gatekeeper‹ zum gerichtlichen Verfah-
ren. 
CARLA KÜFFNER schließlich demonstriert, dass auch in letzter Instanz ableh-
nende Entscheidungen noch Teil gesellschaftlicher Auseinandersetzungen sind. 
Am Beispiel der (Nicht-)Durchsetzung von Abschiebungen in Österreich und 
Deutschland untersucht sie, über welche Handlungsspielräume ausgesuchte Ak-
teure zu unterschiedlichen Zeitpunkten des Abschiebeprozesses jeweils verfü-
gen. Von juristischen Interventionen über Aushandlungen, öffentlichen Protest 
und zivilen Ungehorsam bis hin zu widerständigen Körperpraktiken analysiert 
sie Abschiebungen als umkämpften Prozess. Die Handlungsmacht der Akteure 
ist darin ein gewichtiger, nicht zu vernachlässigender Faktor. Während der Aus-
gang der Auseinandersetzungen nicht im Vorhinein feststeht, bleibt am Ende 
doch meist die Abschiebbarkeit bestehen und ist die Nichtabschiebung fragil und 
temporär. In ihrem Ausblick stellt KÜFFNER daher die Frage nach der gesell-
schaftlichen Funktion von Abschiebbarkeit und Nichtabschiebung. Wenn Ab-
schiebungen nicht durchgesetzt werden, handelt es sich dabei nicht schlicht um 
ein Kontrolldefizit, sondern auch um Abschiebepolitik als Steuerungsinstrument. 
Denn im Wissen um prinzipielle Abschiebbarkeit werden rechtliche Unsicher-
heit und Prekarität hergestellt und darüber die »Regierung der Durchlässigkeit« 
erleichtert, was sich bspw. auch auf den informellen Arbeitsmarkt auswirken 
kann. Zweitens gilt es Küffner zufolge, Nichtabschiebung aus der Perspektive 
der Autonomie der Migration, von den »Kämpfen der Migration« aus zu verste-
hen und damit auch die »Instabilitäten der Hegemonie« zu erfassen. 
Die Beiträge dieses Sammelbands bestätigen auf vielfältige Weise, wie vor-
aussetzungsvoll der administrative Vollzug im Bereich des Asyls ist. Politik und 
Recht können zwar bindend festlegen, welche Rechte Asylsuchende haben und 
welche Verfahren zur Überprüfung der Anspruchsberechtigung einzuhalten sind. 
Aber letztendlich liegt es am Personal auf dem street-level, den Arbeitsauftrag 
zu erfüllen. Wie wir gesehen haben, sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
ein Geflecht von persönlichen und materialen Beziehungen eingebunden, die als 
Last und Chance zugleich in Erscheinung treten. Asyl- und dienstrechtliche Be-
stimmungen bieten entlastende Entscheidungshilfen bei der Fallbearbeitung, ste-
hen aber unter Umständen einer adäquaten Bewertung des konkreten Einzelfalls 
im Wege. Datenbanken und Computerprogramme können Wissenslücken 
schließen und Unsicherheit reduzieren, aber überbrücken damit nicht die Ver-
ständigungsprobleme zwischen Asylsuchenden und Behördenpersonal. Rechts-
beraterinnen und -berater und zivilgesellschaftliche Organisationen können zwar 
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Behörden bei der Begleitung und Betreuung von Asylsuchenden unterstützen, 
aber auch Verfahrensabläufe erschweren oder torpedieren.  
Die Beiträge dieses Sammelbandes geben beredtes Zeugnis dafür ab, dass 
das Verwaltungshandeln zwar in den Händen einzelner Behördenmitarbeiterin-
nen und -mitarbeiter liegt, aber ein kollektiver – zum Teil kooperativer, zum Teil 
konfliktiver – Handlungszusammenhang ist, der weit über den Schreibtisch des 
betreffenden Personals hinausreicht. Dieser durchweg kollektive Handlungszu-
sammenhang, in den der street-level eingebunden ist, wird auch für die relative 
Trägheit der Verwaltungspraxis verantwortlich sein. Denn diese Praxis fußt auf 
eingespielten und gemeinsam getragenen Wissensbeständen und Arbeitsrouti-
nen. Veränderungen können nicht punktuell ansetzen, ohne die Verwobenheit 
administrativer Wissensbestände und Arbeitsroutinen zu adressieren. Für all die-
jenigen, die Verwaltungsapparate reformieren, in die eine oder andere Richtung 
steuern oder im Sinne ihrer Anliegen bewegen möchten, stellt diese Trägheit ein 
Ärgernis dar. Es gehört zur Herrschaft der street-level Bürokratie, dass sie die 
Zwänge der bestehenden Verwaltungspraxis perpetuiert – gegenüber ihrem eige-
nen Personal wie auch gegenüber ihrer Umwelt.  
Für die Asylsuchenden ist dieses Ärgernis besonders bedrückend, denn sie 
werden einer Verwaltungspraxis unterworfen, deren Spielregeln sie nicht kennen 
und kaum beeinflussen können. Das physische Gewaltmonopol wird für sie un-
mittelbar greifbar, denn die Behörden entscheiden ja auch über Wohnorte, Mobi-
lität und Verbleib im Land. Gleiches gilt aber auch für das symbolische Gewalt-
monopol, denn die Legitimierung bürokratischer Herrschaft als ein Betrieb sach-
lich und rechtlich eindeutiger Entscheidungsfindung delegitimiert zugleich all 
diejenigen Asylsuchenden, deren Ansprüche sie abweist.  
Allerdings sind Bürokratien nicht immun gegen Wandel. Veränderungen der 
Verwaltungspraxis können aber nur Wirkung zeigen, wenn sie nicht allein an 
den formalen Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufen ansetzen, sondern an 
den informellen Wissensbeständen und Handlungsroutinen selbst. Die im Asyl-
verfahren angelegten Widersprüche, Konflikte und Zumutungen werden aber 
nicht verschwinden, da sie zu den Strukturelementen der Verwaltungswirklich-
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Die politische Konstruktion  





Politikinstrumente in  
der europäischen Asylpolitik:  







Die Politikinstrumentenforschung findet zunehmend Verbreitung (vgl. Hood 
2007; Lascoumes/Le Galès 2007), auch in Bezug auf europäische Politikverfah-
ren. Allerdings ist das bislang vor allem in einzelnen Politikbereichen, wie in der 
Umwelt-, Forschungs-, Gleichstellungs- und gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik der Fall (vgl. Bruno/Jacquot/Mandin 2006; Menon/Sedelmeier 2010; 
Voß 2010; Voß/Simons 2014) und noch nicht systematisch für den Bereich der 
Asylpolitik. Konventionelle Forschung zu Politikinstrumenten befasst sich mit 
der Auswahl von Politikinstrumenten und deren Implementierung. Sie nimmt 
dabei eine funktionalistische Perspektive ein, in der Politikwerkzeuge der Prob-
lemlösung im Politikprozess dienen und hinsichtlich ihrer Eignung und Effizienz 
zur Problemlösung untersucht werden (vgl. Linder/Peters 1990). Im Kontrast da-
zu wird hier eine sozialkonstruktivistische Sicht eingenommen, die Implikatio-
                                                           
1  Ich bedanke mich bei Christian Lahusen, Stephanie Schneider, Tillmann Loehr, Eric 
Töpfer und Corinna Amelung für hilfreiche Kommentare zu früheren Versionen die-
ses Kapitels. Dieses Kapitel wäre ohne die Kenntnisse, die ich in jahrelanger Zusam-
menarbeit mit Kolleginnen und Kollegen der Innovation in Governance Research 
Group unter Leitung von Jan-Peter Voß an der TU Berlin und der gemeinsamen theo-
retischen und empirischen Arbeit zu Politikinstrumenten erlangt habe, nicht entstan-
den. Alle verbliebenen Fehler habe ich alleinig zu verantworten. 
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nen dieser funktionalen Instrumentierung offen legt und kritisch hinterfragt. Inst-
rumentierung produziert eigene Effekte auch jenseits der ihr zugeschriebenen 
Ziele der Problemlösung (vgl. Hood 2007; Lascoumes/Le Galès 2007). Das re-
sultiert daraus, dass Politikinstrumente als Träger von Vorstellungen über die 
Rolle und das Verhältnis von regulierenden Institutionen in der EU oder eines 
Staates zur Gesellschaft verstanden werden. Eine sozialkonstruktivistische Pers-
pektive interessiert sich dafür, in welcher Weise Politikinstrumente kondensier-
tes Wissen über die Art von Regierungstätigkeiten konstituiert, das als legitim 
und effektiv erachtet wird. 
Den Mehrwert einer solch konstruktivistischen Perspektive auf Dynamiken 
der Instrumentierung für die Migrationsforschung sehen Trauner und Wolff 
(2014) vor allem darin, dass diese Perspektive Einflüsse auf die Migrationspoli-
tik offen legt, die sonst unentdeckt bleiben können. Ihr eigener Beitrag zur euro-
päischen migrationsorientierten Public Policy Forschung (Trauner/Wolff 2014) 
beschäftigt sich mit einer spezifischen Frage. Sie analysieren, wie Politikinstru-
mente, die als Instrumente der EU-Außenpolitik bereits etabliert sind, sich über 
die Zeit in konstanter Interaktion mit Drittstaaten und internationalen Organisa-
tionen weiterentwickeln. Auf diesem Weg werden die spezifischen Einflüsse von 
Drittstaaten und internationalen Organisationen über die Mitgestaltung von sol-
chen Instrumenten auf die Entwicklung der außenpolitischen Komponente der 
EU-Migrationspolitik aufgezeigt. Diese Einflüsse, so ihr Ausgangspunkt, ist die 
Forschungslücke, die lange Zeit vernachlässigt wurde und die sie auf diesem 
Weg adressieren. 
Wenn der Blick auf die Nebeneffekte der Instrumentierung gerichtet wird, 
wird sichtbar, welchen Akteuren und welchen Zwecken Instrumente tatsächlich 
dienlich sind. Verfolgt man die Entwicklung und Etablierung von Instrumenten 
im zeitlichen Verlauf, wird erkennbar, wie Instrumente nicht zwingend oder 
nicht ausschließlich zur Erreichung der ihnen zugeschriebenen Ziele nützen, 
sondern dass sie die Legitimierung von anderen Zwecken manifestieren. Trauner 
und Wolff lassen sich für die Übertragung auf migrationspolitische Instrumente 
durch Beispiele der neueren umweltpolitischen Instrumente in der EU inspirieren 
(vgl. Halpern 2010; Trauner/Wolff 2014). Dort wird dieser Ansatz in Bezug auf 
neu eingeführte marktbasierte Instrumente sowie freiwillige Vereinbarungen ge-
nutzt. Bei diesen Beispielen zeigt sich bei der Anwendung einer solchen Pers-
pektive, dass häufig der innovative Charakter dieser Instrumente in den Vorder-
grund gestellt wird. Dies geschieht allerdings vor allem um insbesondere die Le-
gitimation der umweltpolitischen Kompetenz der EU-Institutionen zu unterstrei-
chen. Dabei werden jedoch häufig Instrumente von internationaler oder nationa-
ler Ebene nur übernommen. Zusätzlich zeigt sich in solchen Analysen, dass diese 
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Instrumente vor allem bestimmten Akteursgruppen dienen, die über sie Zugang 
zur Umweltpolitik der EU erhalten. 
In der soziologischen Asylforschung hat die in angrenzenden Forschungsfel-
dern existierende oder sich etablierende Forschung zu Politikinstrumenten bis-
lang noch keinen Niederschlag gefunden. Das ist umso erstaunlicher, da For-
schung zu einzelnen europäischen asylpolitischen Instrumenten bereits ausge-
prägt stattfindet.2 In diesen Untersuchungen werden aber Konzepte der sozial-
konstruktivistischen Politikinstrumentenforschung nicht genutzt. Dabei liegt es 
nahe, an diese in der europäischen Asylforschung anzuschließen, wie ich in die-
sem Beitrag erläutern werde. Meine Überlegungen entwickle ich auch vor dem 
Hintergrund, dass andere an sozialkonstruktivistische Politikinstrumentenfor-
schung anschlussfähige Konzepte, wie zum Beispiel zu den Themen Expertise 
und Experten im Politikprozess, durchaus Beachtung in der Asylforschung fin-
den. Forschung zu diesen Themen hat dazu beigetragen, die Rolle von verschie-
denen Wissenskulturen in Asylverwaltungen für die Legitimation von politi-
schen Entscheidungen in EU-Mitgliedsstaaten als auch auf EU-Ebene offenzule-
gen und die Beeinflussung von asylpolitischen Normen durch die Einbeziehung 
von Experten und bestimmten Formen der Wissensproduktion zu erkennen (vgl. 
Boswell 2012; Boswell/Geddes 2011). Darüber hinaus haben andere Perspekti-
ven dazu beigetragen, die Einflüsse von Praktiken von Experten(netzwerken) aus 
asylpolitischen, verwaltungstechnischen und exekutierenden sozialen (Professi-
ons-)Gruppen (inklusive Administration, Polizei und Militär, aber auch Medien, 
NGOs, Aktivisten) mit ihren spezifischen Expertisen aus ihren jeweiligen sozia-
len (Arbeits-)Welten zur Strukturierung einzelner Politiken und Politikfelder 
besser zu verstehen. Anhand dessen lassen sich beispielsweise die Auswirkun-
gen des europäischen sicherheitspolitischen Feldes und der dort vorherrschenden 
Paradigmen von innerer Sicherheit, Abwehr von illegaler Migration und Ausbau 
von Kontrolle und Überwachung auf die Ausgestaltung und Bedeutungszu-
schreibung von asylpolitischen Maßnahmen nachvollziehen (vgl. Bigo 2014). 
Durch die Untersuchung der Entwicklung und Implementierung von europäi-
schen Politikinstrumenten – wie zum Beispiel EURODAC als Instrument zur 
Datenerfassung und zum Abgleich von Fingerabdrücken von Asylsuchenden – 
kann das Entstehen und Zusammenwirken von spezifischen Expertennetzwerken 
                                                           
2  Beispiele dafür sind Instrumente wie die Datenbank EURODAC zur Erfassung von 
Fingerabdrücken von Asylsuchenden (vgl. Ploeg 1999; Schuster 2011), sowie Instru-
mente der Asylstatistik (vgl. Mouzourakis 2014) oder das Instrument des sicheren 
Herkunftsstaatenkonzeptes (vgl. Byrne/Shacknove 1996; Goodwin-Gill 1992; Gurzu 
2012; Hunt 2014). 
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zur Koordination des Instrumentes verfolgt werden. Solche Expertennetzwerke 
bestehen aus heterogenen Expertengruppen wie politischen Entscheidungsträ-
gern, Asylverwaltung, Sicherheitstechnik, Polizei etc. Dabei lässt sich neben der 
den Expertengruppen jeweils eigenen epistemischen Rahmung die Verhandlung 
von gemeinsamen Deutungen von Problemen, Zwecken und Funktionen des Ins-
trumentes beobachten. Damit verbunden kann dann beispielsweise die Ausbrei-
tung von impliziten politischen Präferenzen und Problemrahmungen über Poli-
tikebenen hinweg und über die unmittelbare Instrumentenentwicklung und  
-implementierung hinaus analysiert werden. 
Es geht in diesem Beitrag also darum, die Fragen zu beantworten: Welchen 
Mehrwert bringt eine sozialkonstruktivistische Perspektive auf Politikinstrumen-
te in der europäischen Asylpolitik- und Asylverwaltungsforschung? Wie kann 
diese an bestehende Perspektiven auf Experten und Expertise in der Asylfor-
schung anschließen? 
Dieses Kapitel, das vor allem als theoretischer Beitrag zur Forschungslitera-
tur gedacht ist, möchte als Vorschlag gelten, sozialkonstruktivistische Perspekti-
ven auf Politikinstrumente in der europäischen Asylpolitik und Asylverwaltung 
aufzunehmen. Damit lassen sich erstens die mit ihnen einhergehenden Fest-
schreibungen von Vorstellungen über das Ordnungsverhältnis von Regierungs- 
bzw. Regulierungsinstanzen und Gesellschaft offen legen, die inhärent im Spezi-
alwissen von Experten zu spezifischen Politikinstrumenten sind. Zweitens kann 
das Sozialleben von Politikinstrumenten sichtbar gemacht werden, d.h. wie hete-
rogene Akteure aus Wissenschaft, Politik, Verwaltung und Wirtschaft durch ver-
schiedene miteinander vernetzte Tätigkeiten dazu beitragen, Instrumente zu arti-
kulieren, zu stabilisieren, zu implementieren und zu verbreiten. Auf diesem Weg 
können dann auch drittens Nebeneffekte von Instrumenten, wie zum Beispiel die 
schleichende Erweiterung von deren Funktionsbestimmungen oder Neudeutun-
gen, sichtbar und nachvollziehbar gemacht werden.  
Zu diesem Zweck gliedert sich dieses Kapitel in vier Teile. Der folgende Ab-
schnitt gibt einen empirischen Überblick über die Landschaft der europäischen 
Politikinstrumente, die den europäischen Asylverwaltungsraum konstituieren. In 
dem daran anschließenden Abschnitt zeigt sich, wie verschiedene Konzepte von 
Experten und Expertisenetzwerken und deren Anwendung in der Asylpolitikfor-
schung bereits eine theoretische sowie eine empirische Grundlage geschaffen 
haben, die eine Verknüpfung mit und Erprobung von sozialkonstruktivistischer 
Politikinstrumentenforschung möglich und sinnvoll erscheinen lässt. Vor diesem 
Hintergrund folgt eine Skizzierung der zentralen analytischen Komponenten, die 
mit einer solchen Perspektive mobilisiert werden, die zur Illustration auf das 
Beispiel des Instruments EURODAC angewendet werden. Mit einer Erörterung 
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2. Bestandsaufnahme:  
Europäische Politikinstrumente  
und die politische Konstruktion  
des europäischen Asylverwaltungsraums 
 
Charakteristisch für die europäische Asylpolitik ist die fortwährende Richtigkeit 
der vor mehr als einem Jahrzehnt von Virginie Guiraudon aufgestellten Diagno-
se, dass sie »unvollständig und komplex« bleibt (Guiraudon 2003: 263). Auch 
nachdem seit gut fünfzehn Jahren an der Realisierung eines gemeinsamen euro-
päischen Asylsystems (GEAS) gearbeitet wird, entfaltet es recht unterschiedli-
chen Einfluss auf die Mitgliedsstaaten (vgl. El-Enany/Thielemann 2011). Weder 
die Nationalstaaten noch die EU mit ihren Institutionen, wie der Kommission 
und dem europäischen Parlament, haben die eindeutige Oberhand in der Politik-
formulierung der europäischen Asylpolitik. 
Historisch betrachtet haben die Nationalstaaten die dominierende Rolle in 
Fragen der europäischen Asylpolitik gespielt. Sie haben auch weiterhin eine 
starke Bedeutung. Sie nehmen in der Rechtssetzung Einfluss im Europäischen 
Rat und in der Umsetzung dadurch, dass sie Recht als Nationalstaaten ausführen. 
In relativ kurzer Zeit hat sich allerdings auch die EU als relevante Ebene für 
agenda-setting im Bereich von Migrations- und Asylpolitik etabliert. So haben 
sich die europäische asylpolitische Programmentwicklung und die dazugehöri-
gen Politikinstrumente in Reaktion auf die Zunahme von Asylgesuchen zwar seit 
1980 merklich weiterentwickelt. Dabei handelte es sich allerdings bis 1999 um 
zwischenstaatliche Zusammenarbeit. In dieser Zeit brachten die Mitgliedsstaaten 
und EU-Institutionen rechtliche Instrumente auf den Weg, die als geltendes nati-
onales Recht die Verwaltungspraxis von nationalen Asylbehörden beeinflussten. 
Die Kooperation zwischen EU-Staaten begann sich nach zwei einschneidenden 
Neuerungen zu ändern. Die Verabschiedung des Dubliner Übereinkommens von 
1990 führte die Regelung ein, die Zuständigkeit für Asylverfahren zwischen den 
Mitgliedsstaaten derart festzulegen, dass Asylbeantragungen im ersten EU-
Eintrittsstaat des Asylsuchenden durchzuführen sind. Auf dem Ministertreffen 
1992 einigten sich die Mitgliedsstaaten auf die Festlegung des Konzeptes von 
sogenannten »sicheren« Herkunftsstaaten und sicheren Transitstaaten. Letzteres 
hatte zur Konsequenz, dass Asylanträge von Asylsuchenden, die aus diesen Län-
dern stammten oder durchgereist waren, ein restriktiveres Verfahren zu erwarten 
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hatten, einschließlich der Beweislastumkehr zu Lasten des Betroffenen. Das Au-
genmerk der zwischenstaatlichen Kooperation konzentrierte sich auf Polizeivoll-
zug und Polizeibehörden sowie auf verstärkte Kontrollmechanismen (vgl. Gui-
raudon 2003: 268). Weitere Übereinkünfte wurden auf den europäischen Minis-
terkonferenzen 1994 und 1995 getroffen. Dazu zählte der Beschluss von Rück-
nahmeabkommen mit Transitstaaten, die als sicher eingestuft wurden. Diese Ab-
kommen erleichterten die Abschiebungsmöglichkeiten durch nationale Auslän-
derbehörden in diese Länder (Trauner/Wolff 2014). 
Obwohl die asymmetrische Verteilung von Asylsuchenden in den EU-
Mitgliedstaaten in politischen Diskussionen thematisiert wurde und sich daran 
Forderungen nach gerechterer Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten 
anschlossen, kam es zu keinen substantiellen Veränderungen. Der Weg hin zu 
formaler Harmonisierung wurde mit dem Vertrag von Amsterdam von 1997 ge-
ebnet, der 1999 in Kraft trat. Dieser war das Ergebnis von Kompromissen, die 
aus den Aushandlungsprozessen zwischen Außenministerien (zuständig für die 
Verhandlung von Vertragsrevisionen, in diesem Fall die Integration des Schen-
gener Abkommens in EU-Recht) und Innen- und Justizministerien (vormals zu-
ständig für die Koordination des Schengenabkommens) hervorgingen (Guirau-
don 2003: 270). Letztere, von Guiraudon »law and order officials« genannt, 
prägten und prägen die Diskursrahmung, wonach transnationale Migration in die 
EU als dauerhafte Sicherheitsbedrohung verstanden wurde (Guiraudon 2003: 
272). Seit dem Amsterdamer Vertrag wurde der Einfluss der EU-Institutionen 
auf die Mitgliedsstaaten, insbesondere der Einfluss der Kommission, ausgebaut. 
Erst seit dem Gipfel von Tampere im Jahr 1998 strebt die EU eine rechtliche und 
administrative Harmonisierung nationalstaatlicher Asylpolitik an. Mit den Akti-
onsplänen von Tampere (1999-2004), Den Haag (2004-2009) und Stockholm 
(2009-2014) wurden gemeinsame Ziele etabliert, allerdings ohne dass diese mitt-
lerweile umfassend erreicht wurden. Mittels EU-Richtlinien und Verordnungen 
wurden Ziele konkretisiert. Trotz harmonisierter rechtlicher Vorgaben lassen 
diese einiges an Vielfalt bei der Wahl der Mittel zu. Daher haben sich die Politi-
ken der Mitgliedsstaaten vielfältig weiter ausgestaltet, sodass sich die Umset-
zung der Rechtsvorgaben entsprechend massiv unterscheidet. 
Die europäische post-Amsterdam Asylpolitik hat zunächst das sogenannte 
GEAS I und sodann das GEAS II hervorgebracht. Eine erste Phase war 2006 ab-
geschlossen (GEAS I) (Boswell/Geddes 2011: 151–152). Zwischen 2011 und 
2013 kam es zur Novellierung der Rechtsgrundlagen (GEAS II). Deren Umset-
zung in nationales Recht war bis Mitte 2015 vorgesehen. Die Sammlung an 
Richtlinien und Verordnungen, einschließlich der novellierten, umfasst nun die 
folgenden. Nach der Kosovo-Krise wurde 2001 ein Modus geschaffen, nachdem 
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der Europäische Rat feststellen kann, ob es einen »Massenzustrom« an Vertrie-
benen und den Bedarf zu deren vorübergehenden Schutz gibt. In diesem Fall 
sollte dann ein Solidaritätsprinzip zwischen den Mitgliedsstaaten greifen (Mas-
senzustrom-Richtlinie 2001/55/EG). Im Jahr 2008 wurden gemeinsame Rege-
lungen zur Abschiebung sowie zur Anwendung von Zwangsmaßnahmen und 
Einreiseverboten festgelegt (Rückführungsrichtlinie). In einer weiteren Richtli-
nie sind nun gemeinsame Mindestnormen für die Anerkennung von Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte 
und deren Rechte festlegt (Qualifikationsrichtlinie 2011/95/EU). Außerdem 
wurden Standards insbesondere für die Mindestaufnahmebedingungen und die 
Unterbringung (Aufnahme-Richtlinie 2013/33/EU) und für die Durchführung der 
Asylverfahren zur Zu- oder Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft (Verfah-
rens-Richtlinie 2013/32/EU) stärker vereinheitlicht. Nach der sogenannten Dub-
lin III-Verordnung ist festlegt, dass Drittstaatenangehörige meist in dem ersten 
Land Asyl beantragen müssen, in dem sie in die EU einreisen. Sie führt dazu, 
dass nationale Asylbehörden Antragsteller in das Land zurückschicken können, 
durch das sie eingereist sind. Die Verordnung bestimmt den für die Prüfung ei-
nes Asylantrags zuständigen Mitgliedstaat (Dublin-Verordnung 604/2013). Zum 
Zweck der effektiven Anwendung der Dublin-Verordnung wurden Regeln zum 
Abgleich von Fingerabdruckdaten definiert (EURODAC-Verordnung 603/2013).  
Die Gewaltenteilung der europäischen Institutionen spielt in der Asylpolitik 
eine entscheidende Rolle – wenn auch nicht in ihrer klassischen Dreiteilung (vgl. 
Tömmel 2014: 88). In den im Migrationsbereich zur Regel gewordenen Mitent-
scheidungsverfahren teilen sich Kommission, europäischer Rat und das Parla-
ment Aufgaben der Legislative. Die Kommission und die Mitgliedsstaaten teilen 
sich vor allem die Verantwortlichkeiten für Management und Implementation 
von Asylpolitik. Der europäische Gerichtshof entspricht der Judikative. Er spiel-
te lange Zeit nur eine geringe Rolle, hat jedoch gemeinsam mit dem europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte in den letzten Jahren durch seine Präze-
denzurteile an Einfluss in der Asylpolitik dazu gewonnen (vgl. Velutti 2014). 
Dazu zählen Urteile, die sich auf Griechenland und Italien bezogen, und die Re-
gelung einführten, wonach eine Rücküberstellung von Asylsuchenden in Mit-
gliedsstaaten nicht erfolgen dürfe, wenn deren Asylsystem »systemische Män-
gel« aufweist (vgl. Pelzer 2012; Thym 2013). Mit diesen Instrumenten der 
Rechtsauslegung hat der europäische Gerichtshof Einfluss auf die europarechts-
konforme Interpretation des bestehenden Rechts und wirkt damit auf die Umset-
zung in nationales Recht durch die nationalen Parlamente und Gerichte. Damit 
werden auch die nationalen Asylverwaltungen beeinflusst, da Rechtsstandards 
für die Verwaltungspraxis gesetzt werden. 
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Auch wenn seit dem Stockholmer Programm die Harmonisierung zu einem 
einheitlichen Asylsystem, dem GEAS, erklärtes Ziel ist (vgl. Boswell/Geddes 
2011: 163) und perspektivisch zur stärkeren de facto Vereinheitlichung der An-
erkennungsprozesse führen soll, bleibt die Umsetzung bislang eklatant unter-
schiedlich. Das liegt nicht zuletzt an den divergierenden Interessen der Mit-
gliedsstaaten. Diese intervenieren insbesondere über den Europäischen Rat, po-
chen auf ihre Souveränität und restringieren dadurch die Umsetzung der Richtli-
nien und Verordnungen. 
Gemeinsam eingeführte Instrumente zur Umsetzung der Dublin-Verordnung, 
wie die Einrichtung von Datenbanken auf der Grundlage der EURODAC-
Verordnung als Instrument zur Datenerfassung und zum Abgleich von Fingerab-
drücken oder zum Grenzschutz, wie das Schengen-Information-System (SIS), 
dienen zwar der Vereinheitlichung der Datensätze und Verfahrensabläufe unter 
Einbeziehung der nationalen Grenzschutz-, Sicherheits- und Asylbehörden. 
Gleichzeitig wurden und werden diese Instrumente allerdings auch ganz unter-
schiedlich von Mitgliedsstaaten (nicht) genutzt. Insbesondere die ungleiche Ver-
teilung von Asylsuchenden in den Mitgliedsstaaten, die in der Dublin-
Verordnung rechtlich angelegt ist und die die EU-Außenstaaten stärker belastet, 
motiviert die Umgehung der Instrumente, die der Ersterfassung und Zuordnung 
von Asylsuchenden dienen.  
Neben dem Bemühen, ein gemeinsames europäisches Asylsystem mit 
Rechtsinstrumenten (verbindliche Rechtsakte) zu etablieren, hat die Europäische 
Union eine Reihe von auf Freiwilligkeit basierenden Politikinstrumenten instal-
liert. Sie verfolgen das Ziel, die Verwaltungspraxis von nationalen Behörden und 
Organisationen, die in die Implementierung der Asylpolitik involviert sind, zu 
koordinieren und zu harmonisieren. Im Jahr 2012 wurde ein einmaliges Umsied-
lungsprogramm beschlossen, das mit finanziellen Anreizen Mitgliedsstaaten zur 
freiwilligen Aufnahme von Flüchtlingen bewegen soll. Das Grenzüberwa-
chungssystem Eurosur, das durch die Grenzschutzagentur Frontex koordiniert 
wird, wurde 2013 zur Sicherung der Außengrenze und zur Rettung von Flücht-
lingen in Seenot installiert. Im Jahr 2015 einigten sich die EU-Mitgliedsstaaten 
erstmalig auf einen Verteilungsschlüssel für die begrenzte Anzahl von 120.000 
Flüchtlingen. Angesichts der drastisch gestiegenen Flüchtlingszahlen wird die 
Verteilungsfrage eine der zentralen Aushandlungsfragen bleiben. Darüber hinaus 
wurden Instrumente, die dem »capacity building« der nationalen Asylverwaltung 
dienen sollen, eingesetzt. Dazu wurde 2011 das Europäische Unterstützungsbüro 
für Asylfragen (EASO) eingerichtet, das Trainings von Verwaltungsbeamten 
durch Schulungen und Schulungsmaterialien zum Beispiel zu »Schutzgewäh-
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rung«, »Anhörungstechniken« oder »Beweiswürdigung« durchführt (Europäi-
sches Unterstützungsbüro für Asylfragen 2014).  
Angesichts der komplexen Dynamiken von europäischen Harmonisierungs-
bemühungen einerseits und nationalstaatlichen Einzelinteressen andererseits las-
sen sich vier Idealtypen von europäischen Politikinstrumenten identifizieren, die 
unterschiedlich Einfluss auf nationale Verwaltungen nehmen (vgl. Heidbreder 
2011). Erstens zeigt sich, dass auf europäischer Ebene eingeführte Verordnungen 
sowie Richtlinien als umgesetztes nationales Recht in den nationalen Verwaltun-
gen eine Rolle spielen (hierarchisch durchgesetzter administrativer Standard). 
Dazu zählen alle Richtlinien und Verordnungen, die im Zusammenhang des 
GEAS eingeführt wurden. Sanktionierungen von abweichender Praxis können 
durch die Rechtsauslegungsmöglichkeiten über den Europäischen Gerichtshof 
wie oben beschrieben erzielt werden. Auch die Dublin- und die EURODAC-
Verordnungen sind Beispiele für den hierarchisch durchgesetzten administrati-
ven Standard, die zwar durch die zentrale europäische Koordinierung geprägt 
sind, aber auf das Zusammenspiel mit nationalen Polizei- und Grenzschutzbe-
hörden angewiesen sind. Zweitens kann durch die freiwillige Koordinierung 
zwischen EU-Mitgliedsstaaten die Verwaltungspraxis Beeinflussung erfahren 
(nicht-hierarchische freiwillige Koordinierung). Beispiel hierfür ist das Umsied-
lungsprogramm für Flüchtlinge mit finanziellen Anreizen zur Umsiedlung. Drit-
tens lassen sich Instrumente identifizieren, die sich durch die Implementierung 
auf europäischer Ebene indirekt auf nationale Verwaltungen auswirken (hierar-
chische Verwaltungsanleitung). Charakteristisch ist hier, dass es sich um implizi-
ten Einfluss auf nationale Verwaltungen handelt, indem ein spezifisches, einheit-
liches Modell zum Zweck des »capacity building« hierarchisch vermittelt wird. 
Hier sind die Services des EASO zur Schulung von Verwaltungsbeamten zu ver-
einheitlichten Anhörungsmethoden von Asylsuchenden oder zur Bereitstellung 
von vereinheitlichten Herkunftslandinformationen ein Beispiel. Ein vierter Ideal-
typ nach Heidbreder (2011: 721) ist eine Form der indirekten Kontrolle, ob die 
Durchführung von Verwaltungspraxis effektiv und funktionstüchtig ist (nicht-
hierarchische Konformitätskontrolle). Dies kann durch Instrumente der Bericht-
erstattungsverfahren und durch statistische Datenerhebung erfolgen. In dieser 
Kategorie ließe sich exemplarisch das von der EU-Kommission eingesetzte Eu-
ropean Migration Network, beauftragt mit der europäischen Migrationsstatistik, 
einordnen. Auf das genannte empirische Beispiel des letzten Typs wird ausführ-
licher im folgenden Abschnitt eingegangen. 
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3. Neuere Forschungsperspektiven  
in der europäischen Asylforschung:  
Konzepte von Experten und Expertise  
 
Politikverantwortliche und Verwaltungsbeamte in der europäischen Asylpolitik 
sind zunehmend von Expertise und von spezialisierten Wissensformen abhängig, 
über die spezialisierte Expertengruppen zum Beispiel aus der humanitären Hilfe, 
aus arbeitsmarktregulierenden oder sicherheitstechnischen Bereichen verfügen. 
Akademisches Wissen wird mit der generell wachsenden Bedeutung von Para-
digmen der evidenzbasierten Politikentscheidung auch in der Asylpolitik von po-
litischen und administrativen Entscheidungsträgern nachgefragt. Wissenschaftli-
che Expertise kann daher dazu beitragen, die bestehenden politischen Präferen-
zen zu legitimieren und zu signalisieren, dass die Kapazität vorhanden ist, fun-
dierte und evidenzbasierte Entscheidungen zu treffen (vgl. Boswell 2012). Aber 
auch Nichtregierungsorganisationen beraten die Kommission, wie Virginie Gui-
raudon anschaulich für die europäische Anti-Diskriminierungsregulierung ge-
zeigt hat. Anti-Diskriminierung setzte sich in Kopplung mit der erfolgverspre-
chenden diskursiven Rahmung von »sozialer Exklusion« in der Migrationsdebat-
te nicht zuletzt durch die erfolgreiche Beratung durch die in Brüssel ansässige 
Nichtregierungsgruppe Migration Policy Group (MPG) durch (vgl. Guiraudon 
2003). Spätestens seitdem neue Technologien im Grenzkontrollmanagement 
Einsatz finden, ist auch die Sicherheits(informations)technik eine nachgefragte 
Expertise (vgl. Aas 2006; Tholen 2010). Soziologische Beiträge, insbesondere 
der politischen Soziologie zur Europaforschung (Favell/Guiraudon 2011) haben 
erste interessante Beiträge geliefert, um Expertise, verschiedene Wissensformen 
und professionelle Netzwerke gezielt zu berücksichtigen und ihren Einfluss auf 
die europäische Asylpolitik und Asylverwaltung(en) zu erfassen. Einige Autoren 
(vgl. Boswell 2012; Geddes 2015) haben sich im engeren Sinne darauf speziali-
siert, die Wissensproduktion (vor allem die wissenschaftliche) und die Rolle von 
Expertise (von Wissenschaftlern) in der Beziehung von Forschung und Politik 
im europäischen migrationspolitischen Kontext näher unter die Lupe zu nehmen. 
Der Fokus von Forschung, die sich mit den daraus resultierenden Fragen für die 
Asylpolitik beschäftigt, liegt vor allem auf dem Verhältnis zwischen Wissen-
schaft und Politik und untersucht die Dynamiken der Verwissenschaftlichung der 
Politik und der Politisierung der Wissenschaft. In einer Untersuchung zur Inter-
aktion zwischen EU-Kommission und dem European Migration Network, wel-
ches einen maßgeblichen Beitrag zur Migrationsstatistik leistet, treten dabei ver-
schiedene Wechselbeziehungen zu Tage (vgl. Geddes 2015). Erstens kommt 
zum Vorschein, dass wissenschaftliche Expertise instrumentalisiert wird, um die 
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Wahl von Politiken zu begründen (»evidence-based policymaking«). Allerdings 
zeigt sich zweitens auch, dass getroffene Politikentscheidungen langfristig den 
Kontext prägen, in dem Wissen entwickelt wird (»policy-based evidence-
making«). Schließlich erweist sich aber auch die Informationsbereitstellung und 
Wissensproduktion als Verstetigung der Legitimation für institutionelle Rollen 
(z.B. der Kommission) (»policy-based institution-building«). Während sich 
Geddes (2015) Untersuchung auf die Praktiken der europäischen Migrations- 
und Asylstatistik bezieht, beschreibt Christina Boswell (2012) in ihrer kompara-
tiven Analyse der britischen, deutschen und europäischen Asylpolitik die politi-
sche Verwendung von Expertenwissen. Hier gelten insbesondere Wissenschaft-
ler als Experten. Dabei fokussiert sie neben der Europäischen Kommission ei-
nerseits auf das deutsche Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und 
die hausinterne Einrichtung einer Forschungsgruppe 2004 und andererseits auf 
das British Home Office und die Erlassung eines Forschungsprogrammes zu 
Einwanderung und Asyl im Jahr 2000, angesiedelt an einem neu geschaffenen 
Immigration Research and Statistics Service (IRSS). Inspiriert durch neo-
institutionalistische Organisationstheorie interessiert sie sich für »political orga-
nizations« (in Abgrenzung von »action organizations«) (vgl. Brunsson 2002). In 
diesen Fällen sind es Regierungsorganisationen, die anhand ihrer formalen 
Strukturen und Entscheidungen und weniger an den sozialen Auswirkungen ihrer 
Entscheidungen gemessen werden (vgl. Boswell 2012: 13). Die Legitimität der 
Asylbehörden wird hier auf der Grundlage konstruiert, dass sie einen Nachweis 
erbringen können, dass ihre Entscheidungen auf der Grundlage von solidem 
Wissen geschehen. Dieses wird vor allem dann relevant, wenn es sich in Folge 
von kontroversen politischen Debatten um umstrittene politische Gegenstände 
handelt und mit dem Nachweis der wissenschaftlichen Evidenz der Erfolg und 
die Richtigkeit von ergriffenen Maßnahmen und die Angemessenheit zur Zieler-
reichung untermauert werden sollen. Nach einer Unterscheidung von Experten-
wissen nach Funktion und Nutzung im Verhältnis zu bestimmten Arten von Poli-
tikdebatten (vgl. Boswell 2012) ließen sich die beschriebenen Fälle von Boswell 
und Geddes der Funktion der Erbringung von Evidenz zur Verifikation von Poli-
tikmaßnahmen zuordnen. Die beiden vorgestellten Studien beziehen sich insbe-
sondere auf wissenschaftliche Expertise und die Rolle von Wissenschaftlern.  
Zur Erfassung von Expertisen, die über einen Fokus auf rein wissenschaftli-
ches Expertenwissen hinaus gehen, haben auch andere Konzepte in der europäi-
schen Asylforschung Anwendung gefunden: einerseits jene, die sich für Exper-
ten als Akteure, die kausal Asylpolitik beeinflussen, interessieren; andererseits 
solche, die die Praktiken in Verbindung mit Expertise betrachten, die die episte-
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mischen Rahmenbedingungen von Asylpolitik prägen (vgl. Bueger 2014). Im 
Folgenden sollen Beispiele zu beiden Kategorien vorgestellt werden. 
Zu ersteren zählt das Konzept der »epistemic communities«.3 »Epistemic 
communities« sind Netzwerke von Professionellen mit anerkannter Expertise 
und Kompetenz in einem bestimmten Bereich und beziehen sich auf bestimmtes 
politikrelevantes Wissen innerhalb eines Sektors oder mit Bezug auf einen be-
stimmten Politikgegenstand (vgl. Haas 1992: 3). Was diese Experten verbindet 
und gleichzeitig von anderen Akteurstypen abgrenzt, sind erstens ein geteiltes 
Set an Wertvorstellungen, zweitens gemeinsame Überzeugungen von Kausalzu-
sammenhängen, die von der eigenen Analyse der Praxis abgeleitet werden und 
drittens geteilte Vorstellungen von Validität, welche als intern definierte Kriteri-
en verstanden werden, die dazu dienen, Wissen zu bewerten und zu validieren 
(ebd.). Darüber hinaus beziehen sie sich auf ein gemeinsames Politikunterneh-
men. Damit sind gemeinsame Praktiken gemeint, die sich Problemstellungen 
widmen, die im Kern der Kompetenz der Experten liegen (ebd.). In diesem Kon-
zept sind Experten abgrenzbar von anderen Akteursgruppen wie politischen Ent-
scheidungsträgern oder Verwaltungsbeamten. Diese wiederum können durch die 
Beratung von Experten lernen. Das Wissen, das durch »epistemic communities« 
bereitgestellt wird, kann sich durch Diffusionsprozesse innerhalb von Verwal-
tungen, Regimen und Organisationen verbreiten und gegebenenfalls institutiona-
lisieren. Dabei können sich geteilte Interpretationen (vgl. Adler/Haas 1992: 371), 
Werte und Praktiken (ebd.: 372), aber auch intellektuelle Innovationen (ebd.: 
373) verbreiten. Wenn diese politische Entscheidungsträger erreichen und von 
diesen aufgegriffen werden, können sie Standardsetzungsprozesse und die Ent-
wicklung von Politiken beeinflussen (ebd.: 379). Im Zentrum steht die Interakti-
on zwischen Experten und politischen Entscheidungsträgern.  
Boswell (2005) hat diese Art von epistemischen Gemeinschaften im Feld der 
Migrationspolitik identifiziert. Sie verweist auf Forschungseinrichtungen und 
Universitäten, die entweder beratend für Regierungseinrichtungen oder eigen-
ständig ihre Forschungsergebnisse verbreiten. Aber auch wissenschaftliche Mit-
arbeiter, Juristen und Politikberater in NGOs und anderen Lobbygruppen zählen 
dazu. Boswell (2005: 11) weist darauf hin, dass akademische Expertise gerade in 
Hinsicht auf die instrumentelle und technische Funktion von Wissen, seine An-
                                                           
3  Diverse Konzepte zur Analyse von Expertennetzwerken, die spezielle Politiken unter-
stützen, wurden in den vergangenen zwei Dekaden entwickelt. Dazu gehören »advo-
cacy coalitions« (Sabatier/Jenkins-Smith 1993), »epistemic communities« (Haas 
1992), »discourse coalitions« (Hajer 2006), »transnational communities« (Djelic/ 
Quack 2010). 
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wendbarkeit und spezifische Passung zu Anwendungsproblemen in diesem Zu-
sammenhang nur begrenzt relevant ist. Die Vorfestlegung von politischen Aus-
richtungen definiert zusätzlich auch die Anforderungen, die an nutzbares Exper-
tenwissen angelegt werden. Doch selbst anwendungsorientierte Forschung muss 
an das Wissen nicht anschlussfähig sein, welches in der politischen und Verwal-
tungspraxis benötigt wird. Aus diesem Grund zeichnet sich das Wissen von Ex-
perten beispielsweise in Nichtregierungsorganisationen und von Sozialpartnern 
dadurch aus, dass sie das Erfahrungswissen und das gemeinsame Grundver-
ständnis von Anwendungskontexten haben.  
Bei der Nutzung des Konzeptes der epistemischen Gemeinschaften wird ins-
besondere auf ein Verständnis von Expertenwissen aufgebaut, welches als sol-
ches sozial anerkannt wird und häufig mit akademischer Expertise oder techni-
schem Wissen in Verbindung gebracht wird (vgl. Cross 2013a). Es hat auch in 
an die Asylthematik angrenzenden Themenfeldern analytische Anwendung ge-
funden, so zum Beispiel im grenzüberschreitenden Kriminalitätsmanagement in 
Südosteuropa (vgl. Woodward 2004) oder in der militärischen Dimension der 
europäischen Sicherheitspolitik (vgl. Cross 2013b). Für die Spezifizierung des 
Konzeptes für die Nutzung im Zusammenhang mit einzelnen Politikinstrumen-
ten sollte im Blick bleiben, dass es durch seinen Rückbezug auf akademische 
und technische Expertiseformen für bestimmte Instrumente relevanter sein kann 
als für andere: »the more dependent an issue area becomes on technical informa-
tion, the greater the likelihood that epistemic communities gain in influence« 
(Haas 1992: 592). Das Konzept findet vor allem Anwendung, um die kausale 
Wirkung von Wissen auf Politik zu untersuchen. Wissen selbst wird als gegeben 
vorausgesetzt. Aus der kritischen Rezeption des Konzepts haben sich auch Deu-
tungen entwickelt, die die soziale und politische Komponente von Wissenspro-
duktion rekonstruieren (vgl. Antoniades 2003). 
Die zweite Kategorie von Konzepten bezieht sich auf die epistemische Pra-
xis, also die Praktiken von unterschiedlichen Akteuren, die Wissensdeutungen 
und Interpretationen prägen. Bigo (2014) und Huysmans (2006) haben sich im 
Bereich der Sicherheitsstudien, und aus diesem Blickwinkel auch der Asylpolitik 
und -verwaltung, der Frage gewidmet, wie sich die Bedeutungen von Sicherheit 
quer zu Akteursgruppen konstituieren. In dieser Perspektive unterscheiden sich 
wissenschaftliche Experten, politische Entscheidungsträger, Grenzschutz, Poli-
zisten und Verwaltungsbeamte vor allem durch die unterschiedlichen wissensbe-
zogen Praktiken, nicht zu allererst durch die Wissensform (vgl. Bueger 2014). 
Didier Bigo (2006) analysiert unter dem theoretischen und methodischen Ein-
fluss von Bourdieu das transnationale Feld der professionellen Sicherheitsspezia-
listen. Er benutzt Bourdieus Feldkonzept und Habituskonzept, um die Gewohn-
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heiten und automatischen Reflexe zu analysieren, die professionelle Spezialisten 
während ihrer Sozialisation in verschiedenen Rollen und Positionen entwickeln. 
Bonelli und Bigo (2005) benutzen eine Methode des »mappings«, um die Hypo-
these eines europäischen Feldes der Sicherheit quer zu Instanzen der Rechts-
durchsetzung, Geheimdiensten und öffentlichen Verwaltungen zu rekonstruie-
ren. Dabei geht es um die Akteure (und deren Arbeitspraktiken), die dafür sor-
gen, dass es zur Durchsetzung eines gewissen »common sense« darüber kommt, 
was Sicherheit ist und was nicht (Bigo 2006). Dieser wird dann akzeptiert oder 
verstärkt durch professionelle Akteure in den Bereichen von Politik und Medien. 
Das Verbindende in einem solchen Feld sind die Vorstellungen von Sicherheit. 
Dabei werden analog zu Bourdieus Feldkonzept die verschiedenen Formen von 
Kapital aufgegriffen. Interessant sind dann aus dieser Perspektive die Strukturie-
rung des Feldes durch EU-Richtlinien und Datenbanksysteme wie EURODAC 
und Prüm, die den Austausch von biometrischen Daten von Asylsuchenden bzw. 
kriminellen Tatverdächtigen in der EU regeln. Der Vertrag von Prüm, der zu-
nächst als Vertrag zwischen sieben Staaten 2005 unterzeichnet wurde, regelt den 
Datenaustausch zwischen den beteiligten Staaten zu Angelegenheiten, die den 
Kampf gegen organisierte Kriminalität, Terrorismus und sogenannte illegale Mi-
gration betreffen. Asylpolitik und -verwaltung wurden hier hinsichtlich der Fra-
ge in den Blick genommen, inwiefern die Maßnahmen im Kampf gegen Terro-
rismus sich auch in anderen Politikbereichen auswirken. Die Asylverwaltung 
wird in diesen Studien tangiert, allerdings eben nur, sofern sie mit dem Fokus 
auf Sicherheitsfragen und in Bezug auf sogenannte »illegale Migration« betrach-
tet wird, so zum Beispiel die Folgen auf die Möglichkeiten bzw. Begrenzungen, 
Asyl faktisch zu erhalten. Mit diesem Ansatz lassen sich vor allem Prozesse der 
Institutionalisierung von Deutungshoheiten – wie zum Beispiel die Illegalisie-
rung und Kriminalisierung von Migration – untersuchen. Augenmerk liegt dabei 
auf professionsspezifischen epistemischen Praktiken – in diesem Fall des sicher-
heitspolitischen Feldes.  
Während die vorgestellten Ansätze zu Expertise und Experten der Entwick-
lung der politischen Europäischen Soziologie generell entsprechen, in der sich 
neo-institutionalistische, sozialkonstruktivistische und eben wissenssoziologi-
sche Einflüsse bemerkbar machen (vgl. Favel/Guiraudon 2011), haben sich an-
dere neuere Trends in der soziologischen Europaforschung mit Bezug auf die 
Asyl- und Migrationspolitik bislang kaum niedergeschlagen.4 Dazu zählt ein sys-
                                                           
4  Eine Ausnahme stellt der Beitrag von Trauner und Wolff (2014) dar. In diesem einlei-
tenden Beitrag zu einem Special Issue bieten sie einen Analyserahmen für die Unter-
suchung von Verhandlung von Politikinstrumenten in der EU-Migrationspolitik an. In 
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tematischer sozialkonstruktivistischer soziologischer Blick auf europäische Poli-
tikinstrumente als auch darauf, wie diese selektive Repräsentationen und Bedeu-
tungen transportieren und sich direkt und indirekt auf die Asylverwaltung(en) in 
Europa und in den Mitgliedsstaaten auswirken. Dabei kann gerade eine Anknüp-
fung an die bereits existierenden und beschriebenen Perspektiven auf Expertise 
und Experten eine fruchtbare Verknüpfung sein, die die Etablierung von be-
stimmten Wissensformen und -praktiken entlang von Politikinstrumenten und 
deren Prägung von Politik- und Verwaltungspraxis nachvollziehbar macht. 
 
 
4. Experten und Expertise  
in europäischen Asylpolitikinstrumenten  
 
Um zu erörtern, wie eine sozialkonstruktivistische Perspektive auf Politikinstru-
mente für den europäischen Asylverwaltungsraum nutzbar gemacht werden 
kann, werde ich im Folgenden zunächst konzeptionelle Komponenten einführen, 
um diese dann an einem europäischen asylpolitischen Beispiel zu veranschauli-
chen. Zur näheren Klärung, in welcher Weise Politikinstrumente ihren Einfluss 
entfalten können und in welcher Weise Experten und Expertise dabei eine Rolle 
spielen, hilft zunächst Lascoumes and Le Galès (2007: 4, Herv.i.O.) Definition 
von Politikinstrumenten: 
 
»A public policy instrument constitutes a device that is both technical and social, that or-
ganizes specific social relations between the state and those it is addressed to, according 
to the representations and meanings it carries. It is a particular type of institution, a tech-
nical device with the generic purpose of carrying a concrete concept of the politics/society 
relationship and sustained by a concept of regulation.« 
 
Zur Einordnung dieser Definition möchte ich drei Erläuterungen vornehmen. 
Erstens entwickeln Lascoumes und Le Galès ihr Verständnis von »technisch« 
einerseits in dem Sinne, dass Politikinstrumente mit der Bestimmung entwickelt 
werden, technisch-funktionale Lösungen zu spezifischen Problemen zu liefern 
(ebd.: 2, 4). Andererseits bestehen Instrumente selbst aus technischen Kompo-
                                                           
diesem wird nach Instrumentenetablierung und Nutzung unterschieden und sie fokus-
sieren sich auf das Instrumentendesign. Sie stellen zwei Formen der Anfechtung von 
Instrumenten zur Diskussion: Zum einen kann durch Politiktransfer und Neuinterpre-
tation ein Instrument in Frage gestellt werden, zum anderen können Instrumente im 
Zuge ihrer Instrumentalisierung verwässern. 
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nenten wie Kalkulationen, Berechnungen, standardisierten Prozederen, die dar-
auf abzielen, die Kalkulierbarkeit und Vorhersehbarkeit von Politik zu erhöhen 
(ebd.: 7). Zweitens bestehen Instrumente aber auch aus »sozialen« Komponen-
ten. Sie transportieren Repräsentationen von Ordnungsverhältnissen zwischen 
Regierenden und Regierten oder Verwaltenden und Verwalteten (ebd.: 11). Drit-
tens ergeben sich für die Autoren »konkrete Konzepte von Politik-Gesellschafts-
Beziehungen« in Instrumenten, da diese aus impliziten politischen Theoretisie-
rungen hervorgehen. Instrumente manifestieren sich dann, und hier beziehen sich 
die Autoren auf den französischen Wissenschaftstheoretiker Gaston Bachelard, 
als »Konkretisierung einer Theorie«. Instrumente konstituieren »a condensed 
and finalized form of knowledge about social control and ways of exercising it« 
(ebd.: 11). Lascoumes und Le Galès entwickeln dann in Folge eine Typologie 
von Instrumenten, bei der sie idealtypische Repräsentationen von Ordnungsver-
hältnissen bestimmten Instrumenten zuordnen (ebd.: 12).5 Um die Relevanz von 
Wissensproduktionsprozessen für Politikinstrumente deutlicher zu offenbaren, 
hat Voß darauf hingewiesen, dass der Entstehungsprozess von Instrumenten 
selbst mehr Beachtung verdient, bei dem Wissen und damit einhergehende Re-
präsentationen von politischen Ordnungsentwürfen von heterogenen Akteuren in 
die Konzeption und Modellierung von Instrumenten einfließen. Gleichermaßen 
relevant ist, wie sich Wissen und Repräsentationen auf deren (Neu)Interpetation 
während der Implementierung von Instrumenten auswirken (vgl. Voß 2007a: 
177; Voß 2007b).  
Zwei Aspekte möchte ich hier nun im Besonderen herausstellen. Zum einen 
lenkt eine solche sozialkonstruktivistische Perspektive auf Instrumente das Au-
genmerk auf die Ko-Produktion von politischen Ordnungsentwürfen in Modell 
und Wirklichkeit. Während der Instrumentenentwicklung bringen involvierte 
Akteure selektives Wissen, zum Beispiel durch die Einbringung neuer For-
schungserkenntnisse oder neuer Technik, in die Modellierung von Instrumenten 
ein. Dieses wird im Zuge von fachlichen und politischen Aushandlungsprozes-
sen zu Modellen des Instrumentes konsolidiert, womit ausgewählte Vorstellun-
gen von Politik und Gesellschaftsbeziehungen einhergehen. In der politischen 
Umsetzung kommt es zur Etablierung neuer politischer Koalitionen und zu wei-
teren Übersetzungs- und Konfigurierungsprozessen des Modells in die Praxis. 
                                                           
5  Sie unterscheiden zwischen verschiedenen Instrumententypen (zum Beispiel Legisla-
tive und Regulierende, Ökonomische und Fiskalische oder De Facto und De Jure 
Standards). Diese ordnen die Autoren verschiedenen politisch-theoretisierten Ord-
nungsentwürfen zu, die sich jeweils aus verschiedenen Legitimationsmustern herleiten 
und damit unterschiedliche Wertesysteme favorisieren. 
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Dabei interpretieren Akteure, die in die Implementation der Instrumente invol-
viert sind, diese durchaus weiter und verändern diese. Sie rekonfigurieren bei-
spielsweise die (technisch) möglichen Einsatzmöglichkeiten. Die eingeschriebe-
nen Ordnungsentwürfe und die damit einhergehenden Wertvorstellungen bleiben 
oft erhalten oder bilden die Struktur an der sich Akteure orientieren, um gezielt – 
auch in Abgrenzung – nachzujustieren.  
Zum anderen bietet es sich an, die »Zuliefererseite« von Politikinstrumenten 
und das »soziale Leben« hinter ihnen in den Blick zu nehmen (vgl. Voß 2007a: 
177–179; Voß/Simons 2014), das heißt also die Akteursgruppen, die Instrumente 
gestalten. Der Fokus richtet sich dann auf die sozialen Gruppen, die zur histori-
schen Entwicklung beitragen, also an der Entstehung, Verbreitung und Verände-
rung von Politikinstrumenten in einer – nicht notwendigerweise als solche expli-
zit gemachten – arbeitsteiligen Weise mitwirken. Heterogene Akteure, zum Bei-
spiel aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Verwaltung, sind vereint durch 
das gemeinsame Interesse an einem Politikinstrument. Sie tragen durch vielfälti-
ge Arbeitspraktiken zur Entwicklung und Verbreitung des Instrumentes bei. Da-
bei verbindet sie nicht zwingend ein gemeinsames Verständnis des Instrumentes. 
Ein noch recht junges Konzept zur Erfassung dieser Akteursgruppe ist das der 
»instrument constituencies«, was bislang empirisch Anwendung findet für um-
weltpolitische Instrumente wie dem Emissionshandel (vgl. Voß/Simons 2014) 
und dem Biodiversitätszertifikatehandel (vgl. Mann/Simons 2015), Bürgerbetei-
ligungsverfahren (vgl. Amelung/Grabner im Erscheinen) sowie sozialpolitische 
Instrumente wie Systeme der Sozial- und privaten Rentensozialversicherung 
(vgl. Béland/Howlett 2015). Ein sorgfältiger Nachweis, ob sich »instrument 
constituencies« empirisch in Instrumenten der europäischen Asylverwaltung fin-
den lassen, steht aus. Anhand einer folgenden illustrativen Anwendung der be-
schriebenen analytischen Perspektive auf das Beispiel EURODAC lässt sich je-
doch vermuten, dass dies der Fall sein kann. Ebenso zeigt sich an dem Beispiel, 
wie sich Expertise, insbesondere manifestiert in biometrischen Technologien, 
und heterogene spezialisierte Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und 
Verwaltung die Etablierung von EURODAC erwirken und dessen Ausgestaltung 
prägen. 
Das Instrument EURODAC (Akronym für European dactyloscopic system) 
ist eine Maßnahme, die in Verbindung mit dem Schengen- und Dublinregime in 
einer europäischen Datenbank die Fingerabdrücke von Asylsuchenden bzw. irre-
gulären Einwanderern erfasst und vergleicht. Es organisiert und trägt zur Be-
stimmung bei, welcher EU-Mitgliedsstaat verantwortlich für die Bearbeitung ei-
nes Asylantrages ist. Durch ein standardisiertes Prozedere wird reguliert, dass 
Fingerabdruckdaten von nationalen Autoritäten an die Zentraleinheit, die von der 
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Kommission geführt wird, weitergeleitet werden, um zentral die Daten zusam-
menzuführen und mit vorherigen Einträgen zu vergleichen oder – je nach Daten-
kategorie – durch die Speicherung auf Vorrat für spätere Abgleiche zur Verfü-
gung zu haben. Ein »Treffer« ergibt sich nach der Logik des Systems dann, 
wenn der Datensatz über einen bestimmten Fingerabdruck bereits existiert. Dar-
aus wird dann geschlossen, dass ein Drittstaatenangehöriger mehrfach erfasst 
wurde und dessen Daten durch einen Mitgliedsstaat bereits übermittelt wurden.  
Betrachtet man den Entstehungskontext von EURODAC, sind es vor allem 
technische Experten aus der Sicherheitstechnik und der biometrischen Industrie, 
die als Akteursgruppe eine zentrale Rolle spielten. Darüber hinaus ist es später 
die Expertise der Polizei-Daktyloskopen und Ministerialbürokraten aus den nati-
onalen Innenministerien, die die weitere Ausgestaltung von EURODAC prägen. 
Irma van der Ploeg bezeichnete die Nutzung von Biometrie als Transformation 
von Körpermerkmalen in lesbare digitale Codes als »das nächste große Ding in 
der Informationstechnologie« (1999: 295). Biometrie wurde von der MIT Tech-
nology Review vom Januar 2000 als eine der »Top Ten« innovativen Technolo-
gien bezeichnet, die die Welt verändern werden. Nicht zuletzt aus kommerziel-
lem Interesse bot die biometrische Industrie technische Lösungen für Probleme 
an, mit denen sich in erster Linie Polizei und Grenzschutz praktisch auseinander-
setzen müssen (Aus 2003, 2006). Firmen, die »Automated Fingerprint Identifica-
tion System« (AFIS) und unterstützende Hilfsmittel anbieten, warben damit, 
dass diese Technik zur Kontrolle oder Bekämpfung von Migration, Kriminalität 
und Terrorismus dienen kann und verfolgten damit das Interesse, ihr Produkt 
möglichst vielseitig nutzbar für verschiedene Anwendungsfelder anzubieten und 
zu verkaufen (Aus 2006: 5). Biometrische Identifikationstechnologien wie AFIS 
wurden mit dem Versprechen von optimierter Effizienz und Effektivität von po-
lizeilichen Kontrollen assoziiert. Mit dieser Technologie wurden Schnelligkeit 
und wissenschaftliche Genauigkeit in der Identifizierung und im Datenabgleich 
sowie vielfältige Suchmöglichkeiten in großen Datensätzen verknüpft, was den 
Anreiz für Polizei und Grenzschutz erhöhte (ebd.). 
In der Anbahnung von EURODAC standen solche Technologien also für den 
Zweck der Vereinfachung und zunehmenden Wirksamkeit der Migrationskont-
rolle. Gleichzeitig gingen mit ihnen aber auch von Beginn an wenig explizite 
Gesellschaftskonzeptionierungen einher. Implizit blieb dabei, wie sie Festschrei-
bungen des individuellen Körpers manifestieren, die diesen mit Identität und 
Identifizierungsmechanismen gleichsetzen. Verankert wurde diese Festschrei-
bung durch die Verknüpfung der Entnahme von Fingerabdrücken, deren Samm-
lung und Aufbewahrung in einer zentralen Datenbank und der Kopplung mit 
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biometrischem Erkennungsequipment sowie der Möglichkeit der automatisierten 
Suche (vgl. Ploeg 1999: 301). 
Die politischen Aushandlungsprozesse über die Ausgestaltung eines europa-
weiten Datenbanksystems für Fingerabdrücke begannen 1992 auf EU-Ebene. 
Die technisch mögliche Ausweitung der Datenbank für andere Zwecke als die 
ursprünglich definierten weckte schnell das Interesse von rechten als auch linken 
Politikern gleichermaßen (vgl. Kasparek/Tsianos 2015). Insbesondere die Frage, 
wessen biometrische Daten gesammelt werden sollten, offenbarte die unter-
schiedliche Auslegung der Technologie unter den Mitgliedsstaaten. Während ei-
nige Staaten insbesondere den Schutz von Flüchtlingen betonten und damit die 
Gruppe von potentiellen Flüchtlingen im Sinne der Genfer UN-Flüchtlingskon-
vention als Zielgruppe sahen, standen demgegenüber jene Staaten, die dem Inst-
rument den Zweck der Kontrolle von illegaler Migration im Zusammenhang mit 
Menschenhandel und organisierter Kriminalität einschreiben wollten. Damit 
vergrößerte sich die Zielgruppe um jene Personen, die auf irregulärem Weg eu-
ropäische (Außen)Grenzen überschreiten oder sich illegal in einem EU-
Mitgliedsstaat aufhalten (vgl. Aus 2006: 7). Mit der erweiterten Kategorie von 
Personen, die mittels EURODAC erfasst werden, wurde zunächst die Verbin-
dung zwischen Asylsuchenden und Illegalität bzw. illegaler Migration forciert. 
Menschenrechtsorganisationen sahen von Beginn an in der routinemäßigen Per-
sonenkontrolle von Asylsuchenden auf der Grundlage von biometrischen Merk-
malen eine Verletzung der Menschenrechte und insbesondere des Rechts auf 
Privatsphäre (vgl. Ploeg 1999: 300). 
Die erste Regulierung von Dezember 2000 kreierte schließlich die Rechtsba-
sis für die umfassende und systematische Erfassung von biometrischen Daten. Es 
bedurfte einer weiteren Regulierung im Jahre 2002, die eine technische und ad-
ministrative Umsetzung möglich machte. Daten wurden dann ab Januar 2003 er-
fasst. Neben den Juristen aus Innenministerien, die an der Entwicklung der Ver-
ordnung beteiligt waren, involvierte das Instrument naheliegenderweise Grenz-
schutz, Polizei und Ausländer- und Asylbehörden. 
In der Implementierung von EURODAC stellten vor allem einzelne Mit-
gliedsstaaten wie Italien oder Griechenland, in denen besonders viele potentielle 
Asylsuchende über EU-Außengrenzen einreisten, durch die faktische Nichtan-
wendung der Verordnung sowohl das EURODAC-System als auch die Legitima-
tion des Dublin-Systems in Frage. Dabei ging es vor allem um das den beiden 
Verordnungen inhärente politische Konzept der Lastenverteilung zwischen den 
EU-Mitgliedsstaaten, welches auf diesem Weg ausgehebelt wurde. Durch die in 
einzelnen Ländern praktizierte Nichterfassung von potentiellen Asylsuchenden 
und damit das Ausbleiben, die Verantwortlichkeit für die Durchführung des 
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Asylverfahrens festzulegen, fand EURODAC sehr unterschiedlich Anwendung 
(vgl. Kasparek/Tsianos 2015: 14). 
Insbesondere zu dem Zweck der Terror- und Kriminalitätsbekämpfung kam 
es auf Initiative der Europäischen Kommission, die im Feld der Innen- und Jus-
tizpolitik in der Regel durch die Mitgliedsstaaten beauftragt wird, seit dem Jahr 
2008 zu Versuchen, die EURODAC-Verordnung zu ändern. Diese stießen je-
doch auf vielfältigen Widerstand. Im Jahr 2013 schließlich kam es zu einer Neu-
fassung der EURODAC-Verordnung (Mendos Kuşkonmaz 2013: 99). In diesem 
Zusammenhang wurde das Zugriffsrecht auf Strafverfolgungsbehörden und Eu-
ropol erweitert. Gleichzeitig wurden nach vorhergegangenen Beanstandungen 
der europäischen Datenschutzbehörde Datenschutzregelungen ergänzt und spezi-
fiziert. Diese beinhalteten eine Informationspflicht gegenüber den von der Da-
tenverarbeitung betroffenen Personen sowie geänderte Aufbewahrungszeiten für 
Daten (vgl. Kasparek/Tsianos 2015: 13–14). Eine weitere Zugriffserweiterung 
des Instrumentes hin zu einer Ausdehnung der zu erfassenden Daten steht mit 
einem Vorschlag der Europäischen Kommission zur Novelle der EURODAC-
Verordnung aktuell zur Diskussion. Europäischer Rat, Parlament und Kommis-
sion verhandeln seit 2016 darüber, auch persönliche Daten zur Gesichtserken-
nung und Reisedokumente zu erfassen, sowie die Altersgrenze der biometrischen 
Registrierung von 14 auf 6 Jahre zu senken (Europäische Kommission 2016). 
Durch die Ausdehnung von Zugriffsmöglichkeiten auf EURODAC hin zur 
routinemäßigen Kriminalitätskontrolle von Personen, die durch EURODAC er-
fasst werden, haben sich schrittweise politische Repräsentationen ergeben, die 
eine Kriminalisierung der Migrationskontrollen (vgl. Aas 2011) und eine Digita-
lisierung der Außengrenzen, aber auch der Grenzkonflikte (vgl. Tsianos 2015) 
beschreiben. Der komplexe Apparatus aus technischen Datenbanksystemen und 
administrativer Bearbeitung ist dabei sowohl anfällig für technische Fehler (z.B. 
in Einzelfällen die Feststellung von falschen Treffern, die nicht weiter verifiziert 
werden) als auch für menschliche Fehler (z.B. die Ergänzung falscher Angaben 
zur Person) (vgl. Töpfer 2015). 
Der EURODAC-Fall zeigt erstens, wie unterschiedliche Akteure an der Mo-
dellierung und weiteren Konfigurierung des Instrumentes beteiligt sind und 
zweitens, wie diese im Zusammenspiel miteinander bestimmte Einschreibungen 
vornehmen. Dabei involviert EURODAC als kontinentale Datenbank mittlerwei-
le über 32 Staaten und alle Ebenen des europäischen Mehrebenensystems. Das 
schließt Erstaufnahmestellen und Kontrollposten der Grenzpolizeien, sowie 
Einwanderungsbehörden und Akteure der zentralen Datenbank in Straßburg und 
deren Verwalter in Talinn ein. Politische und gesellschaftliche Ordnungsentwür-
fe werden dabei implizit durch die Kopplung mit dem Instrument manifestiert, 
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wenngleich sie auch auf Abwehr stoßen können. Jedoch sind die zugrundelie-
genden politischen Repräsentationen selbst kaum explizit Gegenstand des politi-
schen Auseinandersetzungsprozesses. Das liegt nicht zuletzt daran, dass sie 
durch sozio-technische Verkopplungen in gewisser Weise verschleiert werden. 
 
 
5. Schlussfolgerung: Möglichkeiten und Grenzen  
einer Analyse von Politikinstrumenten  
in der europäischen Asylforschung 
 
In diesem Kapitel liegt das Hauptaugenmerk darauf, sozialkonstruktivistische 
Ansätze der Politikinstrumentenforschung als Alternative zu funktionalistischen 
Ansätzen für die europäische Asylpolitikforschung vorzustellen. Dabei ist ein 
besonderes Interesse, die Rolle von Expertise und Expertenkollektiven in den 
Fokus zu nehmen. Während vorhergehende Asylforschung (vgl. Boswell 2012) 
sich überwiegend auf ein wissenschaftsorientiertes Expertiseverständnis konzen-
triert, steht demgegenüber der Vorschlag, spezialisiertes Wissen von verschiede-
nen Akteuren zu erfassen, welches sich auf ein bestimmtes Politikinstrument 
richtet. Dabei steht nicht im Vordergrund, die Konstituierung eines asylpoliti-
schen »Feldes« zu rekonstruieren (analog zu Bigo 2014), sondern die Einflüsse 
von Wissen auf die Politikentwicklung anhand eines ausgewählten Politikinst-
rumentes der Asylpolitik erkennbar zu machen. Der Wirkungszusammenhang, 
der sich offenbart, zeigt, wie spezialisiertes Wissen von verschiedenen profes-
sionellen Akteuren in kondensierter Form in die Modellierung von Politikinst-
rumenten einfließt und dabei Repräsentationen von politischen und gesellschaft-
lichen Ordnungen transportiert.  
Das zuvor erläuterte Beispiel EURODAC illustrierte, welche heterogenen 
Akteure dabei involviert waren. Experten aus der biometrischen Industrie, Innen- 
und Sicherheitspolitik als auch Menschenrechtsgruppen und Datenschützer be-
teiligten sich an der Ausgestaltung und Entwicklung des Instruments. Anders als 
in bereits in der Asylforschung genutzten Konzepten, wie das der epistemischen 
Gemeinschaften, haben diese Akteure kein oder nur teilweise ein geteiltes Set an 
Wertvorstellungen und gemeinsamen Überzeugungen von Kausalzusammenhän-
gen. Was sie verbindet ist, dass sie als »instrument constituencies«, als eine Art 
Kollektiv, ohne dabei zwingend in direkter Interaktion zu sein, durch ihre Ar-
beitspraktiken und ihr spezialisiertes Wissen an der Entwicklung, Verbreitung 
und Modifizierung eines Instrumentes beteiligt sind. Das Zusammenspiel dieser 
Praktiken stellt das »soziale Leben« des Instruments dar. Lascoumes und Le Ga-
lès (2007) empfehlen, die Entwicklungsverläufe von Politikinstrumenten über 
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einen langen Zeitraum, die mit ihrer Entstehung einhergehenden Debatten, sowie 
ihre Anpassungen und Modifikationen als auch die entstehenden Kontroversen 
zu analysieren. 
Welchen Mehrwert bringt eine sozialkonstruktivistische Perspektive auf Po-
litikinstrumente in der europäischen Asylpolitik- und Asylverwaltungsfor-
schung? Lascoumes und Le Galès sehen den Mehrwert der von ihnen vorge-
schlagenen Analyseperspektive darin, Naturalisierungs- und Neutralisierungs-
prozesse von Politikinstrumenten in deren Entstehung, Einführung und Modifi-
zierung offen zu legen. Davon versprechen sie sich, »to make visible some of the 
invisible – hence depoliticized – dimensions of public policies« (Lascoumes/Le-
Gales 2007:17). Um welche Art von Naturalisierungs- und Neutralisierungspro-
zessen es sich dabei handelt, lässt sich anhand des vorgestellten Beispiels weiter 
präzisieren. EURODAC ist nach seiner Einführung nicht so grundsätzlich in 
Frage gestellt worden, als dass seine weitere Institutionalisierung gefährdet wor-
den wäre. Auch wenn einzelne Mitgliedsstaaten ihre faktische Mitwirkung unter-
ließen und es von verschiedenen Akteuren Kritik an der Ausgestaltung von 
EURODAC gab, entwickelte sich das Instrument mit spezifischen Eigendynami-
ken weiter. Die Modifizierungen und die weitere Ausgestaltung des Instruments, 
die eine Ausweitung der Gruppe der Datensubjekte, deren Fingerabdrücke ge-
nommen werden, sowie die Ausweitung der Zugriffsrechte auf die Datenbank 
beinhalteten, waren dann nicht mehr Gegenstand ausgeprägter öffentlicher poli-
tischer Kontroversen. Auch weil einzelne Kritikpunkte, wie zum Beispiel Daten-
schutzbedenken, berücksichtigt wurden, konnte sich das Instrument in korrigier-
ter Form stärker manifestieren. Eine zentrale Rolle in dessen Depolitisierung 
spielte dabei die technische Komponente des Instrumentes. Im Fall EURODAC 
war das vor allem die Prägung durch die technischen Möglichkeiten der biomet-
rischen Datenverarbeitungstechnologien. In anderen Fällen können es Kalkulati-
onen, Berechnungen und standardisierte Prozedere sein, die als die technische 
Komponente des Instrumentes prägen, was durch die beteiligten Akteure als des-
sen technische Möglichkeiten verstanden wird. Das, was technisch machbar ist, 
unterstützte hier die Entwicklungsdynamik des Instrumentes. Die erheblichen 
Umdeutungen von den vorher eingeschriebenen politischen und gesellschaftli-
chen Konzeptionalisierungen blieben dabei weitestgehend implizit. Dabei wurde 
sowohl die schrittweise Kriminalisierung und Illegalisierung von Flüchtlingen 
naturalisiert, als auch die politische Dimension von identitätsbestimmenden 
Technologien, basierend auf Körpermerkmalen. 
Ein Mehrwert dieser Perspektive lässt sich vor allem für bestimmte Instru-
mente in der Asylforschung annehmen. In Anlehnung an Heidbreders (2011) 
Unterscheidung von verwaltungsorientierten Politikinstrumenten lassen sich Ex-
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perten- und Expertisekonzepte vor allem für die nicht-hierarchischen, impliziten 
und indirekten Instrumente fruchtbar machen (Konformitätskontrolle und Ver-
waltungsanleitungen). Bei ihnen, wo nicht in erster Linie eine strikt hierarchi-
sche und sanktionierte Rechtsauslegung maßgeblich ist, kann der Blick auf Wis-
sen die »softeren« strukturierenden Effekte offen legen. Aber auch bei den ande-
ren Instrumenten, die hierarchisch angelegt sind, kann ein Blick auf Experten 
und Expertise sinnvoll sein, sofern sie eine herausragende Rolle spielen. 
Begrenzungen der unterbreiteten Vorschläge liegen darin, dass die Konzepte 
bislang in anderen Politikbereichen Anwendung gefunden haben. Sozialkonst-
ruktivistische Politikinstrumenteforschung wurde bislang vor allem für Beispiele 
aus der europäischen Umwelt-, Forschungs-, Gleichstellungs- und gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik unternommen (vgl. Bruno/Jacquot/Mandin 2006; 
Menon/Sedelmeier 2010; Voß 2010). Das Konzept der »instrument constituen-
cies« wurde anhand von Instrumenten in ausgewählten Politikbereichen in der 
Umwelt- und Sozialpolitik entwickelt und getestet. Jedoch steht der empirische 
Nachweis aus, für welche Politikinstrumente in der europäischen Asylpolitik und 
Asylverwaltung diese Konzepte besonders relevant sind. Des Weiteren sollte der 
jeweilige Kontext der Asylverwaltung, zum Beispiel Wissenskulturen, weiter 
spezifiziert werden. Gerade hinsichtlich der Verwaltungspraxis spielen Bürokra-
tiekulturen eine wesentliche Rolle dafür, welche spezifische Bedeutung den je-
weiligen Wissensformen zugeschrieben wird. Boswell hat das in ihren Fallstu-
dien anhand der angelsächsischen und der Weberianischen Bürokratiekultur und 
der entsprechenden Bedeutung, die akademischer Expertise zugeschrieben wird, 
verdeutlicht (Boswell 2012). 
Sofern dieser Beitrag sein Argument überzeugend entwickeln konnte und zur 
Inspiration für weitere theoretische und empirische Untersuchungen dienen 
kann, empfiehlt es sich, nötige konzeptionelle Modifizierungen zu erwägen und 
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»Asyl fängt ja erst an,  
wenn er [der Flüchtling] wirklich hier ist« 
Der Wandel europäischer Visapolitik und seine Implikationen 







Das Jahr 2015 hat Europa einen sprunghaften Anstieg der Flüchtlingsmigration 
gebracht. Rund eine Million MigrantInnen sind allein in Deutschland angekom-
men.1 Zum allergrößten Teil werden sie um Asyl ersuchen, da sie nur so eine 
Chance auf einen legalen Aufenthalt oder zumindest eine Aufenthaltsgenehmi-
gung während dieses Verfahrens haben. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) war plötzlich in aller Munde, die Dauer der Asylverfahren 
wurde von Politik und Medien als zu lang kritisiert.2 Durch die Einstellung von 
mehr Personal und die Verkürzung von Antragsbearbeitungen, z.B. durch die 
Festlegung weiterer sicherer Herkunftsländer3, wird nun versucht, dieser Kritik 
zu begegnen und die Bearbeitungszeiten zu beschleunigen. Ein weiterer Fokus 
der aktuellen Debatte liegt auf den EU-Außengrenzen, vor allem am Mittelmeer. 
Dort kamen in den vergangenen Jahren Hunderttausende Flüchtlinge und Mig-
                                                           
1  http://www.sueddeutsche.de/politik/deutschland-mehr-als-eine-million-fluechtlinge-
1.2755884 vom 1.12.2015. 
2  http://www.zeit.de/politik/deutschland/2015-12/asyl-bamf-verwaltung-ueberforderung 
-asylantraege vom 10.12.2015. 
3 Siehe unter anderem https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2016/02/160129_ 
Referentenentwurf_Maghrebstaaten_sichere_HKS.pdf vom 17.6.2016. 
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rantInnen mit kaum seetüchtigen Booten an, den Strapazen und Gefahren der 
Überfahrt nur knapp entgangen. Sehr viele starben auch bei der Überfahrt. Der 
traurige Höhepunkt dieser Situation wurde nach Angaben des UNHCR im April 
2015 erreicht, als allein in diesem einen Monat über 1.300 Menschen ihr Leben 
bei der Überfahrt nach Europa verloren.4 Dieser humanitären Tragödie versu-
chen die europäischen Staaten inzwischen mit Seenotrettungen und weiteren 
Kontrollen auf hoher See zu begegnen. Auch sollen Kampagnen in den Her-
kunftsländern klarer machen, wie groß die Gefahren sind und wie klein dagegen 
die Chance, einen gesicherten Aufenthalt in Deutschland und Europa zu erhal-
ten.5 So wird etwa unter dem »#rumorsaboutgermany« in Kabul auf Plakaten da-
rauf hingewiesen, dass die Aufnahmepolitik Deutschlands gegenüber Afghanen 
bei weitem nicht so generös ist, wie sich dies zeitweilig als Gerücht in den sozia-
len Medien des Landes verbreitet hatte.6 
Lange im Schatten dieser Medienberichte trat 2016 eine der wohl wichtigs-
ten Fragen der derzeitigen europäischen Grenzpolitik zu Tage: Mit welchem 
Entgegenkommen kann die Türkei in der eben geschilderten Lage dazu gebracht 
werden, sich als Gatekeeper für die Europäische Union anzudienen? In den da-
zugehörenden Verhandlungen kann die EU kurzfristig tätig werden, während es 
doch weitgehend außerhalb ihrer Macht steht, die Fluchtursachen in den kriegs- 
und krisengeschüttelten Ländern des Nahen und Mittleren Osten zu beheben. 
Entsprechend einem Abkommen zwischen der EU und der Türkei sollen diejeni-
gen Personen in Flüchtlingslagern in der Türkei verbleiben, die z.B. aus dem 
Irak, Iran und Afghanistan geflohen sind. Wenn dieser Personenkreis versucht, 
über die Ägäis nach Griechenland zu fliehen, verpflichtet sich die Türkei zur 
Rücknahme (seit März 2016 umgesetzt). Doch die Türkei stellte hohe Forderun-
gen im Gegenzug zu einer Kontrolle der Migrationsbewegungen gen Westeuropa 
und für die Aufnahme so vieler MigrantInnen. Das Abkommen sieht daher fi-
nanzielle Hilfen in Milliardenhöhe sowie die Aufnahme von syrischen Flüchtlin-
gen aus der Türkei in die EU vor. Kommt es zur vollständigen Ratifizierung des 
                                                           
4  http://www.unhcr.de/home/artikel/435da63ac57f3eaee63d95d2e4f7eb9b/mittelmeer-
rekordzahl-von-fluechtlingen-und-migranten.html vom 1.12.2015. 
5  Solche Kampagnen werden u.a. in Afghanistan initiiert. Doch auch in Albanien und 
Serbien gibt es ähnliche Informationskampagnen, um die Nachricht zu verbreiten, wie 
klein die Anerkennungsquote bei Asylanträgen in Deutschland ist, http://www.zeit.de/ 
politik/deutschland/2015-08/fluechtlinge-asyl-albanien-serbien-bundesamt vom 1.12. 
2015.  
6  http://www.reuters.com/article/us-europe-migrants-germany-embassies-idUSKCN 
0RE1 JM20150914 vom 1.12.2015. 
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Abkommens, steht auch eine erleichterte Einreise für Türken in die EU in Aus-
sicht, unter Umständen sogar die sofortige Aufhebung der Visumspflicht für den 
gesamten Schengenraum. Doch die Einführung der Visumsfreiheit ist an 72 for-
mulierte Bedingungen seitens der EU geknüpft worden und eine erste Frist 
(1.6.2016) für deren Erfüllung bereits verstrichen.7 
Die Visumsfreiheit ist das Pfand, das die EU (noch) in der Hand hält und 
welches sie nicht allzu schnell bereit ist aus der Hand zu geben. Sie kann den 
BürgerInnen eines Transitlandes das visafreie Reisen ermöglichen, um eben die-
ses Land dazu zu bewegen, MigrantInnen und Flüchtlingen aus anderen Dritt-
staaten, die der Visumspflicht unterliegen, die Durchreise zu verwehren. An-
dernfalls würden diese in die europäischen Asylsysteme einwandern. An dieser 
Stelle sind Asyl- und Visapolitik in den aktuellen politischen Verhandlungen 
aufs engste verwoben. 
Doch nicht nur in solchen Verhandlungen sind diese beiden Politikfelder eng 
verzahnt. Auch für jeden einzelnen Asylsuchenden besteht dieser Zusammen-
hang. Denn die europäischen Asylgesetze sehen vor, dass um Asyl erst an der 
Grenze oder auf dem Territorium des schutzgebenden Landes ersucht werden 
kann. Dies bedeutet, dass die An- bzw. Einreise in das betreffende Land der EU 
möglich sein muss, um überhaupt einen Asylantrag stellen zu können. Besteht 
Visumsfreiheit bzw. Reisefreiheit für die BürgerInnen aus einem Verfolgerstaat 
in das Land, in dem Schutz gesucht werden soll, so kann ein Flüchtling legal ein-
reisen und einen Asylantrag stellen. Besteht eine Visumspflicht, muss er oder sie 
mit der Ablehnung schon des Visumsantrages rechnen und sich ggf. illegal auf 
den Weg machen, bevor sich dann vor Ort klären kann, ob das Zielland seine 
Verfolgungsgründe anerkennt und Schutz gewährt. Dass die Asylverfahren erst 
                                                           
7  http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-05/eu-tuerkei-abkommen-fluechtlinge-recep-
tayyip-erdogan-visafreiheit vom 17.6.2016. Das als »Deal« oder »Flüchtlingspakt« 
bezeichnete EU-Türkei-Abkommen steht in Europa in der öffentlichen Kritik, weil ei-
ne Abhängigkeit von der Türkei in migrationspolitischer Hinsicht zementiert würde. 
Die Delegation von Migrationskontrolle muss teuer erkauft werden und bei einem 
Partner wie der Türkei zeigte sich schnell, dass eine solche Kooperation auf wackligen 
Beinen stehen kann (vgl. Laube/Müller 2015): Der Ministerpräsident, der zu Beginn 
die Verhandlungen führte (Davutoğlu), gab sein Amt im Mai 2016 auf und Präsident 
Erdoğan versteigt sich zu immer neuen Drohungen und Anschuldigen gegenüber der 
EU. 
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im Aufnahmeland stattfinden8, führt bei politischen AkteurInnen zu der verbrei-
teten Sichtweise, dass zuvor keine Zuständigkeit des Ziellandes besteht:  
 
»Asyl fängt ja erst an, wenn er [der Flüchtling, Anmerkung L.L.] wirklich hier ist. Das 
was vorher passiert, hat ja vor allem mit der klassischen Genfer Konvention nichts zu 
tun.« (Interview Österreich 2009, BMEIA, #11)  
 
Eine restriktive Visapolitik kann somit den Zugang zu einem Asylverfahren er-
schweren oder gar verhindern. Umgekehrt ist eine liberale Visapolitik, also die 
Gewährung des visafreien Reisens, der sicherste Weg, den Zugang für politisch 
Verfolgte offenzuhalten. Doch oft sind gerade diejenigen Länder von der Vi-
sumspflicht befreit, aus denen keine oder kaum Asylbewerber kommen und wie-
derum gerade diejenigen Länder von der Visumspflicht betroffen, aus denen Per-
sonen kommen, die Schutz benötigen und in Europa suchen. Visapolitik entfaltet 
dabei ihre Kontrollwirkung exterritorial, denn sie erschwert Mobilität oder im-
mobilisiert Asylsuchende bereits in ihrer Herkunftsregion. 
Wandelt sich nun die Visapolitik der aufnehmenden Staaten, hat dies direkte 
Auswirkungen auf die Möglichkeiten, um Asyl zu ersuchen, entweder für die 
BürgerInnen des betreffenden Landes oder aber für Drittstaatler, die durch dieses 
Land reisen müssen. Dies betrifft vor allem den territorialen Zugang zum Asyl-
verfahren, aber auch die Chancen, im Verfahren anerkannt zu werden. Wird ein 
Herkunftsstaat in den Stand eines Landes gehoben, das keiner Visumspflicht 
(mehr) unterliegt, beruht dies auf der allgemeinen politischen Einschätzung, dass 
dieses Herkunftsland vergleichsweise sicher ist und die bilateralen Beziehungen 
stabil sind. Etabliert sich eine solche Sichtweise, kann dies Auswirkungen auf 
die Chancen einer politisch verfolgten Person aus diesem Land im Asylverfahren 
haben.  
                                                           
8  Eine Ausnahme zu dieser Regel stellen Resettlement-Programme dar. In diesen wer-
den in den Erstaufnahmeländern Flüchtlinge ausgesucht, denen ein Aufenthaltsrecht 
im Zielland direkt zugesagt wird. Deutschland hat seit 2012 ein solches Programm, 
über das zunächst jährlich 300 Flüchtlinge, seit 2015 500 Personen, die zu diesem 
Zeitpunkt ersten Schutz in der Türkei oder Tunesien gefunden hatten, aufgenommen 
werden. (Siehe http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/Migration-Integration/Asyl-
Fluechtlingsschutz/Humanitaere-aufnahmeprogramme/humanitaere-aufnahmepro 
gramme_node.html vom 9.12.2015). Auch das Nachholen von Familienangehörigen 
durch Asylberechtigte entspricht nicht der oben genannten Regel. Österreich etwa bie-
tet seit 1997 ein solches »Familienverfahren« an (Interview Österreich, 2009, BMI, 
#13). 
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Dieser Beitrag untersucht, welchen Wandlungen die europäische Visapolitik 
in den vergangenen Dekaden unterlag und welche Auswirkungen dieser Wandel 
auf den Zugang zu den Asylverfahren in der EU hatte. Verändern sich dabei 
auch die Chancen auf Anerkennung? Als Beispiele für die aufnehmenden Länder 
werden für diesen Beitrag im besonderen Deutschland und Österreich herange-
zogen. Da seit 2001 die Visapolitik der Europäischen Union harmonisiert ist, be-
trifft die Analyse ab diesem Zeitpunkt auch die EU als Ganze. Aus Österreich 
stammt ein Großteil der Experteninterviews, die helfen werden, den Zusammen-
hang zwischen Visa- und Asylpolitik in diesen Beitrag zu veranschaulichen.9 
Um die Implikationen des Politikwandels im Bereich Visa für die Herkunfts-
länder zu verdeutlichen, werden auch dafür konkrete Länderbeispiele herange-
zogen. Ausgewählt wurden dafür die Türkei sowie die Nachfolgestaaten des 
ehemaligen Jugoslawien. Diese liegen alle in der europäischen Peripherie und 
aus ihnen stammt ein Großteil der MigrantInnen in Österreich und Deutschland. 
Die meisten Westbalkanstaaten unterliegen bereits keiner Visumspflicht mehr in 
der EU, nicht so die Türkei. Aus diesem Land stammten 2012 vier Prozent aller 
Anträge für ein Schengenvisum.10 Wie das Eingangsbeispiel gezeigt hat, spielen 
                                                           
9  Die Experteninterviews wurden für ein Forschungsprojekt des Sonderforschungsbe-
reichs 597 »Staatlichkeit im Wandel« der Universität Bremen erhoben (Leitung Prof. 
Steffen Mau). In diesem Projekt wurde zwischen 2007 und 2014 die Grenzpolitik in 
drei OECD-Staaten untersucht (Österreich, Finnland und die USA). Die Analysen des 
österreichischen Falls zeigen ein Land, das sich zwischen 1970 und heute zu einem 
Einwanderungsland gewandelt hat und in seiner Grenzpolitik Teil des Schengener 
Abkommens wurde. Die für diesen Beitrag verwendeten leitfadengestützten Inter-
views (vgl. Bogner/Littig/Menz 2005; Witzel/Reiter 2012) wurden 2008 und 2009 
von der Autorin in Wien geführt. Interviewpartner waren Ministerialbeamte, die in 
den zuständigen Ministerien in leitender Funktion mit Zuwanderungs- und Asylfragen 
betraut waren. Die Interviews dienen hier zur Veranschaulichung des Zusammen-
hangs von Asyl- und Visapolitik. Eine ausführliche qualitative Analyse des gesamten 
Interviewmaterials findet sich in der Studie »Grenzkontrollen jenseits nationaler Terri-
torien« (Laube 2013). Weitere Ergebnisse der drei Länderstudien wurden unter ande-
rem in dem Band »Liberal States and the Freedom of Movement. Selective Borders, 
Unequal Mobility« (Mau et al. 2012) veröffentlicht. 
10  Damit nimmt die Türkei Platz 5 der Herkunftsländer ein, vor ihr nur Russland, die 
Ukraine, China und Weißrussland. Siehe http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-
we-do/policies/borders-and-visas/visa-policy/docs/overview_of_schengen_visa_ sta-
tistics_en.pdf vom 28.01.2016.  
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diese Staaten zudem gegenwärtig eine besondere Rolle in der Migrationskont-
rollstrategie der EU.  
Der Beitrag verfolgt die These, dass die Visapolitik der europäischen Staaten 
untereinander bzw. gegenüber Staaten außerhalb der europäischen Gemeinschaft 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges zwei Phasen durchlaufen hat und nun im 
Begriff ist, in eine dritte Phase einzutreten. Diese drei Phasen werden im Fol-
genden umrissen und ihre Implikationen für den Zugang zu Asylverfahren in der 
EU reflektiert. Für die Analyse dieser Großtrends der internationalen Visapolitik 
wird ein selbst erstellter Datensatz verwendet (Visa Network Data 1969/2010), 
der für zwei Zeitpunkte sämtliche Informationen darüber bereithält, zwischen 
welchen zwei Ländern weltweit visafreies Reisen bestand und zwischen welchen 
Staaten das Reisen nur nach vorheriger Visumsbeantragung erlaubt war.11 
 
 
2. Drei Phasen der Visapol itik in Europa 
 
Die Visapolitik ist Teil der europäischen Grenzregime, da mit ihrer Hilfe über 
den Zugang von anderen Staatsbürgern auf das Territorium der europäischen Na-
tionalstaaten sowie dem Schengenraum als Ganzem entschieden wird (vgl. Guild 
2003; Bigo/Guild 2005; Luedtke/Byrd/Alexander 2010; Mau/Brabandt 2011). 
Obwohl Gesetze zur Sichtvermerksfreiheit oder -pflicht bereits länger existieren 
als die Asyl- oder Zuwanderungsgesetzgebungen, wird ihnen von der Grenzre-
gimeforschung bisher sehr wenig Beachtung geschenkt (vgl. Eigmüller/Vobruba 
2006; Hess/Kasparek 2010; Geiger/Pécoud 2013). Der Beitrag möchte dies än-
dern und versucht diese Lücke in der Grenzregimeforschung zu schließen. Ziel 
ist es dabei, den politischen Umgang in Europa mit Drittstaatlern, ob MigrantIn-
nen, TouristInnen oder Flüchtlingen, besser zu verstehen.  
Dabei stellt die Visapolitik ein sehr vielversprechendes sozialwissenschaftli-
ches Forschungsfeld dar, sowohl für die Grenzregimeforschung und die Migrati-
onsstudien, gerade auch mit Blick auf Asylsuchende, als auch für die Internatio-
nalen Beziehungen (IB). Denn die Visapolitik berührt immer zugleich die Bezie-
hung zwischen zwei Staaten (Verbündete, Konkurrenten, Gegner?) und regelt 
die Mobilität von Individuen (erwünscht/unerwünscht?; viele/wenige?). Auf die-
ser zweiten Ebene, auf der es um Fragen der Inklusion geht, stehen sich also ein 
                                                           
11  Der Datensatz sowie ausführliche Angaben zu Erhebung lassen sich auf folgender 
Website einsehen: www.fiw.uni-bonn.de/demokratieforschung/personen/laube/visa-
networkdata. 
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Staat als Zielland und ein Individuum, und zwar als Staatsbürger eines anderen 
Landes, gegenüber. 
Die drei im Folgenden skizzierten Phasen des Wandels der europäischen Vi-
sapolitik verbinden sich mit je einer These:  
 
•  These 1 »Visafreiheit als Geschenk«: Die Visapolitik europäischer Länder 
war nach dem zweiten Weltkrieg auf Freiheit ausgerichtet. Mit der Aufhe-
bung der sonst geltenden Visumspflicht wurde Partnern und Verbündeten ein 
positives Signal gesendet und der Austausch erleichtert.  
•  These 2 »Visapflicht als Hürde zum Asyl«: Die europäische Visapolitik 
wurde seit den 1990er Jahren immer stärker zu einem Migrationskontrollinst-
rument ausgebaut, das auch den Zugang zu Asylverfahren in den EU-
Mitgliedstaaten blockierte.  
•  These 3 »Visafreiheit als Tausch«: Seit einigen Jahren wird die Befreiung 
von der Visumspflicht als gewichtiges Pfand in Verhandlungen der EU mit 
Nachbarländern genutzt: Nur unter bestimmten Bedingungen kann Reisefrei-
heit erreicht werden und diese Länder gelten dann als sicher.  
 
Auf der Beziehungsebene besinnt sich die europäische Visapolitik gegenwärtig 
wieder stärker darauf, ein außenpolitisches Instrument in der Kooperation mit 
anderen Staaten zu sein, statt sich – wie in Phase zwei – zuallererst als Kontroll-
instrument gegen unerwünschte grenzüberschreitende Mobilität von Individuen 
zu verstehen. 
 
2.1 Visafreiheit als Geschenk (1950 bis 1990)  
 
In der Visapolitik besteht der Normalfall darin, dass BürgerInnen zwischen zwei 
Ländern nur nach vorheriger Visabeantragung und -bewilligung durch das Ziel-
land reisen dürfen.12 Eine Befreiung von dieser Visapflicht müssen Staaten un-
tereinander regeln. Dies erfolgt zumeist in einem bilateralen Vertrag, kann aber 
auch einseitig erfolgen, sodass die BürgerInnen eines anderen Landes ohne Be-
schränkungen einreisen dürfen, dieses Privileg aber den eigenen BürgerInnen 
umgekehrt nicht zugestanden wird. Ein Bespiel hierfür ist das visabefreite Rei-
sen von Deutschen nach Albanien, während AlbanerInnen vor der Einreise nach 
                                                           
12  Betrachtet werden in diesem Beitrag Visa, die zu kürzeren Aufenthalten (als internati-
onaler Standard gilt hier drei Monate) berechtigen und zum Zweck von Tourismus, 
Geschäftsreisen, Forschungsaufenthalten, Familienbesuchen u.ä. vergeben werden. 
Gemeint sind damit keine längerfristigen Aufenthaltstitel.  
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Deutschland und in den Schengenraum ein Visum für einen Aufenthalt von drei 
Monaten beantragen müssen.13 
In der ersten Phase der Visapolitik nach dem Zweiten Weltkrieg gestalteten 
die europäischen Staaten, wie auch alle anderen Staaten der Erde, ihre Visabe-
ziehungen zu anderen Ländern einzelstaatlich. Der Korpus der Visabestimmun-
gen eines Landes setzt sich zusammen aus entsprechend vielen Übereinkommen 
mit anderen Staaten (für das Beispiel Österreich siehe Laube 2013). In den 
1950er Jahren begannen die westeuropäischen Länder zunächst damit, Abkom-
men mit ihren direkten Nachbarländern zu unterzeichnen, die beinhalteten, dass 
die Bürger beider Länder ohne ein Visum und mehrfach im Jahr ein- und ausrei-
sen durften. So gehörten die »Abkommen über die Aufhebung der Visums-
pflicht« zwischen Deutschland und der Schweiz sowie Österreich zu den ersten 
Visabefreiungen aus deutscher Sicht. Dieses Vorgehen weiteten Deutschland 
und auch Österreich im Laufe dieser Phase auf weitere westeuropäische Länder 
aus, die Staaten des Ostblocks wurden jedoch nicht einbezogen. Während des 
kalten Krieges determinierte die politische Blockzugehörigkeit eindeutig die Vi-
sapolitik (vgl. Laube/Heidler 2016). 
Im Jahr 1969 durften die BürgerInnen aus insgesamt 92 Ländern visafrei in 
die Bundesrepublik einreisen. Österreich hatte 50 andere Staaten von der Visa-
pflicht befreit. Für die direkten europäischen Nachbarn bildeten diese Befreiun-
gen den ersten Schritt hin zu einem gemeinsamen Wirtschaftsraum. Arbeitneh-
mer, Geschäftsleute und Touristen konnten seither frei reisen, auch wenn noch 
kein Recht auf Niederlassung zum Zweck der Arbeitssuche bestand.  
Auch die Türkei (als bereits damaliges Nato-Mitglied) und das ehemalige 
Jugoslawien (als Teil der Blockfreien Staaten) genossen Ende der 1960er Jahre 
visabefreites Reisen nach Deutschland und Österreich (Visa Network Data 
1969). Sie gehörten damit zu den Ländern, die von einer Visapolitik, die in 
Westeuropa als Geschenk verstanden wurde, profitierten. So konnte die damali-
ge Gastarbeitermigration zunächst ohne weitere Beschränkungen zur Einreise er-
folgen. Erst nach der Ankunft wurde über einen längerfristigen Status entschie-
den. 
Doch wie erklärt es sich, dass Deutschland (wie auch andere europäische 
Staaten) zu dieser Zeit ebenfalls bilaterale Abkommen über die Visabefreiung 
mit Ländern wie Angola, Kamerun, Kolumbien, Libyen, Mozambik und Vene-
zuela hatte? Der Grund sind Auslandsbesuche deutscher Politiker oder Diploma-
ten, die diese Abkommen als Zeichen guten Willens in den zwischenstaatlichen 
                                                           
13  Siehe Travel Information Manual von der International Air Transport Association 
(IATA) (März 2014). 
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Beziehungen mit im Gepäck hatten (vgl. Laube 2013). Ein Ministerialbeamter 
des österreichischen Außenministeriums beschrieb in einem Experteninterview 
die Politik der Visabefreiungen in den 1970er und 1980er Jahren als relativ zu-
fälligen Prozess, der den außenpolitischen Beziehungen diente: 
 
»Da wurde bei irgendeinem politischen Treffen oder Staatsbesuchen vereinbart, dass das 
gemacht wird. Damals war Visumspolitik eher der Anhang zur allgemeinen Politik und 
wenn man sonst nichts zu unterschreiben hatte, dann gab es eine Sichtvermerksfreiheit.« 
(Interview Österreich 2009, BMEIA, #11) 
 
Diese Praxis der Visabefreiung (Sichtvermerksfreiheit) als rein symbolischer 
Akt verweist darauf, dass zu dieser Zeit nicht die Annahme bestand, dass das vi-
safreie Reisen von Angolanern oder Kamerunern sich merklich auf die Einwan-
derung in Länder wie Deutschland oder Österreich auswirken würde. »Wenn 
man sonst nichts zu unterschreiben hatte« war auch die Befreiung von der Vi-
sumspflicht keine große Sache. Die Asylantragszahlen waren zu dieser Zeit oh-
nehin niedrig. Zudem war die Asylgewährung ein politisches Instrument, um 
sich gegen die Politik anderer Länder zu richten. So nahm die BRD gern politi-
sche Flüchtlinge aus den damaligen Ostblockstaaten auf, als außenpolitisches 
Signal sowie nach innen als Zeichen der Abgrenzung gegenüber einem politi-
schen System, das nicht den eigenen Werten entsprach. Zwischen 1953 und 1973 
etwa lagen die Antragszahlen pro Jahr unter 6.000, einzige Ausnahme bildeten 
die Jahren 1955/56 (mehr als 16.000) und 1968/1969 (mehr als 11.000), in denen 
nach Aufständen in Polen und Ungarn sowie dem »Prager Frühling« eine größe-
re Zahl politischer Flüchtlinge in die Bundesrepublik gekommen war.  
Die Verbindung zwischen Visapolitik und Asylpolitik war in dieser Phase 
eine nur sehr lose. Mit den Staaten, aus denen die meisten Asylanträge stamm-
ten, hatten die BRD oder Österreich zu dieser Zeit keine Befreiungen von der 
Visumspflicht vereinbart. Gelang einer Person, z.B. aus dem Ostblock, die Ein-
reise und wurde ein Asylantrag gestellt, so hatte diese gute Chancen auf Aner-
kennung. Man kann in dieser Hinsicht also auch von einem negativen Zusam-
menhang sprechen: Länder, aus denen politisch Verfolgte kamen, kamen für ein 
Abkommen über die Aufhebung der Visumspflicht nicht in Frage. Wie sich im 
Weiteren zeigen wird, entfaltet bis heute der Umkehrschluss (aus visumsbefrei-
ten Staaten stammen in der Regel keine Asylberechtigten) seine Wirkmächtig-
keit in der Wahrnehmung von Flüchtlingen. 
 
64 | LENA LAUBE 
 
2.2 Visapflicht als Hürde zum Asyl (1990 bis 2000er) 
 
Die Handhabung der Visapolitik veränderte sich in Europa seit den 1990er Jah-
ren beständig in Richtung einer immer restriktiveren Zulassungspolitik (vgl. 
Mau et al. 2012; Laube 2013; Mau et al. 2015). Einen wichtigen Aspekt dieses 
Wandels stellte die Vergemeinschaftung der Visumspolitik in der Europäischen 
Union dar, welche auf die Abschottung vor »unerwünschten« Migrationsbewe-
gungen ausgerichtet war. Nach jahrelangen Verhandlungen einigten sich die EU-
Staaten in der Verordnung (EG) 539/2001 auf eine Liste von Staaten, deren 
BürgerInnen bei der Einreise in alle Mitgliedsländer der EU im Besitz eines gül-
tigen Visums sein müssen. Alle übrigen Länder sollten für die gesamte EU von 
der Visumspflicht befreit sein. Diese gemeinsame, außenpolitische Linie war die 
Basis für die Einführung eines einheitlichen Schengenvisums und standardisier-
ter Verfahren zu seiner Vergabe (vgl. Interview Österreich 2009, #12 und #13). 
Durch diese gemeinsame Liste waren fast alle EU-Staaten dazu verpflichtet, ei-
nigen Drittstaaten die Befreiung von der Visumspflicht wieder zu entziehen. Da-
zu gehörten, soweit die Abkommen noch Bestand hatten, die oben genannten 
Staaten wie Angola oder Kamerun, aber auch Länder der EU-Peripherie wie die 
Türkei oder zunächst Bosnien, Serbien und Mazedonien. Seither müssen unter 
anderen türkische StaatsbürgerInnen für die Einreise in alle Länder der EU ein 
Schengen- oder nationales Visum beantragen. 
Generell lag der Schwerpunkt der europäischen und damit zugleich der deut-
schen bzw. österreichischen Visapolitik in dieser Phase auf der Visumspflicht. 
Hintergrund dafür ist die Annahme der politischen Akteure, dass eine Aufhe-
bung der Visumspflicht für einen Drittstaat nicht nur – wie beabsichtigt – die 
kurzfristige grenzüberschreitende Mobilität (Tourismus, Familienbesuche, 
Grenzpendler) verändert, sondern auch das allgemeine Zuwanderungsgeschehen 
(vgl. Parusel/Schneider 2012). Die Möglichkeit, als Tourist einzureisen und dann 
vor Ort einen Asylantrag zu stellen oder anderweitig dauerhaft zu bleiben, sollte 
erschwert werden. Es sollten nur solche Länder von einer Visabefreiung profitie-
ren, aus denen die Zielländer keine oder nur selten Asylanträge erwarteten. Die 
Visapolitik wurde daher als Instrument gegen mögliche Migrationsbewegungen 
in Stellung gebracht. Vor allem sollte der Zuzug von Asylsuchenden erschwert 
werden.  
Ob eine restriktivere Visapolitik jedoch den gewünschten Effekt hat und da-
zu beiträgt, die Asylantragszahlen zu reduzieren, ist bisher in der Literatur um-
stritten. Während einige empirische Studien zeigen, dass ein Wandel in den Vi-
sa- und Asylpolitiken zu einer Verringerung neuer Asylanträge führen kann (vgl. 
Neumayer 2004; Thielemann 2006), weisen andere Autoren darauf hin, dass es 
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neben diesem »Abschreckungseffekt« auch einen »deflection effect« (Umlen-
kungseffekt) geben kann (vgl. Czaika/Hobolth 2014). Dies bedeutet, dass 
Schutzsuchende, die kein Visum erhalten, sich stattdessen auf illegale Wege be-
geben. Unter Umständen meiden sie in der Folge im Zielland auch das Asylver-
fahren und nehmen direkt ein Leben in der Illegalität in Kauf. Czaika und Ho-
bolth (2014) kommen am Beispiel von 29 europäischen Ländern zu dem interes-
santen Ergebnis, dass die Verschärfung von Asylgesetzen zwar die Antragstel-
lungen zahlenmäßig reduzieren kann. Doch dieser gewünschte Effekt wird aus-
geglichen bzw. zunichte gemacht, da es einen gleichzeitigen Anstieg der Zahl ir-
regulärer Einreisen und Aufenthalte gibt. Einen deutlicheren reduzierenden Ef-
fekt auf die Anzahl von Asylanträgen finden sie in ihrer Studie hingegen, sofern 
ein Herkunftsland der Visapflicht unterliegt (Czaika/Hobolth 2014: 19). 
Asylsuchende sind in besonderer Weise von der Visumspflicht ihrer Her-
kunftsländer betroffen. Da diese Politik sich immer systematisch an alle Bürger-
Innen eines Landes richtet, wird keine Rücksicht auf besondere persönliche oder 
politische Umstände genommen. Zwar ist die Exklusion politischer Flüchtlinge 
nicht offizielles Ziel von Visapolitik, dies kann aber leicht die Folge sein (Noll 
2000: 161).  
Eine Visumspflicht erschwert den Zugang zu einer Asylantragstellung in vie-
lerlei Hinsicht (vgl. Guiraudon 2003; Lax 2008; Laube 2013). So entstehen etwa 
finanzielle Kosten und zeitlicher Aufwand bei der Antragstellung. Nicht selten 
liegt die Botschaft oder das nächste Konsulat eines Ziellandes weit entfernt, z.B. 
in der Hauptstadt oder sogar in einem Nachbarland (für den Fall europäischer 
Botschaften in Afrika, siehe Laube 2013, S. 159-160). Dorthin müssen Antrag-
stellerInnen reisen, da man für den Erwerb z.B. eines Schengenvisums nicht nur 
Dokumente einreichen, sondern auch persönlich in der konsularischen Vertre-
tung erscheinen muss (Verordnung (EG) 810/2009, Visakodex, Absatz 9). Die-
ser Aufwand kann für politisch Verfolgte bereits zu groß, zu gefährlich oder zu 
langwierig sein. Wird dennoch ein Visaantrag gestellt, heißt dies noch nicht, 
dass er auch bewilligt wird und die legale Einreise in einen schutzgebenden Staat 
erfolgen kann. Beispielhaft konnte eine Studie unter iranischen Asylbewerbern 
in den Niederlanden (vgl. Koser 2000) aufzeigen, dass viele zunächst versucht 
hatten, ein Visum zu beantragen und legal einzureisen. Im Falle der Ablehnung 
waren sie dann aber auf illegalem Weg, zumeist unter Zuhilfenahme von 
Schleppern, in die Niederlande gelangt und hatten dann dort einen Asylantrag 
gestellt.14 
                                                           
14  Darüber, ob auch viele politisch Verfolgte nach einem Visaablehnungsbescheid im 
Land verbleiben oder es mit einem anderen Zielland versuchen, kann die Studie von 
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Dieses Abdrängen Vieler auf illegale Arten der Einreise kann selten beachte-
te, aber für die Betroffenen schwerwiegende Folgen haben. So kann bei politi-
schen AkteurInnen wie Politikern, Ministerialbeamten oder auch Asylentschei-
dern die Annahme entstehen, dass derjenige, der auf legalem Weg einreist, kein 
echter politischer Flüchtling sein kann. In diesem Sinne führte ein Beamter des 
österreichischen Außenministeriums aus:  
 
»Zum einen hat der [Asylsuchende, L.L.] in der Regel ja auch andere Fluchtmöglichkei-
ten. Wenn jemand wirklich von seinem Heimatstaat verfolgt wird, dann wird ihm das fast 
unmöglich, ins Flugzeug zu kommen. Der passiert einen Polizisten bei der Ausweiskont-
rolle und ich glaube kaum, dass ein unerwünschter Regimekritiker es überhaupt schaffen 
würde, diesen [Polizisten, L.L.] zu passieren. Ich glaube nicht, dass man hier etwas ein-
schränken muss, denn wenn jemand es schafft, ein Flugzeug zu besteigen, kann der Ver-
folgungsgrad nicht so hoch sein. Abgesehen davon setzt das klassische Asylrecht wirklich 
erst mit dem Eintreffen ein.« (Interview Österreich 2009, BMEIA, #11) 
 
Die Argumentation in dieser Interviewpassage zeigt auf, dass sich die Sichtweise 
der beteiligten AkteurInnen auf Asylsuchende entsprechend der Zulassungspoli-
tiken der Aufnahmeländer, aber auch entsprechend der Ausreisepolitik der Her-
kunftsländer verändern kann. Der Experte im Außenministerium legt nahe, sich 
bei der Beurteilung von Einzelfällen auch an den Ausreisekontrollen des Hei-
matlandes zu orientieren: Wer ohne Schwierigkeiten per Direktflug in Österreich 
ankommt, steht zumindest unter dem Verdacht, keinen ausreichenden Grund und 
Anspruch auf Asyl wegen politischer Verfolgung zu haben. Hier zeigt sich ein 
bedeutsamer Zusammenhang zwischen den individuellen Bedingungen einer 
Einreise und den zugestandenen Chancen auf Anerkennung als Schutzsuchen-
dem. 
Wie wir sehen, ergibt sich in dieser Phase, in der die Visapolitik als Hürde 
dient, eine deutlich engere Verknüpfung zwischen Asyl- und Visapolitik. Nach-
dem die Einwanderung nach Westeuropa seit den 1980er Jahren deutlich ange-
stiegen war und sich immer mehr diversifizierte, wurde auch die Sorge laut, der 
Zugang zu einem Asylantrag könne von Einwanderern missbraucht werden. Der 
negativ konnotierte Terminus des »Scheinasylanten« stand für die ablehnende 
oder zumindest misstrauische Haltung gegenüber Personen, die Asyl beantrag-
ten. 
                                                           
Koser keine Aussage treffen. Dieser Frage gehen Czaika und Hobolth (2014) in ihrer 
oben genannten Studie zum »deflection effect« restriktiver Visa- und Asylpolitiken 
nach.  
DER WANDEL EUROPÄISCHER VISAPOLITIK | 67 
 
2.3 Visafreiheit als Tauschgut (seit den 2000ern) 
 
Der Versuch, Europa durch eine restriktive Visapolitik abzuschotten, ist nicht 
einfach beendet (vgl. Bigo/Guild 2005; Mau et al. 2012). Noch immer sind es 
vor allem andere reiche, demokratische Staaten, die in der EU von der Visums-
pflicht befreit wurden und es sind nach wie vor die armen und krisengeschüttel-
ten Staaten des globalen Südens, die der Visumspflicht unterliegen. Diese Zwei-
teilung befördert einen »global mobility divide« (Mau et al. 2015), in dem Le-
bens- und Mobilitätschancen eng verbunden sind. Im Falle einer politischen Ver-
folgung etwa entscheiden die Reisemöglichkeiten mit darüber, ob es gelingt, an-
dernorts Schutz zu suchen.  
Doch fügen die EU-Mitgliedstaaten dieser restriktiven Politik neue Aspekte 
hinzu. So haben sich seit der ersten Festlegung der Liste von Staaten, deren 
BürgerInnen ein Visum benötigen (Phase zwei), einige interessante Veränderun-
gen ergeben, die auf eine selektive Öffnung hinweisen.  
Beispielsweise wurden die BürgerInnen der Staaten des Westbalkans sowie 
der Republik Moldau von der Pflicht befreit, ein Visum vor der An- und Einreise 
in die EU zu beantragen. Slowenien und Kroatien wurden bereits 2001 vor dem 
Hintergrund ihrer konkreteren Beitrittsperspektive (der Beitritt erfolgte 2004 und 
2013) von der Visumspflicht entbunden. Serbien, Montenegro und Mazedonien 
folgten 2009. BürgerInnen aus Bosnien und Herzegowina dürfen seit Ende 2010 
visafrei in die EU einreisen. Vorausgegangen war diesen Befreiungen jeweils 
zunächst die Einführung von Visaerleichterungen als »konkreter Schritt zur Ab-
schaffung der Visumpflicht« (siehe beispielhaft Abkommen zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und der Republik Serbien zur Erleichterung der Visaer-
teilung, Amtsblatt der Europäischen Union L334/137, 19.12.2007). 
Im Mai 2014 einigten sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union dann 
auf noch weitere 17 Herkunftsländer, deren StaatsbürgerInnen zukünftig ohne ein 
Visum für drei Monate in die EU und den Schengenraum einreisen dürfen. Diese 
zunächst großzügig wirkende Geste relativiert sich schnell, wenn man auf die Liste 
der neu befreiten Staaten schaut: Kiribati (ca. 102.000 Einwohner), Samoa 
(193.000), Tuvalu (10.000) und weitere 11 Insel-Kleinststaaten. Einzige Ausreißer 
hinsichtlich der Bevölkerungsgröße sind die Vereinten Arabischen Emirate (5,4 
Mill) und Trinidad Tobago (1,3 Mill). Diese beiden Fälle sind unterschiedlich ge-
lagert. Während hinter der Befreiung der Vereinten Arabischen Emirate wirtschaft-
liche Interessen durch Tourismus und Geschäftsreisende zu vermuten sind, löste 
die EU mit der Befreiung Trinidad Tobagos eine Reziprozitätserwartung ein, denn 
die meisten Europäer konnten bereits visafrei dort einreisen, wohingegen Trini-
dader und Tobagoer bis 2014 ein Visum für eine Europareise benötigten. 
68 | LENA LAUBE 
 
Damit wurden im Laufe der Zeit insgesamt 29 Drittstaaten der Gruppe von 
zunächst 43 Ländern hinzugefügt, die schon seit 2001 visafrei reisen durften. 
Dreizehn der zunächst befreiten Staaten sind inzwischen der Europäischen Uni-
on und/oder dem Schengener Abkommen beigetreten und benötigen damit ohne-
hin kein Visum mehr (z.B. Kroatien, Polen, Schweiz). Für zwei Länder wurde 
die Visafreiheit zurückgenommen (Bolivien 2006, Ecuador 2003)15, was bedeu-
tet, dass gegenwärtig 57 Staaten befreit sind. Dies entspricht etwa einem Drittel 
aller Drittstaaten der EU. Betrachtet man statt der Anzahl der Länder jedoch den 
Anteil, den diese Länder an der gesamten Weltbevölkerung ausmachen, so redu-
ziert sich dieser Anteil auf 15,8%. Nimmt man die Gruppe derer, die sich als 
EU-BürgerInnen ohnehin in Europa frei bewegen können, zusammen mit den 
Drittstaatlern, die ohne Visum einreisen dürfen, so hat sich diese Gruppe zwi-
schen 2001 und 2013 kaum vergrößert. Der Anteil der Weltbevölkerung, der von 
einer Reisefreiheit in die EU profitiert, stieg damit nur von etwa 21% auf knapp 
23% an (siehe Tabelle 1).  
 
Tabelle 1: Reisefreiheit in die EU in Anteilen der Weltbevölkerung 
 Anzahl der 
Länder 
Anteil an der 
Weltbevölkerung 
2001   
EU 15 6,14 
Befreite Drittstaaten 43 14,95 
Summe 58 21,09 
2013/201416   
EU 28 7,15 
Befreite Drittstaaten 57 15,76 
Summe 85 22,91 
   
Quelle: Daten der Weltbank über Bevölkerungszahlen (siehe http://data.worldbank.org/ 
indicator/SP.POP.TOTL, vom 9.12.2015)  
                                                           
15  Auch für den Südsudan wurde 2014 eine Visumpflicht eingeführt. Dies geht jedoch 
auf die Sezession des Landes zurück. BürgerInnen der alten Republik Sudan waren 
auch vor der Sezession bereits verpflichtet, ein Schengenvisum für touristische oder 
familiäre Besuche zu beantragen. 
16  Die Anzahl der Länder bezieht sich auf das Jahr 2014. Die neuesten Daten über Bevöl-
kerungspopulationen liegen bei der Weltbank jedoch bisher nur für das Jahr 2013 vor. 
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Es liegt damit eine nominelle Öffnung vor, aber eigentlich keine Liberalisierung 
mit Blick auf die weltweiten Mobilitätschancen. Die Zulassungspolitik der EU 
gestaltet sich im Bereich des visafreien Reisens sehr selektiv (vgl. Mau et al. 
2012). 
Der Grund für die Visabefreiungen von bestimmten Staaten ist somit nicht in 
einer grundsätzlich liberaleren Haltung gegenüber Personenmobilität zu suchen. 
Stattdessen lassen sich die Fälle, in denen eine Visumspflicht aufgehoben wurde, 
außen- und wirtschaftspolitisch erklären. Das ist vor allem plausibel für die Ver-
einten Arabischen Emirate und Trinidad Tobago, von wo auch bei visafreiem 
Reisen keine größere Anzahl von MigrantInnen zu erwarten ist. Doch bei den 
abgeschlossenen oder noch laufenden politischen Verhandlungen über das visa-
freie Reisen von Bosniern, Serben oder Türken spielt(e) die Sorge um einen An-
stieg der Einwanderungszahlen durchaus eine Rolle.17 Wie am einleitenden Bei-
spiel der Türkei gesehen, muss sich diese Erwartung in Bezug auf Asylsuchende 
jedoch nicht unbedingt nur auf die BürgerInnen des betreffenden Landes bezie-
hen. Es kann sich dabei auch um TransitmigrantInnen handeln. 
Dadurch, dass der Türkei 2001 für alle europäischen Staaten eine Visums-
pflicht auferlegt wurde, ergab sich ein politisches Faustpfand. Mit diesem ver-
sucht die EU nun einen politischen Tausch zu initiieren. Die Kommission oder 
auch nationale RegierungsvertreterInnen verhandeln über Visaerleichterungen 
für türkische StaatsbürgerInnen unter der Auflage, dass die Türkei bereit ist, die 
Durchreise von TransitmigrantInnen aus dem arabischen Raum zu verhindern. 
Es wird sich zeigen, ob eine Delegation von Migrationskontrollaufgaben in Form 
einer verstärkten Grenzsicherung und der Bereitstellung von Flüchtlingslagern 
gelingen wird (vgl. Laube/Müller 2015). Die erwartete Gegenleistung der Türkei 
für die »Gabe« Visaerleichterungen befindet sich damit auf der operativen Ebene 
der Grenzpolitik. 
Visaerleichterungen als Tauschgut in Verhandlungen mit den Nachbarstaaten 
einzusetzen, ist seit den 2000er Jahren in der EU eine anerkannte Praxis (vgl. 
Boniface/Wesseling 2008). Insbesondere den Staaten der östlichen Peripherie 
wurden Visaerleichterungen angeboten, sofern sie keine oder noch keine konkre-
                                                           
17  In der Folge der Befreiungen von der Visumspflicht 2009 ist es in Deutschland zu ei-
nem sprunghaften Anstieg von Asylantragstellungen insbesondere aus Serbien und 
Mazedonien gekommen. Aus Serbien kamen im Jahr 2009 noch lediglich unter 900 
AsylantragstellerInnen. 2012 waren es dann fast 13.000. Nahezu alle Asylanträge 
wurden jedoch als offensichtlich unbegründet beschieden. Siehe https://www. 
bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2014/01/asylzahlen_2013.html vom 
9.12.2015. 
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te Beitrittsperspektive hatten/haben. Teil solcher Verhandlungen sind in der Re-
gel sogenannte Rücknahmeabkommen, die die Bereitschaft des Nachbarlandes 
untermauern, seine eigenen oder fremde Staatsbürger zurückzunehmen, sofern 
diese irregulär in die EU eingereist sind oder sich ohne gültige Dokumente auf-
halten. Trauner und Kruse (2008) argumentieren, dass die Gewährung von Visa-
erleichterungen auch als positives Druckmittel für Reformen in den Nachbarlän-
dern genutzt wird. Visaerleichterungen beinhalten zumeist die Senkung der Kos-
ten für ein Visum, die Reduzierung der vorzuweisenden Dokumente und Sicher-
heiten bei der Visabeantragung. Zu erwarten ist dadurch ein Anstieg der Bewil-
ligungsquoten, auch wenn nach wie vor jeder Einzelfall geprüft wird. Visaer-
leichterungen können für Asylsuchende daher nur die Kosten des Versuchs, legal 
aus- und einzureisen senken, nicht aber verhindern, dass genau bei dieser Bean-
tragung ein Verfolgerstaat auf die geplante Emigration aufmerksam wird.  
Deutlich wird, dass hier die Visapolitik nicht mehr einfach als Mittel der Ab-
schottung genutzt wird. Es wird eine selektive Öffnung gegenüber bestimmten 
Ländern in der EU-Peripherie vollzogen, indem für deren BürgerInnen die 
grenzüberschreitende Mobilität erleichtert wird (vgl. Mau et al. 2012). Diese 
Stoßrichtung ist Teil der offiziellen europäischen Außen- und Nachbarschaftspo-
litik (ENP) (vgl. Boniface/Wesseling 2008). Auch wenn im Hintergrund erneut 
Migrationskontrollinteressen stehen mögen, so gewinnt die Visapolitik doch eine 
neue Dimension: Die ausgewählte Zulassung und Liberalisierung wird als au-
ßenpolitisches Mittel eingesetzt, um eigene Interessen zu verfolgen. Es werden 
wieder mehr Länder von der Visumspflicht befreit, als dass Visumspflicht aufer-
legt wird. Damit ähnelt der Ansatz der dritten Phase der europäischen Visapoli-
tik in gewisser Weise der ersten. Doch werden heute an das »Geschenk« der 
Öffnung für das visafreie Reisen klare Bedingungen und Gegenleistungen ge-
knüpft (vgl. Vobruba 2000). Es besteht eine sehr konkrete Reziprozitätserwar-
tung (vgl. Gouldner 1984 [1973]), die in bilateralen Abkommen, wie auch dem 
EU-Türkei-Abkommen, festgeschrieben wird. Auch die Westbalkan-Staaten hat-
ten als Gegenleistung für die Befreiung Rücknahmeabkommen unterzeichnet 
(bereits in Kraft 2008), die es den EU-Mitgliedstaaten ermöglichen, Personen 
vereinfacht zurückzusenden, die keinen gültigen Aufenthalt (mehr) im Schen-
genraum genießen und nachweislich aus einem dieser Länder stammen oder über 
diese in die EU eingereist sind.18 
                                                           
18  Die Angaben zu den Rücknahmeabkommen sind dem Datensatz »Inventory of the 
Agreements linked to Readmission« entnommen. Zur Verfügung gestellt wird dieser 
auf der »Return Migration and Development Platform« des Robert-Schumann-Center 
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Ein österreichischer Ministerialbeamter beschrieb 2009 diesen Tausch als 
neues Politikinstrument: 
 
»Die Kompetenz für derartige Verschiebungen19 liegt seit dem Vertrag von Amsterdam 
bei der Kommission. […] Das hat jetzt in den letzten […] Jahren, […] zu doch tendenziell 
gröberen Verschiebungen geführt; und zwar ist jetzt durch die Kommission eine weitere 
Methode dazwischengeschaltet worden. Ursprünglich war es ja: visumpflichtig/visumfrei; 
jetzt hat man, um da einen graduellen Prozess einzuleiten, das Instrument der Visumer-
leichterung erfunden. Das ist jetzt beschlossen worden für den West-Balkan, für Moldawi-
en, für Russland, für die Ukraine. Dieses Instrument der Visumerleichterung ist sozusagen 
die Stufe 1, die gezündet worden ist hin zu einer möglichen zukünftigen Visumfreiheit. 
Und das führt uns jetzt auch ein bisschen schon zur Methode, wie man jetzt in diesem 
neuen Regime die Visumbefreiung angeht. […] Man nimmt sie erst einmal in den Bestand 
her und gibt längere Fristen, geringere Gebühren, länger dauernde Visumzeiten und so 
weiter, das ist im Prinzip die Eigenheit der Visumerleichterungsabkommen, verlangt aber 
dann von den Zielstaaten mehrere Faktoren, die da sind: unbedingte Dokumentensicher-
heit, ein Rückübernahmeabkommen, bestimmte Informationsverpflichtungen über illegale 
Migration und – grob gesprochen – eine verbesserte polizeiliche Zusammenarbeit. Das 
heißt man spürt nicht immer nur flach ›ist er jetzt visumspflichtig oder nicht?‹, sondern 
wenn man von Visumpflicht auf Visumfreiheit geht, verlangt man ein umfangreiches Pa-
ket von Maßnahmen, damit gewährleistet ist, dass eine allfällige Visumfreiheit nicht mit 
einem Verlust von Sicherheit einhergeht.« (Interview Österreich, BMI, 2009, #13) 
 
Was der Interviewte als Sicherheit bezeichnet, bringt uns zurück zu der Frage, 
welche Implikationen diese Politik für Asylsuchende hat. Die Absicht der politi-
schen AkteurInnen besteht darin, eine stufenweise Öffnung gegenüber den 
Nachbarn einzuleiten, um sicherzustellen, dass diese Nachbarstaaten – als Tran-
sitstaaten für Flüchtlinge – Kontrollaufgaben übernehmen (vgl. Laube/Müller 
2015). Der territoriale Zugang über diese Staaten in die EU soll so zusätzlich 
kontrolliert werden, um auch den Zuzug von Asylsuchenden zu reduzieren (vgl. 
Guiraudon 2006; Lax 2008). Sofern es gelingt, Flüchtlinge gar nicht erst einrei-
sen zu lassen, greifen auch noch keine rechtlichen Verpflichtungen für diese Per-
sonen. Für die befragten Ministerialbeamten stellte die Vermeidung rechtlicher 
                                                           
am Europäischen Universitätsinstitut (EUI), die Erhebungen macht das Team rund um 
Jean-Pierre Cassarino (vgl. Cassarino 2010 und http://rsc.eui.eu/RDP/).  
19  Kommentar L.L.: Mit Verschiebungen sind hier Veränderungen in der gemeinsamen 
EU-Visapolitik gemeint, d.h. sowohl die Aushandlung von Visaerleichterungen als 
auch Aufhebungen der Visumspflicht.  
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Verpflichtungen einen der Hauptgründe für den Einsatz von exterritorialen Mig-
rationskontrollinstrumenten, wie der Visumspflicht, dar (ausführlicher dazu 
Laube 2013: 256–260). 
Für Asylsuchende, die nach Westeuropa wollen, bedeutet dies, dass durch 
einen politischen Tausch in der Visapolitik bereits auf dem Weg in ihr Zielland 
Instanzen durch die polizeiliche Zusammenarbeit in Stellung gebracht werden, 
die ihre Weiterreise zu verhindern suchen. Nur durch die Umgehung der offiziel-
len Wege und Routen ist eine Anreise in ihre Zielländer noch möglich. Der Ver-
such, Sicherheit für das eigene Land herzustellen, wie dies der Ministerialbeamte 
anspricht, bedeutet für Asylsuchende, dass sie auf immer riskantere und oft le-
bensgefährliche Wege nach Europa abgedrängt werden. 
 
 
3. Reisefreiheit und Abschottung  
in der europäischen Peripherie  
 
In der politischen Debatte sowie der Forschungsliteratur über Asylpolitik war 
der Bereich Visa fast vollständig abwesend. Dabei haben sich in diesem Beitrag 
vielfältige Verknüpfungen zwischen diesen beiden Politikfeldern aufzeigen las-
sen, die letztlich Teile eines gemeinsamen Grenzregimes sind. Auch die gegen-
wärtige Diskussion über die Ankunft von vielen Hunderttausend MigrantInnen 
und Asylsuchenden in Europa thematisiert zwar die Abwesenheit legaler Zu-
wanderungsmöglichkeiten, kaum aber, dass sich mit einer liberaleren Visapolitik 
die Tragödien rund um das Mittelmeer deutlich verringern ließen. Schutzsu-
chende könnten offizielle Transportmittel und Routen nutzen und wären nicht 
auf die Dienstleistungen von Schleppern angewiesen. Ob und mittels welcher 
Aufenthaltstitel sie dann bleiben könnten, würde sich erst vor Ort entscheiden 
(wie de facto auch durch den Zusammenbruch des Dublin-/Schengensystems 
2015). Die aufnehmenden Länder bleiben dann jedoch mit der Frage zurück, wie 
sie einmal angekommene Personen wieder abschieben können, sofern diese kei-
ne legale Bleibeperspektive erhalten, z.B. weil ihr Asylantrag abgelehnt wurde 
(vgl. Noll 1999). Um diesem Problem aus dem Weg zu gehen, haben sich die EU 
Staaten in den vergangenen Dekaden der migrationspolitischen Strategie der 
räumlichen Exterritorialisierung von Kontrollen bedient. Immer mehr Kontroll-
instrumente greifen bereits vor der Ankunft von Schutzsuchenden an der eigent-
lichen Grenze in die Mobilität ein, zu allererst und am effektivsten die Visapoli-
tik (vgl. Laube 2013; Czaika/Hobolth 2014).  
Dass heute Visapolitik jedoch nicht mehr nur als abschottendes Instrument 
eingesetzt wird, sondern vielfach Gegenstand bilateraler Verhandlungen der EU 
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mit den Staaten der erweiterten europäischen Nachbarschaft ist, wurde bisher in 
der Literatur unterschätzt. Gerade dort, wo Beitrittsperspektiven enden oder noch 
in weiter Ferne liegen, geht die EU dazu über, kleinere Offerten zu machen, in 
Form von Visaerleichterungen oder der Aufhebung der Visumspflicht. Gegen-
wärtig sind die Verhandlungspartner Staaten wie die Türkei, die Ukraine, Russ-
land, Serbien oder Bosnien. Dabei handelt es sich um Länder, die oft zugleich 
als sichere Herkunftsländer gelten, sodass Asylanträge von deren eigenen Bür-
gerInnen ohnehin negativ beschieden werden (so Serbien, Mazedonien, Bosni-
en).20 
Die Visabefreiung eines Drittstaates markiert auch die Anerkennung, dass es 
sich um einen stabilen, demokratischen Staat handelt, aus dem keine größeren 
Auswanderungswellen zu erwarten sind (vgl. Mau/Brabandt 2011; Laube/ 
Heidler 2016). Der Staat und die meisten seiner BürgerInnen mögen von einer 
Befreiung von der Visumspflicht durch die EU profitieren. Doch ein solcher 
Wandel verändert auch die Bedingungen für Flüchtlinge aus diesen Ländern  
oder von Personen, die diese Länder als Transitland nutzen. Wenn diese Länder 
fortan als sichere Herkunftsländer wahrgenommen werden, kann sich dies auf 
die Anerkennungschancen von Asylsuchenden im Verfahren auswirken. 
Doch systematische Studien über den Zusammenhang zwischen Visa- und 
Asylpolitik gibt es bisher nur vereinzelt (vgl. Trauner/Kruse 2008; Czaika/Ho-
bolth 2014). Zumeist blicken diese Studien auf den Wandel der Antragszahlen 
durch eine Veränderung von Visapolitik (Befreiung/Einführung der Visums-
pflicht). Doch welchen Einfluss hat die Aufhebung der Visumspflicht auf die 
Chancen, ein Asylverfahren erfolgreich zu durchlaufen? Wie verändert sich die 
Sichtweise von MinisterialbeamtInnen und AsylentscheiderInnen auf Asylsu-
chende aus diesen Ländern? Dieser Beitrag konnte auf Basis von Experteninter-
views erste Hinweise liefern, die diesen Zusammenhang erhellen. Doch liegt hier 
ein immenser Forschungsbedarf, der nicht länger übersehen werden darf.  
                                                           
20  Dies gilt nicht für Russland oder die Türkei, da von dort nach wie vor Asylanträge 
stammen, die im Falle von Kurden bzw. Tschetschenen auch eine Chance auf Bewil-
ligung haben. Russland gehörte noch 2013 zu den 10 Ländern, aus denen in Deutsch-
land die meisten Anträge eingegangen waren. Auch von Serben, Bosniern und Maze-
doniern werden nach wie vor viele Anträge gestellt, doch diese werden inzwischen al-
le als offensichtlich unbegründet abgewiesen, seitdem diese Herkunftsländer den Sta-
tus eines sicheren Drittstaates erhalten haben. Für eine knappe Übersicht der Antrags-
zahlen und Herkunftsländer siehe https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Presse 
mitteilungen/DE/2014/01/asylzahlen_2013.html und http://www.bmi.bund.de/Shared 
Docs/Pressemitteilungen/DE/2015/01/asylzahlen_2014.html vom 9.12.2015. 
74 | LENA LAUBE 
 
Die dritte Phase der europäischen Visapolitik wird dauerhaft Elemente der 
ersten beiden verbinden. Das politische Augenmerk liegt zwar momentan auf der 
Visumsfreiheit und dem politischen Tausch, der damit erreicht werden kann. 
Doch auch die Absicht, Europa vor einer wachsenden und unkontrollierten Zu-
wanderung zu schützen, bleibt aktuell. Nachdem sich viele der restriktiven Inst-
rumente im Jahr 2015 als nicht krisensicher erwiesen haben, werden wir wohl 
Zeugen einer noch deutlicheren Akzentuierung der Abschottung und Zurückwei-
sung von Flüchtlingen und MigrantInnen werden. Doch bezüglich der Bezie-
hungsebenen (Staat/Staat, Staat/Bürger), auf denen Visapolitik funktioniert, hat 
sich die europäische Politik darauf zurückbesonnen, Visapolitik als außenpoliti-
sches Instrument einzusetzen. Individuen können und werden sich den Zulas-
sungsregeln entziehen, auch wenn der Preis dafür bisweilen sehr hoch ist. Die 
größere Bindungskraft versprechen sich die politischen AkteurInnen von der Vi-
sapolitik, wenn sie als politisches Gut in den Beziehungen zwischen der EU und 
ihren Nachbarländern eingesetzt wird. Denn die BürgerInnen aus Ländern wie 
der Türkei, Serbien oder Bosnien wünschen sich die Reisefreiheit in die EU21 
und diese können ihre Regierungen für sie nur erwirken, wenn sie bereit sind, als 
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Über Asylanträge entscheiden:  





»Ohne ’ne ordentliche Anhörung kann ich 
keine ordentliche Entscheidung machen …«  
Zur Organisation von Anhörungen  
in deutschen und schwedischen Asylbehörden1 
STEPHANIE SCHNEIDER UND KRISTINA WOTTRICH 
 
»[D]ie Hauptarbeit oder die mit dem mit dem 
meisten wo wir die meiste Kompetenz reinste-
cken müssen aus meiner Sicht ist die Anhörung 
(.) weil sie ist (.) für mich das Herzstück was ich 
dann dann nachher entscheide ist wichtig keine 
Frage (.) aber ohne ne ordentliche Anhörung (2) 
kann ich keine ordentliche Entscheidung machen 
(.) ja das eine bedingt das andere«  






Seit Jahrzehnten arbeitet die Europäische Union auf die Schaffung eines Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) hin. Wie insbesondere die Er-
eignisse im Jahr 2015 zeigen, kann von dessen praktischer Realisierung keine 
Rede sein. Im Gegenteil scheinen nationale Sonderwege verbreiteter denn je. 
                                                           
1  Die diesem Beitrag zugrundeliegende Forschung wurde ermöglicht durch die Förde-
rung der DFG (FOR 1539, Teilprojekt 02). Für hilfreiche Rückmeldungen zu früheren 
Versionen dieses Papiers danken wir Christian Lahusen, Karin Schittenhelm, Jacque-
line Klesse und Carolin Nieswandt. 
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Während angesichts divergierender Anerkennungsquoten eines der zentralen 
Ziele des GEAS, nämlich dass gleiche Fälle gleich behandelt werden (siehe 
Richtlinie 2013/32/EU), lange Zeit im Mittelpunkt der Diskussionen stand, strei-
ten sich die Mitgliedsstaaten nun vornehmlich darum, wer überhaupt zur Auf-
nahme und Unterbringung von Geflüchteten bereit ist. Die scheinbare Eindeu-
tigkeit administrativ hergestellter Entscheidungen über berechtigte oder unbe-
rechtigte Anträge auf internationalen Schutz bleibt dabei weitgehend unhinter-
fragt. Vielmehr wird im öffentlichen Diskurs auf schnellere Verfahren sowie die 
konsequentere Abschiebung derer gedrängt, bei denen – über die Definition 
vermeintlich sicherer Dritt- und Herkunftsstaaten – ein negativer Verfahrensaus-
gang bereits im Vorhinein festzustehen scheint.  
Die europäischen Institutionen verfolgen die Ziele einer Angleichung und 
Effizienzsteigerung nationaler Verwaltungspraktiken auf mehreren Ebenen und 
mit unterschiedlichen Instrumenten. Ein Instrument wird uns in diesem Beitrag 
besonders interessieren, denn in einigen Mitgliedsstaaten wird neben asylrechtli-
chen Verschärfungen auch mit einer Verstärkung des Personals in den Behörden 
auf gestiegene Antragszahlen reagiert. Bei der Einarbeitung dieses neuen Perso-
nals wird vermehrt auf ein europäisches Schulungsprogramm für Asylsachbear-
beiter*innen zurückgegriffen: das seit 2012 beim Europäischen Unterstützungs-
büro für Asylfragen (EASO) angesiedelte EASO Training Curriculum (im Fol-
genden kurz: ETC) (vgl. EASO 2016). Europäische Schulungsmaßnahmen wer-
den konzipiert, um Verwaltungspraktiken auf der Organisations- und Personal-
ebene durch die Einführung ›neuer‹ Deutungen und Wissensbestände und im 
Sinne eines einheitlicheren Vorgehens zu verändern. Sie bieten sich einer sozio-
logischen Forschungsagenda somit in besonderer Weise an, um zu untersuchen, 
wie Verwaltungsbehörden auf der Ebene des Vollzugs mit Veränderungs- und 
Harmonisierungsbestrebungen umgehen. 
Aus der verwaltungssoziologischen Forschung wissen wir, dass die in Schu-
lungen enthaltenen Leitbilder und Wissensbestände bei der Umsetzung den je-
weiligen lokalen Arbeitsanforderungen und -routinen angepasst, re-interpretiert 
und mit bereits vorhandenem Wissen in Verbindung gebracht werden (vgl. 
Evans 2011; Feldman/Pentland 2003). Auf welche Weisen diese Aneignung, Re-
Interpretation und Verknüpfung konkret vonstattengehen kann, möchten wir im 
vorliegenden Beitrag in behördenvergleichender Perspektive diskutieren. Dabei 
nehmen wir an, dass der Umgang mit neuen Deutungen und Wissensbeständen 
nicht als Übernahme oder Abwehr zu verstehen ist, denn in der Erledigung ihres 
Arbeitsauftrages haben die Behördenmitarbeiter*innen konkrete Probleme in-
nerhalb vordefinierter Arbeitsabläufe und Organisationsstrukturen zu lösen. Der 
Umgang mit den Schulungsinhalten ist daher von Konflikten und Aushandlun-
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gen, vom Ausprobieren und Verwerfen geprägt. Die neuen Deutungen und Wis-
sensbestände bieten den Mitarbeiter*innen darin potenzielle Handlungsanwei-
sungen und Rechtfertigungsmöglichkeiten zugleich an. Der vorgeschlagene Be-
hördenvergleich ist besonders dafür geeignet, herauszustellen, wie diese aktive 
und kreative Aneignung von organisationalen Bedingungen mit geprägt ist.  
Bei unseren Analysen stützen wir uns auf Daten, die im Rahmen eines quali-
tativ angelegten Forschungsprojekts zur Europäisierung des Asylverwaltungsfel-
des2 im deutschen Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und in der 
schwedischen Migration Agency (Schwedisch: Migrationsverket, im Folgenden 
kurz SMA) erhoben wurden. Mit dem BAMF und der SMA nahmen wir Behör-
den in den Blick, die über lange asylrechtliche Traditionen und Routinen in der 
Durchführung von Asylverfahren verfügen und im europäischen Vergleich eine 
hohe Anzahl erstinstanzlicher Asylentscheidungen treffen.3 Im Projekt ging es 
u.a. darum, die Etablierung und Umsetzung des ETC zu untersuchen. Zu diesem 
Zweck wurden 2013/2014 in beiden Behörden Interviews mit Trainer*innen die-
ses Schulungsprogramms und mit Asylsachbearbeiter*innen durchgeführt.4 Wei-
                                                           
2  »Auf dem Weg zu einem europäischen Asylverwaltungsfeld? Transnationale Verwal-
tungskooperation zwischen Asylbehörden« (Projektleitung: Christian Lahusen und 
Karin Schittenhelm, Universität Siegen), Teilprojekt 02 der DFG-Forschergruppe 
»Europäische Vergesellschaftungsprozesse« (FOR 1539).  
3  Nach EUROSTAT-Angaben wurden in Deutschland im Jahr 2014 97.415 erstinstanz-
liche Asylentscheidungen getroffen, in Frankreich 68.500 und in Schweden 40.015. 
Dahinter folgte Italien mit 35.180 erstinstanzlichen Entscheidungen (EUROSTAT 
02.03.16). Für das Jahr 2015 liegen bei der Verschriftlichung dieses Beitrags die Zah-
len noch nicht für alle Mitgliedsstaaten vor. Für Deutschland verzeichnet EUROSTAT 
249.280, für Italien 71.345 und für Schweden 44.590 erstinstanzliche Entscheidungen 
(ebd.). 
4  Die leitfadengestützten Interviews fanden in den Räumlichkeiten der Behörden, meist 
in den jeweiligen Büros der Mitarbeiter*innen, statt. Insgesamt wurden im BAMF 15, 
in der SMA 26 Personen befragt. In Schweden wurden die Interviews mit Ex-
pert*innen sowie Trainer*innen vorwiegend auf Englisch, diejenigen mit Mitarbei-
ter*innen auf der street-level-Ebene auf Schwedisch geführt. Für den vorliegenden 
Beitrag wurden die Auszüge aus den schwedischsprachigen Interviews ins Englische 
übersetzt. Bei der Datenauswertung nutzen wir eine Kombination von dokumentari-
scher Methode (Bohnsack 2010; Nohl 2012) und Verfahren der Grounded Theory 
(Strauss/Corbin 1990), u.a. auch im Rahmen der Situationsanalyse (Clarke 2012). Da-
bei sind wir v.a. an einem verstehenden Nachvollzug der Zusammenhänge zwischen 
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tere im Rahmen der Teilstudien erhobene Daten umfassten die beobachtende 
Teilnahme an ETC- und anderen Schulungsmaßnahmen sowie kürzere Beobach-
tungen der Arbeit der Sachbearbeiter*innen in unterschiedlichen Außenstellen. 
Während der Forschungsarbeiten hatten wir Zugang zur E-Learning-Plattform 
des EASO und haben dort einige der Schulungsmodule selbst durchlaufen.  
Für die Zwecke dieses Beitrags stützen wir uns auf eine selektive Auswer-
tung von Schulungsmaterialien, Beobachtungsnotizen und nach thematischen 
Gesichtspunkten ausgewählten Interviewpassagen, die einen spezifischen Aus-
schnitt des Verfahrens zum Gegenstand haben: die sogenannte ›Anhörung‹ der 
von den Antragsteller*innen vorgebrachten Gründe für das Asylgesuch. Bei der 
Anhörung treffen Sachbearbeitende und Asylsuchende aufeinander und es wer-
den wichtige Grundlagen für die Entscheidungsfindung geschaffen. Wer in einer 
Asylbehörde über Anträge (mit-)entscheidet, muss lernen, Anhörungen so 
durchzuführen, dass sie dem letztlichen Ziel – einer eindeutigen Entscheidung – 
dienen, verfahrensrechtlichen Standards genügen und gleichzeitig lokalen Ar-
beitsanforderungen angemessen sind. Aufgrund der Unwägbarkeiten und der 
Komplexität sozialer Interaktionen lassen sich Anhörungen nicht ohne weiteres 
standardisieren und steuern. Gleichzeitig ist die Anhörung ein Verfahrensmo-
ment, das in seinen zentralen Herausforderungen allen europäischen Asylverwal-
tungsbehörden gemeinsam ist. Jenseits von Unterschieden auf der Makroebene 
nationaler Asylsysteme sollte sich an diesem Beispiel daher besonders gut unter-
suchen lassen, wie die dort vermittelten Inhalte auf dem ›street-level‹ (Lipsky 
2010) praktisch relevant (gemacht) werden.5  
Der Beitrag ist folgendermaßen strukturiert. Zunächst werden wir auf die 
Rolle von gemeinsamen Schulungsprogrammen bei der Etablierung des GEAS 
eingehen und die Relevanz der organisationalen Bedingungen der Sachbearbei-
tung für eine Analyse des Umsetzungsprozesses herausstellen (Abschnitt 2). Im 
Hauptteil des Beitrags zeigen wir zunächst die zentrale Bedeutung der Anhörung 
für die Entscheidungsfindung im Asylverfahren auf und stellen das EASO-
Modul ›Gesprächsführungstechniken‹ vor (3.1). Anschließend werden beide Be-
                                                           
kollektiven Praktiken der Sachbearbeitung und den in den Behörden vorhandenen 
Wissensbeständen und handlungsleitenden Orientierungen interessiert.  
5  Zum Zeitpunkt unserer Datenerhebung wurde das Modul im BAMF zwar noch nicht 
offiziell umgesetzt, die ›nationalen‹ Schulungen orientierten sich aber bereits an den 
im ETC empfohlenen Methoden (Feldnotizen BAMF, Schulungen 1 und 2; Gespräche 
mit Dozent*innen und Trainer*innen). Einige der Befragten waren zudem bereits 
zum/zur Trainer*in für dieses Modul ausgebildet worden und vermittelten ihr Wissen 
eher informell an Kolleg*innen in ihren Außenstellen weiter. 
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hörden mit Blick auf wichtige Unterschiede in der Organisation von Anhörungen 
charakterisiert. Dabei werden wir zeigen, dass sich die Praktiken der Sachbear-
beitung v.a. dahingehend differenzieren lassen, dass diese in der SMA arbeitstei-
liger organisiert sind und vielfältige Formen mündlichen Austauschs beinhalten 
(3.2), während die Sachbearbeitung im BAMF stärker individualisiert und 
schriftbasiert ist (3.3). Diesen Befund diskutieren wir schließlich mit Blick dar-
auf, wie organisationale Gegebenheiten den Umgang der Sachbearbeiter*innen 
mit neuen Deutungen und Wissensbeständen mit prägen und auf welche Weisen 
diese Eingang in konkrete Handlungsroutinen und/oder Rechtfertigungen dersel-
ben finden (3.4). Der Beitrag schließt mit einem Ausblick (Abschnitt 4). 
 
 
2. Asylverwaltungsbehörden  
zwischen europäischer Regulierung  
und lokalen Routinen 
 
Im Bereich des Asyls erlangte die Kooperation zwischen europäischen Behörden 
v.a. mit der Abschaffung der Binnengrenzkontrollen und den Schengener Über-
einkommen zunehmende Bedeutung. Im Maastrichter Vertrag von 1992 wurde 
das Thema erstmals als ›Angelegenheit gemeinsamen Interesses‹ identifiziert. 
1999 folgte der Beschluss der europäischen Staats- und Regierungschefs in 
Tampere zur Einführung eines Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS), welcher die Harmonisierung der Asylverfahren und einen bindenden 
Rechtsrahmen vorsah.6 Mit dem Haager Programm wurden 2004 zunächst Richt-
linien und Verordnungen über geltende Mindeststandards ausgehandelt, welche 
in einem zweiten Harmonisierungsversuch 2013 überarbeitet wurden und nun 
nicht mehr Mindestnormen, sondern gemeinsame, teils höhere, Standards vorse-
hen.7 
Von einer Konvergenz europäischer Asylverfahren lässt sich jedoch nicht 
sprechen; nach wie vor unterscheiden sich Verfahrensweisen wie Anerken-
nungsquoten, selbst in Bezug auf einzelne Herkunftsländer, erheblich (vgl. Tosh-
kov/Haan 2013; Parusel 2015a). Neben der unterschiedlichen Auslegung von 
                                                           
6  Zur Entstehung des GEAS s. u.a. Bendel (2013: 11ff.); Guild (2006); Lambert (2009); 
Kaunert/Léonard (2012); Ippolito/Velluti (2011). 
7  Gegenwärtig besteht das GEAS im Wesentlichen aus drei Richtlinien, namentlich der 
Aufnahmerichtlinie 2013/33/EU, der Anerkennungsrichtlinie 2011/95/EU, der Asyl-
verfahrensrichtlinie 2013/32/EU und zwei Verordnungen: der Dublin-III-Verordnung 
(EU) 604/2013 sowie der EURODAC-Verordnung (EU) 603/2013. 
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Rechtsbegriffen, wie jenen der ›inländischen Fluchtalternative‹ (vgl. Eaton 
2013) oder der ›bestimmten sozialen Gruppe‹ (vgl. Crawley/Lester 2004; Spij-
kerboer 2013), stützen sich die Behörden auf unterschiedliche Quellen für die 
Bewertung der Lage in den Herkunftsländern (vgl. Rosset/Maia Liodden 2015). 
Zudem bestehen neben und unterhalb des europäischen Rechts nationale (verfah-
rens-)rechtliche Besonderheiten weiter (vgl. Staffans 2008). Ebenso unterschei-
det sich die praktische Arbeit der Behörden je nach institutionellem und organi-
sationalem Aufbau der Asylsysteme und der jeweiligen Staats- und Rechtstradi-
tionen. Da eine freie Wahl des Landes, in dem um Asyl ersucht wird, immer 
noch weitgehend verunmöglicht wird bzw. werden soll (vgl. Brekke/Brochmann 
2015), sind solche Unterschiede, mit ihren für Asylsuchende erheblichen Konse-
quenzen, von besonderer Brisanz.  
Im Kontext der geforderten stärkeren Angleichung behördlicher Praktiken 
wurde neben legislativen Maßnahmen im Rahmen des GEAS auch auf ›weiche‹ 
Maßnahmen transnationaler Verwaltungskooperation gesetzt. In den letzten Jah-
ren gewinnt das EASO bei der Koordinierung und Institutionalisierung solcher 
Formen der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Unterstützung zwischen 
Asylbehörden an Relevanz. Ein zentrales Element stellt hierbei das EASO Trai-
ning Curriculum für Asylsachbearbeiter*innen dar (vgl. EASO 2014a). Mit der 
Neufassung der Asylverfahrensrichtlinie (siehe Artikel 4, Absätze 1, 3 und 4 der 
Richtlinie 2013/32/EU) werden Schulungen für Asylsachbearbeiter*innen vor-
geschrieben und es wird explizit auf die Angebote des EASO verwiesen (vgl. 
Verordnung 439/2010/EU).8 Mit dem ETC wird den Behörden ein fertig ausge-
                                                           
8  Seit 2012 sind mit dem EASO Training Curriculum europaweit insgesamt 8.257 Be-
hördenmitarbeiter*innen geschult worden (siehe https://easo.europa.eu/about-us/tasks-
of-easo/training-quality/training/), wobei sich die Umsetzung absolut betrachtet noch 
stark unterscheidet (vgl. EASO 2015a: 8). Sowohl in Schweden als auch in Deutsch-
land kam es während unserer Feldforschungen 2013 und 2014 zu größeren Rekrutie-
rungswellen und einem damit einhergehenden gestiegenen Schulungsbedarf. 2015 und 
2016 setzte sich diese Entwicklung in noch erheblich gesteigerter Form fort. In 
Schweden konnte ca. vier Jahre früher (2009/2010, ab 2012/2013 sodann systema-
tisch) mit den Schulungen begonnen werden, unter anderem da die Migration Agency 
die englischsprachigen Module nicht, wie das BAMF, hat übersetzen lassen. Mittler-
weile sind die EASO-Schulungsmodule in beiden Behörden systematischer Bestand-
teil der amtsinternen Einführungsprogramme für neue Angestellte. Dem EASO ›lear-
ning path‹ entsprechend werden bislang v.a. die Kernmodule umgesetzt (vgl. EASO 
2016). Während in Schweden im Jahr 2015 aufgrund des hohen Personalbedarfs die 
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arbeitetes, modulares und aus Behördensicht vergleichsweise effizientes Instru-
ment der Mitarbeiterschulung zur Verfügung gestellt.9 Mit der Entwicklung be-
sonders entschlackter ›Einsteigerkurse‹ soll in Zukunft auch die noch raschere 
Einarbeitung in Phasen höherer ›case-loads‹ ermöglicht werden (vgl. EASO 
2015b). Entwickelt werden die Schulungsinhalte im Rahmen transnationaler 
Verwaltungskooperation durch sogenannte ›Modulexperten‹, die zumeist aus 
den Mitarbeitenden der nationalen Behörden rekrutiert werden. Daneben sind 
Akteure aus der Wissenschaft (z.B. aus den Bereichen Jura oder Didaktik) und 
externe Referenzgruppen (internationale Organisationen, Akteure der Zivilge-
sellschaft, Europäische Kommission u.a.) an der Modulentwicklung beteiligt. 
Auf einer recht abstrakten Ebene vermitteln die Module zum einen Normen und 
Werte, an denen sich Asylsachbearbeiter*innen bei der Fallbearbeitung orientie-
ren sollen. Je nach Modul sind diese nicht unbedingt spezifisch ›europäisch‹, 
sondern können auch Teil »weltkultureller Skripts« (Meyer 2005) sein, indem 
bspw. auf allgemeine, wissenschaftlich begründete Standards der Fallbearbei-
tung oder auf menschen- und völkerrechtliche Verpflichtungen verwiesen wird, 
die für die Vertreter*innen europäischer Staaten verbindlich gelten sollen. Auf 
einer konkreteren inhaltlichen und praktischen Ebene stellen die Module zum 
anderen ein hybrides Gebilde dar, welches Elemente aus unterschiedlichen 
Rechts- und Verwaltungstraditionen nach dem Prinzip der Bricolage (vgl. Weick 
1998) kombiniert und in konkrete Handlungsanweisungen für die Sachbearbei-
tung übersetzt. Versatzstücke aus unterschiedlichen Kontexten werden dabei 
weitgehend intakt gelassen, die Innovation besteht in ihrer Kombination und 
Systematisierung. Mit der Umsetzung werden sie wiederum Teil des behördli-
chen Repertoires, mit dem auf veränderte Umweltbedingungen reagiert werden 
kann. Hier können sie, durchaus flexibel und selektiv, in bestehende Verwal-
tungsroutinen eingespeist werden. Die Konzeption der Schulungen stellt insofern 
bereits eine Antwort auf das Problem fehlender Harmonisierung des mitglieds-
staatlichen Verwaltungshandelns dar. 
Die EASO-Schulungsmaßnahmen zielen direkt auf die an den ›front-lines‹ 
der Behörden tätigen Behördenmitarbeiter*innen. Die europäische Ebene enthält 
sich allerdings einer Einwirkung auf die Mitgliedschaften der Organisationen 
                                                           
Trainingsaktivitäten eingeschränkt wurden (ebd.: 243f.), wurden sie im BAMF aus-
geweitet (ebd.: 129f.). 
9  Im Rahmen von ›blended learning‹ wird durch ein vorgeschaltetes E-Learning-
Programm mit praktischen Übungen und theoretischen Reflexionen die Zeit für die 
anschließenden ›face-to-face‹-Schulungen im Vergleich zu herkömmlichen Schu-
lungsmaßnahmen reduziert. 
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und überlässt die Entscheidung darüber, wer eigentlich befugt sein sollte, Asyl-
entscheidungen zu treffen, den Mitgliedsstaaten. Es gilt die implizite Annahme, 
dass über das Instrument der Schulungen prinzipiell jede/r Bedienstete in die 
Lage versetzt werden könne, den geltenden Standards entsprechend über Asylan-
träge zu entscheiden, unabhängig davon, ob es sich in den jeweiligen nationalen 
Behörden bspw. um Polizeibeamte, Verwaltungsangestellte, Juristen oder Ethno-
logen handelt. So wird eine allgemeine Deutung ›professioneller‹ Asylsachbear-
beitung installiert, die von beruflichen und behördlichen Sozialisationsprozessen 
ebenso abstrahiert wie von lokalen organisationalen Rahmen- und Arbeitsbedin-
gungen.  
Bei der praktischen Umsetzung der Schulungen sind diese jedoch von zentra-
ler Bedeutung. Beiträge in der Tradition der ›street-level bureaucracy‹ (vgl. 
Lipsky 2010; Brodkin 2011, 2008) haben für unterschiedliche Verwaltungsbe-
hörden herausgearbeitet, dass Politik und auch Recht erst im Moment ihrer Um-
setzung durch Mitarbeitende an den ›front-lines‹ öffentlicher Verwaltungen 
wirksam werden und dabei unter Umständen verändert, teils erst ›gemacht‹ wer-
den. Beim Umgang mit konkreten, praktischen Problemen in der täglichen Ar-
beit entwickeln Mitarbeiter*innen Handlungsroutinen, die formalen Organisati-
onszielen entgegenstehen können. Das Verhältnis von gewandelten externen 
Vorgaben und Praktiken auf dem street-level ist allerdings ein – zumindest für 
den Bereich der Asylverwaltung – noch weitgehend ungeklärtes. Das Interesse 
der street-level-Theorie galt meist dem individuellen Umgang mit strukturellen 
Dilemmata des täglichen Arbeitens mit Klienten. Die Ebene der Organisation 
und insbesondere die Rolle des Managements wurde dabei weitgehend außer 
Acht gelassen (vgl. Bannink/Six/van Wijk 2015; Hupe/van Kooten 2015). Diese 
sind aber von besonderer Bedeutung, wenn es um das gezielte Einspeisen neuer 
Wissensbestände und Deutungen geht. Zudem wurde der Fokus oftmals auf Rou-
tinen und damit implizit auf Kontinuität gelegt (vgl. Miettinen/Virkkunnen 
2005). Schulungen und Fortbildungen zielen nun gerade auf eine Bewusstma-
chung und Veränderung von Routinen des Arbeitshandelns, die als nicht mehr 
angemessen wahrgenommen werden (ebd.: 441f.).  
Inwieweit (individuelle wie organisationale) Routinen allerdings tatsächlich 
zum Gegenstand von Reflexion werden können, ist eine empirisch zu klärende 
Frage. Wenn wir davon ausgehen, dass die Sozialisation vor Ort, das ›training-
on-the-job‹ prägender ist als vereinzelte Schulungen (vgl. Lipsky 2010: 200), so 
müssen sowohl die Arbeitsbedingungen, Arbeitsteilungen und Kontrollstruktu-
ren als auch die in den Behörden zirkulierenden Deutungen und Narrationen 
über angemessene ›ways of doing things‹ in den Blick genommen werden (vgl. 
Feldman/Pentland 2003; Barley/Kunda 2001). Länder- bzw. behördenverglei-
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chende Studien zum praktischen Verwaltungshandeln und zu beruflichen Sozia-
lisationsprozessen in Asylbehörden sind bislang jedoch rar gesät (siehe aber 
Probst 2012; Jubany 2011; Wettergren 2013). Hier möchte der vorliegende Auf-
satz einen Beitrag leisten. Es geht uns dabei nicht um eine Bewertung der Um-
setzung der EASO-Trainings, sondern um eine Analyse der organisationalen Be-
dingungen, auf die die Schulungsmaßnahmen in beiden Behörden treffen.  
Aus einer wissenssoziologischen Perspektive interessiert uns dabei der Zu-
sammenhang von explizit vermittelten Handlungsanweisungen und den eher im-
pliziten Deutungen und Orientierungen, wie sie in den Behörden im täglichen 
Arbeiten relevant werden. Wir lassen also sowohl die Unterschiede auf der Mak-
roebene staatlicher Asylsysteme als auch jene auf der Individualebene einzelner 
Sachbearbeiter*innen außer Acht und nehmen die Behörden in erster Linie als 
Organisationen vergleichend in den Blick. Dabei folgen wir der Annahme, dass 
das im Interview thematisierte oder in Schulungsmaterialien dokumentierte Wis-
sen das Ergebnis situierter, kollektiver Handlungspraktiken ist und sich – nicht 




3. Anhören und entscheiden 
 
3.1 Die Bedeutung von Anhörungen im Asylverfahren 
 
Zentrale Aufgabe von Asylbehörden ist es, legitime und rational begründete Ent-
scheidungen über Schutzgewährung zu treffen und zu zertifizieren. Das jeder 
Entscheidung letztlich innewohnende Element von Willkür muss unerkannt blei-
ben, damit der Glaube an die Legitimität bürokratischer Akte der Zertifizierung 
aufrechterhalten werden kann (vgl. Bourdieu 1987: 844; 1994). Im Kontext der 
»chronisch knappe[n] Urteilskraft der Entscheider« in Asylverfahren (Scheffer 
2003: 425) stellt die Anhörung der Antragsteller*innen die zentrale Grundlage 
für die Ermittlung des Sachverhalts, die Glaubhaftigkeitsprüfung und schließlich 
die Entscheidungsfindung dar (vgl. auch Dahlvik 2014: 254-303). Die Anhören-
den waren in der Situation, auf die sich die Fluchtgeschichte bezieht, nicht selbst 
anwesend und kennen in der Regel auch das Herkunftsland nicht persönlich, 
sondern müssen sich auf vorliegende Informationen zur Lage in den Herkunfts-
ländern (vgl. Gibb/Good 2013) und/oder die persönlichen Aussagen der Antrag-
steller*innen verlassen. Des Weiteren findet die sprachliche Verständigung im 
Wesentlichen über Dolmetscher*innen vermittelt statt (vgl. Scheffer 1997; Pöl-
labauer 2007; Gibb/Good 2014). Ein wesentlicher Teil des Arbeitsauftrags be-
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steht zudem darin, Prognosen über zukünftige Ereignisse zu treffen, ein per defi-
nitionem mit Unsicherheiten behaftetes Unterfangen (vgl. Staffans 2008: 621f.). 
Den Sachbearbeiter*innen liegen meist nur rudimentäre Informationen zum in-
dividuellen Fall vor. Das bedeutet, dass häufig in der Anhörung erst die Fakten 
produziert werden, die dann der weiteren behördlichen Bearbeitung zugeführt 
werden. Dafür gibt es in der Regel – für Sachbearbeiter*in und Antragsteller*in 
gleichermaßen – nur eine einmalige Gelegenheit, womit ein spezifischer Er-
folgsdruck auf der Situation lastet. Hinzu kommen die für street-level bureaucra-
cies charakteristischen Arbeitsbedingungen, die u.a. durch mangelhafte Ressour-
cen- und Personalausstattung und widersprüchliche Zielvorgaben gekennzeich-
net sind (vgl. Lipsky 2010). Wie jede andere Form personen- bzw. fallbezogenen 
Arbeitens lässt sich auch das Anhören nicht auf reines Fachwissen reduzieren. 
Es bedarf vielmehr der praktischen Einübung. Individuelle und organisationale 
Routinen können dazu beitragen, Unsicherheiten und Komplexität zu reduzieren. 
Zugleich steht eine allzu routinierte Fallbearbeitung dem Erfordernis der indivi-
duellen Prüfung des Einzelfalls entgegen.  
An dieser Stelle setzt das EASO-Modul ›Gesprächsführungstechniken‹ an. 
Es gehört zu den sogenannten Kernmodulen des EASO Schulungsprogramms10 
und vermittelt sowohl methodische Kenntnisse als auch Verhaltensregeln, die 
bei der Interaktion mit Asylantragsteller*innen zu beachten seien. Hierbei wer-
den die Behördenmitarbeiter*innen zunächst explizit daran erinnert, dass sie ge-
genüber den Antragsteller*innen den Staat repräsentieren. 
 
»Als Befragender sind Sie ein Vertreter Ihres Landes, das alle maßgeblichen Menschen-
rechtsinstrumente unterzeichnet hat. In dieser Eigenschaft müssen Sie professionell auftre-
ten und Ihrer Aufgabe gewachsen sein. […] Es kann nützlich sein, sich vor Augen zu füh-
ren, dass eine persönliche Anhörung kein zwangloses Gespräch, aber auch kein Verhör ist. 
Eine solche Anhörung muss im Rahmen eines fairen, respektvollen und effizienten Ver-
fahrens erfolgen, das es dem Antragsteller je nach persönlicher Situation ermöglicht, sei-
nen Fall umfassend darzulegen.« (ETC-Modul Gesprächsführungstechniken, Lektion 1.2) 
 
Es geht hier v.a. um die Vermittlung eines Verständnisses von prozeduraler Ge-
rechtigkeit; das Verfahren soll so angelegt sein, dass der Einzelfall sowohl um-
fassend dargelegt als auch angemessen gewürdigt werden kann. Anhörungen im 
Asylverfahren werden hier vom polizeilichen Verhör einerseits, von ›natürlicher‹ 
Kommunikation andererseits abgegrenzt. Sie ›professionell‹ durchzuführen, be-
                                                           
10  Zu den beiden weiteren Kernmodulen des EASO Schulungsprogramms gehören ›In-
clusion‹ (Schutzgewährung) und ›Evidence Assessment‹ (Beweiswürdigung). 
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deutet, das Gespräch auf eine Weise zu führen, die – ähnlich dem sozialwissen-
schaftlichen Interview – geeignet ist, freie Erzählungen zu generieren. Neben 
Grundsätzen wie Respekt, Fairness und Objektivität wird im Modul die prakti-
sche Anwendung einer strukturierten, in Gesprächsphasen unterteilten Form der 
Befragung vermittelt. Unter Verweis auf Erkenntnisse der Kommunikationswis-
senschaften und der Psychologie (z.B. was interkulturelle Kommunikation, die 
Funktionsweise des menschlichen Gedächtnisses oder mögliche Folgen von 
Traumatisierungen für das Gesprächsverhalten betrifft) wird die Art und Weise, 
in der Anhörungen durchgeführt werden sollen, einer expliziten Methodisierung 
unterzogen. Dazu gehört auch, dass die Sachbearbeiter*innen aufgefordert sind, 
ihre Emotionen, Einstellungen und Verhaltensweisen zu reflektieren. 
 
»Personen, die diese Verhaltensweisen an den Tag legen, wird häufig professionelles Ar-
beiten attestiert, d.h., der Befragende bleibt während der gesamten Anhörung unvoreinge-
nommen und neugierig. Häufig können die eigene Einstellung und Möglichkeiten zu de-
ren Beeinflussung nur mittels Selbstreflexion ermittelt werden.« (ETC-Modul Gesprächs-
führungstechniken, Lektion 2.2) 
 
»Nach der Anhörung ist es sehr wichtig, dass Sie sich die Zeit für eine Selbstreflexion und 
Selbstanalyse nehmen. Wie ist die Anhörung für Sie und den Antragsteller gelaufen? Ha-
ben Sie sich respektvoll verhalten und die richtigen professionellen Verhaltensweisen an-
gewendet?« (ETC-Modul Gesprächsführungstechniken, Lektion 8.1) 
 
Mit den Empfehlungen zur systematischen Selbstbeobachtung, zu einer reflexi-
ven Haltung gegenüber dem eigenen beruflichen Tun sowie zur Achtsamkeit mit 
Bezug auf das eigene Wohlergehen (vgl. auch EASO 2014b: 25) wirken die 
Schulungen den Standardisierungstendenzen bürokratischer Organisationen po-
tentiell entgegen. Denn hier geht es v.a. darum, eigene wie behördliche Routinen 
der Fallbearbeitung zu hinterfragen und sich eine gewisse Offenheit für Hand-
lungsalternativen zu bewahren bzw. zu erarbeiten. Gleichzeitig vermittelt das 
Modul eine Methode für einen Tätigkeitsbereich, der zuvor nicht explizit bis ins 
Detail geregelt war. 
Was nun den Umgang mit den Schulungsinhalten in den beiden von uns un-
tersuchten Behörden betrifft, so zeigten sich im Material grundlegende Gemein-
samkeiten, die wir kurz zusammenfassen möchten, bevor wir ausführlicher auf 
die Unterschiede zu sprechen kommen. Zum einen wird die Anhörung fall- und 
behördenübergreifend als berufliche (und persönliche) Herausforderung, als das 
Herzstück des Verfahrens, als das, was die meiste Kompetenz erfordere, be-
schrieben und in dieser Hinsicht von anderen Verfahrensschritten abgegrenzt. 
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Zum anderen teilen die Befragten ein Wissen darüber, dass verhörähnliche Me-
thoden als nicht mehr angemessen gelten und stellen dies im Interview entspre-
chend dar. Neben der allgemeinen Einschätzung, dass die neuen Methoden ›fai-
rer‹ oder ›menschlicher‹ seien, werden sie von ihnen v.a. daraufhin bewertet, in-
wieweit sie das Arbeiten (praktisch, moralisch, emotional) erleichtern und der 
Erledigung des Arbeitsauftrags dienen. 
 
»wie gesagt auch Fragetechniken hatten wir ja da auch geübt und (also) dass man halt die 
ähm keine (.) keine geschlossenen Fragen fragt ne? (.) Kann man fragen aber sollte man 
nicht komplett fragen weil das bringt einen auch nix wenn er nur mit Ja oder Nein antwor-
tet« (Entscheider*in Baier, Z. 1336-1375)11 
 
Auch wenn die Entscheidung über den Antrag zu einem späteren Zeitpunkt ge-
troffen wird und sich erste Eindrücke im Prozess der Bescheiderstellung durch-
aus ändern können,12 werden in der Anhörung wichtige Grundlagen für die Ent-
scheidung geschaffen. Dies wird in dem diesem Beitrag vorangestellten Zitat aus 
dem BAMF deutlich zum Ausdruck gebracht, auf ganz ähnliche Weise formulie-
ren aber auch schwedische Sachbearbeiter*innen:  
 
»And the interview is of course of really central importance for the outcome of a decision, 
(3) and of course it is a question of (3) of getting the applicant to produce a good narrative 
and to ask the right questions. Indeed, the interview is of course really central, if you do a 
good interview then it might be fairly easy to write a decision from it.« (case officer Pe-
tersson, Z. 67-74) 
 
»[T]o write a decision from [an interview]« ist allerdings ein voraussetzungsrei-
cher Prozess, bei dem es v.a. um die Transformation von Gesprochenem in 
Schriftliches geht (vgl. Scheffer 1998). Allein das, was während der Anhörung 
schriftlich protokolliert wurde, darf in der weiteren Fallbearbeitung relevant 
werden. In Asylverfahren gibt es zwei zentrale Momente einer solchen Trans-
                                                           
11 Die Interviews wurden ohne die Verwendung von Satzzeichen transkribiert. Begriffe 
in Klammern stehen für eine Verständnisunsicherheit, Zahlen in Klammern für die 
Dauer der Pause in Sekunden, (.) steht für kurze Pausen. Bei sämtlichen Namen han-
delt es sich um Pseudonyme. 
12  Z.B. weil sich im Anhörungsprotokoll doch nicht genügend Argumente für die ur-
sprünglich angedachte Entscheidung finden, oder weil nach der Anhörung noch weite-
re Informationen aufgetaucht sind oder Recherchen durchgeführt wurden. 
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formation: das Protokollieren (während und nach der Anhörung)13 (ebd.) und das 
Schreiben des Bescheids (während und nach der Entscheidungsfindung). Wäh-
rend für die Entscheidungsbegründung im Bescheid explizite formale Vorgaben 
gelten, bei der die Sachbearbeiter*innen auf (schriftliche) Vorlagen14 zurückgrei-
fen können, ist die Anhörungssituation aufgrund des Interaktionscharakters nie 
ganz vorhersehbar. »[G]etting the applicant to produce a good narrative« ver-
weist auf die Verantwortung der Anhörenden für den Gesprächsverlauf und die 
dem Verfahren inhärenten Machtasymmetrien. Die vergleichende Analyse zeig-
te, dass sich sowohl der Prozess der Verschriftlichung als auch die Gestaltung 
der Interaktionssituation und die Art und Weise, wie Befragungstechniken in den 
beiden Behörden vermittelt, eingeübt, reflektiert und kontrolliert werden, we-
sentlich unterscheiden.  
 
3.2 Anhörungen in der schwedischen Migration Agency 
 
Die SMA ist dem Justizministerium und dem Migrationsminister zugeordnet und 
wird von der Regierung und dem Parlament beauftragt. Diese legen den Haus-
haltsplan der Behörde sowie – z.T. in Abstimmung mit dem Außenministerium – 
die grundsätzlichen Ziele und Aufträge der schwedischen Asyl- und Migrations-
politik fest (vgl. Migrationsverket 2015, o.J.). Abgesehen von der formalen Re-
chenschaftspflicht gegenüber diesen beiden Organen ist im schwedischen 
Grundgesetz (2. Kap §2) die Unabhängigkeit der Verwaltungsbehörden veran-
kert (vgl. Bull/Halje/Bergström/Reichel/Nergelius 2012; Yates 2000: 156) und 
auch die SMA bei der Erstellung ihrer Leitlinien weitgehend unabhängig. Im 
Vergleich zu Deutschland weist das Rekrutierungssystem des öffentlichen 
Dienstes in Schweden deutlich weniger Formalisierung und keine spezifischen 
staatlich festgelegten Einstellungsvoraussetzungen auf. Seit den 1960er Jahren 
wurde das Beamtentum schrittweise abgebaut und ist heute größtenteils abge-
schafft (vgl. Hils/Streb 2010: 29). In der Migration Agency arbeiten hauptsäch-
lich Personen mit einem abgeschlossenen Hochschulstudium in den Bereichen 
Jura und Politik- oder Sozialwissenschaften. Bezüglich der Altersstruktur ist die 
Behörde vergleichsweise jung (vgl. Migrationsverket 2014: 37).  
                                                           
13  In beiden Behörden sind die Sachbearbeiter*innen auch diejenigen, die die Anhörung 
protokollieren. Allerdings unterscheiden sie sich in den Techniken: In der SMA wird 
getippt, im BAMF meist diktiert. 
14  In beiden Behörden spielen sogenannte ›Gerüstbescheide‹ mit vorgefertigten Textbau-
steinen für unterschiedliche Fallkonstellationen und Entscheidungsarten eine wichtige 
Rolle in der täglichen Arbeit. 
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Die Migration Agency ist für sämtliche Aspekte des Verfahrens (inkl. Unter-
bringung, Gesundheitsversorgung, Integrationsmaßnahmen, Arbeitserlaubnisse 
u.v.m.) zuständig. Zudem ist sie für den Vollzug der eigenen Entscheidungen, 
d.h. auch für die Durchführung von Abschiebungen und Rückführungsmaßnah-
men, verantwortlich. Zum Zeitpunkt unserer Datenerhebung galt in der SMA, 
dass nach dem Prinzip der ›lernenden Organisation‹ Verfahrenspraktiken im kol-
legialen Austausch stetig weiterentwickelt werden sollten. Zu diesem Zweck 
wurde u.a. ein Rotationsverfahren zum Wechsel zwischen verschiedenen Tätig-
keiten und Abteilungen eingerichtet. In den Asylprüfungsabteilungen selbst ist 
das Team die für die Fallbearbeitung verantwortliche Basiseinheit. Hier können 
Fälle besprochen und konkrete Handlungsempfehlungen – auch zu anstehenden 
Anhörungen – gegeben werden.  
Verantwortlichkeiten bei der Prüfung eines Asylantrags sind in der SMA 
funktional differenziert. Sachbearbeiter*innen, im Folgenden ›case officers‹, 
führen die Asylanhörungen durch, erstellen das Protokoll, stellen ggf. weitere 
Recherchen an und verfassen einen Entwurf zum Bescheid. Für die letztendliche 
Entscheidung tragen statushöhere Entscheider*innen, im Folgenden ›decision 
makers‹, die Verantwortung.15 Zwischen beiden besteht ein institutionalisierter 
Austausch. Die/der decision maker ist in der Anhörungssituation zwar nicht phy-
sisch präsent, verständigt sich jedoch vor, während und nach der Anhörung in 
eigens dafür eingerichteten Zeitfenstern mit der/dem case officer darüber, wor-
auf im weiteren Verlauf geachtet werden sollte und welche Nachfragen gegebe-
nenfalls noch gestellt werden sollten. Bei den meisten Anhörungen sind zudem – 
von der Migration Agency gestellte – Rechtsberater*innen anwesend. Diese sol-
len die Interessen der Asylsuchenden vertreten und haben bspw. während der 
Anhörung die Möglichkeit, zusätzliche Fragen zu stellen und nach der Anhörung 
den Inhalt des Protokolls zu prüfen (vgl. European Migration Network 2012: 
12). Vor der Bescheiderstellung werden die Eingaben (Englisch: submissions) 
der Rechtsvertreter*innen abgewartet und in der Entscheidungsfindung berück-
sichtigt. 
Die Anhörungen bei der Migration Agency finden damit in einem Rahmen 
vergleichsweise hoher Beobachtbarkeit statt. Die Beteiligung der unterschiedli-
chen Akteure kann das Frageverhalten der case officers, den konkreten Verlauf 
einer Anhörung und die Entstehung des Protokolls wesentlich beeinflussen. Die 
decision makers sind darin sowohl Sozialisationsinstanz, über die berufliche Er-
                                                           
15  In der Regel beginnen die Angestellten in den schwedischen Asylprüfungsabteilungen 
als case officers und steigen nach ein paar Jahren zum decision maker auf (Interviews 
mit Behördenmitarbeitenden). 
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fahrung weiter vermittelt wird, als auch Instanz der Qualitätskontrolle. Der Aus-
tausch geschieht v.a. über direkte persönliche, d.h. mündliche, Kommunikation.  
 
»Then you always have a dialogue with the decision maker. That is also important, that 
(6) that we take a break in the middle of the interview, when I go to the decision maker 
and kind of tell them that: this is what he has said, this is how I see it, the decision maker 
might say: can you ask a bit about this and a bit about that, and then you decide what fur-
ther questions to ask, after the break, so you don’t miss anything out, because if you miss 
anything out you might perhaps have to do a further interview. That takes time and mo-
ney.« (case officer Petersson, Z. 514-524) 
 
In der Wahrnehmung der hier zitierten Person kann dadurch der Gefahr, wäh-
rend der Anhörung etwas zu ›verpassen‹, begegnet werden. Die Verantwortung 
für die Vollständigkeit des in der Anhörung erfragten Sachverhalts wird als eine 
geteilte wahrgenommen. Mit der Unterbrechung des Interviews zum Zwecke 
dieser Absprachen wird die Anhörung bereits zum Gegenstand von Reflexion 
und Aushandlung. Dabei steht die Orientierung an Effizienzkriterien im Vorder-
grund. »[T]ime and money« für eine zweite Anhörung können gespart werden, 
wenn die Anhörung im ersten Anlauf alles für die Entscheidung Wichtige ab-
deckt.16 Zudem geht die Art der Interviewführung als ein Element in die leis-
tungsbezogene Bewertung und Vergütung der Arbeit der case officers ein (case 
officer Petersson, Z.637-646). Da die case officers auch für die Erstellung eines 
Entwurfs zum Bescheid zuständig sind, wird die Gesprächsführung bereits mit 
Blick auf die später zu treffende Entscheidung ausgehandelt und reflektiert (case 
officer Sjöberg, Z. 264-282). Bei Unstimmigkeiten zwischen decision maker und 
case officer oder Unsicherheiten bezüglich der rechtlichen Sachlage wird häufig 
ein weiterer decision maker oder ein sogenannter Asylexperte (siehe auch Fur-
re/Gustafsson/Quarles/Viblemo 2010: 91) einbezogen, bis Einigkeit über die zu 
treffende Entscheidung erreicht wird. Es geht bei der Entscheidungsfindung also 
v.a. um die Herstellung von Konsens.17 Aus Sicht der Befragten ist auch dies u.a. 
durch Effizienzerwägungen motiviert. Bei der Bescheiderstellung drehen sich 
                                                           
16  Interessant ist aber an dieser Stelle, dass überhaupt die Möglichkeit einer zweiten An-
hörung erwähnt wird. In den Interviews mit Mitarbeitenden des BAMF ist dies nicht 
der Fall. 
17  Die Suche nach Konsens wird von manchen als Kennzeichen der politischen Kultur 
Schwedens insgesamt gesehen. Diese orientiere sich an den Schlüsselbegriffen der In-
tegration und Verhandlung (vgl. Jahn 2009: 134) und sei von einer pragmatischen 
»culture of consensus« (Pettersson 1994 zitiert in Yates 2000: 169) geprägt. 
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diese v.a. darum, Zeit- und Personalressourcen so einzusetzen, dass Bescheide 
nicht mehrmals überarbeitet werden müssen und die Fälle nicht ›steckenbleiben‹: 
 
»But it is (?) it is of course necessary if you want to have a well-functioning unit and you 
want to see the cases moving briskly, if they aren’t to get stuck entirely, then you have to 
have that discussion, because after that I do a draft but there is no point in me working on 
a draft that a decision maker perhaps doesn’t agree with. Instead we usually check it out, I 
mean we check it out with decision makers before the interview, during the interview, af-
ter the interview. And after the submission has come in and before we move to decision, 
and then we usually decide then and there what we are most likely going to write. And if 
we aren’t certain at that point, then it’s necessary to bring in someone else, sometimes all 
you need is to bring in another decision maker. So that there are three of you to talk it 
through to a conclusion or that you refer it to a team leader, or that we refer it to some ex-
pert.« (case officer Forsberg, Z. 608-626) 
 
Gerade mit Blick auf den Umgang mit Unsicherheit spielt der Austausch unter 
den Mitarbeiter*innen eine wichtige Rolle. Indem in der SMA nicht nur im in-
formellen Kollegenplausch, sondern systematisch und v.a. mit Blick auf die zu 
erbringende Leistung (die Erstellung eines Bescheids, dem mindestens case offi-
cer und decision maker zustimmen können) zusammengearbeitet wird, findet die 
Anhörung unter besonderen Voraussetzungen statt. Die Eindrücke des Gesprächs 
müssen nicht nur – in schriftlicher Form – den Anforderungen eines legitimen 
Verfahrens Genüge tun, sondern zunächst mündlich und auf eine auf die nahe 
Zukunft gerichtete Weise an die decision makers kommuniziert werden. Erst 
nach diesem Austausch und den Eingaben der Rechtsvertreter*innen wird mit 
der schriftlichen Begründung des Bescheids begonnen. Bezeichnenderweise zei-
gen die Interviews, dass die schwedischen Befragten dieser Art der Fallbearbei-
tung eine stark legitimitätsproduzierende Kraft zuschreiben. Unsicherheiten, 
Zweifel und ein Mangel an Informationen werden durch »discussion« und »talk« 
bearbeitet und zu kompensieren versucht. 
 
»you need the discussion in any case, I think (.) you, somehow to be able to figure some-
thing out (5) so uhm (3) well, and there isn’t always that much by way of country infor-
mation and well but some assessments can be really difficult, particularly when it becomes 
a question of reliability and credibility because that part might be quite subjective but you 
have to try to get away from letting it be too subjective you have to do that.« (case officer 
Petersson, Z. 306-314) 
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Die dem Asylverfahren inhärenten Unsicherheiten und das subjektive Element 
der Fallbearbeitung werden von den Befragten zwar anerkannt, Zweifel über die 
Richtigkeit einmal getroffener Entscheidungen werden in den Interviews aller-
dings kaum thematisch. Wie auch im oben zitierten Interview deutlich wird, 
nehmen die schwedischen Befragten die kontinuierliche Deliberation zwischen 
verschiedenen Akteuren als geeignetes Instrument wahr, um die Gefahr ›allzu‹ 
subjektiver Entscheidungen zumindest einzuhegen. 
 
3.3 Anhörungen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
 
Das deutsche Bundesamt ist als Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesinnenministeriums angesiedelt und an dessen Weisungen gebunden. So-
wohl die Formulierung der politischen Leitlinien als auch die konkreten Vorga-
ben zum Verwaltungshandeln sind in hohem Maße von der Politik des jeweili-
gen Bundesinnenministeriums geprägt (Schneider 2012). Im Gegensatz zur SMA 
obliegt dem BAMF zwar die Durchführung des Asylverfahrens im engeren Sin-
ne.18 Für sämtliche sonstigen Belange der Asylsuchenden (Fragen der Unterbrin-
gung, der sozialen Sicherung, der Erteilung von Arbeitserlaubnissen u.ä.) sowie 
für die Durchsetzung von Abschiebungsandrohungen nach ablehnendem Be-
scheid durch das BAMF sind jedoch die Bundesländer und Kommunen zustän-
dig.  
Die Zulassungsvoraussetzungen für die Tätigkeit im BAMF sind stark for-
malisiert und unterliegen den gesetzlichen Einschränkungen für die Anstellung 
im öffentlichen Dienst nach dem Laufbahnmodell. Für die Prüfung der Asylan-
träge sind Beamtinnen und Beamte oder Angestellte im gehobenen Dienst zu-
ständig. Zum Zeitpunkt der Datenerhebung waren dies größtenteils Personen mit 
einer reinen Verwaltungslaufbahn oder Jurist*innen (persönliche Kommunikati-
on mit dem Referat Personalqualifizierung, Dezember 2014). In diesem Bereich 
zeigen sich seit 2015 jedoch Öffnungstendenzen. Auf die neueren Stellenaus-
schreibungen des Bundesamtes kann sich allgemein bewerben, wer über einen an 
einer Hochschule erworbenen Abschluss (mindestens Bachelor) verfügt. Zudem 
werden vermehrt befristete Verträge abgeschlossen und es wird Personal aus an-
deren Behörden (bspw. der Bundesagentur für Arbeit, dem Zoll, aber auch der 
Post u.a.) unterstützend eingesetzt. Aufgrund der seit Beginn der 1990er Jahre 
stark begrenzten Neueinstellungen im Entscheiderbereich (vgl. Kreienbrink 
                                                           
18  Daneben wurden dem Amt seit 2003 eine Reihe anderer Aufgaben in den Bereichen 
Migration, Integration, Forschung übertragen. 
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2013) und anders als in der SMA geht der Personalaufbau im BAMF mit einem 
ausgeprägten Generationswechsel einher. 
Im Unterschied zur schwedischen Asylbehörde gibt es im BAMF keine ex-
plizite personale Differenzierung zwischen den Tätigkeiten des Anhörens und 
des Entscheidens, d.h. die anhörenden Sachbearbeiter*innen sind oft auch dieje-
nigen, die die Entscheidung treffen. Dies ist ein Grundsatz, an dem lange Zeit 
nicht nur seitens der Behörde, sondern auch von Gerichten, Vertreter*innen der 
Anwaltschaft u.a. festgehalten wurde, um zu vermeiden, dass rein nach Aktenan-
lage entschieden wird, wo es doch um individuelle Prüfung des Einzelfalls gehen 
soll (vgl. Deutscher Bundestag 2014).19 Bezeichnenderweise werden die Sachbe-
arbeiter*innen im behördlichen Jargon denn auch schlicht als ›Entscheider‹ be-
zeichnet. Rechtsvertreter*innen nehmen nicht regelmäßig an Anhörungen teil; 
routinemäßig anwesende Dritte sind allein die Dolmetscher*innen (Feldnotizen 
BAMF Außenstellen). Im Behördenvergleich stellt die Anhörungssituation in 
Deutschland somit einen Bereich der tendenziellen Nicht-Beobachtbarkeit dar.  
Institutionalisierte Formen organisationalen Lernens sind beim BAMF 
hauptsächlich auf die Einarbeitungsphase und punktuelle Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen beschränkt. Eine direkte, auf die Anhörung bezogene Zu-
sammenarbeit mit Kolleg*innen oder Vorgesetzten ist die Ausnahme und be-
schränkt sich meist auf das Mentoring in der Einarbeitungszeit, während der man 
erfahreneren Kolleg*innen eine Zeitlang ›über die Schulter schaut‹ und umge-
kehrt bei den ersten eigenen Anhörungen von ihnen begleitet wird. Anders als 
bei der SMA ist diese Phase jedoch zeitlich begrenzt. Schulungen und die soge-
nannten Entscheidertagungen bieten zwar weitere Gelegenheiten zum kollegia-
len Austausch, u.a. auch über Anhörungstechniken. Was den Arbeitsalltag be-
trifft, so findet ein solcher nach den Aussagen der Befragten im Regelfall nur 
eingeschränkt und außerhalb der Anhörungen statt. Zudem bezieht er sich eher 
auf die Entscheidungsfindung und -begründung als auf die Anhörungssituation 
selbst. In den Interviews kam dies beispielsweise wie folgt zum Ausdruck: 
 
»Also w- ähm man spricht auch schon darüber dass man (.) n andern Anhörungsstil hat 
wobei das macht glaub ich (2) kann man ja auch nich ändern also das ist ja dann halt so 
dass jeder anders anhört und äh das überlässt hier glaub ich auch jeder ihm selbst wie er 
                                                           
19  Wobei davon auszugehen ist, dass dies mit der Einführung von ›Ankunfts-‹ und ›Ent-
scheidungszentren‹ und sonstigen Beschleunigungs- und Priorisierungsmaßnahmen 
inzwischen häufiger vorkommt. In der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Linken ist für das zweite Quartal 2015 von ca. 25% die Rede (Deutscher 
Bundestag 2015: 66). 
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anhören möchte was man hier aber gut besprechen kann ist dann äh die Entscheidung an 
sich also man kann zu jedem gehen und sagen ähm ich hab hier son Fall der is so und so 
und der hat das und das gesagt was mach ichn da?« (Entscheider*in Kriegel, Z. 491-500) 
 
Unterschiedliche Anhörungsstile werden hier als etwas Gegebenes, nicht Verän-
derbares, aber auch nicht weiter Problematisches dargestellt. Was als Diskussi-
onsgrundlage genutzt wird, sind die erinnerten Aussagen der Antragstel-
ler*innen: »der hat das und das gesagt«. Ähnlich wie in Schweden wird der kol-
legiale Austausch über den Fall als ein mündlicher beschrieben. Hierbei geht es 
jedoch nicht darum, welche weiteren Fragen möglicherweise gestellt werden 
könnten oder sollten, denn der Austausch findet erst nach dem abgeschlossenen 
Anhörungstermin statt und dient allein dem Umgang mit Zweifel bezüglich der 
zu treffenden Entscheidung.  
Eine weitere Variante des Umgangs mit Unsicherheiten besteht in der per-
sönlichen Auseinandersetzung mit dem schriftlichen Protokoll, mit der Akte. 
Wie die folgenden Auszüge verdeutlichen, ist dies für die Befragten oftmals der 
erste Schritt, um Distanz zum Fall gewinnen. Erst danach werden ggf. Kol-
leg*innen um Rat gebeten.  
 
»es is auch immer gut dann nachher noch ein Stückchen Abstand zu haben und dann noch 
mal in Ruhe das Protokoll auch wirklich zu lesen und ähm (.) wenn man manchmal auch 
noch nen Zweifel hat (dann) liest man´s noch mal oder spricht mit nem Kollegen drüber 
der hat manchmal auch noch n anderen Blick und dann halt die Entscheidung zu treffen« 
(Entscheider*in und Trainer*in Krüger, Z. 230-236) 
 
»mal noch jemand anderes das Protokoll lesen lassen oder das was der Anwalt schreibt 
ähm lesen lassen um einmal andere Gedanken dazu zu hören das hilft auf jeden Fall« 
(Entscheider*in und Trainer*in Gabriel, Z. 1042-1045) 
 
Austausch findet also durchaus statt, bezieht sich auf die Gesprächsführung je-
doch nur indirekt und ex post. Der Prozess der Entscheidungsfindung schreitet 
allein auf Grundlage des schriftlichen Dokuments weiter voran. Insbesondere für 
Neueingestellte bietet der Austausch mit erfahreneren Kolleg*innen auf Basis 
des Protokolls zwar auch Gelegenheiten zur Reflexion des eigenen Frageverhal-
tens und zu möglichen, zukünftigen Veränderungen (Entscheider*in Baier, Z. 
1421-1463). In der Anhörungssituation selbst tragen die Sachbearbeiter*innen 
jedoch die alleinige Verantwortung dafür, die richtigen Fragen auf die richtige 
Art und Weise und im richtigen Moment zu stellen.  
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Außerhalb der Einarbeitungsphase erhalten die Sachbearbeiter*innen beim 
BAMF in der Regel nur dann Einblick in die Arbeitsweisen der Kolleg*innen, 
wenn sogenannte fremdangehörte Fälle entschieden werden müssen. Dieser Ein-
blick ist wiederum auf die Niederschrift zur Anhörung begrenzt. Hier beurteilen 
einige der Befragten das Vorgehen mancher Kolleg*innen durchaus kritisch. Mit 
der Begründung, dass es sich unter Gleichen nicht schicke, Kritik an den Ar-
beitsweisen der jeweils anderen zu üben, dass nur über Anweisungen ein wirkli-
cher Einfluss ausgeübt werden könne und unter Bedingungen von Personalman-
gel ohnehin nicht auf die Kolleg*innen verzichtet werden könne, werden ent-
sprechende Bedenken jedoch weder an die betreffenden Kolleg*innen noch an 
Vorgesetzte kommuniziert (Entscheider*in und Trainer*in Krüger, Z. 1379-
1428; Entscheider*in Mayer, Z. 292-383). 
Neben den Arbeits- und Zuständigkeitsverteilungen innerhalb der Behörde 
hängt dies auch mit organisationskulturellen Narrationen über das, was den/die 
Entscheider*in ausmacht, zusammen: Trotz Abschaffung der Weisungsunge-
bundenheit mit dem Zuwanderungsgesetz in 2005 (§ 5, 6 AsylVfG) wird sowohl 
in den Interviews als auch bei den von uns beobachteten Schulungen weiterhin 
das richterähnliche Bild des ›Einzelentscheiders‹ (so die frühere Bezeichnung) 
heraufbeschworen. Dies entspricht der deutschen Tradition des Offizialprinzips, 
nach dem der Entscheider derjenige ist, der die alleinige Kontrolle über Art und 
Ausmaß der im Verfahren zu sammelnden und beurteilenden Beweise hat (vgl. 
Staffans 2008: 632-640). In der beruflichen Praxis gilt das Prinzip des Nicht-
Einmischens in das, was die Kolleg*innen tun (vgl. Scheffer 2003: 451f., der 
den Entscheider-Stand in dieser Hinsicht mit dem der Ärzte, Richter oder Hoch-
schullehrer vergleicht). Damit befinden sich die deutschen Sachbearbeiter*innen 
in einer Situation, in der sie einerseits großer Kontrolle – über Dienstanweisun-
gen, Leitsätze und Priorisierungsmaßnahmen – unterworfen sind, gleichzeitig je-
doch von ihnen gefordert wird, individuell Verantwortung für die Einhaltung der 
für die Durchführung von Anhörungen vorgegebenen Standards zu überneh-
men.20 
Im Vergleich zur Anhörung wird der Prozessschritt der Entscheidung beim 
BAMF stärkerer expliziter Kontrolle unterzogen. Qualitätskontrollen finden be-
zogen auf das letztendliche ›Produkt‹ der Fallbearbeitung statt, nämlich in Form 
einer Kurzübersicht zum Bescheid, die von sogenannten Qualitätsförderern in 
den Außenstellen überprüft und abgezeichnet wird. Diese Kontrolle ist meist auf 
                                                           
20  Während der von uns beobachteten Schulungen wurde denn auch wiederholt kritisiert, 
dass die Qualitätsansprüche aus der Zentrale unter den vor Ort herrschenden Arbeits-
bedingungen kaum zu erfüllen seien. 
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formale Aspekte, die Plausibilität der getroffenen Entscheidung und ihre Über-
einstimmung mit den behördlichen Vorgaben fokussiert (Interview Altmann, Z. 
471-481). Die Verantwortung für die Vollständigkeit des erfragten Sachverhalts 
und für die inhaltliche Prüfung der Glaubhaftigkeit des Vortrags der Asylsu-
chenden wird weitgehend den Entscheider*innen überlassen.21 Lediglich in Fäl-
len, die aufgrund der getroffenen Entscheidung oder eines besonders gelagerten 
Sachverhalts ›auffällig‹ sind, wird Einblick in den vollständigen Bescheid, in 
noch selteneren Fällen in das Anhörungsprotokoll genommen (Feldnotizen 
BAMF Außenstellen, Gespräche mit Qualitätsförderern).  
Es zeigt sich hier, dass die organisationale Antwort auf das Problem des Ent-
scheidens unter Bedingungen von Ungewissheit im BAMF v.a. darin besteht, ei-
nerseits auf die Kompetenzen der einzelnen Entscheider*in und andererseits auf 
die besondere Bedeutung der persönlichen Interaktion in der Anhörungssituation 
als Erkenntnisquelle zu vertrauen. Dies wurde auch bei den von uns beobachte-
ten Schulungen für Asylsachbearbeiter*innen deutlich. Wenn die Teilnehmen-
den Unsicherheiten bezüglich der Beurteilung der Glaubhaftigkeit äußerten, 
wurde wiederholt darauf verwiesen, dass genau dies den Kern ihrer Tätigkeit 
ausmache: »›das ist Ihre Aufgabe‹, ›deswegen ist das so hochqualifiziert‹, ›da 
müssen Sie sich durchbeißen‹, ›da gibt’s kein Patentrezept‹« (Feldnotizen 
BAMF, Schulung 1, S. 21). Administrative Sachlichkeit und Objektivität werden 
aus dieser Sicht gerade durch das Prinzip des Nicht-Einmischens (weder durch 
Vorgesetzte, noch durch Kolleg*innen) sichergestellt. Darin drückt sich ein be-
merkenswert stabiler Glaube an die leidenschaftslose Bürokratin aus, die allein 
aufgrund ihrer Sozialisation in die Rolle und aufgrund ihres spezifischen Fach- 
und Dienstwissens neutrale Entscheidungen treffen kann. 
                                                           
21  Ausnahmen sind stichprobenartige Kontrollen durch das Referat Qualitätssicherung in 
der Zentrale. 
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3.4 ›Ordentliche‹ Anhörungen im Vergleich 
 
As the quintessential form of legitimized dis-
course, the law can exercise its specific power 
only to the extent that it attains recognition, that 
is, to the extent that the element of arbitrariness 
at the heart of its functioning (which may vary 
from case to case) remains unrecognized. The 
tacit grant of faith in the juridical order must be 
ceaselessly reproduced.  
(BOURDIEU 1987: 844, HERV. I.O.) 
 
Asylsachbearbeiter*innen beider Behörden sind mit dem gleichen Kernproblem 
konfrontiert, der Unentscheidbarkeit von Entscheidungen (vgl. Fischer-Lescano/ 
Christensen 2005). ›Gute‹ Anhörungen sind in der Wahrnehmung der Befragten 
von besonderer Bedeutung für ›gute‹ Entscheidungen. Erstere werden von ihnen 
v.a. darüber definiert, zu welchem Grad es bereits während der Anhörung ge-
lingt, genügend Informationen für die Entscheidungsbegründung zu sammeln. 
Im Kontext einer zunehmenden Methodisierung und Verwissenschaftlichung der 
behördlichen Praktiken, u.a. im Rahmen von Schulungen, wird das Frageverhal-
ten der Sachbearbeiter*innen zum Objekt von Reflexion. Die bei den Schulun-
gen vermittelten Ziele und die dafür zu verwendenden Methoden beziehen sich 
v.a. auf die Anforderungen prozeduraler Gerechtigkeit (i.S.v. Fairness und Res-
pekt gegenüber den Antragsteller*innen) einerseits, die wissenschaftlich unter-
mauerte und methodisierte Hervorbringung von für die administrative Entschei-
dungsfindung und -begründung verwendbaren Erzählungen andererseits. Beide 
Aspekte verweisen auf die Beziehungen zwischen Amt und ›Umwelt‹.  
Aus der Perspektive der Sachbearbeiter*innen präsentieren sich diese als 
teils konfligierende Anforderungen aus unterschiedlichen sozialen Feldern.  
Asylentscheidungen müssen sowohl rechtmäßig (oder zumindest möglichst ›ge-
richtsfest‹) sein als auch in der Summe den jeweils aktuell politisch gesetzten 
Vorgaben (bezüglich ›Effizienz‹, aber auch bestimmter ›outcomes‹) mindestens 
so weit entsprechen, dass sich die Behörde als ausführendes Organ des Staates 
nicht selbst delegitimiert. Für die gerichtliche Überprüfung der behördlichen 
Entscheidungen stellen die schriftlichen Produkte der Sachbearbeitung jedoch 
meist die alleinige Grundlage dar. Bei der Umsetzung europäischen Rechts ist 
die Transformation der Anhörung in das Protokoll und schließlich in den Asyl-
bescheid somit von zentraler Bedeutung. Während sich Protokolle und Beschei-
de über explizite Vorgaben und Vorlagen steuern lassen, entzieht sich die Anhö-
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rung immer wieder den Versuchen zu ihrer Standardisierung. Dies ist der Mo-
ment, auf den sich der Glaube an und das Vertrauen in die behördlichen Verfah-
rensweisen beziehen (wenn wir die Bourdieu’sche Formulierung einmal so non-
chalant auf die Verwaltung übertragen dürfen). Wie wir oben gezeigt haben, un-
terscheiden sich die beiden Behörden wesentlich mit Blick auf die Art und Wei-
se, wie der »tacit grant of faith« in die eigenen behördlichen Entscheidungen 
über Schutzgewährung kollektiv hergestellt wird.  
In der SMA dominieren deliberative Formen der Fallbearbeitung, die prag-
matisch und auf die Herstellung von Konsens über die zu treffende Entscheidung 
ausgerichtet sind. Schriftliche Dienstanweisungen und Leitsätze spielen dort 
zwar eine wichtige Rolle, vieles wird aber mündlich verhandelt und zwar sowohl 
während der Anhörung als auch vor der schriftlichen Bescheiderstellung. Unter-
schiedliche Deutungen des Sachverhalts und Konflikte über die Entscheidungs-
findung werden als Problem wahrgenommen, das gelöst (oder zumindest bear-
beitet) werden muss, indem immer weitere Akteure in die Fallbearbeitung mit 
einbezogen werden. Unsicherheiten und Ambivalenzen werden im Verfahren 
somit auf verschiedenen Ebenen kleingearbeitet. Dies betrifft 1) die zeitliche 
Dimension (Unterbrechung der Anhörung, Absprachen vorher und nachher) und 
2) die beteiligten Akteure (Antragsteller*innen, Dolmetscher*innen, Vorgesetz-
te, Kolleg*innen und Rechtsvertreter*innen) mit ihren jeweiligen Einflussnah-
men auf das Frageverhalten und das schließlich erstellte Protokoll. In der Wahr-
nehmung der Befragten führt diese Art der Sachbearbeitung zu weitgehend ho-
mogenen Deutungs- und Denkweisen innerhalb der Behörde. In den Interviews 
wurden keine expliziten Abgrenzungen zwischen unterschiedlichen Anhörungs-
methoden vorgenommen, im Gegenteil: »I think because we talk so much to 
each other and because we informally teach each other er we actually (1.6) er get 
to think in the same way« (trainer and case officer Mårtensson, Z. 1145-1147, 
siehe auch trainer Eklund, Z. 1090-1092). Im Interviewmaterial zeigte sich ein 
hohes Maß an (Selbst-)Vertrauen in die Güte des schwedischen Verfahrens mit 
seinen ›checks and balances‹. Etablierte Routinen wurden selten hinterfragt und 
die ›neuen‹ Vorgaben für die Durchführung von Anhörungen als eher schrittwei-
se und kleinteilige Anpassung an eine bereits bestehende Praxis charakterisiert – 
was auch damit zusammenhängt, dass die schwedische Behörde an der Konzep-
tionierung einzelner EASO-Module maßgeblich beteiligt war und vornehmlich 
jene umgesetzt wurden, die der eigenen Praxis weitgehend entsprachen (Gesprä-
che mit Behördenvertreter*innen, November 2013). Bei der Entwicklung von 
Deutungen darüber, was ›gute‹ Arbeit ausmacht, sind der tägliche direkte Kon-
takt zu den decision makers und das Zusammenarbeiten am konkreten Fall prä-
gender als vereinzelte Schulungen. In gewisser Weise ist das schwedische Mo-
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dell damit hermetischer, denn das Team und insbesondere die decision-makers 
fungieren als ›Puffer‹ zwischen case officers und externen Anforderungen. Das 
lässt einen abrupten Wandel, ein schnelles sich-Anpassen an veränderte Um-
weltbedingungen insgesamt unwahrscheinlicher erscheinen. 
Im BAMF dominiert das Prinzip der Aktenmäßigkeit. Kontrollen werden 
über hierarchische Befehlsketten zum einen vor der Anhörung (in Gestalt von 
Dienstanweisungen, Leitsätzen, Fragebögen usw.), zum anderen nach der Anhö-
rung (vornehmlich in Gestalt des Abzeichnens der Kurzübersicht zum Bescheid) 
wirksam. Über die rasche und weitgehend individuelle Transformation von Ge-
sprochenem in Schriftliches werden die Unwägbarkeiten der Interaktionssituati-
on zum Verschwinden gebracht. Es ist hauptsächlich an einzelnen Sachbearbei-
ter*innen, in der konkreten Situation ›professionell‹ zu handeln und die richtigen 
Fragen zu stellen. Damit ist das Verfahren dezisionistischer angelegt. Beim Um-
gang mit Zweifel wird zunächst v.a. auf Aushandlung der Entscheider*innen mit 
sich selbst (bzw. mit dem von ihnen produzierten Protokoll) gesetzt. Anhörungs-
praktiken werden von den Befragten denn auch als eher heterogen beschrieben. 
Qualitätsstandards scheinen insofern umkämpft, als es nicht die eine, kollektiv 
geteilte, Sicht auf das, was eine ›ordentliche‹ Anhörung auszumachen habe, gibt. 
In den Interviews und auch bei den von uns beobachteten Schulungen sind For-
men der Abgrenzung zwischen dem ›alten‹ und dem ›neuen‹ System, zwischen 
den ›Harten‹ und den ›Soften‹ sehr ausgeprägt.  
 
»ich hab n Kollegen ähm kennengelernt im Laufe meiner Zeit beim Bundesamt der so das 
Motto hat äh er möchte gerne durch gezielte Provokation äh eine Atmosphäre schaffen die 
dazu geeignet is das Lügengerüst zum Einsturz zu bringen also das is im Prinzip diametral 
entgegengesetzt zu dem was ich mir so als ähm Grundkonzept für ne Anhörungssituation 
vorstelle« (Entscheider*in und Trainer*in Gabriel, Z. 2553-2561) 
 
Auf eine sehr viel explizitere Weise als in der SMA werden die Schulungen von 
den Befragten im BAMF mit einem intentional gesteuerten Wandel sowohl des 
Selbstbildes der Behörde als Ganzer wie der in der Fallbearbeitung angewandten 
Methoden in Verbindung gebracht. Dieser Wandel wird, anders als in der SMA, 
als deutlicher Bruch mit früheren Verfahrensweisen charakterisiert. 
 
»dass man halt dann den neuen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen das nötige Handwerks-
zeug an die Hand gibt und im Idealfall ein paar Best Practices vermittelt äh und eben nicht 
ähm ähm mit Methoden arbeitet die vielleicht auch nicht mehr dem Leitbild des Amtes 
entsprechen« (Entscheider*in und Trainer*in Gabriel, Z. 637-642, vgl. auch Entschei-
der*in Mayer, Z. 228-237) 
ZUR ORGANISATION VON ANHÖRUNGEN | 105 
 
Damit sind Anhörungspraktiken im BAMF zu einem größeren Ausmaß Gegen-
stand von Auseinandersetzungen und Deutungskämpfen. Mit der Objektivierung 
neuer Standards der Fallbearbeitung in den Schulungsprogrammen werden be-
stimmte Praktiken als erwünscht, andere als unerwünscht markiert. Diese Deu-
tung wird von Führungskräften und Trainer*innen auch übernommen und an an-
dere vermittelt. Da die Basis für die weitere Fallbearbeitung und auch für etwai-
ge Qualitätskontrollen (durch Vorgesetzte oder die Gerichte) aber allein das 
schriftliche Protokoll darstellt, hängt es im hohen Maße vom beruflichen Selbst-
verständnis der individuellen Sachbearbeiter*innen ab, was genau unter einer 
›professionell‹ durchgeführten Anhörung verstanden wird und inwieweit solche 
Deutungen handlungsleitend werden (können). Wenn Einzelne den neuen An-
forderungen nicht entsprechen, so hat dies keine direkten Auswirkungen auf die 
Arbeit der Kolleg*innen – es handelt sich dann eben um die berühmten faulen 
Äpfel im Korb. Die Ansprüche an die Entscheidertätigkeit sind im BAMF also 
insofern höher, als es dort wesentlich auf die individuelle Entwicklung einer 
›professionellen‹ Haltung ankommt, für die die Sachbearbeiter*innen selbst ver-
antwortlich sind. Für Neueinsteiger*innen können die Schulungen insofern unter 
Umständen relativ direkte Effekte haben. Bis zu welchem Grad die dort vermit-
telten Methoden in die täglichen Arbeitsroutinen inkorporiert werden, hängt 
dann v.a. von Selektionsprozessen bei der Rekrutierung und den Arbeitsbedin-
gungen vor Ort ab. 
Welche Implikationen haben diese Unterschiede nun für die Frage nach dem 
Verhältnis zwischen externen Vorgaben und Wandel auf dem street-level? Wie 
unter 3.1 dargestellt, vermittelt das EASO-Modul zu Gesprächsführungstechni-
ken zum einen ein konkretes Methodenwissen, zum anderen Deutungen ›profes-
sionellen Arbeitens‹, die den für Anhörungen verantwortlichen Personen die Fä-
higkeit und Bereitschaft zur Selbstreflexion abverlangen. Allzu starre Routinen 
werden insofern als gefährlich angesehen, als sie einer ausreichenden Würdi-
gung des Einzelfalls im Wege stehen können. ›Gute‹ Anhörungen und Selbstre-
flexion erfordern aus Sicht der Befragten aber v.a. Zeit. Für beide Behörden galt 
bereits zum Zeitpunkt unserer Datenerhebung, dass Qualitätsanforderungen mit 
jenen der ›Produktivität‹ in teils erheblichem Konflikt standen. Je nachdem, wel-
che Aspekte der Sachbearbeitung bei der Bewertung von Arbeitsleistungen im 
Vordergrund stehen bzw. überhaupt ›gemessen‹ werden, entwickeln Sachbear-
beiter*innen Strategien, mit solchen Zielkonflikten umzugehen, die formalen 
Standards entgegenstehen können. Dies haben die Forschungen in der Tradition 
der street-level bureaucracy bereits umfassend herausgearbeitet und hat sich 
auch in unseren Arbeiten bestätigt (vgl. Schittenhelm 2015). Die Sachbearbei-
ter*innen in den beiden hier untersuchten Behörden können sich dabei auf unter-
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schiedliche institutionalisierte Quellen der Rechtfertigung stützen. So kann auf-
grund der föderalen Differenzierung des deutschen Asylverfahrens die Verant-
wortung für manche Bereiche des Verfahrens, insbesondere was Fragen der Un-
terbringung, der sozialen Sicherung und der (Nicht-)Durchsetzung von Abschie-
bungsandrohungen betrifft, auf die Bundesländer und Kommunen ausgelagert 
werden. In Verbindung mit dem in der Regel nur zweimaligen Kontakt zu den 
Antragsteller*innen (bei der Antragstellung und bei der Anhörung) ermöglicht 
dies Strategien der Distanzierung von den Folgen der eigenen Entscheidungen. 
In den Bereichen, für die die BAMF-Mitarbeitenden im engeren Sinne zuständig 
sind, werden sie jedoch in hohem Maße auf ihr persönliches Gewissen einerseits, 
die politisch-rechtlichen Vorgaben andererseits, verpflichtet.  
Die Migration Agency dagegen ist für sämtliche Aspekte des Verfahrens zu-
ständig (vgl. Furre/Gustafsson/Quarles/Viblemo 2010: 90) und in direkter Weise 
verantwortlich für die Durchsetzung der eigenen Entscheidungen. Damit haben 
dort nicht einzelne Sachbearbeiter*innen, wohl aber die Behörde als Ganze einen 
häufigeren direkten Kontakt zu den Antragsteller*innen. Positive wie ablehnen-
de Entscheidungen werden ihnen in und von der Behörde persönlich mitgeteilt. 
Innerhalb der Behörde liegt, wie wir oben gezeigt haben, die Verantwortung für 
das Treffen der Entscheidung jedoch nicht bei Einzelnen, sondern ist auf die 
Mitglieder des Teams und/oder auf die in der Anhörungssituation anwesenden 
Akteure aus verschiedenen Feldern verteilt. Damit werden potentielle Konflikte 
und Widersprüche bereits im Verfahren ›verarbeitet‹. Das Endprodukt erscheint 
als ein ›kooperativ‹ und auf ›gerechte‹ Weise hergestelltes, die/der einzelne*r 
Sachbearbeiter*in ist niemals allein verantwortlich. 
Die im Schulungsmodul enthaltenen Anrufungen von ›professioneller Ar-
beit‹ entfalten damit in den beiden Behörden unterschiedliche Wirkungen. Zwar 
teilen die Befragten ein Wissen darüber, welche Befragungstechniken aus ›euro-
päischer‹ Sicht als angemessen gelten und welche nicht. Da sich die »regimes of 
accountability on the street-level« (Hupe/Hill 2007: 292) der beiden Organisati-
onen grundlegend unterscheiden, wird dieses Wissen aber jeweils selektiv und 
mit Blick auf die Lösung konkreter, praktischer Probleme eingesetzt und in situ-





Wie wir in diesem Beitrag gezeigt haben, sind die Wege, über die externe Vor-
gaben, neue Deutungen und neues Wissen Eingang in das Verwaltungshandeln 
finden können, in erheblichem Maße von organisationalen Bedingungen geprägt, 
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die sich einer direkten Einflussnahme ›von oben‹ entziehen. In besonderer Weise 
gilt dies für die direkten persönlichen Interaktionen zwischen Asylsuchenden 
und Behördenmitarbeiter*innen. Am Beispiel des ETC-Schulungsprogramms 
wurde deutlich, dass ›europäische‹ Wissensbestände und Deutungen durchaus 
auf dem street-level ankommen. Die im Schulungsmodul enthaltenen Aufforde-
rungen erfahren dort jedoch spezifische Transformationen. Wandel findet also 
statt, es geht dabei jedoch nicht um Konvergenz, sondern eher um inkrementelle 
Veränderungen bereits bestehender Praktiken. Form und Ausmaß der Verände-
rungen scheinen dabei wesentlich davon abzuhängen, wie das Verhältnis zwi-
schen ›frontline workers‹, ›peers‹, direkten Vorgesetzten und Management struk-
turiert ist.  
Zukünftige Arbeiten müssen zeigen, ob die oben dargestellten unterschiedli-
chen Umgangsweisen mit dem zentralen Handlungsproblem: dem Treffen von 
Entscheidungen unter Bedingungen von Ungewissheit, auch Einfluss auf die 
Anerkennungsquoten haben. In Schweden wurde 2015 bei einer Gesamtschutz-
quote von 72% in 40% der positiven Entscheidungen der Flüchtlingsstatus nach 
der Genfer Konvention, in 60% subsidiärer oder humanitärer Schutz vergeben 
(EUROSTAT 02.03.16, eigene Berechnungen).22 In früheren Jahren lag die Quo-
te zu Letzteren – und zwar weit über dem europäischen Durchschnitt – noch hö-
her (ebd.). Neben materiellen und rechtlichen Nachteilen stellt die eher re-
striktive Vergabe des ›vollen‹ Flüchtlingsstatus v.a. eine symbolische Exklusion 
derer dar, die nicht zu den ›echten‹ Flüchtlingen zählen (vgl. Wettergren/ 
Wikström 2014; Hagelund 2003 zitiert in Schoultz 2014: 220). Zugleich konnte 
bis zuletzt mit der recht großzügigen Vergabe subsidiären und humanitären 
Schutzes das Selbstbild des schwedischen Staates als menschenrechtsorientiert 
und liberal aufrechterhalten werden.23 Die konsensorientierte Form der Fallbear-
beitung befördert dabei die in Schweden beobachtbare Tendenz, Ambivalenzen 
                                                           
22  Für die grobe Darstellung der Verteilung der Entscheidungsarten stützen wir uns hier 
auf jährlich aggregierte EUROSTAT-Daten. Diese weichen allerdings von den natio-
nalen Statistiken nicht unerheblich ab. Zudem sind Gesamtschutzquoten mit Vorsicht 
zu genießen. Für eine differenzierte Analyse sind die Entscheidungsquoten mit Bezug 
auf einzelne Herkunftsländer darzustellen; exemplarisch siehe dazu Fußnote 30.  
23  Der »Paradigmenwechsel« (Parusel 2015b) der schwedischen Asylpolitik, der bspw. 
Einschränkungen im Familiennachzug sowie Maßnahmen zur Schließung und rigoro-
se Identitätskontrollen an den Grenzen im Herbst 2015 und die konsequentere Umset-
zung von tausendfachen Abschiebungsbeschlüssen beinhaltete (vgl. Svens-
son/Mattsson/Magnusson 2016), bringen dieses Selbstbild stark ins Wanken. 
108 | STEPHANIE SCHNEIDER UND KRISTINA WOTTRICH 
 
dadurch aufzulösen, für die ›sicherste Option‹ zu votieren (vgl. Wetter-
gren/Wikström 2014: 570). 
Im BAMF dagegen geht es – bei einer insgesamt niedrigeren, wenn auch im 
Jahr 2015 im historischen Vergleich sehr hohen Gesamtschutzquote von 57% 
(EUROSTAT 02.03.16, eigene Berechnungen) – eher um ›alles oder nichts‹. 
Hier wurde lange Jahre in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle der Flücht-
lingsstatus nach der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) bzw. nach Art. 16aGG 
festgestellt (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2015a: 43-52, 
2015b). In 2015 traf dies auf 97% der positiven Entscheidungen zu, wohingegen 
bei lediglich 3% Anspruch auf subsidiären Schutz bzw. Abschiebeverbote nach 
nationalem Recht festgestellt wurde (EUROSTAT 02.03.16, eigene Berechnun-
gen).24  
Auch wenn beide Behörden sich in der Begründung der Bescheide v.a. auf 
europäische Rechtsgrundlagen beziehen (von humanitärem Schutz nach nationa-
lem Recht wird selten Gebrauch gemacht), zeigt sich hier, dass mit der Unter-
scheidung zwischen ›echten‹ Flüchtlingen und ›den anderen‹ in der Praxis sehr 
unterschiedlich umgegangen wird.25 Für solche Unterschiede gibt es eine Reihe 
möglicher Erklärungen. In der Forschungsliteratur wurde u.a. auf die Rolle von 
Parteien, nationalen Asylpolitiken, Antragszahlen und ökonomischen Faktoren 
in den Zielländern hingewiesen (vgl. Neumayer 2005; Vink/Meijerink 2003; 
Holzer/Schneider 2002). Die dort diskutierten Zusammenhänge konnten aller-
dings v.a. im Zeitverlauf nicht uneingeschränkt bestätigt werden. Um auch eher 
stabile Muster unterschiedlicher Anerkennungspraktiken erklären zu können, die 
sowohl von der jeweiligen Regierungspartei als auch von der Lage in den jewei-
ligen Herkunftsländern relativ unabhängig zu sein scheinen, plädieren wir dafür, 
                                                           
24  Hier zeigen sich jedoch ebenfalls – politisch induzierte – Veränderungen. Ein promi-
nentes Beispiel hierfür ist die ›Umstellung‹ der Entscheidungspraxis mit Bezug auf 
syrische Antragsteller*innen, die nun vermehrt subsidiären Schutz (inkl. der damit 
verbundenen Einschränkungen im Familiennachzug) und nicht mehr den Flüchtlings-
status nach der GFK erhalten. 
25  Die hier beschriebene allgemeine Tendenz zeigt sich auch, wenn bspw. nur die Aner-
kennungsquoten für Syrien betrachtet werden: 2015 wurde bei einer Schutzquote von 
97% in beiden Ländern in Deutschland bei annähernd 100%, in Schweden in lediglich 
10% der positiven Entscheidungen der Flüchtlingsstatus nach der GFK vergeben 
(EUROSTAT 02.03.16, eigene Berechnungen). Bei Antragsteller*innen aus dem Irak 
unterscheidet sich schon die Gesamtschutzquote erheblich (98% in Deutschland, 37% 
in Schweden). Aber auch hier beinhalten die positiven Bescheide in Deutschland zu 
98% den GFK-Status, in Schweden zu 53%. 
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die organisationalen Bedingungen der Sachbearbeitung vor Ort mit in den Blick 
zu nehmen. Jenseits formaler Vorgaben entfaltet die lokale Verwaltungspraxis 
eine Eigenlogik, der mit einem Fokus auf rechtliche wie politische Steuerung 
und Standardisierung allein nicht beizukommen ist (vgl. Lahusen 2016). Und 
auch die eher ›weichen‹ Maßnahmen der Verwaltungskooperation können sich, 
wie wir oben am Beispiel der Anhörungen diskutiert haben, sehr unterschiedlich 
auswirken, je nachdem, wer in den jeweiligen Behörden unter welchen Bedin-
gungen für die Asylsachbearbeitung zuständig ist. Wir konnten hier nur erste 
Anhaltspunkte für einen Behördenvergleich auf der Ebene der Verwaltungsprak-
tiken liefern. Zukünftige Analysen müssten den Sachbearbeitungsprozess als 
Ganzen – von der Antragstellung bis zur Bescheiderstellung – zum Gegenstand 
haben und systematisch überprüfen, in welchem Verhältnis die genannten Fakto-
ren zu den verschiedenen, in der Verwaltungspraxis relevanten Wissensformen 
stehen. Für die Rechtstellung der Asylsuchenden und für die Überprüfbarkeit der 
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2014 wurden EU-weit mehr als 625.000 Asylanträge gestellt, in Österreich ha-
ben über 28.000 Personen internationalen Schutz gesucht (vgl. Bitoulas 2015). 
Was geschieht mit diesen Anträgen, wie, von wem und unter welchen Bedin-
gungen werden sie bearbeitet und entschieden? Mit diesem Thema befasst sich 
der vorliegende Beitrag. Auf der Grundlage ethnographischer Forschung im 
ehemaligen Bundesasylamt (seit 2014 Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), 
einer Einrichtung des österreichischen Innenministeriums, wird die institutionel-
le Praxis der administrativen Bearbeitung von Asylanträgen untersucht.  
Gesellschaftlichen, politischen und rechtlichen Entwicklungen folgend ist in 
den letzten zehn bis zwanzig Jahren ein Forschungszweig entstanden, der sich 
aus unterschiedlichen disziplinären Perspektiven genau diesen Fragestellungen 
widmet. Wer sind die EntscheiderInnen, welche sozialen Praxen lassen sich in 
ihrem Arbeitsalltag beobachten, wie sind institutionelle Prozesse geordnet und 
strukturell verankert? Während Untersuchungen der Anthropologie, Politik- und 
Rechtswissenschaft wichtige Beiträge leisten, so fehlt bislang eine organisations-
soziologische Auseinandersetzung mit der Asylverwaltung. Zudem wird in den 
vorhandenen Studien selten die theoretische Brücke zu sozialem Handeln in Or-
ganisationen über den speziellen Kontext hinaus geschlagen.  
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An dieser Stelle setzt der vorliegende Beitrag an und untersucht, welchen 
Beitrag ein organisationssoziologischer Ansatz zur Erklärung der beobachteten 
Phänomene leisten kann, insbesondere unter Berücksichtigung eines strukturati-
ons- und praxistheoretischen Zugangs. Das interessierende Phänomen umfasst in 
diesem Fall die auf Basis des empirischen Datenmaterials identifizierten struktu-
rellen Dilemmata in der Bearbeitung von Asylanträgen sowie die damit ver-
knüpften sozialen Praxen im Alltag der EntscheiderInnen. Denn die Ausgangs-
hypothese des Forschungsprojekts, auf dem der vorliegende Beitrag basiert, lau-
tet, dass gegensätzliche rechtliche, administrative und humanitäre Logiken Ent-
scheiderInnen im Asylverfahren mit strukturellen Dilemmata konfrontieren. Ein 
Blick in und durch den Staatsapparat anhand einer Behörde wie dem Bundes-
asylamt erlaubt es, das professionelle Alltagshandeln der EntscheiderInnen im 
institutionellen Kontext zu erforschen und somit das staatliche Handeln auf indi-
vidueller und organisationaler Ebene sichtbar zu machen.  
In diesem Beitrag werden zunächst der Stand der Forschung, das Erkenntnis-
interesse der Untersuchung sowie der method(olog)ische Zugang erläutert. An-
schließend wird diskutiert, wie strukturations- und praxistheoretische Ansätze in 
der soziologischen Organisations- und Arbeitsforschung nutzbar gemacht wer-
den können. Ein Fokus liegt dabei auf der sozialen Praxis in Organisationen im 
Zusammenspiel zwischen Formalität1 und Informalität. Dieses Zusammenspiel 
und gleichzeitig Spannungsfeld wird folglich anhand der vier im Kontext der 
Asylverwaltung identifizierten strukturellen Dilemmata illustriert. Im Rahmen 
dessen werden unterschiedliche Prozesse der Formalisierung im administrativen 
Asylverfahren erläutert, wobei der sozialen Konstruktion von Fakten besondere 
Bedeutung zukommt. Der Beitrag schließt mit einer Conclusio zur Strukturation 




2. Stand der Forschung, Erkenntnisinteresse  
und Methodik 
 
Dieser Beitrag lässt sich in der Forschungstradition der street-level bureaucracy 
verorten, die um 1980 mit Prottas, Lipsky und Brown ihren Anfang nahm und 
sich bei der Untersuchung der Strukturen von Arbeit in bürokratischen Organisa-
tionen schwerpunktmäßig mit folgenden Themen befasst: AkteurInnen und ihre 
                                                           
1  Formal bzw. formell wird im vorliegenden Text im Sinne von ›einer offiziell festge-
legten Ordnung entsprechend‹ verwendet. 
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Position in der Organisation (frontline workers), ihr Gegenüber (KlientInnen und 
BürgerInnen), das Ermessen sowie die notwendige Eigenverantwortlichkeit, über 
die sie verfügen, und die Politikgestaltungsmacht, die sie durch ihre Position, ihr 
Ermessen und ihre relative Eigenverantwortlichkeit erlangen (vgl. Maynard-
Moody/Portillo 2010: 255). Insbesondere dem Konzept des Ermessens innerhalb 
der street-level bureaucracy widmen sich viele AutorInnen (vgl. Hupe 2013). 
Die soziologisch-empirische Erforschung des Arbeitsalltags in bürokrati-
schen Organisationen ist im deutschsprachigen Raum im Allgemeinen nicht sehr 
ausgeprägt. Zwar beschäftigt sich die Organisationssoziologie auch mit staatli-
chen Institutionen, jedoch fand die durch Mayntz (1997) etablierte Soziologie 
der öffentlichen Verwaltung keine große Verbreitung. Während in anderen Län-
dern, insbesondere in Frankreich und den USA, Forschung im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung Tradition hat, ist die soziologische Auseinandersetzung 
mit den relevanten Strukturen und Prozessen im deutschsprachigen Raum bei 
Weitem nicht erschöpft. Im Bereich der politischen Soziologie finden sich je-
doch beispielsweise Arbeiten zur Bürokratieforschung (vgl. Grunow 2009), zu 
administrativen Kulturen (vgl. Grießler 2003) und zum Lernen in Verwaltungs-
einheiten (vgl. Biegelbauer 2013). Zur Erforschung des Arbeitsalltags sind unter 
anderem Beiträge zur Bedeutung von Emotionen in der Verwaltung zu nennen 
(vgl. Sondermann/Englert 2013; Behrend 2013). 
Die Verwaltung im Bereich des Asylwesens wurde bereits in einigen euro-
päischen Ländern ethnographisch näher untersucht (vgl. Scheffer 2001; Spire 
2007; Jubany 2011; Probst 2013). Während diese Studien internationale Verglei-
che ermöglichen (bei denen große Ähnlichkeiten feststellbar sind), fehlte bislang 
eine solche institutionenbezogene Untersuchung in Österreich. Es findet zwar 
Forschung zur österreichischen Asylpolitik statt (vgl. Rosenberger 2010), es 
werden rechtswissenschaftliche Analysen der Gesetze durchgeführt (vgl. Schu-
macher/Peyrl/Neugschwendtner 2015) und öffentlich zugängliche Medien dis-
kursanalytisch untersucht (vgl. Arnim-Ellissen 2012). Auf individueller Ebene 
werden u.a. das Rechtsbewusstsein und die »Asylwirklichkeit« von Asylsuchen-
den erforscht (vgl. Fritsche 2012). Wie sieht es aber mit jenen Prozessen aus, die 
gewissermaßen hinter verschlossenen Türen, das heißt nicht öffentlich, ablau-
fen? Bisherige Forschungen haben sich im österreichischen Kontext primär mit 
der Kommunikationssituation in Asyleinvernahmen befasst (vgl. Pöllabauer 
2005; Plutzar 2009; Auzinger 2012; Ammer et al. 2013). Darüber hinaus blieb 
das Handeln der Institution beziehungsweise der EntscheiderInnen in diesem 
Verwaltungsverfahren bislang unerforscht. Während ein öffentlicher Diskurs 
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über Transparenz2 in staatlichen Institutionen existiert, sind verwaltungsrechtli-
che Verfahren tatsächlich häufig durch Intransparenz geprägt, sowohl für die Be-
teiligten als auch für Außenstehende. Mangelndes Verständnis (von Antragstel-
lerInnen aber auch der Öffentlichkeit) für administrative Handlungen und Ent-
scheidungen kann zumindest teilweise auf die mangelnde Nachvollziehbarkeit 
institutioneller Prozesse, Verantwortlichkeiten und Handlungsketten zurückge-
führt werden.  
Bislang fehlt also nicht nur eine empirische Untersuchung der sozialen Pra-
xis im organisationalen Kontext, sondern auch eine theoretische Auseinanderset-
zung mit institutionellem Handeln im Bereich der Asylverwaltung. Der vorlie-
gende Artikel versucht hier einen Beitrag zu leisten, indem folgende Fragestel-
lungen untersucht werden: Wie kann die soziale Praxis der EntscheiderInnen im 
Umgang mit den im Rahmen der Untersuchung identifizierten Dilemmata im or-
ganisationalen Kontext erklärt werden? Welchen Beitrag können organisations-
bezogene strukturations- und praxistheoretische Ansätze zur Erklärung dieser 
sozialen Praktiken liefern? Das Erkenntnisinteresse gilt daher den Wechselwir-
kungen zwischen der alltäglichen Praxis der ReferentInnen im bürokratischen 
Entscheiden über Asylanträge (auch im Umgang mit Asylsuchenden) und den 
strukturellen, organisationalen Bedingungen, die dieses Handeln der AkteurIn-
nen ermöglichen, einschränken, prägen.  
Ein Zugang, der es ermöglicht, diese Fragestellungen empirisch zu bearbei-
ten, ist jener der institutionellen Ethnographie (vgl. Smith 2006). Gesellschaft-
lich relevante Prozesse wie jener der »Migrationsverwaltung« können im Rah-
men einer solchen Feldforschung in einem Dialog mit den EntscheiderInnen und 
nicht bloß über die EntscheiderInnen untersucht werden. In der hier vorgestellten 
Studie wurde eine Kombination unterschiedlicher qualitativer Methoden ange-
wandt, um Erkenntnisse über die soziale Praxis der EntscheiderInnen zu gewin-
nen und so einer Mystifizierung des bürokratischen Alltags entgegenzuwirken. 
Durch Interviews konnten beispielsweise die Beziehungen (einschließlich Auf-
fassungen, Zuschreibungen und Erwartungen) der ReferentInnen zu den Asylsu-
chenden, aber auch zu anderen AkteurInnen, ebenso wie Einstellungen zur Or-
ganisation und zur eigenen Tätigkeit erforscht werden. Teilnehmende Beobach-
tung hingegen erlaubte einerseits das Eintauchen in den bürokratischen Alltag 
und das Kennenlernen von Routinen (zum Beispiel des Schreibens) und anderer-
seits die Untersuchung von Interaktions- und Kommunikationsprozessen inner-
halb der Organisation wie auch in der Begegnung mit Asylsuchenden in den so-
                                                           
2  Siehe dazu die Initiative zur Schaffung eines Transparenzgesetzes, www.transparenz 
gesetz.at vom 20.5.2016. 
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genannten Einvernahmen (vgl. Dahlvik 2014). Durch die ergänzende Analyse 
von Artefakten (insbesondere Asylakten) war es möglich, zusätzliches Wissen 
über die Funktionsweise und innere Logik der Organisation zu generieren.3 Die 
Analyse der Beobachtungen, Interviews und Artefakte orientierte sich primär an 
dem Zugang der interpretativen Sozialforschung (vgl. Froschauer/Lueger 2009) 
und dem Kodierparadigma der Grounded Theory (vgl. Strauss/Corbin 1990). 
 
 
3. Organisationales Handeln zwischen  
Formalität und Informalität: strukturations- 
und praxistheoretische Ansätze  
 
Da es ein Ziel dieses Beitrag ist, die beobachtbaren sozialen Praktiken der Ent-
scheiderInnen im Bundesasylamt aus organisationsbezogener strukturations- und 
praxistheoretischer Perspektive zu erklären, sollen wesentliche Elemente dieser 
Theorieansätze zunächst kurz erläutert werden. 
Folgt man der Theorie der Strukturierung (Giddens 2011[1986]) zur Erklä-
rung sozialen Handelns, so nehmen AkteurInnen in Interaktionen immer Bezug 
auf Strukturen, das heißt auf Regeln und Ressourcen. Gleichzeitig werden die 
strukturellen Charakteristika des Handlungsfeldes durch das strukturierende 
Handeln der AkteurInnen produziert, wie beispielsweise eine strikte Arbeitstei-
lung. Indem AkteurInnen auf diese Strukturen rekurrieren, reproduzieren sie die-
se zugleich. Weiters wird davon ausgegangen, dass kompetente AkteurInnen 
sich mehr oder weniger reflexiv auf ihre eigene Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft beziehen, aber auch auf das Handeln der Anderen und die strukturellen 
Eigenschaften des Handlungsfeldes. Allerdings können sie die Prozesse der so-
zialen Reproduktion nie vollständig kontrollieren. Auch als kompetente Akteu-
rInnen handeln sie oft auf der Grundlage von »praktischem«, implizitem Wissen; 
sie tun also etwas, ohne erklären zu können, wie und warum sie dies tun. Struk-
turationstheoretische Ansätze der Organisationssoziologie wenden die hier be-
                                                           
3  Der Großteil der Beobachtungen hat im Rahmen eines kurzzeitigen Praktikums in ei-
ner Außenstelle des Bundesasylamts stattgefunden. Insgesamt wurden zwölf Leitfa-
den-Interviews mit unterschiedlichen Akteuren geführt (mit MitarbeiterInnen einer 
damaligen Erstaufnahmestelle und einer Außenstelle der Asylbehörde sowie einem 
Richter des damaligen Asylgerichtshofes). Zu den analysierten Dokumenten und Arte-
fakten zählen Medienberichte, aber auch allgemein zugängliche institutionelle Schrift-
stücke sowie drei Akten von Asylsuchenden. Die Datengenerierung hat im Rahmen 
meines Dissertationsprojekts zwischen 2010 und 2012 stattgefunden. 
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schriebene Dualität – das sich wechselseitig konstituierende Zusammenspiel – 
von Struktur und Handeln nicht nur auf Individuen, sondern auf Organisationen 
als Untersuchungseinheiten an; die Organisation wird also als reflexive Struktu-
ration verstanden (vgl. Ortmann/Sydow/Windeler 2000; Sydow/Wirth 2014). 
Die Theorie der sozialen Praxis schließt hier nahtlos an, da sie zu einem we-
sentlichen Teil auf Giddens’ (2011[1986]) Strukturationstheorie sowie Bourdie-
us’ (1972) Theorie der Praxis basiert. Während die Praxistheorie bisher keine 
abgeschlossene, systematisierte Sozialtheorie darstellt, legt Reckwitz 
(2003: 282) eine programmatische Skizze vor, in der er folgende drei Grundan-
nahmen definiert: »eine ›implizite‹, ›informelle‹ Logik der Praxis und Veranke-
rung des Sozialen im praktischen Wissen und ›Können‹; eine ›Materialität‹ sozi-
aler Praktiken in ihrer Abhängigkeit von Körpern und Artefakten; schließlich ein 
Spannungsfeld von Routinisiertheit und systematisch begründbarer Unberechen-
barkeit von Praktiken«. Die Praxistheorie will aus einer kulturtheoretischen, so-
zialkonstruktivistischen Perspektive das praktische Wissen, das in einer sozialen 
Praktik mobilisiert wird, rekonstruieren. Dieses ist zum einen ein Wissen im 
Sinne eines interpretativen Verstehens, das heißt einer Routine der Bedeutungs-
zuschreibung zu Gegenständen, Personen oder Abstraktem. Zum anderen geht es 
dabei um methodisches Wissen in Form »scriptförmige[r] Prozeduren«, an de-
nen AkteurInnen ihr Handeln orientieren (ebd.: 292). Ein drittes Element des 
praktischen Wissens stellt das »motivational-emotionale Wissen« (ebd.) dar, 
welches sich darauf bezieht, dass AkteurInnen beispielsweise einen impliziten 
Sinn dafür entwickeln, worum es ihnen bei einer Praxis geht oder was für sie un-
vorstellbar wäre. Diese Wissensformen werden in der Praxistheorie dabei nicht 
als universal, sondern als historisch-spezifisch, als ein letztlich kontingentes »lo-
cal knowledge« (Geertz 1983) verstanden. Auch dadurch ist sie mit der Grund-
annahme einer informellen, impliziten Logik des Sozialen und des Handelns eng 
verknüpft. Ein arbeits- und organisationssoziologisch relevantes Anwendungs-
feld der Theorie der sozialen Praxis ist die Wissenschafts- und Technikfor-
schung: Hier wird ein heterogener Komplex von informellen Verhaltensroutinen 
»at work« rekonstruiert, welche wiederum von einem impliziten Hintergrund-
wissen gestützt werden (vgl. Reckwitz 2003: 284). Diesem Ziel verschreibt sich 
auch der vorliegende Beitrag im Kontext der administrativen Bearbeitung von 
Asylanträgen. 
In der Organisationsforschung bilden praxeologische Ansätze einen Gegen-
pol zu klassischen ökonomischen Theorien wie Rational Choice oder post-
Weberscher formaler Rationalität in bürokratisch-hierarchischen Organisationen. 
Anstatt rationalistischer Entscheidungstheorien stehen rekursive Verhaltensrou-
tinen im Organisationsalltag im Mittelpunkt von Forschungen, die sich seit den 
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1980er Jahren Giddens’ Strukurationstheorie aus Organisationsperspektive wid-
men. Zentrale Themen sind beispielsweise Entscheidungen unter Ungewissheit 
und damit zusammenhängend die Rolle von Daumenregeln und Vertrauensbe-
ziehungen. AkteurInnen werden dabei nicht normativ idealisiert als Individuen, 
die expliziten institutionellen Normen folgen. Stattdessen geht man davon aus, 
dass informelle Praktiken den Alltag in der Organisation strukturieren, die auch 
regelmäßig den offiziellen Gesetzen zuwiderlaufen können (vgl. ebd.: 285) 
Im Kontext der organisationalen Arbeit sind Erfahrungswissen und situatives 
Handeln also nicht mehr nur als Abweichung zu erfassen, sondern müssen in ei-
ner eigenen Systematik analysiert werden. Der Fokus auf situatives Handeln be-
deutet auch, dass das Wie des Arbeitshandelns in den Mittelpunkt gerückt wird.4 
In der soziologischen Forschung wurde in diesem Zusammenhang das Konzept 
des »erfahrungsgeleitet-subjektivierenden Handelns« (Böhle/Voß/ 
Wachtler 2010: 160) entwickelt, das einerseits auf das Erfahrung-Machen als 
Grundlage des Erwerbs von Wissen hinweist und andererseits auf die kognitive 
und handlungspraktische Deutung von subjektiven Faktoren wie Gefühle und 
Empfinden Bezug nimmt. Hinsichtlich der Formen informeller Kooperation 
wurde auch das damit zusammenhängende Konzept der erfahrungsgeleitet-
subjektivierenden Kooperation entwickelt, das im Gegensatz zu »planungsbezo-
gen-objektivierender Kooperation« steht (zum Beispiel Kooperation im Rahmen 
von Besprechungen) (vgl. Böhle/Bolte 2002; Bolte/Porschen 2006). 
Die erfahrungsgeleitet-subjektivierende Kooperation weist folgende Merk-
male auf: »Der Anlass, der Zeitpunkt und die beteiligten Partner ergeben sich si-
tuativ je nach Problemlage; die Verständigung erfolgt auf der Grundlage ge-
meinsamer Erfahrungen und mit Hilfe von Gegenständen; und die Beziehung 
zwischen den Kooperationspartnern basiert auf einer wechselseitigen (arbeitsbe-
zogenen) Vertrautheit.« (Böhle/Voß/Wachtler 2010: 164) Da sich solche Formen 
der Kooperation und Kommunikation nicht oder nur begrenzt formalisieren las-
sen, ergibt sich ein strukturell informeller Charakter von sozialen Praktiken und 
Prozessen. In Bezug auf das Beispiel der Kooperation liegt der Unterschied zwi-
schen formellen und informellen Formen selbstgesteuerter Kooperation vor al-
lem in der Art des kooperativen Handelns und den daraus resultierenden Mög-
lichkeiten und Begrenzungen der Formalisierung (vgl. Böhle/Voß/Wachtler 
2010). 
                                                           
4  Die meist ethnographischen »Work-Place-Studies« im anglo-amerikanischen Raum 
haben maßgeblich zur Entwicklung des Konzepts des situativen Handelns beigetragen 
(vgl. Knoblauch/Heath 1999). 
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Die Unterscheidung zwischen Formalität und Informalität zählt zu den klas-
sischen Unterscheidungen der Organisationsforschung. 1955 etwa formulierte 
der Soziologe Peter Blau die Einsicht, dass für das Funktionieren einer Organisa-
tion nicht nur formale Strukturen bedeutsam sind, sondern ebenso informale 
(vgl. Blau 1955). Auch Erhard Friedberg (1995) stellte fest, dass Regelabwei-
chungen für das Funktionieren einer Organisation eine wesentliche Rolle spie-
len.5 
Nach Froschauer und Lueger (2015) stellen Formalität und Informalität zwei 
Ordnungsformen dar, die eng aufeinander bezogen sind, jedoch unterschiedliche 
organisationale Bereiche regeln. Die AutorInnen gehen davon aus, dass die In-
formalität letztlich die Formalität dominiert. Auch in der behördlichen Praxis der 
Asylantragsbearbeitung kann festgestellt werden, dass die informellen ›Pole‹ der 
(im Folgenden beschriebenen) Dilemmata den Alltag eher dominieren als die 
formellen. Die formalen Anforderungen – Normierung, Individualisierung, Ent-
scheidung und Verantwortung – bilden den Rahmen der Handlung. Formalität 
schafft also einen stabilen Rahmen für soziale Prozesse, welche durch Informal-
ität geregelt werden, »ein erwartungsstabiles Gerüst mit allgemeinen Regeln, das 
zugleich als rituelle Fassade dient.« (Ebd.: 204) Dieser abstrakte Rahmen dient 
auch dazu, »Entscheidungen extern über eine verbindliche Verfahrensregelung« 
zu legitimieren (ebd.: 205). Um die Entscheidung offiziell und formell brauchbar 
zu machen, muss sie in diesen Rahmen der Formalität eingepasst werden. Darü-
ber hinaus bietet Formalisierung eine einklagbare Verweisungsstruktur und er-
laubt es gleichzeitig, Verantwortung zu externalisieren. Letzteres ist auch in der 
Asylverwaltung eine gängige Praxis, wie im nachfolgenden Abschnitt zu sehen 
sein wird.  
»Informelle Interaktionsordnungen« (ebd.) hingegen basieren auf Vertrau-
ensbeziehungen und erwartungsstabilem Handeln. Sie ermöglichen Flexibilität 
und Heterogenität – beispielsweise unterschiedliche individuelle Zugänge der 
EntscheiderInnen – machen jedoch auch Entscheidungen intransparent. Festzu-
halten ist auch, dass Informalität Erfahrung und implizites, häufig nicht expli-
zierbares, Wissen erfordert (vgl. ebd.). So weist beispielsweise das Prinzip des 
»learning by doing« im Rahmen der Einschulung von EntscheiderInnen auf die 
Relevanz von Erfahrung und implizitem Wissen in der Bearbeitung von Asylan-
                                                           
5  Auch außerhalb des organisationalen Kontexts befasst sich die Soziologie mit diesem 
Thema, so zum Beispiel mit informell eingebetteter Formalität, formell eingebetteter 
Informalität, der Interaktion zwischen Formalität und Informalität sowie dem Entste-
hen und der Transformation von Formalität und Informalität (vgl. Mica/ 
Winczorek/Wisniewski 2015). 
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trägen hin. Auch die Bedeutung der Sozialisation durch die Organisationskultur 
wird in diesem Kontext ersichtlich. Denn EntscheiderInnen orientieren sich bei 
der Entwicklung von Strategien, beispielsweise betreffend den Umgang mit 
Asylsuchenden in der Einvernahme, nicht nur an administrativen Vorgaben, 
sondern auch an der Praxis ihrer KollegInnen. Froschauer und Lueger (ebd.: 
206) zeigen, dass »die explizit geltenden Regeln [...] in vielen Fällen den Han-
delnden entweder gar nicht genau bekannt sind oder dass dieses Wissen ungleich 
verteilt ist«. So lässt sich auch im Bundesasylamt beobachten, dass vor allem je-
ne EntscheiderInnen, die über keine juristische Ausbildung verfügen, die rechtli-
chen Grundlagen ihres Handelns nur ansatzweise kennen. »In der Praxis sind es 
der Glaube an bestimmte formale Strukturen und die Legitimität dieser imagi-
nierten Ordnung sowie die kollektive Orientierung an dieser Ordnungsvorstel-
lung, die diese mit dem Alltagshandeln verknüpft.« (Ebd.) 
Sowohl Formalität als auch Informalität leisten ihren, auch in der Verwal-
tung relevanten, Beitrag zur Komplexitätsreduktion. Während formelle Struktu-
ren Handlungsspielräume standardisieren und so ein »Korsett für Zulässiges« 
(ebd.: 204) darstellen, können auf informeller Ebene häufig Entscheidungen ge-
troffen werden, ohne Rücksprachen treffen zu müssen. Die im Folgenden be-
schriebenen sozialen Praxen weisen ebenfalls auf Prozesse der Komplexitätsre-
duktion hin, zum Beispiel durch die Konstruktion von homogenisierten Gruppen 
von Asylsuchenden oder ›Fällen‹ unter EntscheiderInnen, die nicht auf rechtli-
chen Kategorien basieren.  
Schließlich lassen sich aber soziale Praxen nicht immer eindeutig verorten 
und Vieles findet in einer nicht näher bestimmbaren Grauzone statt, das heißt 
auch in den »Zonen tolerierter Differenz« von Regelanwendung (Ortmann 
2003), irgendwo zwischen Formalität und Informalität.6 Denn die Abweichung 
von Formalität ist nicht in jedem Fall klar identifizierbar, sondern unterliegt der 
Interpretation, ebenso wie formale Regeln einer Auslegung bedürfen, die nicht 




                                                           
6  Stinchcombe (2001) verwendet beispielsweise das Konzept der »informally embedded 
formality«. 
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4. Vier Dilemmata im Spannungsfeld  
von Formalität und Informalität  
 
Der Fokus auf die sozialen Praktiken und Prozesse innerhalb der Asylverwaltung 
erlaubt es, alltägliche Routinen und Handlungsstrategien der AkteurInnen zu be-
leuchten. Dazu zählt auch die Untersuchung von Spannungen und Widersprüch-
lichkeiten im Arbeitsalltag. Bereits um 1980 befassten sich insbesondere Lipsky 
(2010[1980]) und Prottas (1979) in ihren Studien zur street-level bureaucracy 
mit den »Dilemmata des Individuums im öffentlichen Dienst«. Viele dieser Di-
lemmata sind heute in der öffentlichen Verwaltung ebenso präsent wie damals, 
und sie sind auch im Bereich der Asylverwaltung anzutreffen.  
Auf Basis der Analyse der Interviews, Beobachtungen und Artefakte lassen 
sich vier ineinander verschränkte Spannungsfelder identifizieren, die den Ar-
beitsalltag der EntscheiderInnen charakterisieren: (1) Normierung vs. Hand-
lungsspielraum, (2) Individualisierung vs. Generalisierung, (3) Verantwortung 
vs. Distanzierung, (4) Eindeutigkeit (bzw. Bestimmtheit) vs. Ungewissheit. Die-
se strukturellen Dilemmata sind zum Teil jenen sehr ähnlich, die bereits von 
Prottas (1979) und Lipsky (2010[1980]) mit nicht wesentlich anderen Begriffen 
beschrieben wurden. Das heißt, dass auch die hier identifizierten Spannungsfel-
der prinzipiell für Verwaltungshandeln auf street-level-Ebene verallgemeinert 
werden können. Dennoch treten insbesondere die zwei letzteren Dilemmata im 
Asylverfahren verstärkt zutage, denn einerseits steht in kaum einem anderen 
Verfahren das Leben eines Menschen auf dem Spiel (Verantwortung) und ande-
rerseits sind in den meisten Fällen kaum Beweise vorhanden (Ungewissheit).  
Betrachtet man nun die hier beschriebenen Spannungsfelder und damit ver-
bundene soziale Praktiken aus organisationssoziologischer Perspektive, so lassen 
sich diese auch als funktionale Koexistenz von Formalität und Informalität be-
trachten. Rechtliche und administrative Normen verlangen und produzieren 
Formalität in Form von Normierung, Individualisierung, Eindeutigkeit (in Form 
einer Entscheidung) und Verantwortung. Gleichzeitig ist der Arbeitsalltag in der 
Behörde durch die Informalität sozialer Praktiken und Prozesse geprägt und 
zwar in Form von Handlungsspielraum, Ungewissheit, Generalisierung und Dis-
tanzierung. Im Folgenden sollen die vier Spannungsfelder und damit zusammen-
hängenden sozialen Praktiken kurz skizziert werden. Dabei wird auch ersicht-
lich, dass Informalität und Formalität unterschiedliche Bereiche des organisatio-
nalen Handelns regeln und so einander ergänzen.  
Formal definieren rechtliche und administrative Normen den Arbeitsalltag 
der EntscheiderInnen. Gleichzeitig ist bekannt, dass sie bei deren Umsetzung im 
Rahmen der Bearbeitung eines Asylantrages über einen bestimmten Ermessens- 
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und Handlungsspielraum verfügen, selbst wenn die Entscheidung letztlich recht-
lichen, administrativen und politischen Vorgaben entsprechen muss. Dieses stellt 
ein klassisches Spannungsfeld der street-level bureaucracy dar. Das folgende 
metaphorische Zitat illustriert, dass ihnen der Weg – also das Wie – zur Ent-
scheidung mehr oder weniger frei steht.7  
 
»Es gibt ein gewisses Grundschema, das ist für jeden vorgegeben, ist eh klar. Und dann 
gibt’s halt auch einen kleinen Handlungsspielraum oben drauf auf diesen Berg an Vorga-
ben, wo man sich seinen Weg schon auch nehmen kann, sag ich jetzt mal. Aber es ist nicht 
so, also es gibt die große Autobahn, du kannst die Spur wählen, sag’ma so, Nebenstraßerl 
gibt’s nicht, der Pannenstreifen, das ist dann, sind die Referatsleiter, […] man kann auch 
Spurwechseln.« (R6 1:04) 
 
Der Entscheider beschreibt hier, dass für die Bearbeitung eines Asylantrags be-
stimmte durch die Organisation vorgegebene Strukturen und Vorgehensweisen 
bestehen, er aber dennoch Möglichkeiten hat, innerhalb dieser Strukturen flexi-
bel zu agieren. Der Handlungsspielraum der EntscheiderInnen beschränkt sich 
jedoch nicht auf das rechtliche Ermessen; es schließt beispielsweise auch die 
Wahl der DolmetscherInnen oder der GutachterInnen ein. Wird überhaupt ein 
Gutachten in Auftrag gegeben? Was für eines, ein linguistisches, ein medizini-
sches? Aber auch die Ausführung administrativer und rechtlicher Vorgaben in 
der direkten Interaktion mit Asylsuchenden im Rahmen von sogenannten Ein-
vernahmen unterliegt dem jeweiligen individuellen Zugang der EntscheiderIn-
nen. Auf welche Art und Weise werden Argumentation und Schlussfolgerungen 
in das normative Format eines rechtlichen Bescheides gebracht? Individuellen 
Zugängen und Strategien der EntscheiderInnen kommt in der Bearbeitung von 
Asylanträgen eine bedeutende Rolle zu. Dies wird auch daran deutlich, dass trotz 
oder gerade wegen des komplexen normativen Rahmens der Weg von der/dem 
AnfängerIn bis zur/zum selbstständigen EntscheiderIn primär dem Prinzip des 
»learning by doing« folgt. Eine Entscheiderin beschreibt, dass sie im Rahmen ih-
rer Einarbeitung die Einvernahmen verschiedener KollegInnen beobachtet hat, 
»um den Ablauf mitzukriegen und […] um sich halt überall was rauszupicken, 
abzuschauen und dann halt seine eigene Strategie zu entwickeln« (G 1:07). An 
diesem Beispiel zeigt sich, dass dem impliziten, praktischen Wissen im Arbeits-
alltag wesentliche Bedeutung zukommt, denn die Ausbildung zum/zur Entschei-
                                                           
7  Allerdings hat sich in der Untersuchung gezeigt, dass die jeweils individuelle Heran-
gehensweise der ReferentInnen auch zu unterschiedlichen Entscheidungen führen 
kann. 
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derIn ist nur teilweise formalisiert (etwa durch das Erlangen einer offiziellen 
Approbation). Mangels formaler Ausbildung wird das Lernen von den Anderen 
und die Sozialisation in der Organisation zu einem wichtigen Bestandteil auf 
dem Weg zum/zur EntscheiderIn. 
Ein weiteres durchaus klassisches Feld der Widersprüchlichkeiten bilden 
zeitgleich stattfindende Prozesse der Individualisierung und Generalisierung auf 
unterschiedlichen Ebenen. Einerseits muss jeder Asylantrag als Einzelfall be-
handelt und geprüft werden, andererseits führt z.B. die wahrgenommene Wie-
derholung von Erzählungen bzw. »Vorbringen« von Asylsuchenden zur Kon-
struktion von Kategorien von AntragstellerInnen. Im Zuge der Generalisierung 
werden Letztere häufig weniger als Individuen wahrgenommen, sondern viel-
mehr als Zugehörige homogener, essentialisierter Gruppen (z.B. nach Herkunft 
oder Religion) gelabelt. So bezweifelt beispielsweise eine Entscheiderin das 
Verhalten einer Asylsuchenden in einer von der Frau geschilderten Situation, 
denn »das ist bei tschetschenischen Frauen normalerweise nicht so« (Beobach-
tungsnotiz 0429). Einerseits sind derartige stereotype Zuschreibungen basierend 
auf bestimmten Erwartungshaltungen und teils individuellen Maßstäben vorherr-
schend, andererseits ist es die Aufgabe der EntscheiderInnen, über die Zukunft 
einer Person mit ihren individuellen Lebensumständen und auf Basis ihrer indi-
viduellen Fluchtgeschichte zu urteilen. Der Aspekt der Individualisierung spielt 
jedoch auch auf einer anderen Ebene8 eine Rolle, nämlich hinsichtlich der Ar-
beitsroutinen der EntscheiderInnen. So bearbeiten letztere Asylanträge nicht im 
Team, sondern im Alleingang; als Beispiele dienen aber auch die individuelle 
Handhabe spezifischer Situationen, der Rückgriff auf persönliche Kontakte so-
wie eigene Erfahrungen der EntscheiderInnen mit Asylsuchenden. 
Das dritte Spannungsfeld, das den Arbeitsalltag der EntscheiderInnen cha-
rakterisiert, ist jenes zwischen Verantwortung (und Engagement) und Distanzie-
rung (und Banalisierung). Dieses ist insofern weniger klassisch als die anderen 
beschriebenen Dilemmata, als die Entscheidung im Asylverfahren folgenreicher 
ist als in den meisten anderen street-level-Kontexten. Ihrer Verantwortung sind 
sich EntscheiderInnen grundsätzlich zwar bewusst, jedoch wird diese häufig an 
andere AkteurInnen ›weitergeleitet‹. So werden meist ›die Gesetze‹ oder ›die Po-
litik‹ verantwortlich gemacht und EntscheiderInnen tendieren ganz im Sinne bü-
rokratischer Organisationen dazu, sich lediglich als ausführende Organe zu se-
hen. Die letztliche Verantwortung wird oftmals auch der Berufungsinstanz9 zu-
                                                           
8  Der Gegenpol ist dementsprechend nicht Generalisierung, sondern das Kollektiv im 
Sinne einer potentiellen Zusammenarbeit mit KollegInnen.  
9  Damals der Asylgerichtshof, heute das Bundesverwaltungsgericht. 
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geschanzt. Eine Entscheiderin drückt dies folgendermaßen aus: »Ich sag einmal, 
wir sind einfach die, also ich finde es so, wir sind die kleinen Indianer, wir ma-
chen einmal die Grundarbeit, dass wir das einmal grund-aufbereiten, aber 
sag’ma die Entscheidung, diese weitsichtige Entscheidung« wird von den Richt-
erInnen gefällt (V 0:20). Als Bedienstete der erstinstanzlichen Behörde beruhi-
gen EntscheiderInnen also häufig ihr Gewissen damit, dass Asylsuchende die 
Möglichkeit haben, in Berufung zu gehen. Neben dieser Form der Delegation 
von Verantwortung lassen sich auch andere Praktiken der mentalen Distanzie-
rung und der Banalisierung beobachten, beispielsweise durch den Vergleich mit 
eigenen Erfahrungen eines bureaucratic encounters bezüglich eines Antrags auf 
Wohnbauförderung (V 1:49). Weiler (1992) spricht von »banalization of suffe-
ring«, wenn in einem bürokratischen System Individuen bzw. menschliche Prob-
leme zu Fällen sowie Kategorien und Lösungen mechanisch angewandt werden.  
Nach diesen Ausführungen kann die soziale Praxis der EntscheiderInnen hin-
sichtlich aller vier Dilemmata dahingehend interpretiert werden, dass die zu-
nächst informellen Praktiken10 (Handlungsspielraum, Generalisierung, Distan-
zierung, Ungewissheit) einen Prozess der Formalisierung durchlaufen, sodass 
das Ergebnis der Fallbearbeitung lauten kann: Orientierung an den Normen, in-




5. Prozesse der Formalisierung 
 
Nachdem nun drei der vier identifizierten Spannungs- und Handlungsfelder im 
Kontext von Formalität und Informalität in der organisationalen Praxis kurso-
risch behandelt wurden, soll im nachfolgenden Abschnitt (4.1) das vierte Feld 
diskutiert werden: der von mir als ›Faktisierung‹ bezeichnete Prozess im Rah-
men des Spannungsfeldes ›Eindeutigkeit vs. Ungewissheit‹. Der oben genannte 
Transformationsprozess von Informalität zu Formalität kann jedoch nicht nur im 
Rahmen der Faktisierung beobachtet werden, sondern auch im damit verknüpf-
ten Prozess der Verschriftlichung. Der erstgenannte Prozess bezeichnet die 
Transformation von Information zu Fakten, während der zweite Prozess die 
Transformation von Gesprochenem zu Geschriebenem umfasst. Bevor wir uns 
                                                           
10  Dabei geht es nicht um eine wertende Beurteilung von Informalität und Formalität, 
sondern um den Versuch, den mehr oder weniger erzwungenen Wandel von ersterer 
zu letzterer aufzuzeigen. 
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einigen Aspekten des Verschriftlichungsprozesses exkursartig widmen, soll zu-
nächst der Prozess der ›Faktisierung‹ im Detail behandelt werden. 
 
5.1 ›Faktisierung‹ – Die strukturell bedingte  
soziale Konstruktion von Fakten  
 
Ein Transformationsprozess in Richtung Formalität, den ich als ›Faktisierung‹ 
bezeichne, findet im Rahmen des vierten, noch nicht besprochenen Dilemmas 
statt. Das Asylverfahren ist ein Rechtsverfahren, in dem meist kaum eindeutige 
Beweise, sogenannte harte Fakten, für oder gegen die Gefahr von Verfolgung 
vorhanden sind. Dies erschwert das Entscheiden potentiell, da die für die Ent-
scheidung zuständigen AkteurInnen permanent mit Ungewissheit konfrontiert 
sind. Es eröffnet sich also ein strukturelles Spannungsfeld, in dem es darum geht, 
die herrschende Ungewissheit mit einer definitiven Entscheidung, d.h. mit Ein-
deutigkeit und Bestimmtheit, zu vereinbaren. Im Folgenden wird darauf einge-
gangen, welche Praktiken EntscheiderInnen entwickeln, um mit der faktischen 
Unentscheidbarkeit in vielen Fällen umzugehen. Zunächst stellt sich dabei die 
Frage, welche Informationen benötigt werden, um eine Entscheidung fällen bzw. 
argumentieren zu können, aber auch wo und wie die als relevant erachteten In-
formationen zu finden sind. In diesem Kontext soll gezeigt werden, dass der so-
zialen Konstruktion von Fakten in der Bearbeitung und Entscheidung von Asyl-
anträgen eine wesentliche Bedeutung zukommt.  
Eine These, die sich aus der hier vorgestellten Untersuchung ergibt, be-
schreibt einen Selektions- und Transformationsprozess, der im Rahmen der Be-
arbeitung von Asylanträgen von EntscheiderInnen und anderen AkteurInnen 
vollzogen wird: EntscheiderInnen transformieren Information zu einem Faktum, 
zu etwas, das als objektive Tatsache betrachtet werden kann. Sie sind stetig auf 
der Suche danach, »was wirklich passiert ist« (S 0:22). Die Befragung der asyl-
suchenden Person bildet die Basis für den weiteren Verlauf der Antragsbearbei-
tung. Hier werden Fragen über Fluchtgründe, die private (familiäre, gesundheit-
liche, politische etc.) Situation im Herkunftsland, aber auch in Österreich ge-
stellt, um Informationen zum ›Fall‹ zu erhalten. Diese werden anschließend da-
hingehend evaluiert, ob sie in der Argumentation für oder wider Asylgewährung 
als Fakten oder bloße Behauptungen herangezogen werden. Um diese Evaluie-
rung bzw. diesbezügliche erste Annahmen zu unterstützen, werden in der Regel 
im Anschluss an die Befragung (teils auch vorbereitend) zusätzliche Informati-
onsquellen hinzugezogen. Dass die Suche nach Fakten meist an – sei es rechtli-
chen, sei es administrativen – Normen orientiert ist, zeigt auch der Rat, den eine 
Entscheiderin bei der Einarbeitung erhielt: »Nimm den Akt, du solltest wissen, 
ENTSCHEIDEN ÜBER ASYL | 131 
 
was zum Schluss rauskommt. Ja, annähernd wissen.« (S 1:03) Es wird also nur 
nach solchen Fakten gesucht, die normrelevant sind und eine Entscheidung er-
lauben, die in das jeweilige ›Programm‹ passt (vgl. Lautmann 2011). 
In dieser Recherchephase, die das Ziel hat, Fakten aus Vergangenheit und 
Gegenwart zu etablieren oder ein zukünftiges Verfolgungsrisiko zu prüfen, geht 
es allerdings vielmehr um Prozesse der aktiven Konstruktion von Wissen als um 
passives Entdecken (vgl. Sweeney 2009). Im Asylverfahren besteht meist ein 
Mangel an Beweisen, der die Argumentation für beide Seiten erschwert. Wäh-
rend Asylsuchende in der Regel kaum identitätsbezogene Dokumente mit sich 
führen, können sie in manchen Fällen Beweise in Form von Fotos, Briefen oder 
Zeitungsausschnitten in das Verfahren einbringen. EntscheiderInnen hingegen 
verfügen über ein breites Spektrum an Möglichkeiten, um an ›Fakten‹ zu gelan-
gen, die als Beweise eingesetzt werden können. Die AkteurInnen der Behörde 
benötigen autorisierte Informationsquellen, die für eine ›objektive‹ Entscheidung 
genutzt werden können. Diese sind notwendig, um eine Entscheidung bzw. die 
damit verbundene Argumentation anhand von Fakten legitimieren zu können.  
In der Bearbeitung von Asylanträgen verfügen EntscheiderInnen über ein re-
lativ großes Netzwerk an Informationsquellen. Neben (mehr oder weniger) un-
abhängigen Fachgutachten stellt die sogenannte Staatendokumentation, ebenfalls 
eine Einrichtung des Innenministeriums, eine wesentliche Quelle in der Bearbei-
tung von Asylanträgen dar. Legislative und Jurisdiktion sind freilich ebenso 
wichtige Orientierungsposten, aber auch individuelle AkteurInnen wie Dolmet-
scherInnen, KollegInnen oder persönliche Kontakte können bei der Informati-
onsakquise eine bedeutende Rolle spielen. An Relevanz als Informationsquelle 
nimmt auch das Internet zu. Daraus ergibt sich die wesentliche Frage: Wer defi-
niert nun, was ein Fakt ist? Welche sind die autorisierten Quellen, wer sind die 
AkteurInnen mit Definitionsmacht darüber, was als Faktum zu betrachten ist?  
Wenn EntscheiderInnen Informationen über die aktuelle Situation in einem 
Land suchen, können sie beispielsweise Anfragen an die Staatendokumentation 
stellen, die 2005 im ehemaligen Bundesasylamt etabliert wurde. Dieser Einrich-
tung kommt per Gesetz eine bedeutende Rolle in der Definition von Fakten zu. 
»Zweck der Staatendokumentation ist insbesondere die Sammlung von Tatsa-
chen, die relevant sind (1) für die Beurteilung, ob Tatsachen vorliegen, die auf 
die Gefahr von Verfolgung im Sinne des AsylG 2005 in einem bestimmten Staat 
schließen lassen; (2) für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit der Angaben von 
Asylwerbern und Fremden und (3) für die Entscheidung, ob ein bestimmter Staat 
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sicher im Sinne der §§ 4 oder 4a AsylG 2005 oder im Sinne der §§ 19 oder 21 
BFA-VG ist.«11 (AsylG 2005, eigene Hervorhebung) 
Anfragen an die Staatendokumentation können beispielsweise lauten: »Sind 
die folgenden Medikamente für Asylsuchende in Griechenland verfügbar?« oder 
»Hat Partei XY einen Sitz in Tiflis?«. Welche Fragen ein/e EntscheiderIn stellt 
und wie diese formuliert werden, kann allerdings die Antworten beeinflussen, 
darüber sind sich diese im Klaren. Eine Entscheiderin erzählt beispielsweise: 
»Ich wollte sie [die Asylsuchende] positiv machen. [...] Ich hab die Anfrage an 
die Staatendoku so geschrieben, dass ich schon gewusst habe, was sie antworten 
werden, so dass es dann nicht so gut wäre, wenn sie zurückgehen würde.« (Be-
obachtungsnotiz 0804) Strategisches Handeln ermöglicht so, das Ergebnis der 
Anfrage mitzugestalten und dadurch indirekt Definitionsmacht darüber zu erlan-
gen, was letztlich als Fakt gehandelt wird. Denn die Antworten der Staatendo-
kumentation – eine autorisierte Quelle – werden in der Regel als Fakten heran-
gezogen, die die Entscheidung legitimieren.  
Die Staatendokumentation wiederum erhält ihre Informationen aus diversen 
Quellen, unter anderem durch sogenannte Verbindungsbeamte, die im jeweiligen 
Land vor Ort sind und Informationen ›aus erster Hand‹ produzieren.  
 
»Wir haben das eben über den Verbindungsbeamten dann gespielt, ah, dass der dort hin 
gefahren ist und die Leute befragt hat, ob gefragt hat: Heast, war da mal eine Schneiderei? 
Das soll die Heratsstraße, was weiß ich, 27 sein, sag ich jetzt einmal. Na wenn natürlich 
dann [von der] Staatendoku-Recherche die Antwort kommt und [die] sagt, na bitte, dort ist 
ein Feld oder dort steht eine Kirche und dort war die [...] letzten 26 Jahre nie ein Schnei-
dergeschäft, ja dann tut’s mir furchtbar leid, nicht.« (S 0:19) 
 
Die bedeutende Rolle dieser InformantInnen im Rahmen der ›Faktisierung‹ oder 
Definition von Fakten wird anhand dieses Zitats einer Entscheiderin ersichtlich. 
Letztere sieht keinen Grund, weshalb sie den Ausführungen der/s Asylsuchenden 
Glauben schenken sollte, wenn der Informant eine andere Tatsache feststellt. Die 
Arbeitsweise der InformantInnen steht jedoch nicht unter der Kontrolle der Ent-
scheiderInnen. Ein Entscheider erwähnt beispielsweise, dass er mit der Arbeit 
eines derzeitigen Verbindungsbeamten in einem bestimmten Land unzufrieden 
ist. Er erinnert sich an einen Fall, in dem er froh darüber war, dass der alte Kol-
lege, auf den er zählen konnte, noch vor Ort war: »Den, was wir jetzt haben, na-
ja, bemüht sich auch, aber weiß ich nicht; an den Mayer* [Nachname des vori-
gen Verbindungsbeamten] kommt er nicht heran.« (R 0:11) Während eine der 
                                                           
11  http://www.staatendokumentation.at vom 23.9.2015. 
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Entscheiderinnen sich dessen bewusst ist, dass »die Staatendoku auch irren 
[kann]« (S 1:04), scheint es doch in ihrem Arbeitsalltag kaum Alternativen dazu 
zu geben, die Berichte dieser Verwaltungseinheit zu akzeptieren. Denn die In-
formantInnen sind qua Amt autorisiert.  
Eine weitere legitime Informationsquelle für die Etablierung von Fakten stel-
len Gutachten dar, wie zum Beispiel medizinische Gutachten (etwa im Kontext 
von Folter oder Vergewaltigung), psychologische Gutachten (etwa ob eine Per-
son unter Depressionen oder PTSD leidet) oder auch linguistische Gutachten 
(etwa um die Herkunftsregion einer Person zu bestimmen). In der vorliegenden 
Untersuchung hat sich allerdings gezeigt, dass im Rahmen einer solchen Beauf-
tragung nicht nur das Artefakt, das heißt das Resultat als verschriftlichte Experti-
se, sondern auch die Auskunft gebende Person ausschlaggebend sein kann. Ent-
scheiderInnen verfügen über Handlungsspielraum in der Auswahl und Bestel-
lung von GutachterInnen was dazu beiträgt, dass die Beziehung zwischen Ent-
scheiderIn und GutachterIn durchaus von Bedeutung sein kann. Eine Entscheide-
rin erklärt zum Beispiel, dass sie für ein medizinisches Gutachten keinen unbe-
kannten Gutachter wählen würde, denn »es muss ja ein Arzt des Vertrauens auch 
sein.« (S 0:03) Sie erzählt, dass sie einen bestimmten Arzt gefragt hat, ob er 
Gutachten für die Behörde machen würde und drückt nun, da er dies tut, ihre Zu-
friedenheit mit seiner Arbeit bzw. ihrer Zusammenarbeit aus: »Ich muss sagen, 
mit dem fahr’ma ganz gut.« (Ebd.) Diese Aussage weist auf die komplexen 
Machtbeziehungen zwischen ExpertInnen und Behörde hin.  
Folgt man Möllering, so beruht Vertrauen darauf, dass Ungewissheit ausge-
schlossen werden kann. Außerdem besteht ein Zusammenhang von Vertrauen 
und Kontrolle, da das eine das andere voraussetzt und gleichzeitig hervorbringt 
(vgl. Möllering 2005: 283). Vor diesem Hintergrund gewinnt die scheinbar 
simple Beziehung von AuftraggeberIn und AuftragnehmerIn, zwischen Referen-
tIn und GutachterIn, an Komplexität. Ausschlaggebend ist in jedem Fall, dass 
die von einer/einem GutachterIn gemachten Aussagen als unverfälschte Darstel-
lungen der Realität betrachtet werden können, damit ein Gutachten als akzepta-
bel gelten kann (vgl. ebd.: 65). Im Asylverfahren können, wie auch in anderen 
Rechtsverfahren, in der Regel alternative Versionen der Realität ins Spiel kom-
men, die von der/dem EntscheiderIn gegeneinander abgewogen werden müssen.  
Anhand der geschilderten Beispiele wird ersichtlich, welche AkteurInnen im 
Rahmen der Faktensuche und -bestimmung über Einfluss und somit über Defini-
tionsmacht verfügen. Die Staatendokumentation und die mit ihr verbundenen 
AkteurInnen, wie etwa VerbindungsbeamtInnen, einerseits und GutachterInnen 
andererseits spielen in diesem Konstruktionsprozess eine bedeutende Rolle. Das 
Ziel der Behörde, durch ExpertInnen- und institutionalisiertes Wissen Objektivi-
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tät herzustellen, setzt voraus, dass eine klare Unterscheidung zwischen wahr und 
falsch möglich ist: »[t]he interpretation of the refugee’s story in terms of con-
formity and deviance relies on expert (institutional) knowledge and on an expert 
experience that must appear to be founded on an objectification of truth and fal-
sehood and that therefore assumes, from the outset, that such objectification is 
possible.« (Rousseau/Foxen 2006: 515) 
Die ›Faktisierung‹, die soziale Konstruktion von Fakten, und die damit ver-
knüpfte Konstruktion von Un-/Glaubwürdigkeit12 sind soziale Praktiken, die 
dem Dilemma zwischen Eindeutigkeit, respektive Bestimmtheit, einerseits und 
Ungewissheit andererseits entspringen. Sie repräsentieren ein Beispiel der stän-
dig stattfindenden Transformation von Informalität in Formalität, das heißt auch 
von Objektvierungsprozessen in der Asylantragsbearbeitung. Als Rechtsverfah-
ren verlangt das Asylverfahren eine eindeutige Entscheidung, gleichzeitig ist der 
Arbeitsalltag der EntscheiderInnen von permanenter Ungewissheit geprägt. Wie 
lassen sich diese gegensätzlichen Pole vereinbaren? Um Beweise schaffen zu 
können, müssen zunächst Fakten geschaffen werden. Informationen werden 
durch Länderberichte, Gutachten etc. eingeholt, um dem Problem der Unent-
scheidbarkeit zu begegnen und schlussendlich zu einer Entscheidung zu kom-
men.13 Mangels harter Beweise für die von einer/m Asylsuchenden vorgebrachte 
soziale Realität werden im Zuge dieser Entscheidungsfindung auch Fakten kons-
truiert, indem Möglichkeiten und (ExpertInnen-)Meinungen den Stellenwert von 
Tatsachen erlangen. Denn der Bescheid muss sich auf Fakten stützen und in der 
Argumentation enthaltene Schlussfolgerungen müssen als logisch erscheinen, 
auch um einer eventuellen Beschwerde standzuhalten. Mit der entsprechenden 
Argumentation wird schließlich der abstrakte Rahmen der Formalität gefüllt und 
die Entscheidung somit »extern über eine verbindliche Verfahrensregelung« le-
gitimiert (Froschauer/Lueger 2015: 205).  
 
5.2 Formalität durch Schriftlichkeit 
 
Die Bedeutung der Schriftlichkeit in Rechtsverfahren ist massiv: »Quod non est 
in actis, non est in mundo«14. Dieser mit dem römischen Recht und der Schrift-
lichkeit gerichtlicher Verfahren eingeführte Grundsatz illustriert, dass all das, 
                                                           
12  Das Konzept der Un-/Glaubwürdigkeit stellt ein wesentliches Element der Entschei-
dung über Asylanträge dar (vgl. Sweeney 2009). 
13  Die Entscheidung ist allerdings insofern nicht definitiv, als gegen sie beim Bundes-
verwaltungsgericht (früher beim Asylgerichtshof) Beschwerde eingelegt werden kann. 
14  »Was nicht in den Akten ist, ist nicht in der Welt«. 
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was nicht – schriftlich – in den Akten festgehalten ist, für das Verfahren nicht 
existiert. Was nicht vorgetragen ist und somit nicht in die Akte gelangt, wird bei 
der richterlichen Entscheidung nicht berücksichtigt.15 Rechtliche Verfahren ba-
sieren in der modernen Verwaltung auf dem Prinzip der Schriftlichkeit und Ak-
tenförmigkeit; dies schreibt bereits Weber (1972[1922]). Baecker (1994) be-
zeichnet das Gebot der Schriftlichkeit bzw. Aktenförmigkeit als das »Herzstück« 
der Bürokratie. »Ein trickreicheres Instrument zur Abschottung von eben da-
durch erst ermöglichten Entscheidungsvorgängen ist selten erfunden worden. 
Entscheidung folgt auf Entscheidung, wenn und nur wenn sie als Aktenvorgang 
darstellbar und fixierbar ist« (Baecker 1994: 23). Ein wichtiger Punkt ist jedoch, 
dass nur das dokumentiert wird, was von den Verantwortlichen als relevant er-
achtet wird. Insofern ist augenscheinlich, dass auch im Asylverfahren durch die-
sen Selektionsprozess einiges ›auf der Strecke‹ bleibt und höchstens zwischen 
den Zeilen zu finden ist und somit informell bleibt (vgl. Dahlvik 2013). 
Dies gilt nicht nur für die Aktenerstellung im Allgemeinen, sondern wird 
(nicht nur) im Asylverfahren gerade bei der Protokollierung von Einvernahmen 
besonders relevant. Denn der Prozess der Protokollerstellung lässt sich auch als 
›gefilterte‹ Kommunikation fassen (vgl. Dahlvik 2010). Das offizielle, formale 
Protokoll stellt eine Rekonstruktion dessen dar, was die/der Asylsuchende ur-
sprünglich gesagt hat, nachdem es die/den DolmetscherIn und den »Wie soll ich 
es formulieren«-Filter des/der EntscheiderIn passiert hat. »The flight motives of 
an applicant are always product of choices made by people involved in getting 
them down on paper – the applicant, the translator, the interview official, the la-
wyer, the decision maker.« (Spijkerboer 2000: 46) Blommaert (2001: 415) 
spricht von der (Re-)Strukturierung von Gesprochenem in institutionell sanktio-
nierten Text. 
Insgesamt macht Schreiben einen wesentlichen Teil der Arbeit der Entschei-
derInnen aus. Wenn es darum geht, die Entscheidung über einen Asylantrag zu 
argumentieren, unterscheidet einer der EntscheiderInnen zwischen zwei Elemen-
ten: einerseits zählen die Fakten des Falls, andererseits kommen auch die Ein-
                                                           
15  Während Schriftlichkeit einerseits die Reichweite der Kommunikation erhöht, indem 
sie diese von Zeit und Ort der Mitteilung unabhängig macht, gefährdet sie zugleich 
deren Gelingen, da situative Verständigungshinweise und unmittelbare Klärungsmög-
lichkeiten entfallen (vgl. Nüsken 2008). Wie Wolff (2008: 502) anmerkt, kann »das 
für Organisationen typische Beharren auf schriftlichen Dokumenten als der präferier-
ten Form der Darstellung von Wirklichkeit zu schmerzlichen Differenzerfahrungen 
führen, insbesondere dann, wenn Personen mit den amtlichen Darstellungen von Ab-
läufen konfrontiert werden, an denen sie selbst beteiligt waren«. 
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drücke ins Spiel, die der Entscheider im Rahmen der direkten Interaktion mit 
der/m Asylsuchenden gewonnen hat (W 0:06). Diese Eindrücke betreffen zum 
Beispiel das Verhalten oder das Auftreten der Person in der Einvernahme. Es 
bleibt allerdings unklar, ob der Entscheider den inhaltlichen Fakten oder seinen 
subjektiven Einschätzungen Priorität einräumt, denn er nennt keine Reihenfolge, 
sondern meint, man müsse beides gleichzeitig berücksichtigen. In der formalen 
schriftlichen Entscheidung ist jedoch kaum Platz für informelle, subjektive Ein-
drücke und darauf basierende Schlussfolgerungen bezüglich der ›Wahrheit‹ oder 
Wahrscheinlichkeit des Vorbringens. Jedenfalls müssen letztere durch einen 
Transformationsprozess in ein formales Format gebracht werden. Es kann dem-
nach auch die Spannung zwischen Objektivität und Subjektivität im Asylverfah-
ren – im Rahmen der Faktensuche und Glaubwürdigkeitsprüfung – im Licht der 
Formalität und Informalität betrachtet werden. Gerade in der Suche nach Fakten, 
die im vorigen Abschnitt behandelt wurde, zeigt sich neuerlich die Bedeutung 
der Schriftlichkeit im Asylverfahren. Denn schriftliche Quellen haben meist 
mehr Gewicht als mündliche Aussagen – was niedergeschrieben ist, hat Gültig-
keit. »[C]ertain documents and the interpretation they afford permit the determi-
nation of the organizationally relevant ›facts‹ of the case independently of the 
applicant’s statement«. (Zimmerman 1976: 338) Zu diesen vertrauenswürdigen 
Quellen zählen beispielsweise auch Gutachten, die von EntscheiderInnen in Auf-
trag gegeben werden, um als Unterstützung für die Entscheidungsfindung in 
konkreten Fällen zu funktionieren.  
 
 
6. Conclusio und Ausblick 
 
Die hier vorgestellte organisationssoziologische Perspektive wirft neues Licht 
auf staatliches Handeln in der Asylverwaltung. Die Kombination aus Struktura-
tions- und Praxistheorie mit Blick auf soziales Handeln in Organisationen hilft, 
das Handeln der Akteure, eingebettet in strukturelle Zusammenhänge, zu erklä-
ren. Anhand der Analyse konnte erstens aufgezeigt werden, dass das Entschei-
den über Asylanträge auf administrativer Ebene zum Teil auf der sozialen Kon-
struktion von Fakten basiert. Zweitens wurde deutlich, dass diese Konstruktio-
nen durch strukturelle Spannungen im Asylverfahren (aufgrund von Rahmenbe-
dingungen wie Gesetze, Bürokratie, Politik etc.) notwendig erscheinen. Drittens 
hat es sich als sinnvoll erwiesen, die durch diese Spannungen hervorgebrachten 
sozialen Praktiken (wie die der Konstruktion) als Zusammenspiel von Formalität 
und Informalität in Organisationen zu verstehen. 
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Das soziologische Konzept der Funktionalität des Zusammenspiels von For-
malität und Informalität in Organisationen macht die beobachteten sozialen Pra-
xen – konkret den Umgang der EntscheiderInnen mit den identifizierten Dilem-
mata – verständlich. Die Betrachtung der vier Spannungsfelder – Eindeutigkeit 
vs. Ungewissheit; Normierung vs. Handlungsspielraum; Individualisierung vs. 
Generalisierung; Verantwortung vs. Distanzierung – unter dem Gesichtspunkt 
der organisationalen Formalität und Informalität macht sichtbar, wie diese zwei 
Bereiche im administrativen Asylverfahren koexistieren und unterschiedliche 
Bereiche regeln. So bilden Normierung, Individualisierung, Entscheidung und 
Verantwortung den formalen Rahmen, während Handlungsspielraum, Unge-
wissheit, Generalisierung und Distanzierung die Praxis des Arbeitsalltags in der 
Behörde auf informeller Ebene definieren. 
Die Verknüpfung der empirischen Ergebnisse mit den gewählten theoreti-
schen Zugängen zeigt, dass die geschilderten sozialen Praktiken und Strukturen 
im Asylverfahren einander – im Sinne Giddens’ (2011[1986]) Dualität der 
Struktur – wechselseitig beeinflussen. Im Zentrum der Analyse stand die Bezie-
hung zwischen praktischem Wissen, sozialem Handeln und strukturellen Di-
lemmata im administrativen Asylverfahren auf theoretischer sowie auf prakti-
scher Ebene. Durch den ethnographischen Zugang wurde deutlich, dass die sozi-
alen Praxen der EntscheiderInnen im Arbeitsalltag häufig auf praktischem Wis-
sen und einer informellen Logik basieren. EntscheiderInnen erlangen ihre pro-
fessionelle ›Reife‹ durch »learning by doing«, sie bilden informelle Kategorien 
für Asylsuchende und ihre ›Fälle‹, und pflegen oftmals individuelle Beziehungen 
zu den GutachterInnen. Die rechtliche und institutionelle Struktur, in der die Be-
arbeitung von Asylanträgen stattfindet, erfordert jedoch Formalität, das heißt 
nicht nur einen stabilen Rahmen für soziale Prozesse, sondern auch Legitimation 
durch verbindliche Verfahrensregelung (vgl. Froschauer/Lueger 2015: 205). Um 
eine Entscheidung offiziell und formell brauchbar zu machen, muss sie also in 
den Rahmen der Formalität eingepasst werden. Die verschiedenen Prozesse der 
Transformation auf eine formale Ebene – zum Beispiel durch die oben beschrie-
bene soziale Konstruktion von Fakten – muss nun im Rahmen sozialer Praxen 
stattfinden und ist dort auf der Ebene des ›doing‹ von Asylentscheidungen beob-
achtbar. Soziales Handeln ist also Handeln in Hinblick auf die strukturellen Di-
lemmata, wobei Handlungsspielräume ein ›Dehnen‹ der Struktur in die eine oder 
andere Richtung ermöglichen. Gleichzeitig bilden die vorherrschenden Struktu-
ren einen Bezugsrahmen für das Handeln der AkteurInnen und beeinflussen so 
deren Möglichkeiten. 
Die beschriebenen, durchaus komplexen Prozesse der Formalisierung dienen 
– paradoxerweise – schlussendlich der Komplexitätsreduktion: Die Realität (Er-
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fahrungen der Asylsuchenden) muss auf die rechtlichen und administrativen An-
forderungen zugeschnitten werden. Komplexitätsreduktion muss auch deshalb 
stattfinden, da wir prinzipiell nicht genug wissen, »unsere Informationsverarbei-
tungskapazität begrenzt [ist], und unsere Präferenzen instabil und inkonsistent 
[sind].« (Ortmann 2003: 138) Hinzu kommen Systemzwänge, Handlungsketten 
und Pfadabhängigkeiten, die vernünftige Entscheidungen ohnehin unwahrschein-
lich machen (vgl. ebd.). Komplexität zu reduzieren ist überdies notwendig, da 
die Bemühung um größere Genauigkeit – das Immer-Weitersuchen nach ›wah-
ren‹ Fakten – sonst kein Ende finden kann, wodurch die/der AkteurIn letztend-
lich handlungsunfähig wird (vgl. Reichertz 1997). Schließlich ist das Asylver-
fahren ein bürokratischer Prozess, in dem Eindeutigkeit produziert werden muss 
und daher Alternativen ausgeschlossen und verunmöglicht werden. Dies führt 
dazu, dass »Zweifel unterdrückt, aus schwachen Begründungen starke, aus feh-
lenden fingierte werden« (Ortmann 1990: 375). Ortmann beschreibt Entscheiden 
daher als Transformation von Kontingenz und Ambiguität in Eindeutigkeit. 
Auf politischer, aber auch institutioneller und organisationaler Ebene macht 
sich angesichts der geschilderten, das Asylverfahren charakterisierenden Di-
lemmata die Frage breit, wohin dieses Gefangensein in den Dilemmata führen 
kann (vgl. Dahlvik/Reinprecht 2015). Ist diese Struktur zukunftsfähig, vielmehr: 
ist sie erhaltenswert? In Anbetracht der derzeitigen – menschenunwürdigen – Si-
tuation vieler Asylsuchender in Europa fragt sich, ob es nicht längst an der Zeit 
ist, die festgefahrenen Strukturen aufzubrechen und neue anzudenken, anstatt ein 
System, das angesichts der nicht aufzulösenden strukturellen Dilemmata an sich 
krankt und sich offenbar in einer Sackgasse befindet, permanent zu reformie-
ren.16 Stattdessen sollte über Alternativen und Wege nachgedacht werden, die 




                                                           
16  Ich denke an gesetzliche Änderungen auf nationaler und supranationaler Ebene, bei-
spielsweise die Einführung von Dublin I, II und II, aber auch an die zahlreichen insti-
tutionellen Veränderungen in Österreich in den letzten Jahren (vom Unabhängigen 
Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof und dessen letztliche Abschaffung bzw. Integ-
ration in das neue Bundesverwaltungsgericht, oder die Verwandlung des Bundesasyl-
amtes in das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl). 
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Asyl-Verwaltung kraft Wissen 
Die Herstellung von Entscheidungswissen  







»Die bürokratische Verwaltung bedeutet: Herr-
schaft kraft Wissen: dies ist ihr spezifisch ratio-
naler Grundcharakter. Über die durch das Fach-
wissen bedingte gewaltige Machtstellung hinaus 
hat die Bürokratie (oder der Herr, der sich ihrer 
bedient), die Tendenz die Macht noch weiter zu 
steigern durch das Dienstwissen: die durch 
Dienstverkehr erworbenen oder ›aktenkundigen‹ 
Tatsachenkenntnisse.«  
(WEBER 2005: 165F.)  
 
Wissensgenerierung ist ein zentrales Charakteristikum von bürokratischen Insti-
tutionen. Bürokratien produzieren Wissen (Hoag 2011: 81). Sie eignen sich Wis-
sen über ihr Gegenstandsgebiet an und formen dieses gleichzeitig mit (Heyman 
2004: 490). Laut Weber ist das Wissen, auf dem die Macht von Bürokratien be-
ruht, ein ganz spezifisches. Es ist ein »Wissen von zweierlei Art«: Fachwissen 
und Dienstwissen (1988: 351). Als Fachwissen definiert er das »durch Fachschu-
lung erworbene [...] im weitesten Sinne des Wortes ›technische [...]‹« Wissen 
(ebd.). Dienstwissen stellt für ihn die »nur dem Beamten zugängliche Kenntnis 
der für sein Verhalten maßgebenden konkreten Tatsachen« dar (ebd.). Während 
Fachwissen prinzipiell für alle zugänglich ist, handelt es sich bei Dienstwissen 
146 | LAURA AFFOLTER 
 
meist um Wissen, das »nicht generell verfügbar« ist (Derlien/Böhme/Heindl 
2011: 92).  
Will man das Funktionieren von Bürokratien verstehen, verlangt dies nach 
einer Auseinandersetzung damit, wie sie Wissen produzieren und mobilisieren. 
In meinem Beitrag zeige ich dies am Beispiel von decision-making im Schweize-
rischen Asylverfahren durch das Staatssekretariat für Migration (SEM) auf.1 
Aufbauend auf Webers Definition von »bürokratischem Wissen« argumentiere 
ich erstens, dass im Entscheidungsprozess ein ganz bestimmtes Wissen generiert 
wird, das ich pragmatisch »Entscheidungswissen« nenne. Spezifisch ist dem 
Entscheidungswissen, dass es immer ein klares Endprodukt zum Ziel hat und auf 
dieses hinführt. Dieses Endprodukt ist der fertige Asylentscheid. Zweitens argu-
mentiere ich, dass im Entscheidungsprozess eine weitere Form von Wissen eine 
wichtige Rolle spielt. Ich nenne diese Form »professionelles Wissen«. Profes-
sionelles Wissen bezeichnet jenes Wissen, das zur Ausführung einer Arbeit – im 
SEM wesentlich das Fällen von Asylentscheiden – nötig ist, jedoch in keiner 
schriftlichen Form vorliegt. Ich verwende den Begriff sowohl dafür, was die 
Entscheider_innen im SEM aus Erfahrung wissen, als auch dafür, was die Ent-
scheider_innen selbst als ›Bauchgefühl‹ bezeichnen.2 Er steht für das ›einfach 
wissen‹, ohne dass man genau sagen könnte, warum man etwas weiß. Professio-
nelles Wissen bildet einen Teil des institutionellen Habitus von Sachbearbeiten-
den, da es ein Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsschema darstellt, das sich 
die Sachbearbeitenden durch ihre Arbeit in der Institution angeeignet haben (vgl. 
Steiner 2001: 24, 41f.; Bourdieu 1976). Da Sachbearbeitende sich professionel-
les Wissen (unbewusst) durch die institutionelle Sozialisierung aneignen müssen, 
bedeutet dies, dass diese Form von Wissen nicht generell zugänglich ist. Ich ver-
stehe professionelles Wissen deshalb als eine weitere Form von Dienstwissen im 
Sinne Webers. Steiner folgend argumentiere ich, dass professionelles Wissen 
(als Teil des institutionellen Habitus) als »Generierungsprinzip von Verhaltens-
strategien« zu verstehen ist. Es »regelt die Praxis, ohne jedoch Regeln zu erfül-
len [und es] ist dem Zweck angepasst, ohne Ziele anzuvisieren« (Steiner 2001: 
25).3 
                                                           
1  Das SEM besteht aus mehreren Direktionsbereichen. Ich beschäftige mich in meiner 
Arbeit ausschließlich mit dem Direktionsbereich Asyl. 
2  Die Rolle des ›Bauchgefühls‹ für Asylentscheide wurde unter anderen von Fassin 
(2013), Jubany (2011), Kelly (2012), Macklin (1998) und Thomas (2009) thematisiert. 
3  Mit dem institutionellen Habitus von Sachbearbeitenden setze ich mich in meiner Dis-
sertation genauer auseinander. Ich argumentiere dort, dass es sich bei professionellem 
Wissen zwar um subjektives Wissen, jedoch nicht um individuelles Wissen handelt. 
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In meinem Beitrag gehe ich der Frage nach, wie im Asylverfahren Entschei-
dungswissen generiert wird. Ich argumentiere dabei, dass Entscheidungswissen 
das Produkt des Zusammenwirkens von Fachwissen in Form von Länder- und 
Gesetzeskenntnissen und Dienstwissen in Form von Aktenkundigkeit und pro-
fessionellem Wissen ist. Dieses Argument leite ich im dritten Teil des Artikels 
her. Damit das Vorgehen in den Entscheidungsprozessen für die Leser_innen 
nachvollziehbar wird, zeige ich im zweiten Teil des Artikels die rechtlichen und 
institutionellen Bedingungen für decision-making im SEM auf.  
Der Beitrag basiert auf den Analysen des Datenmaterials aus meiner laufen-
den Dissertationsforschung, worin ich mich mit der praktischen Entscheidungs-
tätigkeit und im Speziellen mit der Praxis von Glaubhaftigkeitsbeurteilungen im 
SEM auseinandersetze. Zwischen 2013 und 2015 habe ich in verschiedenen Zen-
tren und Sektionen des SEM ethnographische Forschung durchgeführt. Während 
meiner Aufenthalte in diesen verschiedenen Teams habe ich die Sachbearbeiten-
den bei ihrer täglichen Arbeit begleitet; ich habe Asylanhörungen beigewohnt, 
den Sachbearbeitenden beim Verfassen der Entscheide über die Schulter ge-
schaut, mit ihnen ›Fälle‹ diskutiert, an Sektionssitzungen teilgenommen und ich 
war auch in den Kaffeepausen dabei. Während dreier Wochen konnte ich außer-
dem an einer internen Ausbildung für neue Mitarbeitende teilnehmen. Meine 
Beobachtungen und Notizen zu informellen Gesprächen habe ich in Forschungs-
tagebüchern festgehalten. Die Anhörungsprotokolle von ›Fällen‹, die ich wäh-
rend meiner Aufenthalte in irgendeiner Form begleitet habe, durfte ich kopieren 
und in anonymisierter Form für mein Forschungsprojekt verwenden, genauso 
wie die Entscheide zu diesen Gesuchen. Des Weiteren habe ich zu zwei zufällig 
gesetzten Daten alle Asyldossiers erhalten, über die an den betreffenden Tagen 
entschieden wurde und durfte daraus Entscheide, Anhörungsprotokolle und an-
dere Dokumente kopieren. Schließlich habe ich semi-strukturierte Interviews mit 
25 Sachbearbeitenden geführt, die ich aufgenommen und transkribiert habe. Die 
Analyse dieses Datenmaterials basiert auf dem Grounded-Theory-Ansatz nach 
Glaser und Strauss (1967). Ich habe mein Datenmaterial zuerst offen codiert, da-
raus analytische Kategorien geschaffen und die Beziehungen zwischen diesen 
Kategorien untersucht (vgl. Bryman 2011: 387ff.). Des Weiteren habe ich so-
wohl während der Forschung als auch während des Auswertungsprozesses ana-
lytische Memos geschrieben (vgl. Hammersley/Atkinson 2007: 150ff.). 
 
                                                           
Die Kollektivität von professionellem Wissen versuche ich in meiner Dissertation 
empirisch aufzuzeigen. 
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2. Asylverwaltung im SEM –   
Der Entscheidungskontext  
 
Wer in der Schweiz Asyl beantragt, kommt zuerst in eines der fünf Empfangs- 
und Verfahrenszentren (EVZ) nahe der Landesgrenzen und beim Flughafen in 
Zürich.4 Dort findet eine erste kurze Befragung, eine sogenannte Befragung zur 
Person (BzP), statt, in der die Personalien und der Reiseweg erfragt und die 
Asylsuchenden gebeten werden, ihre Asylgründe kurz zu schildern. Wochen, 
Monate oder Jahre danach folgt entweder in einem der EVZ oder in der SEM-
Zentrale in Bern die eigentliche Anhörung zu den Asylgründen. In einzelnen 
Fällen wird noch eine ergänzende Anhörung durchgeführt. Oft ist es die befra-
gende Person dieser zweiten Anhörung, die den Asylentscheid fällt und ihn zum 
Kontrollieren und Visieren der Sektionschefin oder dem Sektionschef übergibt.5 
Der Verwaltungsprozess beginnt also mit dem Erfassen der Personalien der ge-
suchstellenden Person beim Eintreffen in ein EVZ und endet – zumindest erst-
instanzlich – damit, dass die sektionsleitende Person den Entscheid mit einer Un-
terschrift bestätigt und dieser der gesuchstellenden Person bzw. ihrer Rechtsver-
tretung zugestellt wird. Dazwischen geschehen jedoch noch einige Schritte. 
 
2.1 Die Arbeit im SEM 
 
Zu den Aufgaben der Sachbearbeitenden in den EVZ gehört es, BzP zu führen 
und zu protokollieren, Asylsuchende zu ihren Asylgründen anzuhören6 und 
Asylentscheide zu schreiben. Die Sachbearbeitenden in der Zentrale führen kei-
                                                           
4  Ich beziehe mich im Folgenden auf das Verfahren, wie es im Moment noch in den 
fünf Empfangs- und Verfahrenszentren und in der Zentrale in Bern zur Anwendung 
kommt. Seit Januar 2014 gibt es in Zürich einen Testbetrieb, in welchem ein be-
schleunigtes Verfahren durchgeführt wird (https://www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/ 
aktuell/news/2015/2015-02-16.html vom 08.04.15). 
5  Andere Anhörungen werden von sogenannten ›Poolies‹ durchgeführt. Die Bezeich-
nung ›Poolies‹ leitet sich davon ab, dass diese Personen zu einem Pool von Befragen-
den gehören, die im Stundenlohn arbeiten und keine regelmäßigen Arbeitszeiten ha-
ben. ›Poolies‹ führen Anhörungen durch, treffen aber selbst keine Entscheide. Nach 
Anhörungen durch ›Poolies‹ gehen die Asyldossiers mit dem Wortprotokoll der An-
hörung an Sachbearbeitende des SEM, welche die Entscheide fällen. 
6  Diese protokollieren sie nicht selbst, denn hier ist neben dem/der Gesuchsteller_in, 
dem/der Dolmetscher_in und der Hilfswerksvertretung auch ein/e Protokollführer_in 
anwesend. 
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ne BzP durch, dafür haben die meisten von ihnen eine Federführung inne. Feder-
führungen gibt es sowohl für die einzelnen Herkunftsländer als auch für be-
stimmte Themen, wie zum Beispiel geschlechtsspezifische Verfolgung oder Fa-
milienzusammenführung. Die Federführungen sind zuständig für die unité de 
doctrine (Einheitlichkeit der Entscheidungspraxis), also dafür, dass Gesuche von 
Asylsuchenden aus gleichen Ländern bzw. mit einem ähnlichen sogenannten Ri-
sikoprofil gleich behandelt werden. Das bedeutet nicht, dass die federführenden 
Personen alle diese Fälle selber behandeln. Sie erstellen und aktualisieren jedoch 
auf der Basis von wegweisenden (Grundsatz-)Urteilen des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVGer), von Länderinformationen, die sie von den Länderreferentin-
nen und Länderreferenten7 erhalten, sowie von Praxisbestimmungen der Amts-
leitung die jeweilige »Asyl- und Wegweisungspraxis«, kurz APPA genannt. AP-
PAs sind eine Art amtsinterner Richtlinien, welche die Asyl- und Wegweisungs-
praxis in Bezug auf ein bestimmtes Land bzw. auf eine bestimmte Gruppe von 
Personen aus dem jeweiligen Herkunftsland definieren.8 Die federführenden Per-
sonen fungieren des Weiteren als Ansprechpersonen für die anderen Sachbear-
beitenden bei Fragen, welche die Entscheidungspraxis betreffen.  
 
2.2 Die rechtlichen Grundlagen 
 
Das Schweizerische Asylgesetz (AsylG) und das Bundesgesetz über die Auslän-
der und Ausländerinnen (AuG) bilden die Basis, auf der die institutionelle Ent-
scheidungspraxis generiert und Asylentscheide getroffen werden. Im Entschei-
dungsprozess müssen die Sachbearbeitenden eine Reihe von Fragen beantwor-
ten, die ich in der untenstehenden Grafik vereinfacht dargestellt habe. 
                                                           
7  Die Länderreferentinnen und Länderreferenten arbeiten in der Abteilung »Analysen 
und Services«. Ihre Aufgabe besteht darin, Einzelfallanfragen von Sachbearbeitenden 
zu beantworten, Berichte zu schreiben und ein Monitoring in den Ländern durchzu-
führen, für die sie zuständig sind. Sie sind verantwortlich für die internen Länderin-
formationen und Datenbanken und bieten ab und zu Ausbildungen zu einzelnen Län-
dern an. Sie treffen jedoch keine Asylentscheide und bestimmen die Asyl- und Weg-
weisungspraxis nicht. 
8  Die APPAs sind immer gleich aufgebaut. Im ersten Teil wird die allgemeine Situation 
im Land erklärt, dann folgt ein Teil mit Anweisungen, was in der BzP beachtet bzw. 
geprüft werden soll und danach ein Teil mit Anweisungen zu den Anhörungen. Nach 
diesen Anweisungen sind mögliche Asylmotive aufgeführt und die daraus folgenden 
Entscheide. Das Gleiche gibt es auch in Bezug auf die (Un-)Zumutbarkeit des Weg-
weisungsvollzugs. Hierbei handelt es sich um sogenannte Risikoprofile. 
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Abbildung 1: Schematische Darstellung des Entscheidungsverfahrens 
Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage des AsylG und AuG.  
 
Ausschlaggebend dafür, ob eine Person Asyl erhält oder nicht, sind vor allem die 
Fragen nach der Flüchtlingseigenschaft gemäß Artikel 3 AsylG und nach der 
Glaubhaftigkeit gemäß Artikel 7 AsylG. Als Flüchtlinge gelten in der Schweiz 
Personen, »die in ihrem Heimatstaat oder im Land, in dem sie zuletzt wohnten, 
wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Anschauungen ernsthaften Nach-
teilen ausgesetzt sind oder begründete Furcht haben, solchen Nachteilen ausge-
setzt zu werden« (Art. 3, Abs. 1, AsylG). Dies gilt unter der Voraussetzung, dass 
keine Asylausschlussgründe (gemäß Art. 1 F Abkommen über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge und Art. 53 und 54 AsylG)9 vorliegen und die Vorbringen10 
                                                           
9  Artikel 1 F der Genfer Flüchtlingskonvention schließt Personen aus, die »ein Verbre-
chen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die 
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der asylsuchenden Person für glaubhaft befunden werden. »Glaubhaft gemacht 
ist die Flüchtlingseigenschaft, wenn die Behörde ihr Vorhandensein mit über-
wiegender Wahrscheinlichkeit für gegeben hält.« (Art. 7, Abs. 2, AsylG) Als 
unglaubhaft gelten die Vorbringen dann, »wenn sie in wesentlichen Punkten zu 
wenig begründet oder in sich widersprüchlich sind, den Tatsachen nicht entspre-
chen oder maßgeblich auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abgestützt 
werden« (Art. 7, Abs. 3, AsylG). Wir erkennen hier, dass sowohl die Flücht-
lingseigenschaft als auch die Glaubhaftigkeit mit Wahrscheinlichkeiten begrün-
det werden. So müssen die Sachbearbeitenden sowohl einschätzen, ob sie vorge-
brachte vergangene Verfolgungen für überwiegend wahrscheinlich halten, als 
auch beurteilen, wie groß die Wahrscheinlichkeit zukünftiger Verfolgung ist.  
Der Wortlaut »überwiegend wahrscheinlich« aus Artikel 7 AsylG wird von 
vielen Sachbearbeitenden dahingehend interpretiert, dass etwas – mathematisch 
betrachtet – zu 51 Prozent wahrscheinlich sein muss, um glaubhaft zu sein. Das 
wird einerseits als schwierig erachtet, weil Asylentscheide, so die Sachbearbei-
tenden, keine mathematischen Entscheide seien und die Bestimmung, ob etwas 
überwiegend wahrscheinlich sei, nach einer ›subjektiven‹ Einschätzung verlange 
und andererseits, weil eine 51 prozentige Wahrscheinlichkeit Raum lasse für 49 
Prozent Zweifel – was viele Sachbearbeitende als ›ganz schön viel‹ erachten. 
Die wahrgenommenen Schwierigkeiten hängen unter anderem mit dem soge-
nannten ›niedrigeren Beweisstandard‹ des Asylverfahrens beispielsweise im 
Vergleich zum Strafverfahren zusammen. Artikel 7 AsylG verlangt, dass die 
Flüchtlingseigenschaft nachgewiesen oder zumindest glaubhaft gemacht wird 
(Art. 7, Abs. 1, AsylG). Da Fluchtgründe oft materiell nicht bewiesen werden 
können, genügt in der Praxis meist die Glaubhaftmachung. Dies bedeutet einer-
                                                           
Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen haben«, die 
»ein schweres nichtpolitisches Verbrechen außerhalb des Aufnahmelandes begangen 
haben, bevor sie dort als Flüchtling aufgenommen wurden« oder die »sich Handlun-
gen zu Schulden kommen ließen, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nati-
onen zuwiderlaufen« (Art. 1 F Abkommen über die Rechtstellung der Flüchtlinge). 
Das Schweizerische Asylgesetz gewährt Flüchtlingen kein Asyl, »wenn sie wegen 
verwerflicher Handlungen dessen unwürdig sind oder wenn sie die innere oder die äu-
ßere Sicherheit der Schweiz verletzt haben oder gefährden« (Art. 53 AsylG) sowie 
»wenn sie erst durch ihre Ausreise aus dem Heimat- oder Herkunftsstaat oder wegen 
ihres Verhaltens nach der Ausreise Flüchtlinge im Sinne von Artikel 3 wurden« (Art. 
54 AslyG). 
10  Das Wort »Vorbringen« steht im Asylgesetz für die Aussagen von Asylsuchenden im 
Verfahren. 
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seits, dass die mündlichen Aussagen von Asylsuchenden (bzw. die davon erstell-
ten Wortprotokolle) die Basis bilden, auf der Asylentscheide getroffen werden. 
Andererseits bedeutet dieser ›niedrigere‹ Beweisstandard, dass praktisch alles als 
Beweis eingereicht werden kann und es gleichzeitig keine standardisierten Nor-
men für die Interpretation dieser Beweise gibt (vgl. Kelly 2011: 185, 196).11 
Im Asylverfahren müssen Sachbearbeitende Geschehnisse beurteilen, an de-
nen sie selbst nicht teilgenommen haben und bei denen sie deshalb nie sicher 
wissen können, was wirklich passiert ist (vgl. Scheffer 2003: 425). Materielle 
Beweise und sogenannte Tatsachenkenntnisse kommen aus Sicht der Entschei-
der_innen einem an Sicherheit grenzenden Wissen am nächsten.12 Doch materi-
elle Beweise fehlen häufig. Außerdem fehlt es den Sachbearbeitenden an Mög-
lichkeiten und an Zeit, um solche Tatsachenkenntnisse zu generieren.13 Die meis-
ten Sachbearbeitenden arbeiten nämlich unter großem Zeitdruck, da sie quantita-
tive Ziele erreichen müssen, ebenso wie die einzelnen Asylabteilungen und Sek-
tionen.14 Für die Glaubhaftigkeitsbeurteilung bedeutet dies laut einem Sachbear-
beiter: »Im Strafverfahren gibt es Zeugen und jahrelange Prozesse. Und wir 
                                                           
11  Kelly (2011) zeigt auf, dass obwohl der Beweisstandard im Asylverfahren formell als 
niedrig gilt, er in der Praxis sehr hoch ist. Darauf gehe ich in meiner Dissertation nä-
her ein. 
12  Tatsachenkenntnisse basieren meist auf Dokumenten, denen ein Wahrheitswert zuge-
schrieben wird. So gilt es zum Beispiel als Tatsachenkenntnis, wenn man aufgrund 
von Medienberichten oder Länderreports weiß, wann ein bestimmtes Ereignis, wie 
beispielsweise eine Demonstration, stattgefunden hat und daraus ableiten kann, ob 
das, was die Person erzählt, ›wahr‹ ist oder nicht.  
13  Gleichzeitig zeigt mein Datenmaterial, dass materielle Beweise in der Entscheidungs-
praxis sehr wohl eine Rolle spielen. So wurden 19 der 21 positiven Asylentscheide, 
die ich analysiert habe, zumindest teilweise mit materiellen Beweisen begründet. Ähn-
liches haben auch Good (2011) und Kobelinsky (2008) für die Verfahren in Großbri-
tannien und Frankreich festgestellt.  
14  Im SEM haben alle Mitarbeitenden quantitative Ziele, die sie erreichen sollten (ge-
nauso wie die einzelnen Asylabteilungen und Sektionen). Die Zahlen variieren je nach 
Stellenprozenten, Erfahrung im Amt, weiteren Funktionen etc. Während meiner For-
schungsaufenthalte wurde in den meisten Fällen bei einer 100-Prozent-Stelle ein 
›Output‹ von ca. 18 bis 20 Entscheiden und vier bis fünf Anhörungen pro Monat ver-
langt. 
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müssen in viereinhalb Stunden herausfinden, aufgrund einer Anhörung, ob etwas 
glaubhaft ist oder nicht.« (Interview T, meine eigene Übersetzung15)  
In Bezug auf die Einschätzung der begründeten Furcht vor zukünftiger Ver-
folgung wird durch institutionalisierte Praxis(-regeln) versucht, Wahrscheinlich-
keitseinschätzungen vorweg zu nehmen. Dies geschieht einerseits dadurch, dass 
vergangene Verfolgung (sofern sie als glaubhaft und ›aktuell‹ beurteilt wird) als 
ein Indiz möglicher, zukünftiger Verfolgung gedeutet wird und andererseits 
durch die in den APPAs aufgeführten »Risikoprofile«. Die sogenannten Risiko-
profile definieren Gruppen von Personen, von denen man annimmt, dass sie bei 
einer Rückkehr in ihr Heimatland verfolgt werden könnten. Je nach Land und 
Kontext können verschiedene Kriterien ausschlaggebend sein, ob man einer sol-
chen Risikogruppe zugerechnet wird oder nicht. Solche Kriterien können bei-
spielsweise Parteimitgliedschaften sein, der Wohnort vor der Ausreise, die Zu-
gehörigkeit zu einer religiösen Gemeinschaft, das Alter etc. Für die Entschei-
dungspraxis bedeutet dies, dass der Bestimmung solcher Gruppenzugehörigkei-
ten eine wichtige Rolle zukommt.  
Sowohl bestimmte Gruppenzugehörigkeiten als auch geltend gemachte ver-
gangene Verfolgung werden jedoch nur dann als Indiz für zukünftige Verfol-
gung erachtet, wenn sie als glaubhaft bewertet werden. Die Glaubhaftigkeitsbe-
urteilung bzw. die rechtliche Argumentation mit dem Glaubhaftigkeitsartikel 
spielt insbesondere dann eine wichtige Rolle, wenn die Sachbearbeitenden für 
die Einschätzung der begründeten Furcht vor zukünftiger Verfolgung keine (›ge-
nauen‹) Risikoprofile zur Verfügung haben. Je weniger man über ein Land wisse 
bzw. je willkürlicher ein Land funktioniere, desto schwieriger würde die Beurtei-
lung der Gefahr durch zukünftige Verfolgung, wurde mir von Sachbearbeitenden 
mehrmals erklärt. In solchen ›Fällen‹ sei es einfacher, mit dem Glaubhaftigkeits-
artikel zu argumentieren:  
 
»Zum Beispiel eine Mafia-Geschichte. Ist das asylrelevant oder nicht? [...] Weil [...] der 
Staat ist nicht unbedingt schutzfähig und es steckt zwar irgendwie kein Asylmotiv dahin-
ter, aber [der Gesuchsteller] ist doch irgendwie einer Verfolgung ausgesetzt. Aber wenn 
du jetzt sagst, das alles ist unglaubhaft, dann sicherst du dich doch irgendwie ab.« (Inter-
view R) 
 
                                                           
15  Dies gilt auch für alle weiteren hier verwendeten Aussagen von SEM Sachbearbeiten-
den. Ich habe sowohl Aussagen aus dem Schweizerdeutschen als auch aus dem Fran-
zösischen übersetzt. 
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Im schweizerischen Asylverfahren wird die Mehrheit der Negativentscheide mit 
Unglaubhaftigkeit begründet.16 Dass die Glaubhaftigkeitsprüfung eine zentrale 
Rolle spielt, ergibt sich einerseits aus den rechtlichen Grundlagen. Die Grafik 
oben zeigt, dass die Glaubhaftigkeit von Asylvorbringen die Voraussetzung da-
für ist, dass Gesuchstellende als Flüchtlinge anerkannt werden. Andererseits 
müsste die Glaubhaftigkeitsbeurteilung für negative Entscheide rechtlich gese-
hen nicht immer eine wichtige Rolle spielen. Für negative Entscheide reicht es 
nämlich, wenn nur eine der beiden Fragen »Sind die Vorbringen glaubhaft?« und 
»Erfüllt die Person die Flüchtlingseigenschaft?« mit »nein« beantwortet wird. 
Trotzdem wird in der Praxis meist mit dem Glaubhaftigkeitsartikel argumentiert 
und nicht mit dem Flüchtlingsbegriff.17 Meine These ist, dass dies einerseits mit 
dem verfahrensinhärenten Misstrauen zusammenhängt und andererseits damit, 
wie im Asylverfahren Entscheidungswissen hergestellt wird.  
 
 
3. Institutionelles Misstrauen 
 
»Aufgabe des Asylverfahrens ist es, unter den neu eintreffenden Asylsuchenden jene zu 
erkennen, die nach den beschriebenen Kriterien Anspruch auf Schutz haben. Viele Asyl-
suchende sind weder Flüchtlinge noch Kriegsvertriebene. [...] Sie suchen in der Schweiz 
einen besseren Platz zum Leben. [...] Für die Befragung durch die Behörden legen sich 
manche von ihnen eine dramatische Verfolgungsgeschichte zu. Sie hoffen, dadurch den 
Flüchtlingsstatus zu erlangen. Aus der Sicht des Betroffenen ist dieses Verhalten verständ-
lich, aus asylrechtlicher Perspektive handelt es sich um einen Missbrauch des Asylverfah-
rens. Die Behörden müssen solche Gesuche möglichst rasch abweisen und die Wegwei-
                                                           
16  Statistiken dazu, ob negative Entscheide alleine aufgrund von Artikel 7 oder von Arti-
kel 3 AsylG bzw. durch eine Kombination von beiden begründet wurden, gibt es 
nicht, da solche Entscheide im System mit dem gleichen Code versehen werden. Doch 
im Empfinden aller meiner Gesprächspartner_innen kommen Artikel-7-Entscheide 
viel häufiger vor als reine Artikel-3-Entscheide. Auch im Handbuch »Asyl und Rück-
kehr« des SEM steht: »Die Mehrzahl der Ablehnungen von Asylgesuchen ist auf die 
fehlende Glaubhaftigkeit der Vorbringen der asylsuchenden Personen zurück zu füh-
ren.« (Staatssekretariat für Migration [SEM] o.J.: 7) Mein Dossier-Sample zeigt, dass 
von den 39 Negativentscheiden, die ich analysiert habe, in 27 Fällen unter anderem 
mit Artikel 7 AsylG argumentiert wurde. 
17  Dies entspricht der Amtspraxis, zu der die Sachbearbeitenden angeleitet werden. 
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sung konsequent vollziehen. Dadurch wird das Asylverfahren für arbeitsuchende Auslän-
derInnen unattraktiv.«18  
 
Dies schreibt das SEM unter »Kernpunkte der Eidgenössischen Asylpolitik« auf 
seiner Webseite. Wir erkennen in diesem Auszug die Funktion der Sachbearbei-
tenden als »gatekeepers« oder »guardians of a common good« (Heyman 2009: 
381; Hoag 2011: 82; Lipsky 2010: 4). Das »common good« ist in diesem Fall ei-
ne (vorläufige) Aufenthaltsberechtigung in der Schweiz. Sachbearbeitende kön-
nen es vergeben, müssen es aber auch vor Missbrauch schützen. Des Weiteren 
erkennen wir auch die Annahme, dass viele der Asylsuchenden nicht schutzbe-
dürftig seien und bei der Anhörung lügen würden, um Schutz zu erhalten. Diese 
Lügen müssten durch das Verfahren aufgedeckt werden. Viele Wissenschaft-
ler_innen, die sich mit Asyl- und Immigrationsverfahren beschäftigen, beschrei-
ben denn auch, dass Entscheidungsfindungen häufig von Misstrauen begleitet 
werden (vgl. Alpes/Spire 2014; Fassin/D’Halluin 2005; Kelly 2012). So wird 
Misstrauen – quasi als die Umkehrung von Naivität – als ein Zeichen von Pro-
fessionalität gesehen (vgl. Alpes/Spire 2014: 269).19 Die Annahme, dass viele 
Asylgeschichten konstruiert seien, führt dazu, dass Anhörungen in der Praxis zu 
einer Suche nach (Un-)Wahrheiten werden (vgl. Anderson et al. 2014; Jubany 
2011; Macklin 1998; Souter 2011). 
Im Gegensatz zum Strafverfahren, in dem zunächst die Unschuldsvermutung 
gilt, geht es deshalb in Asylanhörungen darum, so lange zu fragen, bis einen die 
gesuchstellende Person von der ›Wahrheit‹ der Geschichte überzeugt hat oder 
bis man genügend Argumente für einen negativen Asylentscheid hat, mit denen 
man wiederum andere überzeugen kann – in erster Linie die sektionsleitende 
Person und im Fall einer Beschwerde das Bundesverwaltungsgericht:  
 
»A:  [...] Und dann lasse ich die Person erzählen und prüfe die Glaubwürdigkeit.  
F:  In jedem Fall?  
A:  Ja, eigentlich schon. Also, das ist nicht, um böse zu sein, nicht, dass ich jetzt davon 
ausgehe, dass sie sowieso lügen, das nicht. Aber man möchte halt wissen, ob sie es 
wirklich erlebt haben. Und was sie davon wissen. [...] Teilweise merkt man schnell, 
dass es stimmt. [...] Dann hake ich zum Teil nicht mehr nach, man muss sie ja nicht 
noch mehr belasten. Und wenn es mir nicht glaubwürdig erscheint, dann hake ich 
                                                           
18  https://www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/asyl/asyl/asylrecht.html vom 16.10.15. 
19  Im SEM höre ich oft, dass man, wenn man neu im Amt sei, halt noch ein bisschen zu 
naiv sei – eine solche Naivität wird auch mir zugeschrieben. Erst die Erfahrung lehre 
einen, nicht mehr alles ›einfach so‹ zu glauben. 
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nach, bis ich entweder genügend Argumente habe für meinen Entscheid, genügend 
Widersprüche, oder bis er mich überzeugt hat, dass es doch stimmt.« (Interview A)  
 
Die Aussagen des Sachbearbeiters verdeutlichen, dass nicht alle Geschichten per 
se in Zweifel gezogen werden – man kann auch schnell ›merken‹, dass etwas 
stimmt. Aber man muss es eben zuerst ›merken‹ und dies bedeutet, dass quasi in 
jedem Fall eine Umkehrung der Unschuldsvermutung stattfindet. Denn anders 
kann die Glaubhaftigkeit gar nicht geprüft werden. Es ist eine Prüfung, die es 
selbst im Vertrauensfall braucht, denn es kann nur dann positiv entschieden wer-




4. Bürokratische Entscheidungslogik und  
die Herstellung von Entscheidungswissen  
 
»Entscheiden, das ist unser Handwerk. [...] Das ist unser Kerngeschäft [...]. Das heißt, wir 
sind im Prinzip wie Cäsar in der Arena, der so macht [Daumen hoch] oder so macht 
[Daumen runter], wir sagen ja oder nein. Es gibt noch so gewisse Grautöne dazwischen, 
aber letztlich sagen wir ja oder nein, das ist der Entscheid. Und der Entscheid muss so ge-
wissen Kriterien entsprechen. [Kriterien], die man auflisten kann, die sich aus Recht und 
Praxis ergeben und dann hat es irgendwo dazwischen immer noch so das Bauchkriteri-
um.« (Interview V)  
 
Die Sachbearbeiterin spricht in diesem Zitat drei Punkte an, die ich in diesem 
Teil des Artikels diskutiere. Erstens beschreibt die Sachbearbeiterin die Form 
von Entscheiden: jeder Entscheid muss eindeutig mit »ja« oder »nein« beantwor-
tet werden. Zweitens wird klar, dass jeder Asylentscheid mit Gesetzeskriterien 
begründet werden muss. Drittens spricht die Sachbearbeitende die Rolle des 
›Bauchgefühls‹ für das Fällen von Asylentscheiden an. Ersteres verbinde ich mit 
der von Handelman definierten »bürokratischen Logik«. Auf die letzten beiden 
Punkte gehe ich im Zusammenhang mit der Herstellung von Entscheidungswis-
sen ein.  
Handelman definiert bürokratische Logik als die Schaffung linearer Formen 
der Klassifikation (2004: 6). Ohne solche Formen der Klassifikation könnten Bü-
rokratien gar nicht bestehen (vgl. Handelman 1995: 280). Die taxonomischen 
Klassifikationsschemata, die Handelman beschreibt, bestehen aus Kategorien, 
die hierarchisch angeordnet sind und sich eindeutig voneinander abgrenzen. 
Entweder gehört etwas in eine Kategorie oder es wird eindeutig davon ausge-
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schlossen. Auf einem solchen Schema beruht auch das decision-making im 
SEM, wie man der Grafik im vorhergehenden Teil entnehmen kann. Die Grafik 
zeigt die vier Rechtskategorien, denen die Gesuchstellenden durch das Verfahren 
eindeutig zugeordnet werden müssen. Die Zuordnung geschieht über eine Reihe 
hierarchisch angelegter Fragen, die alle eindeutig mit »ja« oder »nein« beant-
wortet werden müssen. Eine Antwort dazwischen gibt es nicht.  
Es reicht jedoch nicht aus, »Ja-« oder »Nein-« Entscheide zu treffen. Jede 
Entscheidung muss auch begründet werden. Bei negativen Entscheiden geschieht 
dies verfahrensöffentlich; Gesuchstellende erhalten ein Schreiben mit den Grün-
den für den negativen Asylentscheid. Positive Entscheide hingegen werden nur 
intern begründet. Damit will man verhindern, dass Gesuchstellende lernen, wie 
man ein erfolgreiches Asylgesuch stellt. Sowohl positive als auch negative Asyl-
entscheide werden dadurch begründet, dass Gesetzeskriterien mit aktenkundigen 
Tatsachen verknüpft werden.20 Im Verlauf des Verfahrens müssen also erstens 
aktenkundige Tatsachen und zweitens Verknüpfungen mit dem Gesetz herge-
stellt werden. Das Wissen, das zu diesem Zweck generiert wird, nenne ich Ent-
scheidungswissen.  
Entscheidungswissen ist jenes Wissen, das zu einem Endprodukt, dem ferti-
gen Asylentscheid, führt. Es ist charakteristisch für die bürokratische Verwal-
tung. Ich argumentiere, dass Entscheidungswissen durch das Zusammenspiel 
von Fach- und Dienstwissen generiert wird. Unter Fachwissen verstehe ich im 
untersuchten Kontext die Länder- und Gesetzeskenntnisse von Sachbearbeiten-
den.21 Dienstwissen bezieht sich, wie Weber (2005: 165f.) schreibt, auf akten-
kundige Tatsachenkenntnisse, die durch das Verfahren erzeugt werden. Im Asyl-
verfahren sind dies alle Schriftstücke, die im Dossier abgelegt werden: die auf 
jeder Seite mit einer Unterschrift der asylsuchenden Person bestätigten Anhö-
rungsprotokolle, materielle Beweise, Gutachten von sogenannten Expertinnen 
und Experten etc. Über Weber (ebd.) hinausgehend argumentiere ich, dass in bü-
rokratischen Entscheidungsprozessen noch eine weitere Form von Dienstwissen 
existiert und zur Generierung von Entscheidungswissen beiträgt: professionelles 
Wissen. Unter professionellem Wissen verstehe ich das, was die Sachbearbei-
                                                           
20  In der Praxis geschieht dies in beide Richtungen, wie ich im Folgenden aufzeige. 
Sachbearbeitende gehen teilweise von Tatsachen aus und suchen nach passenden Ge-
setzeskriterien oder sie gehen umgekehrt von bestimmten Gesetzeskriterien aus und 
suchen im Asyldossier nach passenden Tatsachen. 
21  Mit Gesetzeskenntnis meine ich sowohl die Kenntnis relevanter Gesetzesartikel, die 
für Asylentscheide verwendet werden, als auch die Kenntnis formalisierter institutio-
neller Praxisregeln, wie man sie vor allem in den APPAs findet. 
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tenden selbst jeweils als ›Bauchgefühl‹ bezeichnen. Professionelles Wissen ist 
jedoch nicht nur eine Intuition, wie das Wort ›Bauchgefühl‹ suggeriert. Vielmehr 
ist es geprägt durch das Fachwissen, das Erfahrungswissen und die Entschei-
dungsroutinen, welche die Sachbearbeitenden erarbeitet haben. 
Im Folgenden zeige ich zunächst am Beispiel der Herkunftsbestimmung die 
Verknüpfung von Länderwissen und aktenkundigen Tatsachen auf. Danach lege 
ich anhand des Entscheidungskriteriums »Widersprüche« dar, wie im und durch 
das Asylverfahren aktenkundige Tatsachen hergestellt werden und mit Recht in 
Verbindung gebracht werden. Schließlich untersuche ich, welche Rolle profes-
sionelles Wissen für die Generierung von Entscheidungswissen spielt. Ich zeige 
auf, dass professionelles Wissen eine richtungsweisende Funktion hat, jedoch im 
fertigen Asylentscheid unsichtbar gemacht wird.  
 
4.1 Länderkenntnisse für die Herkunftsprüfung 
 
Die Ermittlung der (sozialen) Herkunft von Gesuchstellenden gehört zu den ers-
ten Schritten im Asylverfahren und ist richtungsweisend für das weitere Vorge-
hen. In erster Line gilt es dabei ›herauszufinden‹, aus welchem Land der/die Ge-
suchsteller_in kommt bzw. in welchem Land er oder sie sogenannt hauptsoziali-
siert wurde. Aber auch andere biographische Merkmale, wie zum Beispiel das 
Alter der Person, ihr Bildungsgrad, ihr genauer Wohnort im Herkunftsland etc. 
werden über das Verfahren ermittelt. All diese ›Herkunftskriterien‹ sind ent-
scheidend für die Zuordnung zu bestimmten Risikoprofilen (oder umgekehrt für 
den Ausschluss aus bestimmten Risikoprofilen), sowohl in Bezug auf die Flücht-
lingseigenschaft als auch auf den Vollzug der Wegweisung.  
Am einfachsten und schnellsten geht die Herkunftsbestimmung anhand von 
Identitätsdokumenten.22 Da materielle Beweise oft fehlen, wird in der Praxis ver-
sucht, die Herkunft von Gesuchstellenden zu eruieren anhand von Fragen nach 
dem, was Scheffer die »Mitgliedschaftskompetenz« nennt (Scheffer 2001: 
146f.).23 Anhand dieser Fragen soll bestimmt werden, ob die von den Gesuchs-
                                                           
22  Wenn Identitätsdokumente eingereicht werden, gibt es für die Sachbearbeitenden drei 
Handlungsmöglichkeiten: Sie können die Dokumente als echt anerkennen, sie können 
die Dokumente auf ihre Echtheit hin überprüfen lassen oder sie können die Beweisdo-
kumente als untauglich bewerten. Letzteres kommt beispielsweise dann zur Anwen-
dung, wenn Gesuchstellende Kopien von Identitätsdokumenten einreichen, insbeson-
dere wenn diese nicht sie selbst, sondern zum Beispiel Familienmitglieder betreffen. 
23  In den 50 bisher von mir analysierten Dossiers wurden in 16 Fällen originale Identi-
tätsdokumente eingereicht. In vier Fällen haben die Sachbearbeitenden ein Dokumen-
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tellenden angegebene Herkunft ›stimmt oder nicht‹. Die Herkunftsprüfung wird 
in der Regel in der Befragung zur Person in den Empfangs- und Verfahrenszent-
ren durchgeführt. Gefragt wird danach, was jemand, der oder die aus einem be-
stimmten Land oder Ort kommt, ›wissen müsste‹, wie man in diesem Auszug 
aus einem BzP-Protokoll erkennt:  
 
»F: Wie lautet die Telefonvorwahl von Marokko?  
A:  00212.  
F:  Wie heißt der König von Marokko?  
A:  (GS lächelt) Das ist Mohammed der VI. Ich bin ein echter Marokkaner.  
F:  Wie heißt seine Frau, die Königin?  
A:  Ich weiß, dass sie aus Fes stammt. Als er geheiratet hat, war ich nicht in Marokko.  
F:  Wie heißen die umliegenden Ortschaften [von] Kneitra?  
A:  Kneitra liegt ca. 40km von Rabat entfernt. In Kneitra gibt es einen amerikanischen 
Stützpunkt. Die umliegenden Ortschaften heißen Sidi Yahia, Sidi Suleiman und Sidi 
Kassem.« (Auszug aus einem BzP Protokoll)  
 
In diesem Fall hat der Gesuchsteller die Herkunftsprüfung bestanden; er hat sei-
ne Mitgliedschaftskompetenz bewiesen. Die Sachbearbeiterin hat die Antworten 
des Gesuchstellers anhand ihres eigenen Länderwissens bewertet. Ihr Länderwis-
sen hat sie sich selbst angeeignet: durch das Lesen von internen Länderreports, 
durch das, was sie von anderen Gesuchstellenden in der Anhörung erfahren hat, 
durch eigene Internetrecherchen, das Studieren von Landkarten etc. Wenn die 
Sachbearbeitenden nach der Prüfung der Mitgliedschaftskompetenz die Herkunft 
von Asylsuchenden immer noch anzweifeln, kann eine Lingua-Analyse in Auf-
trag gegeben werden, die den Sozialisierungsort der Gesuchstellerin oder des 
Gesuchstellers ermitteln soll.24 Manchmal stellen die Sachbearbeitenden auch 
Botschaftsanfragen und bitten die Leute vor Ort, zu ermitteln, ob eine Person 
                                                           
tengutachten erstellen lassen; die Echtheit des Dokumentes wurde in allen vier Fällen 
bestätigt. 
24  Lingua-Analysen werden auf der Webseite des SEM folgendermaßen definiert: 
»LINGUA ermittelt mit Hilfe von externen, unabhängigen Experten den Sozialisati-
onsraum der Gesuchsteller und hält die Resultate der Ermittlungen in einem Gutach-
ten fest. Die LINGUA-Gutachten basieren auf einer linguistischen Analyse der Spra-
che und auf einer landeskundlich/kulturellen Analyse des Wissens der asylsuchenden 
Person.« (https://www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/asyl/asylverfahren/drei_beispiele/ 
analysen.html vom 21.04.15) 
160 | LAURA AFFOLTER 
 
beispielsweise tatsächlich im angegeben Quartier gelebt hat.25 Die Lingua-
Gutachten verkörpern sowohl Fachwissen als auch Dienstwissen. Sie basieren 
auf dem Länder- und Sprachwissen von sogenannten Expertinnen und Experten. 
Gleichzeitig gelten Gutachten wie auch Botschaftsantworten als aktenkundige 
Tatsachen, die für Entscheidungsbegründungen verwendet werden können. 
 
4.2 Widersprüche als aktenkundige Tatsachen 
 
Meine Analyse der Asyldossiers zeigt, dass Widersprüche das meist verwendete 
Unglaubhaftigkeitskriterium in negativen Asylentscheiden sind: so wurde in 21 
von 27 ›Unglaubhaftigkeitsentscheiden‹ die Unglaubhaftigkeit unter anderem 
mit dem Kriterium »Widersprüche« begründet. In Anbetracht dessen, dass die 
Entscheider_innen im SEM unter hohem Zeitdruck arbeiten, argumentiere ich, 
dass die häufige Verwendung des Kriteriums »Widersprüche« damit zusammen-
hängt, dass solche Argumente einfach und schnell zu produzieren sind und kei-
ner weiteren Abklärungen (wie zum Beispiel Botschaftsanfragen) bedürfen. 
Denn Widersprüche ›findet man‹ in den Protokollen, sie werden durch die Anhö-
rungen selbst produziert.  
Die häufige Verwendung des Kriteriums drückt sich auch in dessen Beliebt-
heit aus. In meinen Interviews habe ich den Sachbearbeitenden Karteikarten ge-
geben, auf denen die Kriterien aus den Textbausteinen für negative Entscheide 
mit Artikel 7 AsylG standen.26 Ich habe die Sachbearbeitenden gebeten, die Kar-
ten in eine Rangordnung zu bringen; beginnend mit dem Kriterium, das sie – 
wenn möglich – am liebsten für die Begründung von Unglaubhaftigkeit verwen-
den, absteigend bis zum Kriterium, das sie am wenigsten gerne verwenden. Im 
Anschluss daran habe ich mit den Sachbearbeitenden über ihr Ranking gespro-
                                                           
25  Wie genau die Mitgliedschaftskompetenz geprüft wird, also wie viele und wie detail-
lierte Fragen dabei gestellt werden, und ob noch weitere Abklärungen wie Lingua-
Analysen oder Botschaftsanfragen getätigt werden, hängt von verschiedenen Faktoren 
ab. Eine wichtige Rolle spielt dabei das angegebene Herkunftsland selbst. Zum Teil 
bestehen institutionelle Vorgaben betreffend der Herkunftsbestimmung von Asylsu-
chenden aus bestimmten Ländern. In anderen Fällen wissen die Sachbearbeitenden 
aus Erfahrung, wie genau die Herkunft zu prüfen ist.  
26  Für die Argumentation in Negativentscheiden mit Artikel 7 AsylG stehen den Sachbe-
arbeitenden Textbausteine zu folgenden Kriterien zur Verfügung: gefälschte Beweis-
mittel, mangelnde Substantiierung, nachgeschobene Vorbringen, nicht mehr geltend 
gemachte Vorbringen, Tatsachenwidrigkeit, untaugliche Beweismittel, widersprechen 
der allgemeinen Erfahrung, widersprechen der Logik des Handelns, Widersprüche. 
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chen. Die allermeisten Sachbearbeitenden haben das Kriterium »Widersprüche« 
an die erste oder zweite Stelle gesetzt (hinter »Tatsachenwidrigkeit«).27 Begrün-
det wurde dies meist damit, dass Entscheide mit Widersprüchen einfach seien 
und dass man diese gut belegen könne, da man Fakten habe, genauso wie bei ge-
fälschten Beweisen oder Tatsachenwidrigkeiten.28  
Die Argumentation mit Widersprüchen basiert auf dem Aussagenabgleich. 
Dabei werden Vergleiche zwischen verschiedenen Aussagen gezogen: zwischen 
den Aussagen, welche die gesuchstellende Person in der BzP gemacht hat und 
denen in der Anhörung, zwischen verschiedenen Aussagen in der Anhörung 
selbst sowie zwischen Aussagen verschiedener Personen, die verwandt oder zu-
sammen geflüchtet sind. Die Grundannahme für solche Vergleiche ist, dass eine 
Person, die etwas erlebt hat, bzw. mehrere Personen, die das Gleiche erlebt ha-
ben, immer wieder das Gleiche erzählen würden. Das Verfahren an sich bietet 
dadurch, dass jede_r Asylsuchende mindestens zweimal befragt wird, und dass 
verwandte Personen, wie zum Beispiel Ehepartner, getrennt voneinander befragt 
werden, mehrere Abgleich-Möglichkeiten. Andere Abgleich-Möglichkeiten ent-
stehen durch das Vorgehen in den Anhörungen und die Fragen, die dabei gestellt 
werden.  
Obwohl es keinen Fragenkatalog für Anhörungen gibt und die Befra-
ger_innen ihre eigenen Fragen entwickeln, sind das Vorgehen in den Anhörun-
gen und die Fragen, die gestellt werden, meist sehr ähnlich.29 Die Anhörung be-
ginnt nach einer kurzen Einführung, in der die Anwesenden (in ihrer Funktion) 
vorgestellt werden und die gesuchstellende Person auf ihre Rechte und Pflichten 
hingewiesen wird, mit der Frage nach Beweisdokumenten. Danach folgen häufig 
Fragen zur Familie und zum Leben im Herkunftsland. Der nächste Teil zu den 
Asylgründen beginnt meist mit einer oder mehreren offenen Fragen, wie zum 
                                                           
27  Während die meisten meiner Gesprächspartner_innen »Widersprüche« als eines der 
besten und einfachsten Kriterien bewerteten, fanden andere, dass die Argumentation 
mit Widersprüchen problematisch sei, weil es kaum möglich sei, eine Geschichte 
zweimal gleich zu erzählen. Sie setzten das Kriterium deshalb im Ranking auf eine 
der hintersten Stellen und kritisierten die häufige Verwendung des Kriteriums in 
Asylentscheiden. 
28  Siehe Fußnote 12.  
29  Dies hat wohl unter anderem damit zu tun, dass die Sachbearbeitenden voneinander 
lernen, welche Fragen man stellen könnte. Dies insbesondere beim Anfangscoaching, 
bei dem sie Anhörungen von anderen beiwohnen. Aber auch später haben sie immer 
wieder mal mit Protokollen anderer Befragungen zu tun. Des Weiteren lassen sich in 
der Maske für das Anhörungsprotokoll und in den APPAs Beispielfragen finden. 
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Beispiel »Weshalb haben Sie (Land XY) verlassen und in der Schweiz Asyl be-
antragt?«, gefolgt von gezielten W-Fragen und geschlossenen Fragen. Zum 
Schluss werden die Gesuchstellenden meist mit sogenannten Widersprüchen 
konfrontiert. Dieses Vorgehen vergleichen viele Entscheider_innen mit einem 
Trichter oder dem Zuziehen einer Schlinge. So geht es bei Anhörungen oft dar-
um zu testen, ob sich die gesuchstellende Person in Widersprüche ›verstrickt 
oder nicht‹. 
Sachbearbeitende erachten sowohl das Stellen von offenen Fragen als auch 
das Stellen von zusammenhängenden Fragen als hilfreiche Strategien, um Wi-
dersprüche ›aufzudecken‹. So erklärten mir einige Sachbearbeitende, dass sich 
die Gesuchstellenden – sofern die Geschichte nicht ›wahr‹ sei – viel eher ›in Wi-
dersprüche verstricken‹ würden, wenn man zuerst eine offene Frage stelle und 
die Gesuchstellenden dann lange und frei erzählen lasse. Das Gleiche passiere 
auch, wenn man sich-aufeinander-beziehende Fragen stelle, denn diese könnten 
die Gesuchstellenden oft nicht widerspruchslos beantworten. Durch solche Fra-
gestrategien werden aktenkundige Tatsachen erzeugt, die sich mit dem Kriterium 
»Widersprüche« verbinden lassen. Wie dies in der Praxis geschieht, stelle ich 
anhand ›eines Falles‹ des Sachbearbeiters Bernard dar.30  
Es handelt sich dabei um ein Gesuch eines jungen Eritreers, der als Asyl-
grund geltend machte, aufgrund einer unterstellten Beziehung zu einem Regime-
kritiker zweimal von Soldaten zuhause aufgesucht worden zu sein: Einmal hät-
ten die Soldaten ihn befragt und geschlagen, beim zweiten Mal sei sein Haus 
durchsucht worden. Daraufhin habe er seine Heimatstadt Stadt Barentu verlas-
sen. Bernard hat das Gesuch abgelehnt und den Entscheid hauptsächlich mit dem 
Kriterium »Widersprüche« begründet.31 Viele der von ihm im Entscheid aufge-
führten Widersprüche beziehen sich auf Zeitangaben und die chronologische Ab-
folge von Geschehnissen:  
 
»Während Sie [der Entscheid ist direkt an den Gesuchsteller gerichtet] in Ihrer freien Er-
zählung vorbringen, zwischen der ersten behördlichen Befragung und der Hausdurchsu-
chung durch das Militär seien 20 Tage bis ein Monat vergangen [vgl. Akte X, S. Y], ma-
chen Sie später geltend, zwischen der ersten behördlichen Befragung und der Hausdurch-
                                                           
30  Aus Anonymisierungsgründen habe ich verschiedene Identifikationsmerkmale des 
Sachbearbeiters und der gesuchstellenden Person (Name, Herkunftsland, Geschlecht 
etc.) geändert. Auch die Auszüge aus dem Asylentscheid und den Anhörungsprotokol-
len habe ich abgeändert. 
31  Der Mann erhält jedoch eine vorläufige Aufnahme, da er aufgrund seines militärtaug-
lichen Alters einem Risikoprofil im APPA entspricht. 
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suchung seien lediglich zwei bis drei Tage vergangen [vgl. Akte XX, S. Y]. Gleich darauf 
sagen Sie zudem aus, Ihr Haus sei einige Wochen nachdem Sie aufgefordert worden seien 
in den Militärdienst einzurücken, durchsucht worden [vgl. Akte XX, S. Z ].« (Auszug aus 
dem Asylentscheid)  
 
Bernard ist über die Anhörung zu diesem Argument gekommen. Wie üblich hat 
Bernard den Anhörungsteil zu den Asylgründen mit einer offenen Frage begon-
nen: »Gut, dann können Sie mir jetzt frei erzählen, was Ihnen persönlich in Erit-
rea geschehen ist und warum Sie Eritrea dann verlassen haben.« (Auszug aus 
dem Anhörungsprotokoll) In seiner Antwort sagte der Gesuchsteller unter ande-
rem:  
 
»Es kamen etwa zwei, drei bewaffnete Personen zu mir. Sie haben mir Fragen gestellt. [...] 
Diese Leute haben mich dann verbal beleidigt. Dann haben sie mich geschlagen. Was da-
nach passierte, weiß ich nicht. [...] Man ließ uns etwa 20 Tage bis einen Monat in Ruhe. 
[...] Die Soldaten haben dann unser Haus durchsucht.« (Auszug aus dem Asylentscheid) 
 
Später in der Anhörung begann Bernard dem Gesuchsteller geschlossene Fragen 
und gezielte W-Fragen zu stellen. Darunter waren auch solche, welche die Be-
fragung und die Hausdurchsuchung durch die Soldaten betrafen:  
 
»F:  Nur eine kleine Frage zur Bestätigung: Wenn ich Sie richtig verstanden habe, kamen 
die Behörden zweimal zu Ihnen nach Hause, das erste Mal wurden Sie befragt und 
man hat Sie geschlagen und beim zweiten Mal wurde das Haus beschlagnahmt. 
Stimmt das so?  
A:  Ja. Sie haben gewusst, dass ich Kontakt zu X hatte. Die Regierung hat überall Spione.  
F:  Wie viel Zeit ist zwischen diesen Ereignissen etwa vergangen?  
A:  Kurze Zeit, etwa zwei, drei Tage. Man wollte ja von mir unbedingt wissen, was mir X 
gesagt hatte.  
F:  Können Sie sich auch noch an das Datum erinnern, an dem Ihr Haus beschlagnahmt 
wurde und Sie Barentu verlassen haben?« (Auszug aus dem Befragungsprotokoll)  
 
Und schließlich sprach er den Gesuchsteller am Ende der Anhörung auf einzelne 
Widersprüche an:  
 
»F:  Sie haben heute ausgesagt, nach der ersten behördlichen Befragung hätten Sie etwa 20 
Tage Ruhe gehabt. Später haben Sie dann gesagt, zwischen den zwei Befragungen 
seien zwei oder drei Tage vergangen.  
A:  Ja.  
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F:  Was stimmt denn jetzt?  
A:  Es waren etwa zwei oder drei Tage. Wenn ich das letzte Mal von etwa 20 Tagen 
sprach, dann war damit die Zeitspanne gemeint, als ich Barentu verlassen habe. Es 
gab viele Probleme, deshalb kann ich mich nicht mehr an alles genau erinnern.« (Aus-
zug aus dem Anhörungsprotokoll) 
 
Am Ende der Anhörung war Bernard überzeugt, dass diese (und andere) Aussa-
gen des Gesuchstellers unglaubhaft waren. Der Gesuchsteller hatte ihn nicht vom 
Gegenteil überzeugen können. Der ›Fall‹ endete damit so, wie es Bernard schon 
nach dem Lesen des BzP-Protokolls vermutete hatte. Denn Bernard waren be-
reits beim Lesen des Protokolls ein paar ›Unstimmigkeiten‹ aufgefallen. Wie 
dies üblich ist, hatte er die Anhörung deshalb in eine bestimmte Richtung vorbe-
reitet und im Vorfeld Fragen notiert, von denen er glaubte, dass sie – sollte die 
Geschichte tatsächlich unglaubhaft sein – aktenkundige Widersprüche erzeugen 
würden. Letztlich ist genau das geschehen.  
 
4.3 Von professionellem Wissen zu Entscheidungswissen 
 
Wie Bernard wissen Entscheider_innen meist schon früh, wie der Entscheid aus-
fallen wird. Die Schwierigkeit liegt denn auch nicht darin, Entscheidungen zu 
fällen, sondern diese zu begründen. Erst mit der Begründung ist das Entschei-
dungswissen komplett. Erst damit kommt man nämlich zu einem Endprodukt, 
dem fertigen Asylentscheid. Dass die Entscheidungsfindung an sich von den 
Sachbearbeitenden als einfach betrachtet wird, hat mit professionellem Wissen 
zu tun.  
Professionelles Wissen trägt zur Herstellung von Entscheidungswissen bei, 
indem es die Richtung vorgibt (oder zumindest mitbestimmt), in welche befragt 
wird.32 Bernard zum Beispiel hat Fragen vorbereitet, die auf Widersprüche ab-
zielen. Umgekehrt war ich ein anderes Mal bei einer Anhörung dabei, in welcher 
die Sachbearbeiterin gänzlich auf die Glaubhaftigkeitsprüfung verzichtete, weil 
sie nach dem Lesen des BzP-Protokolls bereits überzeugt war, dass die Ge-
schichte glaubhaft sei. Als ich sie fragte, warum dies für sie so klar sei, meinte 
sie: »Ich schaue mir das Protokoll an und ich weiß es.« (Auszug aus dem For-
schungstagebuch) Außerdem hätte der Gesuchsteller sehr detailliert und in einer 
logischen und chronologischen Weise gesprochen. Und er hätte Dinge gesagt, 
die auf sein Heimatland zutreffen würden.  
                                                           
32  Die Richtung kann sich im Verlauf des Verfahrens auch ändern.  
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Dass professionelles Wissen eine wichtige Bedeutung hat für die Richtungs-
bestimmung von Entscheiden, zeigt sich auch darin, dass Sachbearbeitende es 
bevorzugen, Entscheidungen zu treffen, wenn sie die Person selbst angehört ha-
ben. Einerseits, weil sie selbst die Fragen stellen und so einfacher Argumente für 
den Entscheid generieren können. Anderseits empfinden es viele als hilfreich, 
die asylsuchende Person selbst zu sehen und zu erleben. Man bekomme dann ei-
nen ›persönlichen Eindruck‹ von der Person. Der ›persönliche Eindruck‹ bezieht 
sich nicht nur auf die verbalen Aussagen der asylsuchenden Person, sondern 
auch auf deren non-verbales Verhalten während der Anhörung. Zwar wird mir 
von den Sachbearbeitenden in den Interviews jeweils entsprechend der offiziel-
len Norm gesagt, das Verhalten und die gezeigten Emotionen der Gesuchstellen-
den seien vollkommen irrelevant. Wenn ich jedoch mit Sachbearbeitenden, zum 
Beispiel während Anhörungspausen, konkrete ›Fälle‹ bespreche, wird häufig auf 
Verhalten und Emotionen der Gesuchstellenden Bezug genommen, um Ent-
scheidungen oder erste Ideen einer Entscheidungsrichtung zu begründen. 
»Es ist mehr wie ein Gefühl. Und nachher suche ich im Text danach« (Inter-
view U), erklärte mir ein Sachbearbeiter sein Vorgehen bei der Glaubhaftig-
keitsbeurteilung. Diese Aussage verdeutlicht, dass professionelles Wissen nicht 
nur die Richtung mitbestimmt, in die befragt wird, sondern auch die Richtung, in 
welcher während des Schreibprozesses nach Argumenten gesucht wird. Gesucht 
wird dabei vor allem in den Anhörungsprotokollen. Das folgende Beispiel von 
Sachbearbeiterin Manuela zeigt dies deutlich33:  
 
»Ich sitze neben Manuela an ihrem Pult und schaue ihr beim Verfassen des Entscheides 
zu. Es geht um eine Frau aus Sri Lanka, und eigentlich steht der Entscheid für Manuela 
bereits fest: die Frau bekommt kein Asyl, aber eine vorläufige Aufnahme. Für Manuela ist 
›der Fall‹ klar unglaubhaft, denn die Vorbringen der Frau sind ihrer Auffassung nach völ-
lig unsubstantiiert. Gleichzeitig bemerkt Manuela, dass die Gesuchstellerin auf jede Nach-
frage hin etwas mehr hinzufügt. Eine reine Argumentation mit Unsubstantiiertheit findet 
sie deshalb schwierig. Manuela bedauert, dass in den Aussagen der Gesuchstellerin keine 
Widersprüche drin sind, denn Widersprüche würden die Argumentation von Unglaubhaf-
tigkeit viel einfacher machen. Zur Sicherheit hat sich Manuela deshalb noch das Protokoll 
des Bruders der Frau angeschaut. Einfach um zu schauen, ob es ihr Gefühl bestätigt oder 
nicht. In diesem Fall wurde es bestätigt. Manuela sagt mir, dass es wohl einen kombinier-
ten Entscheid [Entscheid, in welchem mit Artikel 3 und Artikel 7 AsylG argumentiert 
wird] geben werde, denn mit der Unglaubhaftigkeit alleine hätte sie zu wenig. Aber viel-
leicht, meint sie, komme es ja dann beim Schreiben ganz anders. 
                                                           
33  Siehe Fußnote 30. 
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 Vor ihrem Computer sitzend, beginnt sie nun, den Sachverhalt aufzuschreiben. Dann 
wählt sie zwei Textbausteine aus, einen zu Artikel 3 und einen zu Artikel 7 AsylG, näm-
lich den der mangelnden Substantiierung. Nun beginnt sie in den Protokollen nach Text-
stellen zu suchen, welche dieses Argument belegen. Immer wieder springt sie zwischen 
dem Sachverhalt und den Argumenten hin und her. Während sie weiter nach Argumenten 
für Unsubstantiiertheit sucht, fallen ihr einige Widersprüche auf, insbesondere zwischen 
den Protokollen der Gesuchstellerin und denen ihres Bruders. Sie notiert sich diese und 
nimmt noch den Textbaustein zu »Widersprüchen« hinzu. Während sie schreibt, erklärt sie 
mir, dass dieser Vergleich hier wichtig sei, weil sie sonst nicht genügend Argumente hätte. 
Sie glaubt aber, dass andere wohl mit dem Argument der Unsubstantiiertheit zufrieden 
gewesen wären. Aber sie würde sich damit nicht sicher genug fühlen. Weil sie dem Ge-
suchsteller nun noch auf schriftlichem Weg das rechtliche Gehör gewähren muss, um die-
se Widersprüche überhaupt verwenden zu dürfen, legt sie das Dossier weg und wendet 
sich anderen Aufgaben zu.« (Auszug aus dem Forschungstagebuch)  
 
Das Beispiel zeigt, dass der Fall für Manuela schon zu Beginn des Schreibpro-
zesses klar war: die Aussagen der Frau waren unglaubhaft. Manuela fand jedoch 
zunächst nicht genügend aktenkundige Tatsachen, die ihr ›Gefühl‹ bestätigten 
und mit denen sie sich sicher genug fühlte, denn sie wusste, dass sie mit ihren 
Argumenten sowohl ihren Vorgesetzten, als auch – im Fall einer Beschwerde – 
das BVGer überzeugen musste. Somit war ihr Entscheidungswissen zu Beginn 
inkomplett. Dies änderte sich mit dem Einbezug des Dossiers des Bruders. 
Durch den Vergleich der beiden Dossiers fand Manuela Argumente für das Kri-
terium »Widersprüche«. Es gelang ihr, aktenkundige Tatsachen mit Recht zu 
verknüpfen: das Entscheidungswissen war komplett.34 Zwar wusste Manuela 
nicht genau, was dieser Frau in Sri Lanka alles widerfahren war. Sie vermutete 
nämlich, dass die Frau ihre wahren Ausreisegründe nicht erzählt habe. Was ihre 
Gründe waren und warum die Gesuchstellerin diese nicht erzählt hatte, wusste 
sie nicht. Sie konnte darüber nur spekulieren. Sie musste es aber auch nicht wis-
sen, denn für einen eindeutigen, legitimen Asylentscheid war ihr Entschei-
dungswissen genug.  
 
 
                                                           
34  Manuela verwendete in ihrem endgültigen Entscheid mehrere Kriterien aus Artikel 7 
und Artikel 3 AsylG. Es waren aber vor allem die Widersprüche, die ihr beim Schrei-
ben die Sicherheit gaben, den Entscheid so zu treffen, wie sie es für richtig befand. 
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5. Fazit  
 
Entscheidungswissen ist stets eindeutiges Wissen. Es erzeugt die begründete 
»Ja-« oder »Nein-« Beantwortung hierarchisch angelegter Fragen. Dadurch wer-
den Asylgesuche klar einer von vier Rechtskategorien zugeordnet. Entschei-
dungswissen ist also nicht Wissen um des Wissens willen. Es zielt immer auf ein 
Verwaltungsprodukt ab: den fertigen Asylentscheid. Das bedeutet, dass Ent-
scheidungswissen nur so komplex und ambivalent sein kann, wie es noch ein-
deutige »Ja-« oder »Nein-« Antworten zulässt. Gleichzeitig kann es Wissenslü-
cken bestehen lassen, wenn sie für die Entscheidungsfindung irrelevant sind. 
Dies zeigt das Beispiel der Sachbearbeiterin Manuela. Sie glaubte, dass die Ge-
suchstellerin andere Gesuchgründe hatte als diejenigen, die sie in den Anhörun-
gen geltend gemacht hatte. Welche das waren, wusste sie nicht, musste sie für 
den Asylentscheid aber auch gar nicht wissen. Es hätte in der Verantwortung der 
Gesuchstellerin gelegen, ihr diese Gründe zu schildern.35 Eine andere Form von 
Wissenslücken ergibt sich durch die Wahrscheinlichkeitseinschätzungen, auf de-
nen Artikel 3 und Artikel 7 AsylG beruhen: Bei Artikel 3 geht es um die Ein-
schätzung, wie begründet die Furcht vor zukünftiger Verfolgung ist, und Artikel 
7 verlangt nach einer Einschätzung, wie wahrscheinlich das Vorhandensein der 
Flüchtlingseigenschaft ist. Im Wort »Wahrscheinlichkeit« sind Wissenslücken 
bereits inhärent, denn Wahrscheinlichkeit kann immer nur auf partiellem Wissen 
beruhen. So kann die Zukunft nicht mit hundertprozentiger Sicherheit vorausge-
sagt werden, und sicher wissen, was ›wirklich‹ passiert ist, wenn man selber 
nicht dabei war, kann man auch nicht (vgl. Scheffer 2003: 425). Solche Wissens-
lücken sind jedoch nur so lange ein praktisches Entscheidungsproblem, wie kein 
Entscheidungswissen an deren Stelle gesetzt wird.  
»In all legal judgments, recognized uncertainty has to be transformed into 
practical certainty«, schreibt Kelly (2011: 185). Dies gilt auch für das Entschei-
dungsverfahren im SEM. Die Ausgangslage ist aufgrund der eben genannten 
Wissenslücken meist eine ungewisse. Durch das Verfahren muss eine »prakti-
sche Gewissheit« geschaffen werden; eine Gewissheit, die rechtlich legitimierba-
                                                           
35  Asylsuchende Personen unterstehen der sogenannten Mitwirkungspflicht nach Artikel 
8 AsylG. Diese verlangt, dass Gesuchsteller_innen »ihre Identität offenlegen, vorhan-
dene Reise- und Identitätsausweise und allfällig vorhandene Beweismittel abgeben 
oder, soweit vorhanden und beschaffbar, sich um ihre Beibringung bemühen« 
(Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH 2009: 79). Des Weiteren müssen die Gesuchs-
tellenden »bei der Befragung detailliert und vollständig [...] begründen, weshalb sie in 
der Schweiz um Asyl« nachsuchen (ebd.). 
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re Entscheide ermöglicht. Diese praktische Gewissheit ist Entscheidungswissen. 
In meinem Beitrag habe ich aufgezeigt, wie Entscheidungswissen im Verlauf des 
Verfahrens hergestellt wird. Welche Rolle die verschiedenen Wissensformen da-
bei spielen, wie sie genau zusammenspielen und sich gegenseitig bedingen, ist 
fallspezifisch und kann in dieser Komplexität nicht dargestellt werden. Allge-
mein kann jedoch gesagt werden, dass Entscheidungswissen sich in schriftlicher 
Form durch die Verknüpfung von Gesetzeskriterien mit aktenkundigen Tatsa-
chen äußert. Diese Verknüpfungen sowie die aktenkundigen Tatsachen selbst 
müssen jedoch erst über das Verfahren hergestellt werden, wie die Beispiele der 
Sachbearbeitenden Bernard und Manuela zeigen. Dies geschieht, indem Ge-
suchstellende auf bestimme Art und Weise befragt werden und indem zusätzli-
che Abklärungen getätigt werden, wie zum Beispiel Lingua-Analysen, Länder-
consultings, Botschaftsabklärungen etc. Die Richtung, in welche aktenkundige 
Tatsachen generiert werden, sowie deren Verknüpfung mit Gesetzeskriterien 
werden durch professionelles Wissen geprägt. Entscheidungswissen ist somit 
mehr als das, was gegen außen sichtbar wird. Es beruht auch auf einer ›gefühlten 
Sicherheit‹.  
Am Beispiel von decision-making im SEM habe ich aufzuzeigen versucht, 
wie im Asylverfahren verschiedene Formen von Wissen produziert und mobili-
siert werden. Ich habe dabei Webers Definition des Dienstwissens eine weitere 
Form hinzugefügt: professionelles Wissen. Weber ging es jedoch nicht ›nur‹ da-
rum, »bürokratisches Wissen« zu definieren. Vielmehr argumentierte er, dass 
bürokratische Verwaltung »Herrschaft kraft Wissen« bedeutet (Weber 2005: 
165f.). Dies habe ich auch für das SEM gezeigt. Die Macht des Entscheidungs-
wissens, das ›Fälle‹ überhaupt erst entscheid- und kategorisierbar macht, liegt 
darin, dass es nicht für alle zugänglich ist. Zwar könnte sich theoretisch Jede_r 
Länder- und Gesetzeskenntnisse aneignen. Der Einfluss, den Gesuchstellende 
und andere in das Verfahren involvierte Personen auf die Herstellung von akten-
kundigen Tatsachen und deren Verwendung haben, ist jedoch gering. Ferner 
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Die Verwaltung von Asyl  





Ausländerbehörden im dynamischen  
Feld der Migrationssteuerung1 






Dieses Kapitel beleuchtet die Rolle von Ausländerbehörden, den Behörden, die 
regulär über den Verbleib von Migrant*innen zu entscheiden haben, im Kontext 
ihres Verhältnisses zu anderen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren. Der 
vorliegende Text baut dabei auf bisheriger ethnographischer Forschung zur 
Rechtsanwendung in Ausländerbehörden auf (vgl. Eule 2014). Die wenigen be-
stehenden Studien in diesem Feld gehen in der Regel von einem kooperativen 
und mehr oder weniger guten Verhältnis zwischen staatlichen Kontrollakteuren 
aus und weisen zivilgesellschaftlichen Akteuren eine kritisch betrachtende oder 
aktiv intervenierende Rolle zu (vgl. Ellermann 2009; Cyrus und Vogel 2003; 
Feldman 2012). Dieses recht einfache Bild soll auf Basis von 20 Monaten ethno-
graphischer Feldforschung an fünf Standorten korrigiert werden. Konkret zeigt 
das Kapitel, dass Beziehungen zwischen staatlichen Akteuren sehr wohl auch 
konfliktgeladen sind, während Beziehungen zwischen Ausländerbehörden und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen gerade in der Verwaltungskrise 2015 ko-
operativ und unterstützend waren. Zivilgesellschaftliche Akteure sind daher 
nicht mehr grundsätzlich als kritische Überwacher, sondern als wohlwollende 
und in Einzelfällen kritische Begleiter der Arbeit von Ausländerbehörden zu ver-
                                                           
1  Die Datenerhebung für diesen Beitrag wurde durch Forschungsförderung des Econo-
mic and Social Research Council UK (Ref. ES/M003825/1) und des Schweizer Natio-
nalfonds (Ref. 100017_153225) ermöglicht. 
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stehen. Diese inzwischen viel dynamischeren Beziehungen sind auf drei Ent-
wicklungen zurückzuführen, die am Ende des Beitrags beleuchtet werden sollen.  
Das Kapitel beruht sowohl auf den Ergebnissen der ursprünglichen Feldfor-
schung, als auch auf aktuellen Tätigkeiten des Autors im Rahmen von Bera-
tungstätigkeiten und neuen Feldaufenthalten im Sommer 2015. Neben teilneh-
menden Beobachtungen wurden dabei über 70 Interviews mit Experten aus dem 
Umfeld von Ausländerbehörden geführt – mit Vertretern anderer Ämter, Gerich-
te, und vielen unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen Organisationen. Da der 
vorliegende Text auf ethnographischer Feldforschung beruht, stellen Vignetten – 
aufbereitete Feldnotizen – einen großen Teil der hier genutzten Daten dar. Aus 
Platzgründen wird dabei darauf verzichtet, die einzelnen Feldkontexte besonders 
einzuführen; die vorgestellten Ausschnitte sollen der Argumentation dienen.  
Der nächste Abschnitt dient als kurze Einführung in die Aufgaben und Zu-
ständigkeiten von Ausländerbehörden sowie den bisherigen Forschungsstand. 
Danach werden die »kollegialen« Behörden beschrieben, denen in der Regel ein 
konstant gutes Verhältnis zu Ausländerbehörden zugeschrieben wird: andere 
Ausländerbehörden, Sozialämter, Polizei und das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF). Der Schwerpunkt des Kapitels liegt auf der Beschreibung 
des Verhältnisses von Ausländerbehörden und Institutionen, denen die Literatur 
ein eher kritisches Verhältnis zuspricht, vornehmlich Akteuren der Zivilgesell-
schaft. Deren in Wirklichkeit komplexe und teilweise unterstützende Verbindung 
zu Ausländerbehörden wird in einem dritten Teil beschrieben, bevor schließlich 
drei Ursachen benannt werden, die einen Wandel im Feld der Migrationsverwal-
tung hervorgebracht haben: Veränderungen von Recht, der Ausrichtung und Zu-
ständigkeit von Akteuren. 
 
 
2. Was sind Ausländerbehörden? 
 
Während im konkreten Asylverfahren die Prüfung über die Plausibilität und 
Glaubwürdigkeit eines einzelnen Antrags Spezialisten mit zumindest einer ge-
wissen zentralisierten Ausbildung obliegt, werden wie in vielen anderen europäi-
schen Ländern alle anderen aufenthaltsrechtlichen Belange von kommunalen 
Ausländerbehörden behandelt. Dies umfasst im Asylkontext sowohl die Ausstel-
lung und Verlängerung der Gestattung des Aufenthalts zur Durchführung des 
Asylverfahrens (nach §55 Abs. 1 AsylVfG), die Ausstellung und Verlängerung 
von Aufenthaltserlaubnissen »aus völkerrechtlichen, humanitären oder politi-
schen Gründen« (nach Kapitel 2, Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes), als auch 
die Ausweisung und Durchführung aufenthaltsbeendender Maßnahmen (nach 
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dem fünften Kapitel des Aufenthaltsgesetzes) sowie in den meisten Fällen die 
Entscheidung über eine mögliche Einbürgerung der Betroffenen. Während die 
Mitarbeitenden des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge also im Asylpro-
zess an sich eine erhebliche Entscheidungsmacht ausüben, sind alle daraus resul-
tierenden Aufenthaltstitel und die Frage nach dem möglichen Weiterverbleib 
oder der Ausreise Aufgabe der Ausländerbehörden. 
Da Ausländerbehörden im Gegensatz zu den Außenstellen des BAMF in 
Trägerschaft der Kreise und kreisfreien Städte liegen, unterscheiden sich erstere 
ganz erheblich in Größe, Ausstattung und Professionalisierung. Während in klei-
nen, ländlichen Kreisen mit geringem Migrant*innenanteil oft Einzelpersonen 
»die« Ausländerbehörde darstellen, haben Ausländerbehörden in Hamburg oder 
Berlin durchaus mehrere 100 Mitarbeitende. Auch wenn sie die im Großen und 
Ganzen gleiche Rechtsgrundlage (das Aufenthaltsgesetz und zugehörige Verfah-
rensvorgaben sowie zahlreiche andere nationale und europäische Rechtsquellen) 
haben, können der Arbeitsalltag und die Anwendungspraxis in Ausländerbehör-
den äußerst unterschiedlich sein. Hierzu gibt es bisher relativ wenig wissen-
schaftliche Daten (vgl. Boswell und Geddes 2011; Feldman 2012; Morris 2002). 
Eine von mir durchgeführte ethnographische Untersuchung der Arbeitspraxis 
von vier unterschiedlichen Behörden (Eule 2014) bestätigt aber, dass gerade in 
der Entscheidungsfindung und Sachverhaltsklärung sowohl innerhalb als auch 
zwischen Ausländerbehörden immense Unterschiede bestehen. Diese Unter-
schiedlichkeit scheint dabei mit der zunehmenden Prekarität des Aufenthaltssta-
tus zu steigen: je unsicherer der Verbleib in Deutschland, desto unterschiedlicher 
die Verwaltungspraxen in den beforschten Ämtern. 
Ausländerbehörden sind damit also nicht nur wirkungsmächtige Akteure in 
der Verwaltung von Asyl, sondern auch in vielen Fällen unberechenbar. Dies 
liegt an vielen Faktoren, etwa der hohen Komplexität und ständigen Verände-
rung des geltenden Rechts oder der relativ geringen Vergütung und schlechten 
Ausbildung der Mitarbeitenden. In keiner der vier Behörden gab es zum Zeit-
punkt der Feldforschung ein strukturiertes Einarbeitungs- oder Fortbildungskon-
zept, so dass neue Sachbearbeiter*innen einerseits ihrer Eigeninitiative überlas-
sen waren, andererseits aber durch das Zuschauen und Abgucken etablierter be-
hördlicher Praktiken lernten. Im Ergebnis lag in allen beforschten Ämtern ein 
hoher Grad an Informalität vor, der zwar einerseits Mitarbeitenden Hilfe und 
Leitung anbot, andererseits aber Rechtsanwendung stärker als erwartet (oder 
manchem lieb sein mag) von mündlichen Überlieferungen und nicht Textkennt-
nis abhängig machte. Sachbearbeiter*innen entschieden dabei nicht gänzlich 
willkürlich, sondern in eigener (und oftmals kollektiver) Interpretation und An-
wendung tradierter Geschichten über das Recht (vgl. Eule 2014). Neben internen 
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Faktoren spielen dabei auch diverse externe Faktoren eine große Rolle, auf die in 
diesem Beitrag der Schwerpunkt gelegt werden soll.  
Das Gros der Forschungsliteratur zu Migration hat bisher über die Frage der 
praktischen Migrationsverwaltung einen weiten Bogen gemacht (vgl. Boswell 
und Geddes 2011; Morris 2002). Mit der Abwendung vom Nachzeichnen breiter 
nationaler (und stereotyper) Unterschiede zwischen Migrationspolitiken und der 
Hinwendung zu kleinteiligeren, weniger normativen und komplexeren Steue-
rungsstrategien (vgl. Geiger und Pécoud 2012; Geiger und Pécoud 2010) in den 
letzten zehn Jahren sind auch einige Studien über Migrationsverwaltung »in ac-
tion« erschienen (z.B. Ellermann 2009; Cyrus und Vogel 2003; Eule 2014; Côté-
Boucher, Infantino und Salter 2014; eine frühe und sehr mikrosoziologische 
Ausnahme ist Scheffer 1995; Scheffer 2001). Diese Studien unterscheiden sich 
in Fokus und Qualität, kommen aber oft zu dem Ergebnis, dass zwischen Migra-
tionsverwaltung und Zivilgesellschaft ein kritisches, grundsätzlich eher antago-
nistisches Verhältnis besteht (v.a. Ellermann 2009; Borgards 2006; Anderson 
2011). Studien wie Ellermans belegen, dass lokale zivile Akteure in der Regel 
gegen Ausländerbehörden mobilisieren, selbst wenn die öffentliche Meinung im 
Staat für schärfere Migrationskontrollen ist. Diese Annahme findet sich auch in 
eher theoretischen oder normativen Texten (Castles 2004a, 2004b; Hollifield 
2004) und in Literatur, die sich auf den lokalen Kontext von Migration bezieht 
(Buckel 2011).  
In der Tat findet sich diese Perspektive der kritischen zivilen Akteure auch in 
der Praxis wieder. Größere zivilgesellschaftliche Organisationen wie Pro Asyl 
agieren als wichtiges und in Teilen wirkmächtiges Kontrollorgan zu rechtspoliti-
schen Debatten auf nationaler, aber auch lokaler Ebene. Die zwei großen Fach-
zeitschriften des Ausländerrechts, der Informationsbrief Ausländerrecht und die 
Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik mit den Anwaltsnachrichten 
Ausländer- und Asylrecht zeigen regelmäßig auch »worst practice«-Beispiele der 
Migrationsverwaltung auf. Auf konzeptioneller wie textueller Ebene scheint ein 
grundsätzlich kritisches Verhältnis zwischen Ausländerbehörden und Zivilge-
sellschaft also plausibel.  
Dies deckt sich in Teilen mit den Erfahrungen zur praktischen Kooperation, 
die im Laufe der Datenerhebung erhoben werden konnten. Aus allen Perspekti-
ven gibt es in den Interviews Anekdoten über das historisch schlechte Verhältnis 
der beteiligten Akteure, über »Presseschlachten«, direkte Konfrontationen und 
ein grundsätzlich misstrauisches Miteinander. Gleichzeitig hatten diese Berichte 
immer auch einen historischen Kontext – sie stellten Erlebnisse der Vergangen-
heit und nicht die aktuellen Erfahrungen dar und wurden in der Regel verwendet, 
um auf ein inzwischen anderes Verhältnis hinzuweisen. Diesem gilt es im vor-
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liegenden Beitrag nachzuspüren. Es soll dabei aufgezeigt werden, dass verschie-
dene Akteure der Migrationssteuerung zwar sehr wohl auf Grund ihrer Aufgabe 
zusammenhängen (vgl. Feldman 2012), aber nicht notwendigerweise besonders 
gute Verhältnisse miteinander haben müssen. Im Gegensatz dazu ist das Mitein-
ander zwischen Ausländerbehörden und lokalen zivilgesellschaftlichen Organi-




3. Akteure der Migrationssteuerung  
 
Neben der Ausländerbehörde sind fünf weitere staatliche Organisationen mit der 
Verwaltung von Migration beschäftigt. Einerseits liegt es im Aufgabenbereich 
der Polizeien der Länder und des Bundes, unerlaubte Einreise, Aufenthalt und 
Arbeitsaufnahme zu ermitteln. Dies ist Teil des regulären Streifendienstes, es 
gibt aber auch in vielen Bundesländern spezielle Einheiten, in denen Daten zu 
diesen Straftatbeständen erfasst und ausgearbeitet werden. Darüber hinaus ist die 
Polizei bei verschiedenen ausländerbehördlichen Aktivitäten, gerade etwa be-
gleiteten Abschiebungen, in Amtshilfe aktiv. Gerichte spielen in Widerspruchs-
fällen und bei Haftanträgen wichtige Rollen und haben darüber hinaus auch in 
klassisch kodifizierten »civil law«-Systemen oft eine unmittelbar rechtssetzende 
Funktion. Auf sie wird in anderen Kapiteln dieses Sammelbandes genauer ein-
gegangen, weswegen sie hier weniger betrachtet werden sollen. Das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entscheidet über Asylfälle, ist aber auch 
in Fragen der sprachlichen Integration (über die Sprach- und Integrationskurse) 
sowie teilweise bei der Koordination von »freiwilliger Rückkehr« mit Rück-
kehrhilfen der Internationalen Organisation für Migration (IOM) aktiv. Ver-
schiedene lokale Behörden spielen in der Verwaltung des Alltags eine große 
Rolle. Hierzu gehören einerseits die Arbeitsämter, die über die Anerkennung von 
Qualifikationen, die Einreihung in Erwerbsprogramme sowie die Beschäftigung 
in zustimmungspflichtigen Berufen zuständig sind. Eine zweite, noch unmittel-
bar wichtigere Behörde ist das Sozialamt, das in der Regel eine spezielle Stelle 
für Asylfragen – oft Asylbewerberleistungsstelle – hat. Hier werden Unterkunft 
und Versorgung der Asylbewerber*innen und anerkannten Flüchtlinge organi-
siert. Schließlich gibt es in manchen Bundesländern Stellen des Landes (Landes-
ausländerbehörde, zentrale Ausländerbehörde, Landesamt für Migration oder 
Landesamt für Flüchtlingsfragen genannt und jeweils den Abteilungen für Aus-
länderrecht des jeweiligen Ministeriums für Inneres zugeordnet), die einerseits 
Erstaufnahmeunterkünfte für neue Asylbewerber*innen unterhalten, andererseits 
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in Amtshilfe Aufgaben im Rückführungsbereich – vor allem Passbeschaffung 
und Massentransporte – übernehmen.  
All diesen Stellen ist gemein, dass sie staatlich finanziert, beauftragt und von 
Beamten oder Angestellten des Staats besetzt sind. Als Behörden des Bundes, 
der Länder oder der Kommunen haben sie natürlich unterschiedliche Diensther-
ren und sind mit sehr unterschiedlich spezialisiertem und geschultem Personal 
besetzt, dennoch ist die staatliche Anstellung und damit Repräsentanzrolle ge-
genüber Migrant*innen ein entscheidender gemeinsamer Faktor. So werden Ver-
treter*innen von Ausländerbehörden, die bei anderen Stellen vorsprechen, so-
wohl im Sozialamt als auch bei der Polizei als »Kollegen« wahrgenommen – 
dies steht im klaren Widerspruch zu den zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
die im folgenden Teil besprochen werden sollen. Zum Verwaltungsgericht be-
steht hier eine größere Distanz, allerdings eine eindeutig größere Nähe als zwi-
schen Gericht und einzelnen Betroffenen. 
Es ist zu erwarten, dass auf Grund dieser strukturellen Nähe auch eine gewis-
se enge Zusammenarbeit zwischen den genannten Behörden und den Ausländer-
behörden existiert. Dies stimmt in vielen Fällen auch, ist aber gleichzeitig fast 
immer zu qualifizieren. Nur weil zwei Behörden »den Staat« repräsentieren und 
oft ähnliche Aufgaben übernehmen, heißt es nicht, dass sie besonders gut koope-
rieren oder grundsätzlich miteinander auskommen. Gute Verhältnisse sind in der 
Regel nicht Ausdruck einer strukturellen Logik, sondern interpersonaler Fakto-
ren und bedürfen eines regen und informellen Austauschs. 
 
Bei einem Treffen regionaler Ausländerbehörden sind auch Vertreter*innen der Polizei 
geladen und ein Vertreter der »Fachstelle illegaler Aufenthalt und Schwarzarbeit« 
(FIAS)*2 der Landespolizei ist angefragt worden, um einen Vortrag über die aufenthalts-
rechtlichen Maßnahmen zu halten, die sich aus dem Schengener Visa-Kodex ergeben. 
Hiernach sind Visa, deren Inhaber erkennbar einem anderen Zweck nachgehen als gedacht 
(z.B. Touristen, die arbeiten), sofort ungültig zu erklären – die betroffene Person verliert 
also sofort ihre Aufenthaltsberechtigung. In der entsprechenden Region (immerhin mit ca. 
3 Millionen Einwohnern) hätten Ausländerbehörden in den fünf Jahren der Geltung des 
Visa-Kodex bisher keinen einzigen solchen Fall bearbeitet – dies scheint den FIAS-
Vertreter ungemein zu stören. Beim gemeinsamen Mittagessen erklärt er mir seinen Frust 
– die Ausländerbehörden würden ihren rechtlichen Auftrag nur höchst selektiv erfüllen, 
dabei seien die Visa-Annullierungen ohne Ermessen auszuführen und auch noch ziemlich 
einfach zu machen. Die Vertreter*innen der Ausländerbehörden sehen die Sache etwas 
                                                           
2  Dies ist ein anonymisiertes Akronym und soll keinen Rückschluss auf das Bundesland 
geben. 
AUSLÄNDERBEHÖRDEN IM DYNAMISCHEN FELD DER MIGRATIONSSTEUERUNG | 181 
 
anders. Schon während des Vortrags wird klar, dass kaum einer der Vertreter*innen be-
sonders aufmerksam ist, und auch bei der anschließenden Diskussion hält sich das Interes-
se in Grenzen. Als ich während einer Kaffeepause mit verschiedenen Teilnehmenden das 
Thema anspreche, winken diese nur ab. Man könne sich nicht mit jeder kleinsten EU-
Bestimmung auseinandersetzen, das schaffe nur zusätzliche Arbeit und würde nicht hel-
fen, Fälle abzuarbeiten. Außerdem solle doch die Polizei den Touristen hinterherschnüf-
feln, wenn die das so wichtig fänden.  
 Etwas anders ist die Lage im Spätsommer 2015, als klar wird, dass die lokale Polizei 
Geflüchtete nicht nur nicht an ihrer Weiterreise in Richtung Skandinavien hindert, sondern 
diese aktiv begleitet und etwa Familien hilft, vom Busbahnhof zum Bahnhof zu finden, 
ohne sie nach (natürlich nicht vorhandenen) Aufenthaltspapieren zu fragen. Eine der im 
Fall des Visa-Kodex noch so entspannten Ausländerbehördenvertreter*innen ist hier sehr 
aufgebracht und bezichtigt die Polizei der Beihilfe zum illegalen Aufenthalt – kurz, des so 
heiß diskutierten Menschenschmuggels. Statt Verständnis für dieses Verhalten zu zeigen, 
findet sie es verantwortungslos und erklärt, dass man stattdessen ja gleich das Dubliner 
Übereinkommen aufkünden könne.  
 
Bei der Definition und Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags sind sich Polizei 
und Ausländerbehörde also nicht immer einig. Wie die obigen Beispiele zeigen, 
kann dies durchaus in unterschiedliche Richtungen gehen. Während im ersten 
Beispiel die Polizei die Einhaltung einer supranationalen Richtlinie für immens 
wichtig erklärt, ist es im zweiten Fall die Ausländerbehörde, die der Polizei se-
lektives Verhalten und Missachten von EU-Recht vorwirft. Trotz des grundsätz-
lich kollegialen Verhältnisses wäre es also viel zu simpel, davon auszugehen, 
dass diese zwei Behörden stets am gleichen Strang ziehen und eine rechtliche 
oder praktische Position vertreten. Diese Meinungsverschiedenheiten sind dabei 
nicht trivial. Während die Zahl der mit Touristenvisum arbeitenden Personen 
schwer zu schätzen ist, geht man offiziell davon aus, dass 2015 mindestens 
60 000 Geflüchtete Deutschland gen Skandinavien wieder verlassen haben – die-
se Zahl beruht auf Zählungen der Polizei, die den Prozess nicht nur nicht verhin-
dert, sondern aktiv begleitet hat. 
Während das Verhältnis zur Polizei noch relativ gut ist, scheint die Bezie-
hung zum BAMF fast traditionell schlecht. Fast alle der Ausländerbehörden, mit 
denen ich im Rahmen der Feldforschung in Berührung gekommen bin, beklagten 
sich über schlampige Arbeit, schlechte Erreichbarkeit und Unberechenbarkeit 
der »Kollegen« des BAMF. Dies wurde im Sommer 2015 durch die rapide an-
steigenden Fallzahlen und zu spät genehmigten Personalaufstockungen noch 
spürbarer. In Transitstadt, meinem Feldaufenthalt 2015, wurde fast jeder zuge-
wiesene Geflüchtete mit einer vom BAMF falsch ausgestellten Aufenthaltsge-
182 | TOBIAS G. EULE 
 
stattung (dem Aufenthaltsstatus während des Asylverfahrens) zur Ausländerbe-
hörde geschickt, was für jede betroffene Person eine zusätzliche Vorsprache und 
für die Mitarbeitenden der Ausländerbehörde natürlich erheblichen Mehrauf-
wand bedeutete. Versuche, das lokale BAMF-Büro zu erreichen, scheiterten un-
ter anderem daran, dass das Büro überhaupt nicht erreichbar war und auch auf 
E-Mails nicht antwortete. Als eine über das Innenministerium geleitete Anfrage 
mit der Aussage beantwortet wurde, man sei leider überarbeitet und könne den 
Fehler nicht vermeiden, schienen nicht wenige Mitarbeitende der Ausländerbe-
hörde geneigt, mit Fackeln und Mistgabeln vor das BAMF zu ziehen. Man habe 
Verständnis für die schwierige Situation und sei geduldig, was Registrierungs-, 
Entscheidungs- oder allgemeine Kommunikationszeiten angehe. Aber mit sys-
tematischen Fehlern den ebenso überarbeiteten Ausländerbehörden zusätzliche 
Arbeit zu verschaffen, wurde als großer und nicht leicht heilbarer Affront wahr-
genommen. Die als Retaliation geplanten Trotzreaktionen konnten zwar durch 
die Beschwichtigung der Behördenleitung verhindert werden, aber dennoch war 
im Folgenden häufiger zu beobachten, dass Anfragen vom BAMF ganz nach un-
ten auf den Rückstandsstapel gelegt wurden. 
Das Verhältnis zu Mitarbeitenden der lokalen Sozialämter war hier deutlich 
besser. Dies mag überraschen, da von allen genannten staatlichen Akteuren der 
Migrationssteuerung die Sozialämter am ehesten eine gegensätzliche Position 
einnehmen könnten. Solche Konflikte sind offenbar früher durchaus vorgekom-
men; gleichzeitig waren sich alle Ausländerbehörden darin einig, dass das Ver-
hältnis zum Sozialamt nie so schwierig gewesen sei wie zu Akteuren der Zivil-
gesellschaft. Obwohl man deutlich unterschiedliche Aufgaben zu erfüllen sah, 
gab es aus Sicht der beteiligten Behörden keinen Grund, nicht dennoch gut mit-
einander auszukommen. Dies lag insbesondere daran, dass viele Mitarbeitende 
von Ausländerbehörden und Sozialämtern sich kannten, da sie vom selben 
Dienstherren (dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt) beschäftigt wurden und 
sich ihre Wege so häufig gekreuzt haben. Das gute persönliche Verhältnis konn-
te hier die oftmals unterschiedliche rechtliche Perspektive zu Flucht und humani-
tärer Migration überdecken. Im Ergebnis war das Vertrauensverhältnis zu den 
Sozialämtern sogar stärker als das zum den Ausländerbehörden eigentlich viel 
näher stehenden BAMF. 
In Transitstadt wurde dies dadurch besonders deutlich, dass die Asylbewer-
berleistungsstelle den Ausländerbehörden bei der Registrierung der zugewiese-
nen Asylsuchenden unter die Arme griff, in dem man die relevanten Zuwei-
sungspapiere und den neuen Ankunftsnachweis BÜMA (ein 2015 eingeführter 
Status, der vorläufig anstelle einer – ebenso vorläufigen – Aufenthaltsgestattung 
gilt) der Neuankommenden kopierte und damit den Geflüchteten – und der Aus-
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länderbehörde – immerhin eine Vorsprache ersparen konnte. Diese Arbeitser-
leichterung wurde »auf kurzem Dienstweg« von zwei befreundeten Sachbearbei-
ter*innen organisiert, die ihre jeweiligen Vorgesetzten umgingen und vor voll-
endete Tatsachen stellten. Auch hier ist die persönliche und informelle Zusam-
menarbeit wieder symptomatisch für die Arbeit der Ausländerbehörden allge-
mein – viele Schwierigkeiten im Arbeitsprozess wurden durch individuelle Vor-
stöße geklärt.  
Der obige Abschnitt zeigt also, dass die unterschiedlichen Akteure der Mig-
rationssteuerung keinesfalls als einig oder gar koordiniert agierend verstanden 
werden können. Wie die Beispiele des Visumsmissbrauchs oder der irregulären 
Durchreise zeigen, sind Situationen, in denen Migrant*innen von laxer Rechts-
durchsetzung profitieren können, genauso Produkt von Entscheidungen spezifi-
scher lokaler Akteure wie es etwa die Entscheidungen über die Durchführung 
von Abschiebungen sind. Das Verhältnis der Akteure kann durchaus von Miss-
trauen geprägt sein (wie häufig zwischen BAMF und Ausländerbehörden zu be-
obachten); ähnliches Misstrauen also, wie man zwischen Ausländerbehörden und 
Migrant*innen oder zivilgesellschaftlichen Akteuren erwarten könnte. Der fol-
gende Abschnitt soll letztere Organisationen genauer ins Bild nehmen und be-
leuchten, in wie weit hier Kooperationen oder Friktionen vorherrschen.  
 
 
4. Akteure der Zivilgesellschaft  
 
Transitstadt, Frühsommer 2015. Seit Monaten steigen die Zahlen der Geflüchteten, die – 
dringlich – untergebracht und – weniger dringlich – in den kommunalen Ausländerbehör-
den registriert werden müssen. Seit Monaten werden dabei den städtischen Behörden – 
Asylbewerberleistungsstelle wie Ausländerbehörde – falsche Aufnahmezahlen aus den 
Erstaufnahmeeinrichtungen übermittelt, so dass erst jeden Dienstag, danach fast täglich 
Unterbringungen und Registrierungen improvisiert werden müssen. Um im regulären Ar-
beitsprozess zu bleiben, muss erst jeder Neuangekommene von der Ausländerbehörde re-
gistriert werden, um dann zu Fuß zur Asylbewerberleistungsstelle gehen. Der Weg beträgt 
kaum 5 Minuten, ist aber relativ schwer zu erklären, wenn man keine gemeinsame Kom-
munikationssprache hat. Dies jeweils individuell zu tun, kostet Zeit; Zeit, die die Mitarbei-
tenden der Ausländerbehörde nicht haben. Im Gegensatz zur Leistungsstelle, wo man die 
Zahl der Beschäftigten seit Anfang 2015 vervierfacht hat, sind hier keine zusätzlichen 
Stellen geschaffen worden, die Behörde ist im Gegenteil eher unterbesetzt, die Mitarbei-
tenden in der Situation, reguläre Termine und ungeplant im wahrsten Sinne des Wortes 
abgeladene Geflüchtete parallel abzuarbeiten. Von Tag zu Tag ist spürbar, wie die Sach-
bearbeiter*innen hektischer, nervöser, abgearbeiteter werden. Vor wie hinter den Tresen 
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herrschen zunehmend chaotische Zustände – wilde Dokumentenstapel türmen sich auf und 
stürzen ein, Pässe gehen verloren, zu viele Menschen mit viel Gepäck drängen sich in den 
engen Wartebereichen, die regulären Migrant*innen beschweren sich über Wartezeiten, 
der Brandschutzbeauftragte über die Versperrung von Fluchtwegen. 
 
Wie an vielen Orten in Deutschland ist das Chaos in der transitstädter Auslän-
derbehörde ein lösbares logistisches Problem, das durch Fehleinschätzungen und 
Fehlkalkulation ausgelöst wurde. BAMF und in Grenzen auch die Aufnahme-
stelle des Bundeslandes senden falsche Prognosen auf Grund falscher Zahlen 
(etwas, das erst im August aufgelöst wird), die Kommunen schätzen die Lage 
völlig falsch ein und begreifen erst viel zu spät, dass Geflüchtete auch Mig-
rant*innen sind und damit auch die Ausländerbehörden zusätzlich belasten. In 
der Behörde selbst führen die ständige Unruhe und hohe Belastung dazu, dass 
bestehende, aber nicht mehr sinnvolle Prozesse nicht hinterfragt, sondern strikt 
befolgt werden, weil dieses immerhin gewisse Sicherheit vermittelt. Ähnlich 
dem von Janis beschriebenen Gruppenverhalten werden so aus eigentlich dyna-
mischen Deliberationsprozessen sich verselbstständigende Entwicklungen, die 
oft idealere Lösungen ignorieren (Janis 1972). In Transitstadt befand sich die 
Ausländerbehörde im Sommer 2015 an einem Punkt, wo weder Vorgesetzte 
noch Sachbearbeitende Zeit oder Nerven für klärende Gespräche hatten und sich 
so Ineffizienz durchsetzte. 
Der entscheidende Lösungsimpuls kam von außen. Unterstützt von verschie-
denen größeren Organisationen begann ein kleiner Verein in christlicher Träger-
schaft, den Fluss durch den lokalen Bürokratiewust zu organisieren. Das Gepäck 
der Geflüchteten wurde zwischengelagert, die Menschen in Gruppen von Behör-
de zu Behörde geführt, Sprachmittler*innen organisiert, um auf den Fluren zu 
vermitteln, erklären und beruhigen. Bemerkenswert war dabei, dass sich die 
Hilfsbereitschaft ausdrücklich auch auf die Behördenmitarbeitenden bezog: Die 
Koordinator*innen sprachen regelmäßig vor, um sich für den Einsatz der Aus-
länderbehörde zu bedanken, um ihr Verständnis und ihr Mitgefühl auszudrücken 
und zu erklären, was sie jetzt versuchten, um die Situation für alle Beteiligten zu 
verbessern. Neben praktischen Aspekten vor Ort gehörte dazu, dass der Verein 
sich mit bissigen Beschwerdemails an BAMF und Landesaufnahmestelle wandte 
und die Auswirkungen der chaotischen Arbeit dort anprangerte. Ein zivilgesell-
schaftlicher Verein, der sich bei anderen Akteuren der Migrationssteuerung für 
die Ausländerbehörde stark macht – eine überraschende Situation.  
Der hier beschriebene Fall ist extrem, aber dennoch aussagekräftig für das 
veränderte Verhältnis zwischen zivilgesellschaftlichen Akteuren und der Aus-
länderbehörde. Das in der Literatur erwähnte klassische Beispiel – Zivilgesell-
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schaft mobilisiert gegen Ausländerbehörden – konnte in keinem der untersuchten 
Standorte zwischen 2009 und 2015 in Reinform gefunden werden. Stattdessen 
überwogen Formen der lockeren bis festen Kooperation, des Austauschs und ge-
genseitigen Verständnisses. Dies soll in keinem Fall heißen, dass zivilgesell-
schaftliche Organisationen sich notwendigerweise zu Komplizen des Aufent-
haltsrechts machen, oder dass es keine unterschiedlichen Rechtsmeinungen über 
Einzelfälle mehr gibt. Stattdessen ist bei der Beschreibung des Verhältnisses von 
Ausländerbehörden und Zivilgesellschaft von einer anderen Grundfigur auszu-
gehen. Nicht grundsätzlich kritische Überwachung und Gegenpol, sondern eine 
wohlwollende und in Einzelfällen kritische Begleitung beschreibt das Verhältnis 
in den fünf beforschten Städten.  
Sowohl Ausländerbehörden als auch zivilgesellschaftliche Organisationen 
scheinen stark über gewachsene und überwiegend informelle Strukturen und 
Prozesse zu funktionieren (vgl. Eule 2014, Kapitel 4). Erfahrene Mitarbeitende 
als Art institutionelles Gedächtnis sind hier besonders wichtig. Ähnliches gilt – 
mit Abstrichen – für Anwälte, wo in vielen Städten alteingesessene »Platzhir-
sche« den Markt beherrschen. Mit Ausnahme von einzelnen Vertreter*innen ei-
ner sehr politisch aktiven NGO, die ich zu Beginn meiner Feldforschung inter-
viewte, waren sich aber alle Gesprächspartner*innen einig, dass sich das Ver-
hältnis zwischen Ausländerbehörden und nichtstaatlichen Akteuren – insbeson-
dere aber lokalen zivilgesellschaftlichen Organisationen – grundlegend geändert 
habe. Die bisher in der Literatur beschriebenen Eindrücke scheinen also zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Erhebung durchaus plausibel gewesen zu sein (und 
Konflikte zwischen den Parteien gibt es ja nach wie vor), das grundsätzliche 
Verhältnis scheint sich aber verändert zu haben. Drei Aspekte erscheinen beson-
ders relevant: 
Vertreter*innen von Ausländerbehörden und Zivilgesellschaft stehen in ei-
nem persönlichen, informellen und vertrauensvollen Austausch. So banal es 
klingen mag: »wir reden jetzt direkt miteinander« wird fast durchgehend als 
wichtigster Faktor für die Veränderung der Beziehungen genannt. Statt schrift-
lich oder über Mittler (Presse, Integrationsabteilungen, Parteien) zu kommuni-
zieren, sei es jetzt möglich, Fragen direkt miteinander zu besprechen. Zivilge-
sellschaftliche Organisationen scheinen nun besser über die Organisation der 
Ausländerbehörden informiert und in der Lage zu sein, direkte Ansprechpart-
ner*innen zu finden, um Einzelfälle zu besprechen. Im Umkehrschluss haben 
Ausländerbehörden begriffen, dass ein – eventuell lästiger – direkter Austausch 
sinnvoller ist als ein kritischer Pressebericht. Dieses Miteinander hat in der Re-
gel unterschiedliche Quellen. Häufig werden gemeinsame Teilnahmen an Ar-
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beitskreisen erwähnt, manchmal das Engagement einzelner »Türöffner«, 
manchmal schlicht und ergreifend »sich verändernde Zeiten«.  
Neben der veränderten Form der Kommunikation scheint sich auch das Bild 
des anderen verändert zu haben. Dies zeigen die Experteninterviews. Nicht mehr 
»rassistische Beamtenfossile« gegen »naive Sozialromantiker« bestimmen die 
gegenseitigen Charakterisierungen. In der gegenseitigen Einschätzung sind die 
jeweiligen Organisationen professioneller und pragmatischer geworden. Dieser 
Eindruck deckt sich zumindest teilweise mit den erhobenen Daten aus den teil-
nehmenden Beobachtungen, wobei natürlich die Einschätzung hier die viel rele-
vantere, weil Handlung anleitende Variable ist. Nicht nur kann man miteinander 
reden, ein Austausch kann für beide Parteien zielführend und vorteilhaft sein. 
Entscheidend sind hier die Erfahrungen, dass schwierige Einzelfälle so gemein-
sam geklärt werden konnten. In der Folge werfen sich die beteiligten Akteure 
nicht mehr vor, nur von starren politischen Positionen auszugehen, sondern er-
kennen an, dass man in der Sache, nicht aber im Prinzip argumentiere. In den In-
terviews loben Vertreter*innen von großen NGOs regelmäßig die Ausländerbe-
hörden für ihre Bereitschaft, auch mal großzügige Prognoseentscheidungen zu 
fällen. Andersherum betonen Mitarbeitende der Ausländerbehörden, dass zivil-
gesellschaftliche Akteure auch verstehen könnten, wenn rechtlich kein Spiel-
raum gegeben sei, um einen Fall positiv zu entscheiden, und dann auch die Ver-
sagung von Aufenthalten und Ausweisungen akzeptieren würden.  
Dieses andere Bild und dieser direkte Austausch finden sich in Ansätzen 
auch in unterschiedlichen Kooperationsstrukturen wieder. Hier sind unterschied-
liche Arbeitskreise, vor allem aber einerseits Migrationsberatungen im behördli-
chen Alltag und andererseits sogenannte lokale Härtefallkommissionen zu beto-
nen. Diese haben theoretisch das Potential, behördliche und zivilgesellschaftli-
che Ansätze miteinander zu verzahnen und verfestigen. Beratungsangebote in-
nerhalb von Ausländerbehörden können zum Beispiel sich unmittelbar an Be-
troffene wenden und ohne großen Zeit- oder Informationsverlust schwierige Fäl-
le – in anderen Sprachen als Deutsch oder Englisch – begleiten, erklären und 
kontextualisieren. Über Härtefallkommissionen können vertrackte Fälle in einem 
klaren Rahmen diskutiert werden und so einen sachlichen, ergebnisorientierten 
Prozess vorgeben. Meine Daten ergeben zur Wirkung dieser Strukturen ein 
(noch) eher negatives Bild (vgl. Eule 2014): In vielen Fällen scheint der einzige 
Vorteil der geschaffenen formellen Kooperationen zu sein, dass informeller Aus-
tausch gestärkt wird, während die offiziellen Ziele auf Grund schlechter Verzah-
nung und unterschiedlicher Interessen noch nicht erreicht werden. Nichtsdesto-
trotz ist schon der alleinige Versuch, Ausländerbehörde und Zivilgesellschaft in 
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eine feste Zusammenarbeitsform zu bringen, bemerkenswert und – zumindest in 
der Theorie – vielversprechend.  
 
Ich besuche eine Regionalkonferenz der Migrationsberater*innen einer großen zivilgesell-
schaftlichen Organisation. Ziel ist es, sich über neue rechtliche Veränderungen, besonders 
schwierige Fälle und ein gemeinsames Vorgehen im Kontext der sich verändernden 
Flüchtlingszahlen auszutauschen. Im Vorfeld setzen sich verschiedene Vertreter*innen für 
einen Vormittag mit mir zusammen, um meine Eindrücke des Miteinanders zwischen 
Ausländerbehörden und zivilgesellschaftlichen Akteuren zu diskutieren. Diese Form von 
Triangulation meiner Ergebnisse ist häufig besonders nützlich, da hier nicht offene Fra-
gen, sondern vorläufige Analyseergebnisse besprochen werden und die (teils vorher inter-
viewten, teils neuen) Informant*innen so darauf reagieren können.  
 Meinen Einschätzungen stimmen sie grundsätzlich zu und führen diese weiter aus. 
Früher habe man gedacht, dass die Ausländerbehörde »der Feind« sei, den es mit allen 
Mitteln zu bekämpfen gelte. Jetzt könne man viel besser miteinander umgehen, weil man 
begriffen habe, dass dort nicht nur Idioten und Rassisten säßen. Das Miteinander sei zwar 
von Behörde zu Behörde unterschiedlich; die Institutionalisierung noch sehr uneben und 
man sei in vielen Fällen nach wie vor unterschiedlicher Ansicht. Grundsätzlich sei aber im 
Vergleich zu den Neunzigerjahren das Verhältnis grundsätzlich anders, viel besser, offe-
ner, vertrauter. Erfahrene Berater*innen teilen ihre Schauergeschichten, während jüngere 
Kolleg*innen ihre Erleichterung darüber teilen, dies nicht mehr mitmachen zu müssen.  
 
Die Zunahme ausreisepflichtiger Migrant*innen wird das Verhältnis von zivilge-
sellschaftlichen Akteuren und Ausländerbehörden stark belasten und wahr-
scheinlich in vielen Fällen wieder offene Konflikte hervorrufen. Nichtsdestotrotz 
lohnt es sich, auf die grundlegend unterschiedliche Ausgangssituation gut fünf-
undzwanzig Jahre früher hinzuweisen. Im Folgenden sollen drei parallel verlau-
fende Entwicklungen beschrieben werden, die diese Veränderung mitbeeinflusst 
haben. Erstens hat sich die rechtliche Basis in Deutschland insbesondere in den 
letzten fünfzehn Jahren grundlegend verändert. Zweitens hat der Ausbau der In-
tegrationsförderung dazu geführt, dass zivilgesellschaftliche Akteure besser aus-
gestattet, aber auch staatsnaher geworden sind. Drittens haben sich Ausländerbe-
hörden in ihrer Struktur und Ausrichtung stark verändert. 
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5. Ursachen für ein dynamischeres Miteinander  
 
5.1 Die Liberalisierung des Migrationsrechts in Deutschland 
 
Seitdem die sogenannte Flüchtlingskrise eine starke negative öffentliche Reakti-
on und internen Koalitionsstreit ausgelöst hat, wurde insbesondere das Asylrecht 
mehrfach verschärft. In diesem Kontext von einer Liberalisierung des Migrati-
onsrechts zu sprechen, mag arg naiv klingen (und die weitere Entwicklung ist 
nicht abschätzbar), aber der über die letzten fünfzehn Jahre gewachsene Trend 
ist dennoch nicht zu ignorieren, weil er nach wie vor für völlig andere Rahmen-
bedingungen sorgt.  
Die Geschichte der Revision des Aufenthaltsrechts in Deutschland ist wohl-
bekannt und an anderen Orten gut nachgezeichnet (vgl. Groß 2004; Geddes 
2003; Boswell und Geddes 2011; Bergmann u.a. 2016; Klusmeyer und Papade-
metriou 2013). Die Revision des Staatsbürgerschaftsgesetzes und die Gegenmo-
bilisierung durch CDU-Politiker alter Schule wie Roland Koch, die Ergebnisse 
der Süssmuth-Kommission und der erste Entwurf eines neuen Aufenthaltsgeset-
zes ohne Duldungen, die Blockade desselben im Bundesrat und das 2004 verab-
schiedete, bis heute hin gültige Aufenthaltsgesetz sind vielfach diskutiert wor-
den. Weniger Aufmerksamkeit bekam die Tatsache, dass sich das Migrations-
recht in Deutschland auch seit 2004 unter den Regierungen Merkel weiterentwi-
ckelt hat. Einerseits die Umsetzung von EU-Richtlinien, andererseits Weiterfüh-
rungen des Bleiberechts für Kinder, der Qualifikationsanerkennung, weiter aber 
auch länderspezifische Initiativen wie Winterabschiebestopps und die effektive 
Aussetzung von Abschiebehaft als Zwangsmaßnahme haben Migrationsrecht un-
ter dem Strich weiter liberalisiert. Dieses wurde auch durch Entwicklungen auf 
europäischer Ebene, wie etwa der Ausweitung der vollen Personenfreizügigkeit 
auf Rumänien und Bulgarien oder wegweisende EGMR-Entscheidungen im Be-
reich der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft verstärkt. Diese Liberalisierung ist 
abgesehen von Einzelnormen auch über die zunehmend quantitative Metaerhe-
bung von Rechtsveränderungen ersichtlich (vgl. Helbling 2013; De Haas, Natter 
und Vezzoli 2014; Huddleston et. al. 2016). Auch mit den aktuellen Verschär-
fungen des Asylrechts ist die rechtliche Situation für Geflüchtete in Deutschland 
eine deutlich bessere als zu Beginn der Neunzigerjahre. Dies gilt einerseits für 
Anerkennungsquoten (und die Tatsache, dass das BAMF 2015 nicht aufgehört 
hat, Fälle zu bearbeiten), andererseits aber auch für viel bessere Bedingungen für 
die sprachliche und berufliche Integration und eine (relativ, aber immerhin) hu-
manere und grundrechtlich abgesicherte Abschiebepraxis. Dies wirkt sich natür-
lich unmittelbar auf die Arbeit von Ausländerbehörden aus. 
AUSLÄNDERBEHÖRDEN IM DYNAMISCHEN FELD DER MIGRATIONSSTEUERUNG | 189 
 
Ein erster, wichtiger Grund für das veränderte Verhältnis zwischen Auslän-
derbehörden und Zivilgesellschaft ist die veränderte rechtliche Grundlage, die 
den Behörden mehr Spielraum für wohlwollende und positive Entscheidungen 
gibt. Aufenthaltsrecht ist nicht mehr reine ordnungsrechtliche Gefahrenabwehr 
(selbst die Einflüsse des Terrorismusbekämpfungsgesetzes sind eher gering, vgl. 
Eule 2014, Kapitel 4), sondern viel mehr Migrationsmanagement, ein nicht be-
sonders systematischer und klar reformbedürftiger, aber deutlich liberalerer Sor-
tierungsmechanismus als vor 25 Jahren. Dass dies nicht selbstverständlich ist, 
zeigen tendenziell die Entwicklungen in den vormaligen Hochburgen liberalen 
Einwanderungsrechts in Europa, den Niederlanden und Großbritannien (vgl. 
Joppke 2014; Banting und Kymlicka 2012; Michalowski 2011) und strukturell 
ähnlichen Einwanderungsstaaten mit sehr anderen rechtlichen Dynamiken, ins-
besondere der Schweiz (vgl. Cattacin und Chimienti 2009; Piñeiro, Bopp und 
Kreis 2009; D’Amato 2012).  
 
5.2 Der Ausbau der Förderung von Integration  
über Sprachkurse und Beratungsangebote  
 
Neben der rechtlichen Reform wurden in Deutschland in großem Maße Gelder in 
integrationsfördernde Maßnahmen investiert. Dies betrifft vor allem zwei Berei-
che: den Ausbau der Sprachförderung über Deutsch- und Integrationskurse so-
wie den Ausbau der staatlichen Finanzierung von Migrationsberatung. Dies führ-
te dazu, dass viele zivilgesellschaftliche Akteure ihre Angebote für Mig-
rant*innen ausbauen konnten, aber zur Gewinnung von staatlichen Geldern auch 
professioneller und weniger konfrontativ werden mussten.  
Insbesondere der Bereich der Sprachförderung ist hier hervorzuheben. Auch 
wenn die Einführung von Sprachkenntnissen als Verschärfung der Einreise- und 
Aufenthaltsbedingungen verstanden werden kann, zeigt die Praxis, dass die 
sanktionierenden Elemente wenig bis keine Auswirkung haben (vgl. Michalow-
ski und van Oers 2011; Permoser 2012). Umso beachtlicher ist das finanzielle 
Engagement, das mit der Sprachpflicht einherging. Obwohl Multikulturalismus 
in Deutschland für gescheitert erklärt wurde, liegen die staatlichen Ausgaben zur 
Förderung von Integration und Zusammenleben weit über denen anderer Staaten. 
Allein das so mit seiner Armut kokettierende Berlin gibt dabei jährlich mehr 
Geld zur Integrationsförderung aus als der gesamte kanadische Staat (vgl. Collett 
2011; Joppke und Eule 2016).  
Dieses hat sich unmittelbar auf die Struktur der großen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen (und die kleinerer, lokal agierender) ausgewirkt. Migration 
ist nicht mehr nur ein politisches Kampfthema, sondern ein wichtiger Aufgaben-
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bereich und Einnahmequelle. Viele Akteure sind nun stärker in staatliche Struk-
turen eingebettet und schon allein zwecks ihres veränderten Auftrages angehal-
ten, nicht nur konfrontativ mit »Staat« umzugehen. Dieses hat geholfen, die in-
ternen Dynamiken in den Organisationen zu verändern und so scheinbar zu einer 
Form von Professionalisierung und Pragmatismus geführt (vgl. Joppke und Eule 
2016). 
 
5.3 Die Veränderung der Struktur und  
Ausrichtung von Ausländerbehörden 
 
Die Feldforschung in Ausländerbehörden und Anschlussinterviews mit weiteren 
Behörden ergaben, dass die Liberalisierung des Migrationsrechts selbst für die 
Ausländerbehörden unterschiedliche Auswirkungen hatte. Für einen zunächst 
kleinen Teil von Ausländerbehörden bedeutete die Reform ein tiefgreifendes 
Umdenken von Arbeitspraktiken und dem Verhältnis zwischen Zugewanderten 
und Behörde. Dies waren vornehmlich große Städte mit einer langen Tradition 
zivilgesellschaftlichen Engagements für Zugewanderte und einfachem Zugang 
zu starken öffentlichen Medien. Ein zweiter, größerer Teil, veränderte vornehm-
lich das öffentliche Auftreten der Ausländerbehörde gegenüber Medienvertre-
ter*innen und Zivilgesellschaft, ohne aber an der tatsächlichen Arbeitspraxis viel 
zu reformieren. Ein dritter Teil schließlich lehnte eine institutionelle Verände-
rung schlicht ab und versuchte, sich von dem sich wandelnden Einwanderungs-
diskurs über weitgehende Abschottung zu schützen. Im Laufe der letzten zehn 
Jahre hat sich die Gruppe der sich abschottenden Ausländerbehörden allerdings 
stark verkleinert. 
Trotz Vollzugsföderalismus ist dabei auffällig, dass hierbei von Bundesebene 
Anreize geschaffen werden und leichter Druck ausgeübt wird, um die »zögerli-
chen« Kommunen zu motivieren, über ihren Abschottungsmodus hinaus zu ge-
hen. In Deutschland wurde etwa 2013 ein zweijähriges Modelprojekt »Auslän-
derbehörden – Willkommensbehörden« initiiert, welches vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge koordiniert, aber von den Ländern finanziert wird. 
Hierbei dienen Behörden, die »Willkommenskultur« – also eine Form der Über-
nahme von liberalen rechtlichen Ideen in Praxis und Arbeitsstruktur – bereits er-
folgreich umgesetzt haben, als Vorbilder und profitieren gleichzeitig von dem 
Austausch mit den Konzepten anderer Behörden (vgl. Eule 2015). 
Auch wenn die tatsächlichen Auswirkungen solcher Projekte noch nicht ab-
schätzbar sind – und nicht zu hoch angesetzt werden sollten – ist doch auffällig, 
dass diese Debatte inzwischen nicht nur öffentlich, sondern vor allem in Prakti-
kerkreisen geführt wird. Auch wenn längst nicht alle der über 400 Ausländerbe-
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hörden »Willkommensbehörden« sind oder sein werden, und auch wenn die Be-
deutung von »Willkommensbehörden« in der Regel nicht »Willkommen«, son-
dern »Auswahl« ist, auch wenn die beforschten Ausländerbehörden eher durch 
Informalität und Chaos als durch Professionalisierung und Integrationsfreude 
glänzten, ist eine solche Strukturdebatte nicht grundsätzlich abzutun, denn sie ist 




6. Migrationssteuerung als dynamisches Feld  
 
Das vorliegende Kapitel hat versucht einen kleinen, aber wichtigen Punkt zu 
vermitteln: Akteure der Migrationssteuerung und Zivilgesellschaft stehen sich 
mitnichten grundsätzlich antagonistisch gegenüber, sondern sind zunehmend in 
nicht reibungsfreien, aber funktionalen und relativ vertrauensvollen Zweckbe-
ziehungen. Ein Blick in die tatsächliche Arbeitspraxis zeigt, dass starre funkti-
onsbezogene Darstellungen nicht ausreichen, um das komplexe und überaus dy-
namische Miteinander zu verstehen. Auch wenn Ausländerbehörden keine Will-
kommensbehörden sind, haben sie durchaus vielfach den Willen und die Mög-
lichkeiten, im Rahmen ihres Ermessens (und darüber hinaus) wohlwollend und 
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren gemeinsam Lösungen für Einzelfälle zu 
finden. Auch wenn zivilgesellschaftliche Organisationen sich primär als Unter-
stützer von Zugewanderten verstehen, scheinen sie inzwischen so professionali-
siert und staatlich eingebunden, dass sie pragmatischen Entscheidungen offen 
gegenüber stehen und die Grenzen geltenden Rechts als Grenzen ihrer eigenen 
Mobilisierung für Einzelfälle anerkennen. Auch wenn Vertreter*innen von Zi-
vilgesellschaft und Ausländerbehörden nicht immer einer Meinung sind, können 
sie sich gegenseitig unterstützen – selbst, wie wir gesehen haben, gegen eigent-
lich »artverwandte« Stellen und Behörden.  
Dies stellt einerseits die Frage, in wie weit zwischen »staatstragenden« und 
kritischeren zivilgesellschaftlichen Fraktionen unterschieden werden muss – zu-
mindest einige Interviews zu Beginn der Feldforschung scheinen dies zu bestäti-
gen. Viel wichtiger im Kontext der Frage des Verwaltens von Asyl ist aber, wie 
wir die Ausgangslage verstehen, in der in den kommenden Monaten und Jahren 
Konflikte um Einzelfälle und Migrationspolitik im Allgemeinen ausgetragen 
werden. Die Erfahrung der Feldforschung zeigt eindeutig, wie anders die Praxis 
im Vergleich zur letzten »Flüchtlingskrise« sich verhält. Dies hat mit rechtlichen 
Veränderungen, finanziellen Investitionen in Integrationsförderung durch Zivil-
gesellschaft und strukturellen Reformen in Ausländerbehörden zu tun. Bei aller 
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berechtigten Kritik an logistischen Verfehlungen, Rechtsverschärfungen, siche-
ren Herkunftsländern, Abschiebeplänen und vielem Weiteren, sollten die viel 
positiveren Grundbedingungen, unter denen Geflüchtete unterstützt und in siche-
rere, integrierende Lösungen gebracht werden können, nicht übersehen werden. 
Migrationssoziologisch gesehen kann man das Kapitel schließlich als Ruf für 
weitere akteursspezifische Forschung verstehen, die der hier vorgestellten Dy-
namik weitere Nuancen und Datenfülle verleiht. Praxis zu ignorieren oder in 
Schwarz/Weiß-Verhältnissen zu karikieren, ist nicht nur nach vorliegender Da-
tenlage falsch, sondern auch fatal: Es sind die lokalen Figurationen, in denen zi-
vilgesellschaftliches Engagement am meisten auslösen kann, und die vertraute-
ren, institutionalisierteren und regen Verbindungen zwischen Zivilgesellschaft 
und Ausländerbehörden können hier eine wichtige Ressource sein, von der aus 
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Die Entstehung rechtlicher Fallgeschichten  
in einem Übersetzungsprozess 
Die Rechtsvertretung asylsuchender Personen  
in einem schweizerischen Hilfswerk 






»Wir, die Anwälte, [...] haben die Rolle, Men-
schen zu vertreten; wir haben die Rolle, das, was 
uns die Menschen erzählen, für das juristische 
Verfahren in Form zu bringen. Deshalb können 
wir sagen, es ist eine Übersetzungsarbeit im weit 
verstandenen Sinn des Wortes.«1  
 
So beschrieb ein auf Asylrecht spezialisierter Anwalt seine Arbeit in einem In-
terview. In diesem Beitrag gehe ich auf die Rolle der Rechtsvertreter_innen von 
asylsuchenden Personen ein. Ich zeige, wie sie an der Schnittstelle zwischen den 
Behörden und den Asylsuchenden stehen. Die Rechtsvertreter_innen sind Ver-
mittler_innen oder, in den Worten des zitierten Anwalts, Übersetzer_innen. Auf 
der einen Seite erklären sie den Asylsuchenden das Asylsystem und den Verfah-
rensablauf. Auf der anderen Seite formulieren die Rechtsvertreter_innen die An-
liegen der Asylsuchenden so, dass sie bei den Behörden und Gerichten Gehör 
finden.  
                                                           
1 Von der Autorin aus dem Französischen übersetzt.  
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Ein großer Teil der Arbeit der Rechtsvertreter_innen besteht darin, schriftli-
che Gesuche und Beschwerden an die Behörden und Gerichte zu schreiben. Sie 
versuchen zum Beispiel für ihre Klient_innen mittels einer Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht (BvGer) eine Aufenthaltserlaubnis in der Schweiz zu 
erlangen. Die Rechtsvertreter_innen stellen Gesuche um Familienzusammenfüh-
rung an kantonale Migrationsämter oder sie helfen den Asylsuchenden, einen 
Visumsantrag an das Staatssekretariat für Migration (SEM) zu stellen.  
Ein wichtiger Bestandteil dieser Gesuche und Beschwerden sind die Fallge-
schichten2 ihrer Klient_innen. In den schriftlichen Dokumenten wird die indivi-
duelle Fallgeschichte der asylsuchenden Person, der Sachverhalt, beschrieben 
und mit der rechtlichen Kategorie3 verbunden. Im Mittelpunkt dieses Beitrags 
steht der Prozess, in dem diese Fallgeschichten von den Rechtsvertreter_innen 
vorbereitet und verfasst werden.  
Das Recht setzt eine bestimmte Wissensdarstellung voraus, der die Fallge-
schichten entsprechen müssen, damit sie für die Behörden und Gerichte fassbar 
sind (vgl. Conley/O’Barr 1990; Mertz 2007; Merry/Coutin 2014; Coutin/ 
Mallin/Merry 2014). Die Rechtsvertreter_innen formen die Fallgeschichten des-
halb in den Rechtsschriften so, dass sie innerhalb des rechtlichen Wissenssys-
tems bestehen können. Ich zeige in diesem Beitrag auf, wie die Fallgeschichten 
von den Rechtsvertreter_innen kreativ und strategisch je nach rechtlicher Kate-
gorie anders dargestellt werden (vgl. McKinley 1997). Das Konzept der Über-
setzung dient mir dazu, den Prozess zu beschreiben, in dem die Fallgeschichten 
von den Rechtsvertreter_innen hergestellt werden (vgl. Rottenburg 2002). In An-
lehnung an Merry und Coutin gehe ich in diesem Beitrag folgenden Fragen nach 
(Merry/Coutin 2014: 3; Coutin/Mallin/Merry 2014: 7): Wie wird der Sachverhalt 
je nach rechtlicher Kategorie von den Rechtsvertreter_innen dargestellt? Was 
wird von den Rechtsvertreter_innen sichtbar gemacht und was weggelassen? Zu 
welchen Handlungen raten die Rechtsvertreter_innen ihren Klient_innen, um ih-
re Fallgeschichten vorzubereiten und zu belegen?  
Anhand eines empirischen Beispiels zeige ich, wie die Rechtsvertreter_innen 
versuchen, für Frau G einen dauerhaften Aufenthaltstitel in der Schweiz zu er-
                                                           
2 Unter »Fallgeschichte« verstehe ich den Sachverhalt eines individuellen Falles, der in 
einer Rechtsschrift beschrieben wird. Mertz verwendet den Begriff der »legal story« 
oder »legal narrative« (vgl. Mertz 2007).  
3 Unter »rechtlicher Kategorie« verstehe ich die Gesetzesartikel (oder eine Kombination 
von Gesetzesartikeln) und die damit verbundene Rechtsprechung und -lehre, die vor-
geben, welche Kriterien erfüllt sein müssen, damit zum Beispiel eine Person einen 
Flüchtlingsstatus erhält oder eine Familienzusammenführung bewilligt wird.  
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halten, nachdem ihr Asylgesuch von den Behörden erstinstanzlich abgelehnt 
wurde. Ich folge der Arbeit der Rechtsvertreter_innen am Beispiel von Frau G 
über einen Zeitraum von sechs Monaten. Ich beschreibe, wie die Rechtsbera-
ter_innen während dieser Zeit drei unterschiedliche Darstellungen der Fallge-
schichte von Frau G herstellen. Drei rechtliche Kategorien setzen drei verschie-
dene Fallgeschichten voraus. Je nach rechtlicher Kategorie werden gewisse Ele-
mente aus ihrer Erzählung und ihren Akten zentral und andere irrelevant. Ich 
führe aus, wie das rechtliche Wissenssystem eine lückenlose Fallgeschichte von 
Frau G voraussetzt. Widersprüchliche und verschwommene Aspekte versuchen 
die Rechtsvertreter_innen zu glätten, indem sie diese Aspekte nicht erwähnen 
und den Fokus auf Elemente legen, die ihnen eindeutiger erscheinen. Ich lege 
erstens dar, wie die drei entstandenen Fallgeschichten von Frau G nie vollständig 
in die jeweilige legale Kategorie integrierbar sind. Es gelingt den Rechtsbera-
ter_innen nicht, die Lücken zu schließen und mit ihrer Fallgeschichte alle Krite-
rien zu erfüllen, die von der rechtlichen Kategorie vorausgesetzt werden. Zwei-
tens argumentiere ich, dass die unterschiedlichen Fallgeschichten, die von den 
Rechtsberater_innen produziert werden, auch untereinander nicht vereinbar sind. 
Sie widersprechen sich und sind gleichzeitig voneinander abhängig.  
Die Ausführungen gliedern sich in mehrere Schritte. Im ersten Kapitel dieses 
Beitrags beschreibe ich den Kontext der Feldforschung und die Methode. Im 
zweiten Teil lege ich die theoretische Grundlage dar, die mir zur Analyse des 
empirischen Beispiels dient. Anhand des Beispiels von Frau G zeige ich in drei 
Unterkapiteln, wie die Rechtsvertreter_innen drei Darstellungen ihrer Fallge-
schichte produzieren. In der ersten Geschichte entsteht ein Bild von Frau G als 
alleinstehende verletzliche Mutter in einer patriarchalen Gesellschaft, die Opfer 
sexueller Gewalt wurde. In der zweiten Übersetzung wechseln die Rechtsvertre-
ter_innen den Fokus auf die Bemühungen von Frau G, sich in der Schweiz zu in-
tegrieren und auf die Schulkarriere ihrer Tochter. Schließlich treten in der dritten 
Fallgeschichte die standesamtliche Heirat von Frau G mit dem Vater ihrer Toch-
ter und die Vaterschaftsanerkennung in den Mittelpunkt, welche dazu dienen 
sollten, eine Familienzusammenführung zu erreichen. Im Schlusswort gehe ich 
erneut auf den Begriff der Übersetzung ein. Ich komme dabei auf das Span-
nungsverhältnis zwischen den drei unterschiedlichen Darstellungen des Falles 
von Frau G zurück. Ich zeige, wie diese drei Fallgeschichten in ungleichen 
Machtverhältnissen entstehen.  
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2. Feldforschung in einer Beratungsstelle  
für asylsuchende Personen 
 
Stellt eine Person in der Schweiz ein Asylgesuch, wird sie in einem Empfangs- 
und Verfahrenszentrum registriert. In der Folge interviewt ein_e Beamt_in des 
SEM die Asyl beantragende Person in zwei Anhörungen4 zu den Asylgründen. 
Aufgrund dieser Interviews wird vom SEM ein Entscheid gefällt. Es wird be-
gründet, ob und warum die Person in der Schweiz bleiben darf oder nicht. Falls 
der Entscheid positiv ausfällt, wird die Art des Aufenthaltstitels bestimmt. Der 
Entscheid wird der asylsuchenden Person schriftlich eröffnet. Bei einer Ableh-
nung hat sie die Möglichkeit, in einer Frist von dreißig Tagen5 eine Beschwerde 
beim BvGer zu erheben.  
Die Anhörungen sind meistens die einzigen Momente, in denen die asylsu-
chenden Personen in direkten Kontakt mit den entscheidungsberechtigten Be-
hörden kommen und die Gelegenheit haben, ihr Anliegen mündlich vorzutragen. 
Die Beschwerde und andere rechtliche Verfahren werden ausschließlich schrift-
lich abgewickelt. Da die asylsuchenden Personen sich in der Regel im schweize-
rischen Rechtssystem nicht auskennen und sich nicht in einer für die Behörden 
und Gerichte verständlichen Sprache ausdrücken können, sind sie auf die Hilfe 
anderer Personen angewiesen. Kommt es zu einem Beschwerdeverfahren oder 
zu zusätzlichen rechtlichen Anträgen, werden die meisten Asylsuchenden des-
halb von juristischen Fachpersonen beraten und vor den Behörden und Gerichten 
vertreten. Die Rechtsvertreter_innen schreiben Briefe, Beschwerden und andere 
rechtliche Eingaben. Diese von den Rechtsvertreter_innen verfassten Dokumente 
beschränken sich nicht nur auf das Asylrecht, sondern sie beziehen sich auch auf 
verschiedene Rechtstexte, zum Beispiel auf das Ausländer- und Familienrecht. 
Sowohl nationale als auch internationale Gesetzgebungen werden von den 
Rechtsvertreter_innen in ihrer Arbeit herangezogen, um ihre Klient_innen zu 
vertreten. Auch im später dargelegten empirischen Beispiel verwenden die 
Rechtsvertreter_innen eine Fülle an verschiedenen Gesetzestexten.  
Neben kostenpflichtigen herkömmlichen Anwaltskanzleien gibt es in der 
Schweiz in jedem Kanton mindestens ein nichtstaatliches Hilfswerk, das auf die 
                                                           
4 Die asylsuchende Person wird in der sogenannten Befragung zur Person (BzP) kurz zu 
ihren Asylmotiven befragt. Es werden hauptsächlich Angaben zu ihren Personalien, 
zum Fluchtweg etc. gesammelt. In einer längeren zweiten Anhörung, der Bundesanhö-
rung, wird die Person ausführlich zu ihren Asylgründen befragt. Beide Interviews 
werden protokolliert.  
5 Je nach rechtlicher Situation kann die Frist auch nur fünf Arbeitstage betragen. 
DIE ENTSTEHUNG RECHTLICHER FALLGESCHICHTEN | 199 
 
Rechtsberatung und -vertretung im Asyl- und Ausländerrecht spezialisiert ist.6 
Die Hilfswerke gelten als unabhängig von Bund und Kantonen. Sie bieten ihre 
Dienste kostenlos7 an und werden zu einem großen Teil durch private Spenden 
finanziert. Oft leisten auch Gemeinden und Kantone einen finanziellen Beitrag in 
Form einer Spende. Die einzelnen kantonalen Organisationen sind unabhängig 
voneinander. Ihre Entstehungsgeschichten und Organisationsstrukturen sind un-
terschiedlich. Sie sind aber in einem nationalen Netzwerk zusammengeschlos-
sen, das von der Schweizerischen Flüchtlingshilfe8 koordiniert wird. Vertre-
ter_innen aller kantonalen Organisationen treffen sich einmal monatlich, um sich 
über juristische Fälle auszutauschen.  
In den Hilfswerken arbeiten zum größten Teil Personen mit einer juristischen 
Ausbildung. Die wenigen Nichtjurist_innen eignen sich das rechtliche Fachwis-
sen auf anderen Wegen an. Die Arbeitsbelastung ist oft sehr hoch und die finan-
ziellen Mittel der Organisationen sind begrenzt. Dies ist einer der Gründe, wes-
halb in einigen Organisationen auch Freiwillige mitarbeiten. Sie übernehmen 
ebenfalls Mandate für die asylsuchenden Personen. Oft sind die freiwilligen Mit-
arbeiter_innen Student_innen der Rechtswissenschaften oder einer verwandten 
Studienrichtung. Ich sehe sie deshalb ebenfalls als juristische Fachpersonen an.9  
                                                           
6 Beispiele dieser Hilfswerke sind »Caritas Schweiz«, »Hilfswerk der evangelischen 
Kirchen Schweiz« oder »Service d’aide juridique aux exilé-e-s«.  
7 In manchen Beratungsstellen wird auch ein geringer finanzieller Beitrag von den asyl-
suchenden Personen verlangt.  
8 Die Organisation Schweizerische Flüchtlingshilfe kann mit Pro Asyl in Deutschland 
verglichen werden.  
9 Ich sehe sowohl die freiwilligen als auch die festangestellten Rechtsvertreter_innen in 
den Hilfswerken als juristische Fachpersonen an. Doch ist es wichtig zu beachten, 
dass die juristische Vertretung in den Hilfswerken kostenlos angeboten wird. Mit der 
Vermischung von rechtlichem Fachwissen und humanitärer Hilfe befassten sich zum 
Beispiel Nicolas Fischer und Estelle d'Halluin-Mabillot in ihren empirischen For-
schungen. Sie untersuchten im französischen Kontext, wie Rechtsberatungsstellen von 
Hilfswerken sich mittels des Rechts gegen die Asylbehörden widersetzten. Fischer 
zeigt die Vermischung der verschiedenen Aufgaben der Rechtsvertreter_innen auf: 
Einerseits bieten sie Hilfe und Widerstand gegen eine staatliche Migrationspolitik. 
Andererseits schränkt sie der rechtliche Rahmen in ihrem Tun ein (Fischer 2009). 
Auch Estelle d’Halluin-Mabillot erforscht, wie sich die Rechtsvertreter_innen in 
Hilfswerken und Vereinen zwischen einer humanitären Motivation und dem Willen 
zur Professionalität hin und her bewegen. Sie zeigt auf, wie die freiwilligen Mitarbei-
ter_innen in diesen Organisationen eine andere Auffassung ihrer Rolle haben als die 
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Haben die asylsuchenden Personen rechtliche Fragen oder benötigen sie eine 
Rechtsvertretung, wenden sie sich meistens an eines dieser Hilfswerke. Ein 
wichtiger Grund dafür ist, dass die asylsuchenden Personen oft mittellos sind 
und die Rechtsberatung und -vertretung in diesen Organisationen kostenlos ist. 
Zudem gelten die in der Schweizerischen Flüchtlingshilfe zusammengeschlosse-
nen Hilfswerke als kompetente Akteure im schweizerischen Asylbereich. Zum 
Beispiel vermitteln die Sozialarbeiter_innen in den Wohnheimen die Asylsu-
chenden an die beschriebenen Beratungsstellen.10 Obwohl sie für den Verlauf des 
asylrechtlichen Verfahrens wichtig sind, ist die Arbeit dieser Organisationen im 
schweizerischen Kontext in der bisherigen Forschung wenig bearbeitet worden.11 
Diese Lücke möchte der vorliegende Beitrag schließen helfen.  
Die Analyse in diesem Beitrag basiert auf empirischem Datenmaterial, das 
ich für meine laufende Forschung zu meiner Dissertation in einem dieser Hilfs-
werke während sieben Monaten in den Jahren 2014 und 2015 gesammelt habe.12 
Ich arbeitete als freiwillige Mitarbeiterin in diesem Hilfswerk und hatte so die 
Möglichkeit, bei allen alltäglichen Arbeitsschritten der Rechtsvertreter_innen be-
teiligt zu sein: Ich beobachtete Beratungsgespräche zwischen Rechtsvertre-
ter_innen und Asylsuchenden. Ich führte selber zahlreiche Beratungsgespräche 
mit Asylsuchenden. Die aus den Beratungsgesprächen hervorgehende Aktenar-
beit führte ich in enger Absprache mit meinen Kolleg_innen selbständig aus. Ich 
schrieb Beschwerden und andere administrative Eingaben an das BvGer und an 
die Migrationsbehörden. Ich hatte dabei Einsicht in die Asylakten der Kli-
ent_innen. Ich war in Kontakt mit kantonalen und nationalen Migrationsämtern, 
                                                           
festangestellten juristischen Fachpersonen (d’Halluin-Mabillot 2012). Auf diesen As-
pekt der Arbeit der Rechtsvertreter_innen werde ich in meiner Dissertationsforschung 
näher eingehen. 
10 Die Schweizerische Flüchtlingshilfe ist zudem am politischen Konsultationsprozess 
über die Asyl- und Migrationsgesetzgebung beteiligt. Das verdeutlicht ebenfalls den 
wichtigen Stellenwert dieser Organisationen im schweizerischen Asylsystem.  
11 Eine Ausnahme ist der Aufsatz von Raphaël Rey und Olivier Beurret. Die Autoren 
untersuchten empirisch, wie die Rechtsvertreter_innen Fälle auswählen, für die sie 
Beschwerde beim BvGer einreichen. Die Sozialanthropologen beschreiben, wie die 
Rechtsvertreter_innen diese Entscheidung im Dilemma fällen, den Asylsuchenden ei-
nerseits eine Dienstleistung und Hilfe anbieten zu wollen. Gleichzeitig fühlen sie sich 
aber verpflichtet, dem Recht und ihrer damit verbundenen beruflichen Professionalität 
Rechnung zu tragen (vgl. Rey/Beurret 2013).  
12 Aus Vertraulichkeitsgründen nenne ich im Folgenden das Hilfswerk, in dem ich Feld-
forschung führte, »das Hilfswerk«, »die Beratungsstelle« oder »das Beratungsbüro«.  
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Gerichten, anderen Hilfsorganisationen, mit Ärzt_innen und mit Sozialarbei-
ter_innen der Asylsuchenden. Innerhalb des Beratungsbüros nahm ich an inter-
nen Sitzungen und an Supervisionen teil. Neben der Feldforschung innerhalb der 
Beratungsstelle war ich auch bei nationalen Treffen zwischen verschiedenen Be-
ratungsbüros dabei. Ich besuchte mehrere juristische Weiterbildungen zum Asyl-
recht.  
Mit meiner freiwilligen Mitarbeit in der Rechtsberatungsstelle entschied ich 
mich für eine aktiv beobachtende Teilnahme im Feld (vgl. DeWalt/DeWalt 
2011: 24). Im empirischen Fallbeispiel bin ich nicht nur die beobachtende For-
scherin, sondern vertrete Frau G auch in ihrem Asylverfahren. Durch meine ak-
tive Rolle als Freiwillige im Beratungsbüro bekam ich eine umfassende Innenan-
sicht des Arbeitsalltags. Als eine der ihren teilte ich ihre Anliegen und Sorgen. 
Da ich die Arbeitsschritte mit meinen Kolleg_innen vor- und/oder nachbesprach, 
ergaben sich zahlreiche informelle Gespräche aufgrund konkreter Fallbespre-
chungen. Sie reichten oft über die Besprechung des spezifischen Falles hinaus. 
Allgemeinere Themen der Rechtsberatungsarbeit mit Asylsuchenden kamen so 
zur Sprache.  
Wie Staci Newmahr ausführt, sehe ich meine eigenen subjektiven Erfahrun-
gen, die ich als freiwillige Rechtsberaterin machte, als Möglichkeit, ein soziales 
Phänomen – die Rechtsvertretung von asylsuchenden Personen – besser zu ver-
stehen. Indem ich meine subjektiven Erfahrungen mit dem verbinde, was meine 
Kolleg_innen im Hilfswerk erzählen und tun, wird es für mich als Forscherin 
möglich, eine Innenansicht in die Rechtsvertretung von asylsuchenden Personen 
in Hilfswerken zu erlangen (vgl. Newmahr 2008: 640).  
Während der Beratungsgespräche mit den asylsuchenden Personen und in 
den Gesprächen mit meinen Kolleg_innen im Feld war es mir in erster Linie 
wichtig, meine Klient_innen juristisch kompetent zu beraten und vor den Behör-
den und den Gerichten zu vertreten. Eine kritische Distanz und Reflexivität ge-
genüber den Geschehnissen im Feld war deshalb manchmal schwer aufrecht zu 
erhalten. Während des Schreibens der Feldnotizen rückte meine Rolle als For-
scherin wieder in den Vordergrund und ich konnte eine Distanz zum Feld und 
meiner Rolle als freiwillige Rechtsberaterin zurückerhalten.  
Das empirische Beispiel in diesem Beitrag basiert auf meinen Feldtagebü-
chern. Ich hatte zudem Einsicht in die Akten von Frau G. Ich beziehe auch die 
von mir selbst verfassten juristischen Dokumente in meine Analyse ein. Diese 
Dokumente verfasste ich im Rahmen der Vertretung von Frau G. Die Beschwer-
de und andere Dokumente wurden von meinen Kolleg_innen gegengelesen und 
kommentiert. Auch alle Beratungsschritte sprach ich mit meinen Kolleg_innen 
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ab.13 Die Analyse des Datenmaterials folgt der Grounded Theory Methode von 
Glaser und Strauss (2010). 
 
 
3. Übersetzungsprozesse und Recht  
 
Damit eine Fallgeschichte für die Behörden und die Gerichte fassbar wird und 
sie über das Gesuch oder die Beschwerde entscheiden können, muss die Ge-
schichte sowohl inhaltlich als auch formal der Wissensdarstellung entsprechen, 
die dem Recht eigen ist (vgl. Conley/O’Barr 1990; Yngvesson 1993; Mertz 
2007; Merry/Coutin 2014; Coutin/Mallin/Merry 2014). Elizabeth Mertz 
beschreibt, wie Recht bestimmt, was in einer Fallgeschichte erzählt und in 
welcher Weise es dort dargestellt wird: »In each case, a combination of proce-
dural and doctrinal or similar legal warrants delimits which versions of what oc-
curred (and indeed which aspects of the events in question) will be included in a 
set of legal facts.« (Mertz 2007: 67)  
Die rechtliche Wissensdarstellung14 unterscheidet sich von der Alltagsspra-
che (vgl. Conley/O’Barr 1990; Yngvesson 1993; Mertz 2007). Im Prozess, in 
dem eine Fallgeschichte entsteht, haben die Rechtsvertreter_innen der Asylsu-
chenden eine Schlüsselrolle inne (vgl. Merry 2006; Coutin 2003). Denn die 
Rechtsberater_innen sind juristische Fachpersonen und können sich in einer 
Sprache ausdrücken, die von den Behörden und Gerichten verstanden wird. Als 
»Menschen in der Mitte« oder »Vermittler_innen« haben die Rechtsbera-
ter_innen die Aufgabe, Ideen und Vorstellungen je nach Kontext anzupassen und 
umzudefinieren (vgl. Merry 2006: 39). Von dieser Annahme ausgehend untersu-
chen Conley und O’Barr und andere Forscher_innen empirisch, wie An-
wält_innen und andere juristische Fachpersonen während des Rechtsverfahrens 
                                                           
13 Das Besprechen von komplexen Fällen zwischen den Rechtsvertreter_innen gehört 
zum Arbeitsalltag. Vor allem die freiwilligen Mitarbeiter_innen des Beratungsbüros 
sprechen die Beratungsschritte meistens mit erfahreneren Berater_innen ab und lassen 
ihre schriftlichen Dokumente korrigieren, bevor sie sie an eine Behörde oder an ein 
Gericht schicken. Aus meiner Perspektive als Forscherin hatte dieses Besprechen von 
Fällen einen analytischen Vorteil, da es mir ermöglichte, mein eigenes Handeln aus 
der Sicht einer Rechtsvertreterin zu reflektieren. 
14 Ich gebrauche den Begriff »rechtliches Wissenssystem« oder »rechtliche Wissensdar-
stellung« im Sinne von Merry und Coutin: »Legal and technical knowledge systems 
thus make particular versions of social reality visible, even as they obscure others, 
rendering them unknowable.« (Merry/Coutin 2014: 3) 
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die alltagssprachlichen Erzählungen ihrer Klient_innen in »regel-orientierte Er-
zählungen« für die Gerichte und Behörden formen (vgl. Felstiner/Abel/Sarat 
1980; Yngvesson 1993; Mertz 2007; Merry/Coutin 2014).  
Ein großer Teil der Arbeit der Rechtsvertreter_innen von asylsuchenden Per-
sonen besteht darin, ihre Klient_innen vor den kantonalen und nationalen Migra-
tionsämtern oder vor dem BvGer rechtlich zu vertreten und schriftliche Eingaben 
zu verfassen. In diesen schriftlichen Dokumenten stellen die Rechtsbera-
ter_innen die Fallgeschichten ihrer Klient_innen so dar, dass sie in den Worten 
von Conley und O’Barr »regel-orientiert« sind, also den Anforderungen der 
rechtlichen Wissensdarstellung entsprechen (vgl. Coleny/O’Barr 1990). Den 
Prozess, in dem rechtliche Fallgeschichten im Asylbereich entstehen, haben frü-
here Studien bereits empirisch untersucht. Tommaso Sbriccoli und Stefano Jaco-
viello erforschen, wie Rechtsvertreter_innen die Erzählung von Asylsuchenden 
in einen formalen legalen Rahmen setzen und wie durch diesen Transfer eine 
neue Geschichte entsteht (vgl. Sbriccoli/Jacoviello 2011). Michelle McKinley 
beschreibt, wie Anwält_innen sich die Geschichten ihrer Klient_innen aneignen 
und sie so formen, dass sie im Rechtsverfahren strategisch gebraucht werden 
können: Die Rechtsvertreter_innen stellen die individuellen Erfahrungen der 
Asylsuchenden möglichst tragisch dar und fügen sie in stereotype Formen von 
Migration, von Frauen und von Kultur ein. In den Gerichtsverfahren besteht kein 
Platz für Widersprüche und für Zwischentöne in den Erzählungen der Mig-
rant_innen (vgl. McKinley 1997).15  
In diesem Beitrag gehe ich ebenfalls darauf ein, wie die von den Rechtsbera-
ter_innen in der Rechtsschrift dargelegte Fallgeschichte entsteht. An einem em-
pirischen Beispiel zeige ich auf, wie die Fallgeschichten das Produkt eines Pro-
zesses sind, der nichtlinear im Dialog zwischen einer Vielzahl von Akteur_innen 
stattfindet. Ich verwende den Begriff der Übersetzung, um den Prozess zu be-
schreiben, in dem die für die Behörden und Gerichte fassbaren Fallgeschichten 
entstehen. Der Begriff der Übersetzung stellt das Dialogische und Prozesshafte 
in den Mittelpunkt. Richard Rottenburg beschreibt den Vorgang des Übersetzens 
als eine Praktik, die »Getrenntes zusammenbringt«, sie »vermittelt zwischen 
zwei Elementen« und macht sie »vergleichbar« (Rottenburg 2002: 15). Während 
                                                           
15 Dies trifft auch auf Rechtsverfahren zu, die nicht spezifisch mit dem Asyl- und Migra-
tionsrecht zu tun haben. So untersuchte Alessandra Gribaldo zum Beispiel Ge-
richtsverfahren von Frauen in Italien, die häusliche Gewalt erlebt haben. Sie zeigt, wie 
die Aussagen der Frauen vor Gericht in den diskursiven Rahmen des Rechts passen 
müssen und so die spezifische Form der Subjektivität »Frau-als-Opfer« entsteht (vgl. 
Gribaldo 2014). 
204 | JOHANNA FUCHS 
 
des Übersetzungsprozesses sammeln die Rechtsvertreter_innen Informationen 
aus den Gesprächen mit den Asylsuchenden und Expert_innen, sie benutzen Ak-
ten und Dokumente und »übertragen« sie in das rechtliche Wissenssystem, so 
dass sie bei den Behörden und Gerichten Gehör finden. Die Informationen wer-
den von den Rechtsberater_innen angeordnet und in der Rechtsschrift zu einer 
Fallgeschichte geformt. Im Übersetzungsakt »entsteht eine Form, die vorher 
nicht da war« (ebd.). Es entsteht eine Fallgeschichte, die der rechtlichen Wis-
sensdarstellung entspricht. 16  
Die rechtliche Kategorie legt fest, welche inhaltlichen Elemente in einer 
Fallgeschichte relevant sind. Während des Übersetzungsprozesses legen die 
Rechtsberater_innen den Fokus auf Aspekte, die von den rechtlichen Kategorien 
erfasst werden können. Alle anderen Aspekte der »sozialen Realitäten« werden 
in den Fallgeschichten irrelevant oder unerkennbar gemacht (vgl. Merry/Coutin 
2014: 3). Ambiguitäten, Unsicherheiten und Verschwommenes werden ausge-
blendet (vgl. Merry/Coutin 2014: 2, 3, 10, 11, 12; Yngvesson/Coutin 2006: 178). 
Zum Beispiel wird in Artikel 3 des Asylgesetzes (AsylG) und der damit verbun-
denen Rechtsprechung und Rechtslehre definiert, was in der Fallgeschichte her-
vorgehoben werden muss, damit abgewogen werden kann, ob eine asylsuchende 
Person einen Flüchtlingsstatus erhält. Sie muss laut Artikel 3 AsylG ausführen, 
dass sie in ihrem Heimatstaat oder im Land, in dem sie zuletzt wohnte, wegen 
ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politischen Anschauung ernsthaften Nachteilen ausge-
setzt war oder für ihre Zukunft begründete Furcht vor derartigen Nachteilen hat. 
Weiter wird im erwähnten Gesetzesartikel festgelegt, dass die Gefährdung von 
Leib, Leben oder Freiheit sowie Maßnahmen, die einen unerträglichen psychi-
schen Druck bewirken, als ernsthafte Nachteile gelten. In der Rechtsprechung 
und -lehre werden wiederum Teilelemente des Flüchtlingsbegriffes von Artikel 3 
AsylG näher festgelegt. Beispielsweise wird die Intensität der Verfolgung abge-
handelt, die zu einem Flüchtlingsstatus führt oder nicht. Es wird unter anderem 
bestimmt, dass Folter oder direkte Angriffe auf Leib und Leben (wie Schüsse, 
                                                           
16 Sally Engle Merry beschreibt als Übersetzungsprozess, wie Menschenrechte einem 
spezifischen soziokulturellen Kontext angepasst werden und wie die Belange der lo-
kalen Bevölkerung in den transnationalen Kontext der Menschenrechte übertragen 
werden (vgl. Merry 2006). Christina Giordano braucht den Begriff der Übersetzung 
im Zusammenhang mit institutionellen Kontexten. Sie erforscht, wie in Italien in ver-
schiedenen institutionellen Kontexten andere Auffassungen von Staatsbürgerschaft 
herrschen. Jede Auffassung von Staatsbürgerschaft setzt auch eine andere Fassung der 
Geschichte der Migrant_innen voraus (vgl. Giordano 2008). 
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Todesstrafe, Verweigerung medizinischer Hilfe, Verdurstenlassen etc.) immer 
als asylrelevant gelten. Ein Freiheitsentzug muss laut der Rechtsprechung und  
-lehre demgegenüber von einer gewissen Dauer sein, um asylbeachtliche Intensi-
tät zu erlangen (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe 2009: 169f.).  
In der Beschwerde für eine Person, die um den Flüchtlingsstatus ersucht, he-
ben die Rechtsvertreter_innen deshalb in der jeweiligen Fallgeschichte die Ele-
mente hervor, die es ermöglichen, die inhaltlichen Kriterien abzuhandeln, die in 
der rechtlichen Kategorie vorgegeben werden. Zum Beispiel führen sie für den 
individuellen Fall aus, wie ihr_e Klient_in im Gefängnis durch Schlafentzug ge-
foltert wurde. Alle anderen Aspekte werden in der jeweiligen Fallgeschichte 
nicht erwähnt und damit unsichtbar gemacht. Diese interpretative Arbeit, die die 
Fallgeschichte gestaltet, d.h. bestimmte Aspekte beleuchtet und andere weglässt, 
geht während des Übersetzungsprozesses vergessen oder wird verschwiegen. Es 
entstehen lineare, klare und in sich abgeschlossene Darstellungen von Migrati-
onsgeschichten (vgl. Merry/Coutin 2014: 11f.).  
Daneben bestehen auch formale Erfordernisse, die dem Recht eigen sind. 
Diese haben zwar nicht direkt mit der Darstellung der Fallgeschichte zu tun, 
dennoch sind sie von Bedeutung, damit eine Beschwerde oder ein Gesuch von 
den Behörden oder den Gerichten berücksichtigt wird. Zum Beispiel muss bei 
der Eingabe einer Beschwerde die dreißigtägige Frist eingehalten werden, an-
dernfalls wird vom BvGer nicht auf die Beschwerde eingetreten.  
Die im Übersetzungsprozess entstehende Fallgeschichte wird von den 
Rechtsvertreter_innen mit den Rechtsartikeln, der Rechtsprechung und anderen 
rechtlich relevanten Dokumenten verknüpft und verglichen (vgl. Behrends/ 
Park/Rottenburg 2014: 4). Das rechtliche Wissenssystem setzt voraus, welche 
Elemente für das Gesuch oder die Beschwerde von Bedeutung sind und wie die-
se angeordnet und miteinander verbunden werden. In der Rechtsschrift ordnen 
die Rechtsvertreter_innen zum Beispiel Informationen, die sie von ihren Kli-
ent_innen während der Konsultation erhielten, sowie Hinweise aus den Akten, 
die vom SEM erstellt wurden, oder Rechtsprechungen vom BvGer in neuen Zu-
sammenhängen an. Oft legen die Rechtsvertreter_innen Beweisdokumente bei, 
um die Fallgeschichte zu stützen. Bei einem Härtefallgesuch17 wird beispielswei-
se eine Bestätigung zur Sozialhilfeunabhängigkeit, ein Arbeitsvertrag und eine 
Sprachkursbescheinigung beigefügt. Oder eine Person, die Folter als Asylgrund 
geltend macht, kann einen Arztbericht zu ihren Akten legen, in dem die behan-
delnden Ärzt_innen eine posttraumatische Belastungsstörung diagnostizieren. 
                                                           
17 Ein Härtefallgesuch ist ein individuelles Gesuch um Erteilung eines Aufenthaltsstatus 
(siehe dazu Kapitel 4.3 dieses Beitrages). 
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Zudem folgen die Argumente in einer schriftlichen Rechtseingabe meist einem 
Aufbau ähnlich des Syllogismus.18  
Die Informationen, die in einer Fallgeschichte angeordnet werden, resultie-
ren selbst schon aus Übersetzungsprozessen (vgl. Merry/Coutin 2014: 11). Es 
sind vorhergegangene, parallel verlaufende oder sich überschneidende Überset-
zungsprozesse. Wie erwähnt beziehen sich die Rechtsvertreter_innen zum Bei-
spiel auf die Anhörungsprotokolle zu den Asylmotiven ihrer Klient_innen, die 
das SEM erstellt hat.19 Oder sie vergleichen die Fälle ihrer Klient_innen mit be-
reits bestehenden Fällen aus der Rechtsprechung. Die Fallgeschichten reihen 
sich so in ein Geflecht von anderen Übersetzungen ein, die sich wiederum auf 
andere Übersetzungen beziehen. Rottenburg braucht den Begriff der »Überset-
zungsketten«, um dieses Netz von »transversalen Referenten« zu beschreiben 
(Rottenburg 2002: 17; Merry 2006: 43).  
Merry, Coutin und Wood zeigen auf, wie Recht ähnlich einem Messsystem 
oder einem Vergleichssystem funktioniert. Komplexe Zusammenhänge und 
Phänomene werden in messbare oder vergleichbare Einheiten übersetzt (vgl. 
Merry/Wood 2015; Merry/Coutin 2014). In diesem Sinne können Fallgeschich-
ten als vergleichbare Einheiten angesehen werden. Durch das Formen von Fall-
geschichten – und demnach von vergleichbaren Einheiten – in einem Überset-
zungsprozess wird es möglich, Ähnlichkeiten und Unterschiede mit anderen Fäl-
len aufzuzeigen und die Kriterien abzuhandeln, die in der rechtlichen Kategorie 
festgelegt sind (vgl. Merry/Wood 2015: 227). Die Rechtsvertreter_innen tun dies 
in den von ihnen verfassten Rechtsschriften und Gesuchen.  
Im folgenden Kapitel zeige ich auf, wie je nach rechtlicher Kategorie drei 
unterschiedliche Fallgeschichten für Frau G vorausgesetzt werden. Es gelingt 
den Rechtsvertreter_innen in keiner der drei Fallgeschichten vollständig, die 
Komplexität von Frau Gs Situation in eine vergleichbare Einheit zu übersetzen, 
die der gewählten rechtlichen Kategorie standhält und die der rechtlichen Wis-
sensdarstellung entspricht.  
                                                           
18 Ein Syllogismus besteht aus zwei Prämissen (Obersatz=Rechtsregel, Unter-
satz=konkreter Sachverhalt). Daraus wird eine Konklusion gezogen (vgl. Forstmo-
ser/Vogt 2012: 614f.). Das zitierte Lehrbuch von Forstmoser und Vogt gilt als Stan-
dardwerk für die Rechtswissenschaftsstudenten an Schweizerischen Universitäten.  
19 In einer breiteren Asylverwaltungsforschung untersuchte Scheffer den Prozess der 
Fallherstellung im Asylverfahren. Ein besonderes Augenmerk legt er dabei auf die 
Asylanhörungen. Er zeigt, wie die Protokolle nicht Realität darstellen, sondern Pro-
dukt eines Prozesses sind, in dem eine Vielzahl von Akteur_innen mitspielen, die von 
vielen Faktoren beeinflusst werden (vgl. Scheffer 2001).  
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4. Die Entstehung Von drei Fallgeschichten  
 
Im Hilfswerk, in dem ich Feldforschung machte, werden täglich offene Sprech-
stunden abgehalten. Während zwei Stunden können asylsuchende Personen ohne 
Voranmeldung mit eine_r Berater_in sprechen. Die Asylsuchenden, die zur Be-
ratung kommen, wissen oft nicht genau, wie das Verfahren abläuft. Sie stellen 
deshalb Fragen zum Verfahrensprozess: Wie können sie bei einem negativen 
Entscheid Beschwerde erheben? Welche Beschwerdeinstanzen gibt es? Haben 
sie das Anrecht auf Familiennachzug? Wie lange dauert es, bis sie von den Be-
hörden nach einem negativen Entscheid ausgeschafft werden? Die Rechtsbera-
ter_innen informieren ihre Klient_innen ausführlich über ihre Stellung innerhalb 
des Asylrechts. Sie betonten mir gegenüber immer wieder, wie wichtig es sei, 
dass die Asylsuchenden verstehen, welches ihre gegenwärtige und zukünftige Si-
tuation ist und welche rechtlichen Möglichkeiten sie in der Schweiz haben. Mei-
ne Kolleg_innen rieten mir zum Beispiel, das Asylsystem mit einer Skizze dar-
zustellen, um das Verfahren zu illustrieren und für die Asylsuchenden verständ-
licher zu machen. 
Die Rechtsberater_innen geben den asylsuchenden Personen mit diesen In-
formationen die Möglichkeit, ihre rechtliche Situation in der Schweiz mit den 
Augen der Behörden zu sehen. Den Asylsuchenden ist es dadurch eher möglich, 
ihre Erfolgsaussichten auf einen dauerhaften Aufenthaltstitel in der Schweiz zu 
vergrößern, indem sie zum Beispiel die fehlenden Dokumente beschaffen oder 
ihre Fluchtgründe auf eine bestimmte Art erzählen (Coutin 2003: 100, 103). Die 
Beratungstätigkeit dient dazu, die Fallgeschichten für die rechtlichen Gesuche 
oder Beschwerden im Gespräch zwischen Rechtsvertreter_in und Klient_in vor-
zubereiten.20  
Zu einer der offenen Sprechstunden kommen Frau G und ihre einjährige 
Tochter.21 Frau G ist Mitte zwanzig und lebt seit einem knappen Jahr in der 
Schweiz. Vorher hat sie einige Zeit in Spanien gelebt. Dort lernte sie auch den 
Vater ihres Kindes kennen, von dem sie sagt, sie wisse nicht, wo er sich zurzeit 
aufhalte. Sie erzählt mir, sie sei im Land A geboren und im Land B aufgewach-
                                                           
20 Die Vorbereitungsphasen für die rechtlichen Gesuche und Beschwerden sind unter-
schiedlich. Die Vorbereitungsphase bei einer Beschwerde ist kurz, meist beträgt die 
Frist dreißig Tage. Demgegenüber werden andere Gesuche über Jahre vorbereitet. 
Zum Beispiel kann es über zehn Jahre dauern, bis ein Gesuch um eine Aufenthaltsbe-
willigung über das Ausländerrecht eingereicht wird. 
21 Alle Angaben zu den Lebensumständen von Frau G wurden anonymisiert und abge-
ändert. 
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sen. Ich sehe Frau G während fast eines halben Jahres in regelmäßigen Abstän-
den, um mit ihr ihre rechtliche Situation in der Schweiz zu besprechen.22 Wäh-
rend dieser Monate ändert sich ihre Situation mehrmals. Einerseits treffen das 
SEM und das BvGer einen Entscheid, und später einen Zwischenentscheid, be-
züglich ihres laufenden Asylverfahrens. Andererseits ändert sich auch die Le-
benssituation von Frau G und sie äußert mir gegenüber andere Anliegen. Ich 
entdecke nach und nach weitere Aspekte ihrer Geschichte. Ich erfahre allmählich 
die Komplexität ihrer familiären Verhältnisse. Mit der sich verändernden Situa-
tion entstehen neue rechtliche Konstellationen. Sie verlangen nach anderen Fall-
geschichten von Frau G. Indem ich Frau G über einen längeren Zeitraum beglei-
te, wird besonders deutlich, wie sich ihr Fall entwickelt. Es wird sichtbar, wie 
jede rechtliche Kategorie eine spezifische Fallgeschichte von derselben Person 
voraussetzt und wie diese Geschichten Produkte eines Prozesses sind. In den 
folgenden drei Unterkapiteln lege ich dar, wie die drei Darstellungen des Falles 
G Form annehmen. Die drei Fallgeschichten entstehen zwar chronologisch eine 
nach der anderen. Sie überschneiden sich aber in ihren Anfängen und Enden und 
laufen zeitweise auch parallel ab.  
 
4.1 Allgemein schwierige Lebensumstände 
 
Als ich Frau G kennenlerne, weiß ich schon, dass sie vom SEM einen ablehnen-
den Entscheid auf ihr Asylgesuch erhalten hat. Ein paar Tage zuvor brachte sie 
meinen Kolleg_innen ihre Asylakten.23 Sie möchte, dass die Beratungsstelle ihr 
hilft, eine Aufenthaltserlaubnis in der Schweiz zu bekommen. Meine Kol-
leg_innen beauftragten mich deshalb, ihren Fall anzuschauen und abzuklären, ob 
eine Chance bestehe, eine Beschwerde erfolgreich beim BvGer einzulegen.  
Ich gehe im Folgenden zuerst darauf ein, wie das SEM den negativen Ent-
scheid begründet. Indem ich zuerst diese Fallgeschichte im SEM-Entscheid be-
schreibe, wird später deutlicher, wie die Rechtsvertreter_innen in den weiteren 
Übersetzungsschritten andere rechtliche Kategorien wählen und so andere Fall-
geschichten von Frau G entstehen.  
                                                           
22 Insgesamt sehe ich Frau G in diesem Zeitraum 16 Mal. Ihr Fall ist beim BvGer immer 
noch anhängig. Der Vater ihrer Tochter ist in Spanien und sie hat keinen legalen Auf-
enthaltsstatus in der Schweiz. 
23 Die Akten von Frau G beinhalten den negativen Entscheid des SEM, die Protokolle 
der zwei Anhörungen, einen Auszug aus der Eurodac-Datenbank, in dem vermerkt ist, 
wann und wo Frau Gs Fingerabdrücke in Spanien zum ersten Mal digital erfasst wur-
den, und eine Kopie ihres Aufenthaltsstatus in Spanien. 
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Wie ich bereits erwähnte, werden die Asylsuchenden in zwei Interviews zu 
ihren Asylgründen befragt. Es sind vor allem die Protokolle der zwei Anhörun-
gen, aufgrund derer das SEM entscheidet, ob einer Person ein Aufenthaltsstatus 
erteilt wird oder nicht. Frau Gs zweite Anhörung durch das SEM dreht sich 
hauptsächlich um ihre Herkunft. In mehr als ¾ der rund 150 Fragen wird sie von 
der Beamt_in des SEM immer wieder zu detaillierten Angaben zu ihren Famili-
enverhältnissen und ihrer Staatszugehörigkeit befragt. Erst am Ende des zweiten 
Interviews werden Fragen zu den Asylgründen gestellt. Die Beamt_in des SEM 
möchte wissen, welches für Frau G das ausschlaggebende Ereignis war, das 
Land B zu verlassen. Frau G beschreibt daraufhin ihre damalige Lebenssituation. 
Sie nennt keinen präzisen Zeitpunkt oder einzelne Begebenheiten, die sie dazu 
bewogen haben, wegzugehen: 
 
»F: Was waren die Gründe dafür, dass Sie das Land B verlassen haben und in der Schweiz 
ein Asylgesuch stellten? 
A:  Bevor ich das Land verließ, lebte ich zusammen mit meiner Tante. Meine Tante hat 
einen Sohn. Dort wurde ich vergewaltigt. Dann hatte ich ein Missverständnis mit mei-
ner Tante, sodass ich das Haus verlassen habe. [...] Ich hatte keine anderen Familien-
angehörige, darum bin ich weggegangen.  
F:  [...] Was war schließlich der Auslöser, dass sie das Land verlassen haben? 
A:  Wie ich ihnen erzählt habe, ich hatte keine Familie dort. Als ich das Haus meiner Tan-
te verließ, war ich 15 Jahre alt. Die fünf Jahre, die ich danach verbracht habe, waren 
sehr schwer. Ich habe als Haushälterin gearbeitet. [...] Es gab einige Familien, die pu-
bertierende Jungs hatten. Weil ich mich nicht wohl fühlte, wurde ich gezwungen, im-
mer wieder meinen Arbeitsplatz zu wechseln. Das habe ich getan, weil ich nicht drau-
ßen übernachten wollte. Da dabei auch meine Moral verletzt war, konnte ich mich 
auch nicht auf meine Haushaltsarbeit konzentrieren. Ich war sehr traurig. Meine 
Freunde haben die Schule weitergemacht. Sie haben etwas erreicht. Ich habe die 
Schule vom 5. Schuljahr an abgebrochen. Das hat mich auch so verletzt. Darum habe 
ich entschlossen, das Land zu verlassen.« (Auszug Protokoll SEM) 
 
Basierend auf den Protokollen der Anhörungen wird der negative Entscheid be-
gründet. Der negative Entscheid ist kurz gehalten. Die Beamt_innen argumentie-
ren in zwei Richtungen. Wie zuvor in den Fragen der Anhörung betont das SEM 
auch im Entscheid in einem ausführlicheren Abschnitt die Unglaubhaftigkeit der 
Herkunft und der Familienverhältnisse von Frau G. Das SEM wirft ihr vor, dass 
sie absichtlich verheimliche, dass sie eigentlich die Nationalität B besitze, zudem 
verschleiere sie, dass sie über ein Familien- und Bekanntennetz in Stadt C verfü-
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ge.24 Dazu listen die Beamt_innen des SEM einige Unklarheiten bezüglich der 
Aussagen von Frau G im Protokoll auf. Zum anderen wird in zwei Sätzen zu ih-
ren Asylgründen im Entscheid festgehalten, dass »die im Land B angeführte 
Vergewaltigung sechs Jahre vor der Ausreise aus dem Land B stattfand. [...] Es 
kann somit nicht mehr davon ausgegangen werden, dass dieses Ereignis in einem 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang zu ihrer Ausreise aus Land B steht.« 
(Auszug aus dem Entscheid des SEM).25 Frau G hat laut Entscheid keine asylre-
levanten Nachteile geltend gemacht, sondern das Land verlassen, weil sie dort 
mit »allgemein schwierigen Lebensumständen« (Auszug aus dem Entscheid des 
SEM) konfrontiert war. Das SEM entscheidet deshalb, dass Frau G in das Land 




Die Rechtsberater_innen knüpfen mit ihrem ersten Übersetzungsprozess an den 
oben dargelegten negativen SEM-Entscheid an. Sie haben eine Beschwerdefrist 
von dreißig Tagen, um auf diesen Entscheid zu reagieren. Die Beschwerde soll 
die Richter_innen des BvGer davon überzeugen, dass Frau G einen legalen Auf-
enthaltsstatus in der Schweiz erhalten sollte. Der Übersetzungsprozess, der die 
Fallgeschichte von Frau G so modellieren soll, dass die Beschwerde zielführend 
ist, findet in mehreren Situationen statt. Der Prozess erfolgt erstens in der Dis-
kussion zwischen den Rechtsberater_innen, während der sie Erfahrungen über 
ähnliche Fälle austauschen. Zweitens führen die Rechtsvertreter_innen weitere 
Gespräche mit Frau G. Drittens werden die Asylakten von Frau G analysiert. Es 
sind dieselben Akten, auf die sich auch das SEM im negativen Entscheid stützt, 
also vor allem die Protokolle der zwei Anhörungen.  
Nach einer ersten Durchsicht der Akten von Frau G suche ich in den Diskus-
sionen mit meinen Kolleg_innen nach einer rechtlichen Kategorie, die sich am 
besten eignet, Frau Gs Anliegen in der Schweiz zu bleiben, zu begründen. Meine 
Kolleg_innen machen mich auf die Rechtsprechung des BvGer aufmerksam. 
Nebst einer Überzahl negativer Urteile gibt es auch einige positive Urteile zu 
                                                           
24 Hätte das SEM Frau G geglaubt, dass sie aus Land A ist, hätte sie nach Schweizer 
Asylpraxis Anrecht auf eine Aufenthaltserlaubnis in der Schweiz gehabt. 
25 Laut der Rechtsprechung und -lehre den Flüchtlingsbegriff betreffend muss zwischen 
der Verfolgungshandlung und der Flucht »ein zeitlich und sachlicher Kausalzusam-
menhang stehen«. Der zeitliche Kausalzusammenhang ist unterbrochen, »wenn zwi-
schen der erlittenen Verfolgungsmaßnahme und der Ausreise eine längere Zeit ver-
strichen ist« (Schweizerische Flüchtlingshilfe 2009: 187).  
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ähnlichen Situationen. In diesen Urteilen gewähren die Richter_innen des BvGer 
der Klägerin einen Aufenthaltsstatus mit der Begründung, dass eine alleinste-
hende Mutter mit Kleinkind, schlechter Bildung und als Opfer sexueller Gewalt 
in der patriarchalen Gesellschaft des Landes B ein unwürdiges Leben führen 
müsse. Das Gericht ordnet deshalb an, einer solchen Frau eine vorläufige Auf-
nahme zu gewähren.26 Meine Kolleg_innen raten mir, die Beschwerde aufgrund 
dieser Rechtsprechung zu schreiben, d.h. die Fallgeschichte von Frau G mit der-
jenigen der Frau im Urteil zu vergleichen. Allerdings schätzen meine Kol-
leg_innen die Erfolgschancen der Beschwerde trotz dieser Rechtsprechung als 
relativ gering ein. Sie erzählen von ihren Erfahrungen mit »Land B-Fällen« und 
nennen zwei Anforderungen, die erfüllt sein müssen. Erstens müssen kumulative 
Faktoren vorhanden sein, es dürfe sich zum Beispiel nicht nur um eine junge al-
leinstehende Frau handeln, auch ihr Kind müsse krank sein. Zweitens führe es 
oft dazu, dass die gesamten Vorbringen einer asylsuchenden Person als unglaub-
haft gelten, wenn das SEM an der Glaubhaftigkeit der Herkunft zweifle. Ich sol-
le Frau G deshalb fragen, ob sie zu einem Psychiater gehe oder an anderen medi-
zinischen Problemen leide, damit ich der Beschwerde allenfalls einen Arztbe-
richt beilegen könnte.27 
                                                           
26 Eine vorläufige Aufnahme (F-Ausweis) (subsidiärer oder humanitärer Schutz) wird 
von den Behörden nach Art. 44 des Asylgesetzes (AsylG) erteilt, wenn der Vollzug 
der Wegweisung für Ausländer_innen in Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allge-
meiner Gewalt und medizinischer Notlage eine konkrete Gefährdung darstellt. Art. 44 
AsylG bezieht sich auf das Ausländergesetz Art. 83 Abs. 4 des Ausländergesetzes 
(AuG). Der F-Ausweis ist auf höchstens ein Jahr befristet. In der Praxis wird er aber 
meistens jährlich automatisch verlängert (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe 2009: 
225ff.). Als Beispiel für eine alleinstehende Frau, die eine vorläufige Aufnahme er-
hielt, kann das Urteil vom 23. September 2010 mit der Geschäftsnummer E-
3430/2010 online auf der Entscheidungsdatenbank des BvGer eingesehen werden 
(www.bvger.ch vom 3.6.2016). 
27 Gemäß Art. 44 AsylG in Kombination mit Art. 83 Abs. 4 AuG besteht eine »konkrete 
Gefährdung«, wenn eine weggewiesene Person eine lebensnotwendige medizinische 
Behandlung im Heimatstaat nicht erhalten kann. In der Praxis hat sich auch eine 
Kombination von Faktoren herausgebildet, wie Alter, Gesundheit, fehlendes Bezie-
hungsnetz und schlechte Aussichten für das wirtschaftliche Auskommen als »konkrete 
Gefährdung«. Es wird deshalb eine vorläufige Aufnahme gewährt (F-Ausweis) (vgl. 
Schweizerische Flüchtlingshilfe 2009: 225ff. und das Grundsatzurteil des BvGer 
EMARK 1999/8).  
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Die Fallgeschichte von Frau G wird mit Blick auf diese rechtliche Kategorie 
konstruiert. In mehreren Gesprächen mit Frau G versuche ich nun die zwei An-
forderungen zu erfüllen, auf die mich meine Kolleg_innen aufmerksam gemacht 
haben, um die Chancen auf Gutheißung der Beschwerde zu erhöhen. Diese An-
forderungen sind, wie bereits erwähnt, die angezweifelte Herkunft, die Famili-
enverhältnisse und der kumulative Faktor. Bezüglich der angezweifelten Glaub-
haftigkeit spreche ich Frau G auf die Ungenauigkeiten ihrer Aussagen in den 
Protokollen zu ihrer Herkunft an. Ich stelle ihr Fragen zu ihren Wohnorten, um 
chronologisch zu rekonstruieren, wo sie wann lebte. Doch die zeitliche Abfolge 
wird dadurch nicht klarer, eher kommen noch weitere Daten ins Spiel, die nicht 
die gleichen sind wie die erstgenannten Antworten. Auf mein wiederholtes 
Nachfragen sagt Frau G während einer unserer Gespräche, sie würde versuchen, 
mir vielleicht in zwei Monaten einen Geburtsschein aus Land A als Beweismittel 
zu besorgen. Doch sie wird dieses versprochene Dokument nie beschaffen kön-
nen. In einem anderen Gespräch beginnt sie zu weinen, als ich sie abermalig auf 
ihre Herkunft anspreche und erkläre, wie wichtig es sei, dass sie beweisen kön-
ne, dass sie aus Land A stamme. Auf mein Drängen hin erzählt sie nochmals, 
dass ihre Mutter aus Land A sei, sie aber keinen Kontakt mit ihr habe.  
Aufgrund der wenigen Angaben bezüglich ihrer Vergangenheit entscheide 
ich mich, wie es mir zuvor meine Kolleg_innen geraten haben, in der Beschwer-
de nicht näher auf die Herkunft und Familienverhältnisse von Frau G einzuge-
hen. Ich argumentiere einzig im Zusammenhang mit ihrer Lebenssituation im 
Land B. Die Beschwerde bezieht sich auf genau die gleichen Dokumente, mit 
denen das SEM zuvor seinen negativen Entscheid begründet hat: Nämlich aus-
schließlich auf die Protokolle der Anhörung. Trotzdem ändert sich durch die von 
den Rechtsberater_innen gewählte rechtliche Kategorie die Perspektive. Die ver-
schiedenen Aspekte ihres Falles werden nun anders gewichtet als im SEM-
Entscheid und damit eine neue Fallgeschichte produziert.  
In der Beschwerde28, die in diesem Übersetzungsprozess entsteht, werden 
zuerst die entsprechenden Rechtsartikel und die Rechtsprechung zusammenge-
fasst. Dann werden vier kausale Gründe aufgelistet, weshalb Frau G im Land B 
nicht weiterleben könne: (1) Frau G verfügt über keine gute Schul- und Berufs-
bildung. (2) Sie hat kein soziales Netzwerk in Stadt C. (3) Sie erlitt sexuelle und 
berufliche Ausbeutung als Hausmädchen. (4) Sie ist alleinstehende Mutter eines 
Kleinkindes. Weiter wird argumentiert, dass bei einer allfälligen Ausschaffung 
                                                           
28 Die Beschwerde wurde von der Autorin verfasst. Sie basiert auf einem Beschwerde-
modell des Hilfswerks zu einer ähnlichen Situation wie Frau G. Die Beschwerde wur-
de von einem Rechtsvertreter des Hilfswerks gegengelesen.  
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von Frau G sie wieder mit den gleichen Problemen konfrontiert würde, die sie 
zuvor zur Ausreise bewogen. Basierend auf Länderberichten wird eine patriar-
chale und machistische Gesellschaft im Land B beschrieben.29 Für Frau G beste-
he deshalb einerseits die Gefahr der Retraumatisierung und andererseits die Ge-
fahr, erneut Opfer sexueller Gewalt zu werden. Zusätzlich ist Frau G Mutter ei-
nes Kleinkindes, dessen Wohl durch die Rückführung mitbeeinträchtigt würde.  
In der Beschwerde wird textuell eine Opfergeschichte erzählt. Es werden ge-
nau diejenigen Punkte, die vom SEM im negativen Entscheid nur oberflächlich 
behandelt wurden, ins Zentrum gerückt und miteinander verknüpft. Im SEM-
Entscheid wurde die Vergewaltigung von Frau G kaum erwähnt. Auch werden 
ihre »allgemein schwierigen Lebensumstände« vom SEM nicht näher beschrie-
ben und nur in einem Satz abgehandelt. In der Beschwerde wird genau dort an-
gesetzt und die erlittene Vergewaltigung und die Verletzlichkeit von Frau G als 
alleinstehende Mutter betont. Die Lage der Frauen im Land B wird im Detail be-
schrieben. Im Gegensatz zum SEM-Entscheid wird in der Beschwerde nicht auf 
die Frage ihrer Herkunft und Familienverhältnisse eingegangen. Denn wie oben 
beschrieben konnten in den Gesprächen mit Frau G die Unklarheiten nicht ge-
klärt werden. In der Beschwerde legen die Rechtsberater_innen den Fokus auf 
die vergangene Geschichte von Frau G und schließen daraus auf die Gefahren, 




Wie ich darlegte, schätzen meine Kolleg_innen die Chancen, dass Frau G die 
Beschwerde gewinnen könnte, als gering ein. Sie ziehen deshalb noch eine zwei-
te Möglichkeit in Erwägung, mit der Frau G einen Aufenthaltstitel in der 
Schweiz erlangen könnte: Trotz des negativen Asylentscheides kann sie als an-
genommene Person aus Land B nicht aus der Schweiz ausgeschafft werden.30 
                                                           
29 Anthony Good untersucht den Gebrauch von Herkunftsländerberichten im Asylver-
fahren vor Gericht. Er zeigt, wie diese Dokumente als »objektive« Beweise dienen, 
die die »subjektiven« Geschichten der Asylsuchenden belegen oder diese Geschichten 
falsifizieren (vgl. Good 2004).  
30 Besteht kein Rückübernahmeabkommen zwischen der Schweiz und einem anderen 
Land können abgewiesene asylsuchende Personen nicht ausgeschafft werden. Je nach 
Herkunftsland ist es für die Schweizer Migrationsbehörden auch nicht möglich, die 
Ausreise der Asylsuchenden zu erzwingen, wenn die Nationalität der Gesuchstel-
ler_innen unklar ist. Diese Herkunftsländer stellen keine Reisedokumente aus, wenn 
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Frau G wird ohne Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz bleiben können. Dies 
würde in ihrem Falle heißen, dass sie und ihr Kind keinen legalen Aufenthalts-
status haben und nur von Nothilfe leben.31  
Die sogenannte Härtefallregelung sieht vor, dass ein individuelles Gesuch für 
einen Aufenthaltsstatus (B-Ausweis) gestellt werden kann, wenn die betroffene 
Person sich seit der Einreichung des Asylgesuchs »seit mindestens fünf Jahren in 
der Schweiz aufhält«, der »Aufenthaltsort der Person den Behörden immer be-
kannt gewesen ist« und ein »schwerwiegender persönlicher Härtefall« vorliegt. 
Die Kriterien, die einen »schwerwiegenden persönlichen Härtefall« definieren, 
werden von einer Bundesverordnung und der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung festgelegt. Es sind dies etwa Integration, familiäre Verhältnisse (zum Bei-
spiel der Zeitpunkt der Einschulung eines Kindes), Wille der Gesuchsteller an 
der Teilhabe am Wirtschaftsleben (Arbeit, keine Sozialhilfe, kein Schuldnerver-
zug sind vorhanden), Erwerb von Bildung (Sprache, andere Weiterbildung), Re-
spektierung der Rechtsordnung (keine Einträge im Strafregisterauszug) und kei-
ne Möglichkeit der Wiedereingliederung in den Herkunftsstaat.32 Diese Kriterien 
werden je nach individueller Situation unterschiedlich gewichtet und gegenein-
ander abgewogen. In einem Gespräch mit meinen Kolleg_innen erzählen sie von 
einem ähnlichen Fall: Für eine alleinstehende Frau aus Land B, die schon seit 
über zehn Jahren ohne Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz lebt, zeichnet sich 
jetzt endlich über die Härtefallregelung eine Lösung für einen legalen Aufent-
haltsstatus ab, da sie und ihr Kind schon so lange in diesem Land lebten.  
Die rechtliche Kategorie Härtefallregelung wird für Frau G im Laufe der 
Zeit, in der sie zur Beratungsstelle kommt, immer wichtiger. Sie wird schließlich 
zur einzigen Möglichkeit, mit der sie eines Tages einen geregelten Aufenthaltsti-
tel in der Schweiz bekommen könnte. Denn etwa drei Monate nachdem die Be-
schwerde gegen den negativen Asylentscheid beim Gericht eingereicht wurde, 
erhält Frau G eine Zwischenverfügung. Das BvGer begründet in dieser Verfü-
gung, warum es nicht auf die Beschwerde eintritt. Das Gericht folgt der gleichen 
Argumentation wie das SEM im negativen Entscheid für Frau G. Für die Rich-
                                                           
die Nationalität der ausreisenden Personen nicht belegt ist. Dies ist zum Beispiel der 
Fall von Land B, in das Frau G zurückgeschafft werden sollte.  
31 Abgewiesene Asylsuchende werden von der Sozialhilfe ausgeschlossen und erhalten 
Nothilfe. Nothilfe wird in Form von Sach- oder täglichen Geldleistungen ausgerichtet. 
Es wird auch eine minimale Unterkunft zur Verfügung gestellt. Abgewiesene asylsu-
chende Personen erhalten keine Arbeitserlaubnis und besitzen keine Ausweispapiere. 
Sie sind Sans-Papiers.  
32 Vgl. Art. 14 AsylG und Art. 31 VZAE. 
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ter_innen »[erscheinen] die Beschwerdebegehren als aussichtslos« (Auszug aus 
der Verfügung des BvGer).33 Ich bespreche mit Frau G daraufhin die Möglich-
keit der Härtefallregelung nochmals genauer. Ich mache sie darauf aufmerksam, 
dass es hauptsächlich darum gehe, mindestens fünf Jahre Zeit verstreichen zu 
lassen.34 Je länger sie warte, desto höher würden ihre Chancen auf einen Aufent-
haltsstatus. Mit Schulzeugnissen und einem Sprachtest würde sie ihre Integration 
beweisen können. Zudem sollte sie keine Schulden machen und keine Straftaten 
begehen.  
Im Gegensatz zur vorherigen Übersetzung spielt bei der Härtefallregelung 
die Vergangenheit von Frau G im Land B eine untergeordnete Rolle. Die Mög-
lichkeit eines dauerhaften legalen Aufenthaltsstatus liegt in der Zukunft. Wäh-
rend in der Beschwerde die Verletzlichkeit von Frau G und ihrer Tochter in den 
Vordergrund gestellt wurde, werden im Ausblick auf das Härtefallgesuch ihre 
Eigeninitiative und ihr Wille zur Integration betont. Für das Gesuch wird die 
Fallgeschichte einer »erfolgreichen Integration« vorbereitet. Die Integration wird 
in ihrem Falle hauptsächlich an der Dauer des Aufenthalts in der Schweiz und 




Die Situation von Frau G ändert sich ein drittes Mal. Ein paar Monate nach der 
Eingabe der Beschwerde bekomme ich eine E-Mail ihrer Sozialarbeiterin. Sie in-
formiert mich, dass der Ehemann von Frau G, Herr T, aufgetaucht sei und in der 
Schweiz ein Asylgesuch gestellt habe. Er sei einem anderen Kanton zugeteilt 
worden. Die Sozialarbeiterin will wissen, was ich tun könne, damit der Ehemann 
am gleichen Ort wie Frau G leben dürfe.  
Mit dem Auftauchen des Ehemannes von Frau G kommt es zu einer neuen 
Ausgangslage. Es geht in diesem Übersetzungsprozess nicht mehr darum, eine 
Fallgeschichte zu formen, damit Frau G und ihre Tochter einen Aufenthaltsstatus 
bekommen, sondern das Zusammenleben mit ihrem Ehemann in der Schweiz 
wird angestrebt. Es muss deshalb eine neue rechtliche Kategorie gesucht werden, 
mit der das neue Anliegen von Frau G mit dem Recht vereinbar gemacht werden 
                                                           
33 Frau G müsste einen Kostenvorschuss zahlen, wenn sie trotzdem will, dass das Ge-
richt auf die Beschwerde eintritt. Meine Kolleg_innen sagen mir, ich solle Frau G da-
von abraten, den Kostenvorschuss zu zahlen. Die Beschwerde würde sowieso vom 
Gericht abgelehnt werden.  
34 Im Falle von Frau G wären es zum Zeitpunkt des Erhalts der Zwischenverfügung noch 
mindestens vier Jahre, die sie warten müsste, bis sie das Gesuch einreichen kann.  
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kann. Wieder beginnt der Prozess bei der Diskussion unter den Rechtsbera-
ter_innen. Sie zeigt, dass es einige Hindernisse gibt, die einem Zusammenleben 
der Familie in der Schweiz im Wege stehen: Die Anwältin von Herrn T infor-
miert mich, dass das SEM einen negativen Entscheid gefällt hat und Herrn T 
nach Spanien ausschaffen wird, weil er dort einen Aufenthaltsstatus besitzt. Die 
Anwältin erzählt weiter, dass zusätzlich die effektive Beziehung des Paares vom 
SEM angezweifelt wird.  
Die Ausschaffung von Herrn T nach Spanien kann aus der Sicht meiner Kol-
leg_innen nicht verhindert werden. Frau G will nicht mit ihrem Mann zusammen 
nach Spanien zurück, da ihre Lebenssituation dort sehr schlecht war. Da Frau G 
aber keinen legalen Aufenthaltsstatus in der Schweiz hat, ist es nicht möglich, 
dass Herr T dank einer Familienzusammenführung in der Schweiz bleiben kann. 
In der Diskussion kommen wir deshalb zum Schluss, dass ich überprüfen solle, 
ob Herr T eine Einreisesperre für die Schweiz bekomme. Sei dies nicht der Fall, 
so habe er wenigstens die Möglichkeit, in die Schweiz zu Besuch zu kommen. Er 
könne hier zivilstandesamtlich heiraten und seine Vaterschaft offiziell anerken-
nen lassen. Dies jedoch erst, nachdem Frau G einen Aufenthaltsstatus in der 
Schweiz bekommen habe, d.h. – wie erwähnt – nach frühestens fünf Jahren und 
nach der Bewilligung des Härtefallgesuches.35 Besitzt Frau G einen Aufenthalts-
status, kann sie gestützt auf die zivilstandesamtliche Heirat und die Vaterschafts-
anerkennung ein Gesuch um Familiennachzug aufgrund des Ausländerrechts 
stellen. Meine Kolleg_innen weisen mich aber noch darauf hin, dass die Heirat 
schwierig werde, weil weder Frau G noch Herr T Identitätsdokumente und eine 
Zivilstandesbescheinigung besitzen, die in der Schweiz nötig sind, um zivilstan-
desamtlich heiraten zu können.  
Die rechtliche Kategorie, mit der der Wunsch von Frau G nach einer Famili-
enzusammenführung abgehandelt wird, setzt die Fallgeschichte einer Familie vo-
raus, die in der Schweiz zivilstandesamtlich anerkannt ist. Wie vorher bei der 
Härtefallregelung wird auch bei dieser Übersetzung eine zukünftige Geschichte 
vorbereitet. In der Beschwerde war eines der Hauptargumente, dass Frau G al-
leinerziehende Mutter ist. Es wurde argumentiert, dass Frau G nicht wüsste, wo 
sich ihr Ehemann befände und sie deshalb auf sich alleine gestellt sei. Nun wer-
                                                           
35 Seit Anfang 2011 müssen alle heiratswilligen ausländischen Staatsangehörigen ihren 
rechtmäßigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen. Zudem sind die Zivilstandesäm-
ter verpflichtet, die Migrationsbehörden über illegale Brautleute zu benachrichtigen. 
Das Bundesgericht hat jedoch entschieden, dass Sans-Papiers die Heirat in der 
Schweiz nicht generell verweigert werden darf. Das bedeutet, dass jeder Einzelfall ge-
prüft werden muss. Die Praxis ist kantonal unterschiedlich. 
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den ihre Heirat und die Vaterschaftsanerkennung ihrer Tochter in der Fallge-
schichte besonders betont. Während bei der Härtefallregelung nicht näher auf 
Identitätsdokumente eingegangen wurde, muss sie in dieser Fallgeschichte dar-
auf zurückgreifen: Die Familienzusammenführung hängt davon ab, dass Frau G 
Dokumente beschaffen kann, die ihre Identität und ihren Zivilstand bestätigen. 
Für die Familienzusammenführung ist es unwichtig, ob die Dokumente aus dem 
Land B oder Land A stammen. In der Beschwerde hingegen war der spezifische 
Länderkontext wichtig. Letztlich hängt die zukünftige Geschichte der Familien-
zusammenführung von der in der Zukunft liegenden Geschichte der Härtefallre-
gelung ab. Die Familienzusammenführung wird nur möglich, wenn die Härte-
fallregelung angenommen wird. 
 
 
5. Schlusswort  
 
Fallgeschichten können als vergleichbare Einheiten eines rechtlichen Wissens-
systems angesehen werden (vgl. Merry/Wood 2015; Merry/Coutin 2014). Die 
rechtlichen Kategorien dieses Systems bestimmen, was in einer Fallgeschichte 
relevant ist und welche Elemente unsichtbar gemacht werden. Am empirischen 
Beispiel zeigte ich, wie die Rechtsvertreter_innen drei Fallgeschichten von Frau 
G formen, um deren Anliegen zu erreichen, eine Aufenthaltserlaubnis in der 
Schweiz zu erhalten und um zu einem späteren Zeitpunkt auch die Familienzu-
sammenführung zu ermöglichen. Je nach persönlicher und legaler Situation von 
Frau G werden von den Rechtsvertreter_innen drei verschiedene rechtliche Ka-
tegorien herangezogen. Es entstehen drei Fallgeschichten mit unterschiedlichem 
Fokus. Die Fallgeschichte, die der Beschwerde zugrunde liegt, fokussiert auf die 
Vergangenheit im Land B. In den Vordergrund tritt die Verletzlichkeit von Frau 
G und ihrem Kind. Diese Version wird schriftlich ausgeführt. In den beiden an-
deren Fallgeschichten werden zukünftige Szenarien entworfen, die einmal für 
eine konkrete Eingabe wirksam werden können. Die Rechtsvertreter_innen bera-
ten Frau G, wie sie diese Gesuche vorbereiten kann. Da ist zum einen die mögli-
che Aussicht eines legalen Aufenthaltsstatus nach einer mindestens fünfjährigen 
Anwesenheit von Frau G und ihrem Kind als Sans-Papiers in der Schweiz. Es 
wird auf ihre Integration und auf die Schulkarriere ihrer Tochter gesetzt. Zum 
anderen wird die Geschichte einer Familienzusammenführung entworfen, die auf 
einer zivilstandesamtlichen Heirat mit dem Vater des Kindes beruht und die ei-
nen legalen Aufenthaltsstatus von Frau G voraussetzt.  
Im empirischen Beispiel wird deutlich, wie die drei Darstellungen in einem 
Spannungsverhältnis zueinander stehen. Während in einer Fallgeschichte ein be-
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stimmter Aspekt betont wird und ein anderer verschwiegen, liegt in einer zwei-
ten Version der Fokus genau auf den Aspekten, die vorher verschwiegen wur-
den. Es entstehen so Gegensätze zwischen den einzelnen Fallgeschichten. Zum 
Beispiel wird in der Beschwerde Frau G als alleinstehende Frau beschrieben. In 
der Familienzusammenführung tritt ihre Bindung zum Vater ihres Kindes in den 
Vordergrund. Für das Härtefallgesuch steht das gegenwärtige Leben von Frau G 
in der Schweiz im Mittelpunkt, in der Beschwerde wird ihr vergangenes Leben 
im Land B betont. Je nach rechtlicher Kategorie werden auch die Dokumente un-
ter einem anderen Gesichtspunkt beleuchtet. Beispielsweise sind die Identitäts-
dokumente sowohl für die Familienzusammenführung als auch für die Be-
schwerde wichtig. In der Familienzusammenführung werden die Identitätsdo-
kumente für die zivilstandesamtliche Heirat benötigt und sollen die Identität von 
Frau G beweisen. In der Beschwerde sind sie wichtig, um ihre Nationalität zu 
belegen. Neben diesen Widersprüchen bestehen auch Abhängigkeiten zwischen 
den Geschichten. Die Familienzusammenführung ist nur möglich, wenn Frau G 
eine Aufenthaltsbewilligung erteilt würde.  
Die Praktik des Übersetzens vermittelt zwischen Getrenntem und macht 
Elemente vergleichbar (vgl. Rottenburg 2002: 15). Doch passen im empirischen 
Beispiel die Fallgeschichten von Frau G nie vollständig in die jeweilige rechtli-
che Kategorie hinein. In allen drei Darstellungen bestehen Lücken, die nicht ge-
schlossen werden können. In der Beschwerde fehlen die kumulativen Faktoren, 
die von der rechtlichen Kategorie vorausgesetzt werden, um zu befinden, dass 
ein Leben in Land B unmöglich sei. Auch können die Rechtsvertreter_innen die 
Zweifel an der Herkunft von Frau G und ihrer Familiensituation nicht beheben. 
Im Härtefallgesuch besteht die Schwierigkeit, dass Frau G keine Arbeitserlaub-
nis hat und sie so die wirtschaftliche Integration nicht erfüllen kann, um die Er-
folgsaussichten des Gesuches zu erhöhen. Bei der Familienzusammenführung 
steht im Wege, dass weder Frau G noch ihr Ehemann Dokumente besitzen, die 
ihren Zivilstand bescheinigen und die für eine zivile Heirat benötigt werden. Zu-
dem hängt die Heirat davon ab, dass Frau G einen Aufenthaltstitel besitzt. Die 
Rechtsvertreter_innen versuchen in den Übersetzungsprozessen diese Hindernis-
se kreativ zu umgehen. Indem sie andere Aspekte aus dem Fall stärker gewichten 
und Elemente weglassen, die nicht geklärt werden können, versuchen sie zwi-
schen dem Getrennten zu vermitteln. Letztlich ist es ihnen aber nicht möglich, 
die Komplexität der Situation von Frau G in eine vergleichbare Einheit zu über-
setzen, die von den rechtlichen Kategorien vorausgesetzt wird. 
Am empirischen Beispiel wird sichtbar, dass sich die Rechtsberater_innen 
auf ein Netz von anderen vorhergegangenen oder parallel verlaufenden Überset-
zungen beziehen (vgl. Rottenburg 2002; Merry/Coutin 2014). Die Rechtsvertre-
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ter_innen berufen sich vor allem auf die Protokolle der Anhörungen durch die 
Beamt_innen des SEM oder sie raten Frau G, ein Heiratszertifikat oder ein Va-
terschaftsdokument zu beschaffen. Auch beim Härtefallgesuch werden die Integ-
ration von Frau G und die Schulkarriere ihrer Tochter durch ein Testresultat oder 
ein Schulzeugnis belegt.  
Die einzelnen Fallgeschichten reihen sich in eine Kette ein, sie sind Reaktio-
nen auf eine vorangegangene Übersetzung. Die Beschwerde entsteht als Antwort 
auf den negativen Entscheid des SEM. Der Übersetzungsprozess, in dem das 
Härtefallgesuch vorbereitet wird, wird in Gang gebracht, weil die Beschwerde 
von den Rechtsvertreter_innen als chancenlos eingeschätzt wird und weil das 
BvGer einen negativen Zwischenentscheid fällt. Die Familienzusammenführung 
bezieht sich auf den Aufenthaltsstatus und die zivilstandesamtliche Heirat von 
Frau G. Dieser Übersetzungsprozess wird initiiert, als sich die persönliche Situa-
tion von Frau G verändert.  
Das empirische Beispiel macht deutlich, dass die Übersetzungsprozesse in 
einem Umfeld ungleicher Machtverhältnisse stattfinden (vgl. Merry 2006: 40; 
Merry/Coutin 2014). Die Rechtsvertreter_innen übersetzen in das rechtliche 
Wissenssystem, dessen Kategorien spezifische Fallgeschichten voraussetzen 
(Coutin 2003; Merry/Coutin 2014: 3). Zwar ist es ihnen möglich, auszuwählen, 
welche rechtliche Kategorie sich am besten eignet, die Anliegen von Frau G zu 
erfüllen. Auch spielen sie kreativ mit den Aspekten, die sie in den Fallgeschich-
ten hervorheben oder unsichtbar machen. Der Kreativität und den Strategien der 
Rechtsvertreter_innen sind jedoch Grenzen gesetzt. Die Rechtsvertreter_innen 
halten sich in allen drei Übersetzungen an die von der rechtlichen Kategorie vor-
ausgesetzten Fallgeschichten (Verletzlichkeit, Integration, Familie). Es ist ihnen 
nicht möglich, die Kategorien selbst zu verändern oder außerhalb des rechtlichen 
Wissenssystems zu handeln, um die Anliegen von Frau G zu erfüllen. Zugespitzt 
formuliert können die Rechtsberater_innen, zusammen mit den Richter_innen 
des BvGer, den Beamt_innen im SEM oder den Mitarbeiter_innen anderer Mig-
rationsbehörden, deshalb als »Gatekeeper_innen« angesehen werden (Yngvesson 
1993: 11). Sie stehen an der Türe des rechtlichen Verfahrens und kontrollieren, 
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Auseinandersetzungen über Abschiebungen 
Handlungsoptionen in einem umkämpften Feld 
CARLA KÜFFNER 
 
»In der Küche sind zwei andere Mitarbeitende, 
eine Frau und ein Mann. Der Mann fragt mich 
nach meiner Forschung. Ich erkläre, dass ich 
über Verhandlungen von Rückkehr und Ab-
schiebung schreibe und mich der Aspekt der 
Handlungsmöglichkeiten interessiert. Da gebe es 
keine Handlungsmöglichkeiten, klinkt sich die 
Frau ein, nur untertauchen oder abgeschoben 
werden. Der Mann sieht das anders und sagt, bei 
›seinen‹ Chinesen sei das nicht so, die bekämen 
die Ausreiseaufforderung, würden sie nicht ver-
stehen und dann wegschmeißen. Sie hätten ihre 
Wege, seien sehr beharrlich und würden letzt-
endlich nicht abgeschoben werden. Die Frau wi-
derspricht vehement, sagt, seine Darstellung sei 
komplett falsch, argumentiert mit ihrer jahrelan-
gen Beratungserfahrung. Zwischen den beiden 
entzündet sich ein hitziges Gespräch über diese 






Die Durchführung von Abschiebungen wird in liberalen Demokratien in einer 
bedeutenden Anzahl von Fällen unterlassen. Trotz Ausweisungsentscheidung 
wird die Abschiebung aus rechtlichen oder faktischen Gründen nicht durchge-
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führt (vgl. für Österreich Welz 2014; für Deutschland Clearingstelle Trier 2011; 
Deutscher Bundestag 2014; für Großbritannien Paoletti 2010). Im vorliegenden 
Beitrag untersuche ich angeordnete Abschiebungen in Österreich1, welche zu-
mindest zeitweilig nicht implementiert werden. Die Größenordnung dieser Fälle 
wird ersichtlich, wenn man den Zahlen von tatsächlichen Abschiebungen die der 
erlassenen Rückkehrentscheidungen2 gegenüber stellt. In diesem Beitrag zeige 
ich Abschiebungen3 daher als ein Feld auf, in dem sich unterschiedliche Ak-
teur_innen in Auseinandersetzung befinden. Das Erkenntnisinteresse richtet sich 
auf Handlungsspielräume dieser Akteur_innen im Laufe des Abschiebeprozes-
ses.  
Das obige Zitat verdeutlicht, wie unterschiedlich die Haltungen in Auseinan-
dersetzungen über Abschiebungen sind. Zunächst stellt sich die Frage: Können 
Abschiebungen verhandelt werden? Was soll es da zu verhandeln geben? Ab-
schiebepolitik ist ein stark umkämpftes und hoch politisiertes Thema. Auch 
wenn es sich bei Abschiebungen zahlenmäßig um ein marginales Phänomen 
handelt, gibt es aktuell eine starke öffentliche Aufmerksamkeit. Gleichzeitig er-
staunt es, dass über den Prozess der Abschiebung wenig bekannt ist, sodass er 
als Blackbox bezeichnet werden kann (vgl. Oulios 2013). Das öffentlich verfüg-
bare Wissen ist sehr spärlich, vieles wird im Verborgenen durchgeführt. Die 
Uhrzeiten für den Transport zum Flughafen liegen beispielsweise meist in der 
Nacht, um Zuschauer_innen zu vermeiden. Die Öffentlichkeit soll abgeschirmt 
werden, da Abschiebungen umstritten sind. Sowohl die Abschiebehaft, wie auch 
die Räumlichkeiten im Flughafen, in denen sich die Personen im Abschiebege-
wahrsam befinden, sind Sicherheitstrakte oder Sondertransite, die für die Öffent-
lichkeit nicht zugänglich sind. So sind über die konkreten Abläufe während der 
unterschiedlichen Stationen der Abschiebung wenige Informationen verfügbar. 
Neben der Intransparenz ist das Feld auf behördlicher Seite von Schweigen ge-
kennzeichnet, Forschungsanfragen werden abgelehnt (vgl. BFA 2014). Schließ-
                                                           
1 Wenn nicht anders angegeben handelt es sich um Daten aus Österreich. Auf Grund 
der teilweise nicht vorhandenen Datenlage beziehe ich mich in einigen Teilen dieses 
Beitrags jedoch auch auf Deutschland. 
2 Rückkehrentscheidung ist der rechtliche Ausdruck dafür, dass der legale Aufenthalt in 
Österreich beendet ist. Mit ihr einher geht die Aufforderung zur Ausreise. Wird dieser 
innerhalb einer bestimmten Frist, in der Regel einige Wochen, nicht nachgekommen, 
wird die Abschiebung (Außerlandesbringung) angeordnet. 
3 Ich fasse hier unter dem Begriff Abschiebungen sowohl die Außerlandesbringung in 
den Herkunftsstaat als auch Rücküberstellungen innerhalb der EU unter der Dublin 
III-Verordnung. 
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lich ist das Feld von rechtlicher Unsicherheit geprägt. Nach zahlreichen Ände-
rungen im Fremdenrecht ist dieses selbst für Rechtsexpert_innen unübersichtlich 
geworden (vgl. Parlamentskorrespondenz 2015: o.S.). 
Verglichen mit der Untersuchung der Asyl- oder Einwanderungspolitik steht 
die historische, politische und soziologische Analyse von Abschiebungen daher 
noch ganz am Anfang. Bezüglich der Frage nach Gründen und Erklärungen für 
die dargestellte Diskrepanz zwischen Abschiebeentscheidungen und tatsächlich 
implementierten Abschiebungen lassen sich in der Literatur grob drei For-
schungsstränge identifizieren: 
Ein erster Forschungsstrang untersucht die Frage aus der Perspektive des Li-
beralen Paradoxons unter dem Hinweis auf Schwierigkeiten, mit denen liberale 
Staaten bei der Implementierung von Migrationskontrollen konfrontiert werden. 
Liberale Demokratien, so die Argumentation, sehen sich durch selbst auferlegte 
Pflichten, die sich aus menschenrechtlichen Konventionen ergeben, deutlichen 
Einschränkungen in der Durchführung von Abschiebungen gegenüber gestellt 
(vgl. Bloch/Schuster 2005; Paoletti 2010). Die präsentierte Erklärung der Nicht-
Implementierung von Abschiebungen fügt sich in ein Literaturkorpus ein, wel-
ches ein »Scheitern« von Migrationspolitiken aus dem liberalen Paradoxon her-
aus diskutiert (vgl. Sassen 1998; Soysal 1994). Dieser Argumentation folgend, 
fußen liberale Demokratien auf zwei Grundprinzipien: der Souveränität des Staa-
tes und der individuellen Freiheit. Beide Prinzipien sind sowohl konstitutiv als 
auch konfliktiv, denn die komplette Realisierung des einen Prinzips würde das 
andere aufheben und damit auch die Basis für die liberale Staatlichkeit (vgl. 
Mouffe 2008: 19ff.). 
In einem zweiten Forschungsstrang identifizieren Autor_innen zusätzliche 
Gründe, die außerhalb des theoretischen Rahmens des Paradoxons stehen. Es 
handelt sich hierbei sowohl um technische, finanzielle als auch formale Gründe, 
wie bspw. fehlende Reisedokumente (vgl. Paoletti 2010; Ellermann 2008). Für 
mein Vorhaben von besonderem Interesse sind aus diesem Forschungsstrang die 
neueren Forschungen zu Widerstand und Handlungsmacht von betroffenen Mig-
rant_innen. Mit dem Hinweis auf Anti-Abschiebungsproteste, initiiert von Ge-
flüchteten und Migrant_innen, wird die Herausbildung eines neuen politischen 
Subjekts proklamiert (vgl. Ataç 2013; Isin 2009; McGregor 2011; Nyers 20103). 
Diese Konzeption eines neuen politischen Subjekts fügt sich in ein Literaturkor-
pus ein, welches innovative Forschungsperspektiven auf die Bewegung der Mig-
ration entwickelt (vgl. Forschungsgruppe TRANSIT MIGRATION 2007; Andri-
jasevic 2010; De Genova/Peutz 2010; Hess/Kasparek 2010). Anstatt die grenz-
überschreitende Bewegung der Migration in einem Diskurs des Scheiterns von 
Migrationskontrollpraktiken zu verhandeln, untersuchen die Forschenden den 
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Eigensinn der Migration (vgl. Benz/Schwenken 2005) eingebettet in die (Sys-
tem-)Bedingungen im transnationalen Raum. Solch eine Perspektive auf die Be-
wegung der Migration eröffnet Raum für die Analyse von Regimen, Verhand-
lungen, Brüchen, Widersprüchen, Handlungsmacht und Widerstandspraktiken, 
welche in vielen Forschungen zu Abschiebungen fehlt (vgl. Andrijasevic 2010: 
149). Diese Herangehensweise entspricht dem Verständnis einer Delokalisierung 
von Kontrolle (vgl. Rigo 2005), welches Kontrolle nicht mehr allein an geogra-
phischen Grenzen verortet, sondern darüber hinaus innerhalb und jenseits von 
nationalem Raum, ausgeübt durch eine Vielzahl von (technischen) Hilfsmitteln 
und Akteur_innen an einer Vielzahl von Orten. So wird die Grenze als in Bewe-
gung und flexibel beschrieben (vgl. Walters 2002) und dadurch ermöglicht, Ab-
schiebungen als doing border von Innen zu konzeptualisieren. Auf diesem Ver-
ständnis von Grenze basiert der vorliegende Beitrag. 
Ein dritter Forschungsstrang hebt die Bedeutung von Entscheidungen von 
Beamt_innen für die Durchführung von Abschiebungen hervor. Hier sind vor-
nehmlich die Arbeiten der Politologin Antje Ellermann (2009) zu nennen (für 
Handlungsspielräume im Asylverfahren siehe auch Dahlvik 2016). Ellermann 
beschreibt die relative Autonomie der implementierenden Bürokratien: »On mat-
ters of immigration control, the gap between law and its implementation is co-
lossal« (Ellermann 2009: 9).  
Der Beitrag untersucht Auseinandersetzungen über Abschiebungen empi-
risch und ist dabei wie folgt gegliedert: Nach einer einführenden Reflexion der 
verwendeten Daten und Methoden wird der Ablauf des Abschiebeprozesses dar-
gestellt. Dazu werden zunächst die unterschiedlichen Phasen erläutert und veran-
schaulicht, welche Akteur_innen jeweils involviert sind. Anschließend gehe ich 
auf Interventionsmöglichkeiten ein und untersuche so den Handlungsspielraum 
von ausgesuchten Akteur_innen innerhalb der unterschiedlichen Phasen im Ab-
schiebeprozess. Im Fazit findet eine Zusammenfassung der Handlungsspielräu-
me statt, um dann im Ausblick die Suche nach der gesellschaftlichen Funktion 
anzuschließen: Welche Rolle übernehmen Abschiebbarkeit (vgl. De Genova 
2002) und Nichtabschiebung aus einer theoretischen Perspektive?  
 
 
2. Daten und Methoden 
 
Um die dargestellten Überlegungen in einem Forschungsdesign zu operationali-
sieren, verwende ich einen Methodenmix, der eine Rekonstruktion und Interpre-
tation der Auseinandersetzungen ermöglicht. Es braucht Methoden, die zu fassen 
vermögen, wie sich die Praktiken der unterschiedlichen Akteur_innen aufeinan-
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der beziehen. Und schließlich müssen sich die Methoden für die Anwendung in 
einem sensiblen Untersuchungsfeld eignen. Denn die Akteur_innen von Nicht-
Abschiebungen weisen Spezifika auf, die es bei der Forschung zu beachten gilt. 
Für involvierte Akteur_innen ist das (öffentliche) Sprechen bzw. Auskunft geben 
darüber mit einer Vielzahl an abzuwägenden Entscheidungen verbunden. Für 
behördlich zur Ausreise verpflichtete Personen etwa hat die Einwilligung zu ei-
nem Interview keinen positiven Einfluss auf ihren rechtlichen Status noch sonst 
einen direkten Nutzen. Zudem besteht vielfach die Sorge, dass die erhobenen 
Daten mit möglicherweise sensiblen Informationen den Behörden zugänglich 
gemacht werden können. Während Interviews und teilnehmende Beobachtung 
für Forschende in diesem Feld eine wichtige Datenquelle bedeuten, stellt sich für 
die Interviewpartner_innen aus den dargestellten Gründen die Frage, warum sie 
einwilligen sollten. Zum anderen zeigt sich, dass sich bestimmte Praktiken bzw. 
implizites Wissen nur eingeschränkt über Interviews erfragen lassen (vgl. Gar-
finkel 1967; Bergmann 2006; Breidenstein et al. 2013). Als gegenstandsange-
messene Methode zur Datengenerierung in diesem sensiblen Feld bietet sich da-
her eine ethnographische Herangehensweise an (vgl. Forschungsgruppe 
TRANSIT MIGRATION 2007; Breidenstein et al. 2013). Eine zentrale methodi-
sche Besonderheit hierbei ist das Involviertwerden des/der Forschenden im Feld. 
Vorgesehen ist die längerfristige Begleitung der Akteur_innen, nicht ausschließ-
lich zu Interviewzwecken, sondern auch für (informelle) Gespräche, um ein Ge-
fühl für die Kontexte zu entwickeln, um bei Unvorhergesehenem dabei zu sein 
(vgl. Hess/Tsianos 2010). Dieses Verfahren ist inspiriert von George Marcus’ 
»multi-sited ethnography« (1995). Marcus setzt Forschungsstrategien wie Tra-
cing (Nachspüren) und Tracking (Auf-den-Fersen-bleiben) ein. Und er schlägt 
vor, dies nicht ausschließlich auf Personen zu beziehen, sondern den For-
schungsgegenstand breiter zu fassen und auch Ideen, Bilder, Geschichten und 
Konflikte mit einzubeziehen. 
Auf meine Forschung angewendet heißt dies, dass ich neben Interviews bzw. 
Gesprächen mit Akteur_innen einen Schwerpunkt auf die Kopräsenz von Beob-
achterin und Geschehen (vgl. Goffman 1996) lege. Dies betrifft viele unter-
schiedliche Orte, Behördengänge ebenso wie Beratungsgespräche bei NGOs, 
Besuche in Abschiebegefängnissen ebenso wie bei der Rückkehrberatung. Mein 
Involviertwerden geschieht über unterschiedliche Rollen, als Wissenschaftlerin, 
als Mitarbeiterin einer NGO, als Mitglied der Zivilgesellschaft. Diese unter-
schiedlichen Zugänge sind von mir gewählt worden, da das Forschungsfeld aus 
den oben dargestellten Gründen schwer zugänglich ist. Die Zugänge ermögli-
chen durch ihre Breite einerseits Einblicke in ein bisher kaum beforschtes The-
ma. Andererseits entstehen dadurch Herausforderungen, die mit multiplen Zuge-
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hörigkeiten und Identitätszuschreibungen im Feld einhergehen und die einer 
fortwährenden Reflexion bedürfen.  
Die für diesen Beitrag verwendeten Daten beruhen neben fünf Interviews auf 
vier informellen Gesprächen, zwei Beobachtungsprotokollen, ethnographischen 
Feldnotizen, offiziellen Dokumenten wie Gerichtsentscheiden, Zeitungsartikeln, 
Statistiken des Bundesministeriums für Inneres, behördlichen Berichten und ver-
öffentlichten Mitteilungen aus der Zivilgesellschaft.4 Für die Auswertung basie-
rend auf Breidenstein et al. (2013) wurden zunächst die Daten dargestellt und 
expliziert. Daran anschließend sind Ereignisse in ihrer Funktion und Bedeutung 
erschlossen und analysiert und Interaktionsverläufe rekonstruiert worden. 
 
 
3. Ablauf der Abschiebung –   
Akteur_innen und Phasen 
 
Im folgenden Abschnitt werde ich die Phasen der Abschiebung identifizieren 
und visualisieren, welche Akteur_innen zentral sind. Dafür verdeutliche ich zu-
nächst die Stationen bzw. Verfahrensabschnitte einer Abschiebung. In einem 
zweiten Schritt geht es mir darum zu zeigen, wie Abschiebungen innerhalb der 
verschiedenen Phasen5 verhandelt werden. Obwohl die Kräfteverhältnisse der 
Akteur_innen von Ungleichheit geprägt sind, möchte ich veranschaulichen, mit 
welchen Praktiken auf unterschiedlichen Seiten um den Ausgang der Auseinan-
dersetzungen über Abschiebungen gerungen wird. 
In Deutschland, Österreich und anderen liberalen Demokratien findet die 
Durchführung von Abschiebungen in einer bedeutenden Anzahl von Fällen nicht 
statt (vgl. Welz 2014; Paoletti 2010). Ich frage, welche Praktiken, welche Ent-
scheidungen und Abläufe bei diesem Phänomen zu beobachten sind und welche 
Handlungsspielräume sich ergeben. Dabei handelt es sich um vorläufige Befun-
de aus meinem Dissertationsprojekt. 
Zunächst wende ich mich den Akteur_innen zu: Wer ist in die Praktiken der 
Abschiebung involviert? Der »Staat« scheint hier eine zentrale Rolle einzuneh-
men. Bei genauerer Betrachtung wird jedoch deutlich, dass vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Interessen um Kompetenzen gerungen wird und »der Staat« 
nicht als monolithischer Block verstanden werden kann. Stattdessen werden Wi-
dersprüche, Konflikte und Brüche sichtbar (vgl. Benz/Schwenken 2005: 4). Ne-
                                                           
4 Eine Übersicht der erhobenen Daten findet sich in den Quellenangaben. 
5 Bei den Phasen handelt es sich um eine schematische und vereinfachte Darstellung, 
die in der Praxis oft weniger differenziert sind bzw. ineinander übergehen. 
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ben staatlichen Akteur_innen ist eine Vielzahl von Personen an den Auseinan-
dersetzungen beteiligt, darunter Anwält_innen, Botschaftspersonal, Unterstüt-
zer_innengruppen, Journalist_innen, Flugpersonal, NGOs, Richter_innen usw. 
Schließlich zeigt sich, dass eine Akteur_innengruppe in vielen Forschungen zu 
Abschiebungen gar nicht als Akteur_in wahrgenommen wird, nämlich die Per-
sonen, die mit ihrer Abschiebung konfrontiert sind. Obwohl sie das zentrale Bin-
deglied zwischen allen involvierten Akteur_innen sind, wie auf folgender Abbil-
dung verdeutlicht. 
 
Abbildung 1: Akteur_innen in der Aushandlung von Abschiebungen 
Quelle: eigene Darstellung 
 
Die Abschiebung beginnt in Österreich für Asylbewerber_innen, die etwa die 
Hälfte der von Abschiebung betroffenen Personen ausmachen6, nach der Ent-
                                                           
6 Die andere Hälfte der von Abschiebung betroffenen Personen setzt sich zusammen 
aus so genannten »Visa-overstayern«, also jenen, die legal mit einem Visum eingereist 
sind und die Aufenthaltsdauer überschreiten, Personen, die nicht (mehr) die für ihre 
Aufenthaltsbewilligung notwendigen Mindesteinkommen erzielen, die straffällig ge-
worden sind oder deren Aufenthaltsbewilligung aus einem anderen Grund nicht ver-
längert wird. In diesem Beitrag fokussiere ich überwiegend Personen mit negativ ab-
geschlossenem Asylverfahren. 
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scheidung der ersten Instanz, dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
(BFA). Wird hier negativ entschieden, bedeutet dies die Ausweisung aus dem 
Bundesgebiet. Gegen diese Entscheidung kann innerhalb einer Frist berufen 
werden, dann prüft ein Verwaltungsgericht den Antrag auf Asyl. Kommt das Ge-
richt zu einem negativen Ergebnis, wird vom BFA die Entscheidung zur Rück-
führung getroffen.  
Darauf folgt eine Frist zur Ausreise. Die betreffende Person erhält einen 
Brief mit der Information, dass sie Österreich innerhalb einer gewissen Frist zu 
verlassen hat. Wer nach Ende dieser Frist nicht nachweislich ausgereist ist, ge-
gen den wird die Abschiebung angeordnet. Dafür werden Reisedokumente benö-
tigt. Liegen diese nicht vor, etwa weil sie vorher vernichtet worden sind, wird 
versucht, Reisezertifikate von den Botschaften der entsprechenden Herkunfts-
länder ausgestellt zu bekommen. 
Für die Abschiebung kommt es – so noch nicht geschehen – 24-48 Stunden 
vor der Abschiebung zur Festnahme durch die Polizei. Mitarbeitende eines spe-
ziell geschulten Abschiebepools der Polizei führen dann die eigentliche Ab-
schiebung durch, in den überwiegenden Fällen über den Luftweg. 
Während der öffentlichen Wahrnehmung zufolge Abschiebungen mit einem 
spezifischen Moment in Verbindung gebracht werden, zeigt die folgende Abbil-
dung, dass der Abschiebeprozess aus mehreren Verfahrensabschnitten besteht. 
 Auf dieser Abbildung sind die einzelnen Phasen gekennzeichnet, des Wei-
teren wird angegeben, welche Akteur_innen in welchen Verfahrensabschnitten 
beteiligt sind/sein können.7 
 
                                                           
7 Bei der Abbildung handelt es sich um die vereinfachte und schematische Darstellung 
von Verfahrensabschnitten während und nach einem Asylverfahren. Daneben gibt es 
weitere Gründe, warum eine Rückkehrentscheidung erlassen wird, beispielsweise weil 
das Einkommen unter eine bestimmte Grenze sinkt, weil eine Ehe geschieden wird, 
ein Visum ausläuft usw. 
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Abbildung 2: Verfahrensabschnitte Abschiebeprozess 




4.  Handlungsspielräume für Interventionen  
 in Auseinandersetzungen über Abschiebungen  
 
Um Handlungsspielräume für Interventionen zu illustrieren, die Akteur_innen 
für eine Aushandlung von Nichtabschiebung zu eröffnen suchen, gehe ich auf 
ausgewählte Phasen im Abschiebeprozess näher ein.  
 
4.1 Berufung vor Gericht 
 
Eine gesetzlich vorgesehene Handlungsoption ist die Berufung vor Gericht. Ent-
scheidet das BFA im Asylverfahren negativ, so kann vor dem Bundesverwal-
tungsgericht Widerspruch gegen die Entscheidung eingelegt werden. In etwa ei-
nem Fünftel der Fälle kommt das Gericht entgegen der Auffassung des BFA zu 
einem positiven Ergebnis (vgl. BMI 2013: 18). Das bedeutet, dass die Auswei-
sung aus der ersten Instanz von der zweiten Instanz aufgehoben wird und somit 
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keine Abschiebung stattfindet.8 Ohne Berufung vor Gericht ist die Ausreise-
pflicht jedoch in der Regel 14 Tage nach dem negativen Asylbescheid rechts-
kräftig und die Abschiebung – so keine Ausreise erfolgt – entsprechend voll-
streckbar.  
 
4.2 Die Frist zur Ausreise 
 
Die Frist zur freiwilligen Ausreise, meist beträgt sie drei Wochen, kann aus Ku-
lanz verlängert werden, etwa um Kindern die Vollendung des Schuljahres zu 
ermöglichen. Ein anderes Beispiel sind Abschiebungen in bestimmte Regionen 
wie Serbien oder Tschetschenien, die vom Winter auf den Frühling verlegt wer-
den. 
Des Weiteren führt eine ärztlich attestierte Fluguntauglichkeit in der Regel 
dazu, dass eine Abschiebung nicht durchgeführt wird, wie das folgende Inter-
viewzitat verdeutlicht. Darin erläutern zwei leitende Angestellte einer großen 
NGO in diesem Bereich den Erfolg von Interventionen gegen Abschiebungen. 
Ihrer Ansicht nach hängt dieser von der Dramatik der Geschichte ab. Sie erläu-
tern ihre Einschätzung am Beispiel der Fluguntauglichkeit: 
 
»I.1: Naja, über all dem steht natürlich, dass man, dass man die Person, wo man interve-
niert, überzeugen kann, dass tatsächlich ein Fehler passiert ist. 
C.K.: Und wie kann man das machen? 
I.1:  Ja, indem man den Fall so präsentiert, und nachweisen kann, dass da was übersehen 
wurde, von wem auch immer, ja. Und dass man sich das noch einmal anschauen 
muss, oder, dass das halt nicht vertretbar ist, oder nicht GEHT, dass man die Person 
jetzt außer Landes schafft. [...] Also, eine Geschichte, die heuer ganz prominent pas-
siert war, war die Sache mit dem Mädchen, also der jungen Erwachsenen mit der 
Niereninsuffizienz wo die Entscheiderin im Dublinverfahren sie tatsächlich nach Po-
len abschieben wollte, und das AKH [Krankenhaus in Wien] bereits eine Lebend-
spende der Niere von der Mutter auf die Tochter eingeleitet hatte, die Untersuchun-
gen vorbereitet hat, und klar war, dass eine Lebendspende in Polen nicht möglich 
sein wird und das Mädchen lebenslänglich auf Dialyse angewiesen sein würde, und 
die Entscheiderin die Ansicht vertreten hat, sie hat rechtlich keine Handhabe, das 
Verfahren in Österreich durchzuführen. […] Da ist es relativ leicht dann, Vorgesetz-
te zu überzeugen.« (iii: 2014) 
                                                           
8 Auch wenn mit diesen Gerichtsentscheidungen nicht in allen Fällen ein direkter Auf-
enthaltstitel verbunden ist, so können sich daraus langfristig Möglichkeiten für ein 
Bleiberecht ergeben, z.B. nach mehrjährigem legalem Aufenthalt. 
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Hier wird deutlich, dass es innerhalb des rechtlichen Rahmens einen Ermessens-
spielraum gibt, in diesem Fall das Selbsteintrittsrecht Österreichs (Ermessens-
klausel Art. 17 Dublin-III Verordnung). Damit haben Behörden die Möglichkeit, 
eine bereits angeordnete Abschiebung innerhalb Europas zu stoppen und das in-
haltliche Asylverfahren in Österreich zuzulassen. Durch die hierarchische Struk-
tur der Behörde können sich die Rechtsberatenden an Vorgesetzte wenden, die 
»relativ leicht« zu überzeugen seien, wenn wie in diesem Fall eine Abschiebung 
nicht vertretbar ist, weil ein »Fehler«, wie es im Interview genannt wird, nach-
gewiesen werden kann. In diesem Beispiel wird die Situation von den Interview-
ten in einer Weise dargestellt, in der die Rechtsberatenden die Handelnden sind. 
Sie präsentieren den Fall so, dass es einen Fehler gab, und sie sind es auch, die 
die Vorgesetzte der Entscheiderin überzeugt haben. Die Person, die abgeschoben 
werden sollte und ihre Mutter kommen in diesem Narrativ nur am Rande und le-
diglich passiv vor. Im Interview wird nicht darüber gesprochen, wie es überhaupt 
dazu kam, dass die NGO sich des Falls angenommen hat, wie er an sie herange-
tragen wurde, und welche Hürden es möglicherweise für Mutter und Tochter zu 
überwinden gab, um von der NGO gehört zu werden. Die Geschichte der Flug-
untauglichkeit lässt sich jedoch auch aus einer anderen, handlungsmächtigen 
Perspektive von Mutter und Tochter lesen9, die sich an die entsprechende NGO 
wandten und durch ihren Druck erreicht haben, dass mittels der Rechtsberaten-
den das Selbsteintrittsrecht Österreichs in Anspruch genommen wurde. 
Laut den beiden interviewten NGO-Vertretern sei die Möglichkeit zur Inter-
vention bei Vorgesetzten in der zweiten Instanz, in der das Bundesverwaltungs-
gericht entscheidet, deutlich eingeschränkt: 
 
»Weil, wenn ich in einem ministeriellen System wie das BFA drinnen hänge, wo es eine 
klare ministerielle Hierarchie gibt, interveniere [...], in dem Fall, dann ist die Intervention 
an sehr hoher Stelle meistens die erfolgversprechendste. Und dann reagiert das System, 
wo Hierarchien vorgesehen sind, natürlich völlig anders, wie wenn ich jetzt versuche, den 
Präsidenten eines Gerichts anzurufen, das aus unabhängigen, weisungsungebundenen 
Richtern besteht. Außer, außer ein freundliches Gespräch mit dem Richter kann mir der 
Präsident nicht viel zusagen […]. Das ist beim BFA, also in einer hierarchischen Organi-
sation, wie dem, wie dem BFA, natürlich völlig anders. Die können im Notfall das anwei-
sen. Haben sie auch schon getan.« (iii: 2014) 
 
                                                           
9 Diese Lesart speist sich aus der theoretischen Perspektive, die ich im Ausblick darle-
ge. 
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Sie beschreiben, dass sich die Intervention beim Bundesverwaltungsgericht 
durch die Unabhängigkeit der Richter_innen und die dadurch nicht vorhandene 
ministerielle Hierarchie deutlich vom Vorgehen unterscheidet, welches sie beim 
BFA anwenden. Die Interventionsmöglichkeiten über Vorgesetzte seien bei wei-
sungsungebundenen Richter_innen eingeschränkt. 
Die Auseinandersetzung mit rechtlichen Mitteln manifestiert sich auch in der 
erneuten Asylantragstellung. Hierdurch kann es in einzelnen Fällen letztendlich 
zu einer positiven Entscheidung kommen, wie etwa bei einer Familie, die nach 
ihrem fünften Antrag Asyl gewährt bekam (vgl. Bundesverwaltungsgericht 
2015). In der Begründung des Gerichts heißt es: 
 
»In einer Gesamtschau betrachtet, traten im Verfahren über den Antrag auf internationalen 
Schutz der Beschwerdeführer keine wesentlichen Widersprüche zu Tage, die das Vorbrin-
gen des Erstbeschwerdeführers ins Wanken hätten bringen können, sondern hat der Erst-
beschwerdeführer die Geschehnisse in der mündlichen Verhandlung zusammenhängend 
und chronologisch geschildert und damit ein objektives und nachvollziehbares Bild seines 
Vorbringens vermittelt. […] Das Ergebnis wird zudem durch die von den Beschwerdefüh-
rern vorgelegten Ladungen gestützt. […] Auch vor dem Hintergrund der zitierten Länder-
berichte erscheint es nicht unplausibel, dass der Erstbeschwerdeführer […] ins Fadenkreuz 
der pro-russischen Kräfte gelangt ist und ihm die Unterstützung des tschetschenischen 
Widerstandes zumindest unterstellt wurde.« (Bundesverwaltungsgericht 2015) 
 
Die Feststellung, dass im Verfahren »keine wesentlichen Widersprüche« zu Ta-
ge getreten seien, wurde von den vier vorherigen Entscheider_innen im Antrags-
verfahren nicht geteilt. Dass es letztendlich zu einer positiven Asylentscheidung 
kam, steht wohl auch in Verbindung mit der Beharrlichkeit der Familie, die be-
reits mehrmals ausreisepflichtig war, dieser Pflicht jedoch nicht gefolgt ist. 
Daneben können lokale Medien als Verhandlungsressource genutzt werden, 
wie der interne Behördenbericht »Vollzugsdefizite - Bericht über die Probleme 
bei der praktischen Umsetzung von ausländerbehördlichen Ausreiseaufforderun-
gen« für Deutschland feststellt: 
»Als gesellschaftspolitische Entwicklungen ist zu verzeichnen, dass man sich sowohl im 
Einzelfall als auch gruppenbezogen immer häufiger und stärker gegen die zwangsweise 
Beendigung der Aufenthalte ausreisepflichtiger Ausländer wendet. Interessierte Kreise 
haben es verstanden, ein funktionierendes länderübergreifendes Netzwerk aufzubauen, mit 
dem auf allen Ebenen in ihrem Sinne Einfluss ausgeübt wird. Sehr gute Kontakte zu 
Printmedien und auch zu TV-Sendern werden genutzt, um behördliches Handeln zu desa-
vouieren und als inhuman anzuprangern. Die Berichterstattung ist vielfach tendenziös und 
schreckt auch vor der Verbreitung gezielter Unwahrheiten nicht zurück. Behördliche Be-
AUSEINANDERSETZUNGEN ÜBER ABSCHIEBUNGEN | 235 
 
strebungen um Klarstellung werden ignoriert. Eine objektive Berichterstattung findet nur 
selten statt. Von der bereits seit langem bestehenden Verpflichtung zur Ausreise nach 
langjährigen stets abschlägig verlaufenden und zum wiederholten Male durchgeführten 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren durch alle Instanzen wird ebenso wenig berichtet, wie 
von der Tatsache, dass eine Aufenthaltsbeendigung zunächst vielfach an dem Verhalten 
des Betroffenen scheiterte. Rechtsstaatliches Verwaltungshandeln wird hier unter dem 
Deckmantel vermeintlicher Humanität als etwas ›Anrüchiges‹ betrachtet.« (Clearingstelle 
Trier 2011: 4) 
 
Gesellschaftliche und politische Rahmenbedingungen werden hier als Faktoren 
analysiert, durch die der Vollzug von Abschiebungen erschwert werde. Dabei 
wird der Presse eine wichtige Rolle zugesprochen, die durch tendenziöse und 
teilweise unwahre Berichterstattung die öffentliche Meinung gegen Abschiebun-
gen aufbringe. Daneben werden auch (lokale) Politiker_innen explizit verant-
wortlich gemacht: 
 
»Je nach politischer Konstellation der regierenden Parteien werden die Hürden für die 
Ausländerbehörden beim Vollzug oft durch interne Weisungen und entsprechende Erlass-
regelungen über bspw. besondere Prüfungsvorgaben höher und höher gehangen und da-
durch aufenthaltsbeendende Maßnahmen immer mehr erschwert. Es ist aber nicht nur die 
Landes- und Bundespolitik, deren Unterstützung bei der Rückführung vielfach vermisst 
wird. Allgemein bekannt ist auch die Einflussnahme durch die Lokalpolitik auf kommuna-
ler Ebene. Da gibt es den Bürgermeister oder Landrat, der wegen des drohenden Image-
schadens aber auch angesichts nahender Kommunalwahlen in den Medien nicht in Ver-
bindung mit Abschiebungen gebracht werden möchte oder aus eigener politischer An-
schauung dem Abschiebungsvollzug seiner Ausländerbehörde den Rückhalt versagt. Lan-
des- wie Kommunalpolitiker brechen eingeleitete Vollzugsmaßnahmen bei entsprechen-
dem Druck immer wieder in letzter Minute ab, um den Aufenthalt rechtsgrundlos weiter 
zu dulden, wohl wissend, dass die Aufsichtsbehörden regelmäßig nicht einschreiten.« 
(Clearingstelle Trier 2011: 5) 
 
Als eine weitere Herausforderung wird die Zusammenarbeit zwischen unter-
schiedlichen Behörden beschrieben. So werden Reisedokumente, welche für die 
Abschiebung benötigt werden, als Hindernis genannt (vgl. Clearingstelle Trier 
2011: 6ff.; Ellermann 2008). Liegen diese nicht vor, z.B. weil sie vorher vernich-
tet worden sind, wird versucht, Reisezertifikate von den Botschaften der entspre-
chenden Herkunftsländer ausgestellt zu bekommen. Gerade in Fällen, in denen 
die Identität der betroffenen Person jedoch nicht eindeutig feststeht, eben weil 
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das entsprechende Dokument fehlt, verweigern Botschaften bestimmter Staaten 
die Ausstellung von Reisedokumenten. 
Die Beschaffung von Reisedokumenten stellt in der Praxis wohl die bedeu-
tendste Hürde für die Abschiebung dar (vgl. Kukovetz 2014). Ein Beispiel be-
schreibt der Rechtsberater einer österreichischen NGO, in dem er verdeutlicht, 
wie sich behördlich zur Ausreise verpflichtete Personen zwischen den Anforde-
rungen der Referent_innen des BFA und den Botschaften ihrer Herkunftsstaaten 
bewegen und die sich ergebenden Handlungsspielräume der Akteur_innen für 
sich zu nutzen suchen: 
 
»Gelegentlich traut sich ein altgedienter Referent ein Akt liegen zu lassen. […] Aus Grün-
den der Minimierung des Arbeitsaufwandes oder weil man ihm plausibel machen konnte, 
wir sind im humanitären Verfahren eh bald fertig, es ist nur eine Frage der Zeit, was soll 
dieser Wettlauf? [Der Referent] sagt dann: ›Naja, ok gut; ich hab eh so viel zu tun. Ich lass 
das ganze liegen. Aber Sie wissen: [wir] müssen mal wieder eine Ladung schicken‹. 
Dann ist es auch die Frage, spiele ich in diesem komischen System so mit, dass er [der Re-
ferent] sich nicht provoziert fühlt. Dann geh ich halt zu Ladungen und sag: ›Ja, wir waren 
bei der Botschaft, die haben die Bestätigung, sie prüfen das Ganze‹. [Referent:] ›Alles in 
Ordnung, gehen Sie noch einmal hin, das kann so und so lang dauern.‹ ›Sie wissen ja eh, 
die Botschaft XY, die sind erfahrungsgemäß langsam.‹ ›Naja, na gut, bringen’s mir heut in 
drei Monaten wieder einen Zettel, dass sie bei der Botschaft waren.‹ Und dann geb ich halt 
alle drei Monate eine Selbstbestätigung von der Botschaft ab. [...] Es ist: Wie spiele ich 
das System tot? Kenne ich die Leute? Kann ich ihnen ein, auch ihren Vorgesetzten gegen-
über, plausibles weiteres Vorgehen anbieten? Es ist ein Argument: Wenn jemand drei La-
dungen nicht befolgt, ist der Referent auf der Palme. Wenn ich die Spielchen mitspiele 
und so ein bisschen mit einem kleinen Ding versehe, das was anderes herauskommt, das 
beabsichtigt war, hab auch keine Ahnung warum das dann so ist, gewinne ich die Zeit fürs 
andere [humanitäre] Verfahren. Es ist schon eine Frage: Spiel ich mit? Und kann das Sys-
tem ein bisschen manipulieren oder geh ich auf Konfrontation und erlebe dann, was sie 
können.« (i: 2013) 
 
In dieser Beobachtung wird die Auseinandersetzung als »Spiel« beschrieben, 
dessen Regeln es zu kennen gilt, und das von Personen, die mit ihrer Abschie-
bung konfrontiert sind, mitgespielt werden kann. Der Rechtsberater verwendet 
wiederholt Ausdrücke wie »Spielchen mitspielen«, »im System mitspielen«, 
»System tot spielen«. Die Analogie zum unbedarften, kindlichen Spielen in einer 
so entscheidenden Situation wie der Abschiebung wirkt irritierend. Neben den 
zentralen Akteur_innen wie den mit ihrer Abschiebung konfrontierten Personen 
und den zuständigen Referent_innen des Bundesamtes tauchen die Vorgesetzten 
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der Referent_innen, die Botschaftsangestellten, sowie der Begriff »das System« 
auf. Schließlich werden die humanitären Verfahren und damit indirekt die Abtei-
lung, welche über ein Bleiberecht entscheidet, angesprochen. Durch entspre-
chende »Kniffe« eröffne sich laut Rechtsberater die Möglichkeit für die betrof-
fenen Personen, trotz eines kooperativen Verhaltens in Bezug auf die Behörden, 
dennoch die Abschiebung zu verzögern und über ein humanitäres Parallelverfah-
ren eventuell einen Aufenthaltstitel zu bekommen. Interessant ist der Aspekt der 
Zusammenarbeit, der hier deutlich wird. So gehe es primär darum, Ladungen zu 
folgen, Schriftstücke abzugeben, kurz, ein Verhalten an den Tag zu legen, wel-
ches Kooperation suggeriert und den Vorgesetzten gegenüber als »plausibles 
Vorgehen« angezeigt werden kann. Ob dies letztendlich zur Abschiebung führt 
oder nicht, scheint in dieser Darstellung zweitrangig. 
Auch in dieser Beschreibung tauchen die ausreisepflichtigen Personen eher 
am Rande auf, die Aktivität wird ihren rechtlichen Vertretungen zugesprochen. 
Von behördlich zur Ausreise verpflichteten Personen wird in Gesprächen jedoch 
ebenfalls auf diese Praktik des »Spielens« hingewiesen, die auch ohne Unterstüt-
zung von Rechtsberatenden angewandt wird, jedoch in ihrer Beschreibung eine 
andere Konnotation bekommt. So findet sich beispielsweise auch in der Schilde-
rung einer von mir interviewten ausreisepflichtigen Person die Analogie zum 
Spiel. Sie beschreibt es jedoch als ein Spiel, welches mit ihr gespielt werde: Im-
mer wieder werde sie von der Behörde aufgefordert, das Identitätsdokument von 
der Botschaft zu liefern. Dort sage man, das Dokument sei bereits bei der Behör-
de. Wenn sie jedoch bei ihrem zuständigen Referenten nachfrage, ob die Identi-
tätsfeststellung eingetroffen sei, sage dieser regelmäßig, er habe viel zu tun, sie 
solle sich gedulden, später wiederkommen. Durch das Hin-und-Her-Gestoßen-
Werden fühle sie sich, als ob mit ihr »Fußball« gespielt werde (vi: 2014). Was 
auf der Seite des Rechtsberaters als »das System tot spielen« und damit als akti-
ve Praktik beschrieben wird, erhält in der Darstellung der behördlich zur Ausrei-
se verpflichteten Person einen weit weniger ermächtigenden Charakter: Sie be-
schreibt sich als der Ball, mit dem gespielt wird und damit als Objekt und nicht 
als Subjekt in der Situation. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Beweggrün-
de in den Beispielen unterschiedlich scheinen, dass das »Mitspielen« jedoch die 
Folge haben kann, Abschiebehaft entgegenzuwirken und Zeit für andere Verfah-
ren zu erhalten. 
Ein letztes Beispiel, wie mit der Frist zur Ausreise umgegangen werden 
kann, ist medialer und politischer Protest durch Bündnisse, wie bereits im be-
hördlichen Bericht über »Vollzugshindernisse« angeklungen: Im Vorarlberger 
Dorf Alberschwende wurde im Frühjahr 2015 Asylwerbern aus Syrien »Ge-
meindeasyl« gewährt. Gemeindeasyl ist kein juristischer Begriff, rein rechtlich 
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kann es – ebenso wie Kirchenasyl – nicht gewährt werden. Faktisch jedoch fand 
es über Monate statt. Die Bürgermeisterin von Alberschwende wandte sich in 
diesem Zusammenhang mit einem Rundschreiben an die Öffentlichkeit. 
 
»Durch unsere Aktivitäten mit Asylwerbern haben wir Einblick in die Unzulänglichkeiten 
des europäischen Asylsystems bekommen. Wir sind nicht mehr gewillt, uns gleichgültig 
den ›Achselzuckern‹ anzuschließen. Wir Menschen an der Basis scheinen in puncto Asyl-
politik weiter zu sein, als die mutlose und – in diesem Falle – unehrliche ›hohe‹ Politik.« 
(Schwarzmann 2015: 1) 
 
Bürgermeisterin und Anwohner_innen stellten sich Abschiebungen entgegen, 
mit dem Argument, durch zivilen Ungehorsam die »EU-Grundrechtscharta [zu] 
befolgen, indem [sie] staatlich angeordnete Deportationen verhindern, die zu 
Menschenrechtsverletzungen führen können« (ebd.). Damit zielt das Manifest 
der Gemeinde Alberschwende auf eine strukturelle Änderung des europäischen 
Asylsystems über die Einzelfälle in der Gemeinde hinaus. »Unsere Asylwerber«, 
wie sie im Dokument genannt werden, vor den Behörden zu schützen, sei ihre 
staatsbürgerliche Pflicht. Interessant ist, wie hier der Bruch von nationalem 
Recht mit EU-Recht legitimiert wird. Die Argumentation stützt sich darauf, dass 
durch die Verhinderung der Abschiebung eine Grundrechtsverletzung verhindert 
werde. Es handele sich somit nicht um den Bruch eines Gesetzes, sondern um 
eine gesetzliche Pflicht. Mit diesem öffentlichen zivilen Ungehorsam geht der 
Verhandlungsversuch einher, Einfluss auf die nationale Abschiebepolitik zu 
nehmen. 
 
4.3 Die Abschiebung 
 
Trotz Anordnung der eigentlichen Abschiebung wird diese teilweise nicht 
durchgeführt. Gründe dafür können z.B. Protest von Anwohner_innen bzw. an-
deren Unterstützenden sein, die sich der Abschiebung entgegenstellen und so 
den Transport zum Flughafen verhindern. Dies ist in der deutschen Stadt Osna-
brück seit etwa einem Jahr der Fall. Zur Darstellung der Protesttechniken greife 
ich auf einen Artikel in der Zeitung Die Welt zurück, in dem der Protest in einer 
ambivalenten Haltung zwischen Faszination und Ablehnung wie folgt dargestellt 
wird: 
 
»Es hat fast schon rituelle Züge, was in Osnabrück passiert, wenn eine Abschiebung an-
steht. Pflichtschuldig informieren die Behörden den oder die Betroffenen vorab über den 
geplanten Termin, so will es das niedersächsische Innenministerium. Der Asylbewerber 
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gibt das Datum einem Vertrauten durch, der wiederum das Osnabrücker Aktionsbündnis 
›No Lager‹ alarmiert. Eine Telefonkette, in der Hunderte von Abschiebungsgegnern hän-
gen, läuft heiß. 
Wenn schließlich die Polizei anrückt, um den Flüchtling zur Abreise zu eskortieren, ste-
hen 50, 70, manchmal 90 Menschen zur Blockade bereit, selbst früh morgens um vier. 
Nach einer Weile ziehen die Polizisten, von höherer Stelle zur Zurückhaltung angewiesen, 
dann eben wieder ab. Es soll sogar vorkommen, behauptet ›No Lager‹, dass die Polizei 
erst gar nicht mehr auftaucht. Der Boykott ist dann reine Formsache. 
Unter Abschiebungsgegnern bundesweit gilt Osnabrück mittlerweile als Mekka. Nirgend-
wo sonst wird so erfolgreich Abschiebung boykottiert. Die Aktivisten bekommen Besuche 
von außerhalb oder werden zu Vorträgen eingeladen. Und im Internet verkünden sie tri-
umphierend ihre Einsätze wie Treffer in der Torschützenliste. ›37. Abschiebung in Osna-
brück verhindert!‹, lautete die jüngste Meldung von Mitte Juli.« (Die Welt 2015: o.S.) 
 
Die Osnabrücker No Lager Gruppe hat gemeinsam mit ausreisepflichtigen Per-
sonen und einem breiten Bündnis aus Anwohner_innen, Kirchen etc. ein funkti-
onierendes Netzwerk für zivilen Ungehorsam organisiert. Dabei wenden sich die 
Beteiligten auch direkt an die Landespolitiker_innen und fordern die Einhaltung 
öffentlicher Versprechen im Wahlkampf, wie etwa die vorherige Ankündigung 
der Abschiebung, die für das Funktionieren des Protestes zentral ist (vgl. No La-
ger 2015). 
Konnte eine Abschiebung aus den oben dargestellten Gründen nicht durchge-
führt werden, so können weitere Abschiebungen bzw. Abschiebeversuche ange-
setzt werden. Für innereuropäische Abschiebungen unter der Dublin III-
Verordnung gilt für die Überstellung jedoch eine 6-Monatsfrist. Dauert die 
Überstellung nach Zusage des Mitgliedsstaats der EU mehr als sechs Monate, so 
ist das inhaltliche Asylverfahren in dem Staat durchzuführen, der die fristgerech-
te Überstellung versäumt hat. In diesen Fällen kann eine verhinderte Abschie-
bung daher zur Zulassung zum Asylverfahren führen (vgl. viii: 2014). 
Darüber hinaus nennen unterschiedliche Quellen mangelnde Ressourcen als 
weiteren Grund für die Nicht-Implementierung von Abschiebungen. Dies bezieht 
sich sowohl auf personelle (vgl. Clearingstelle Trier 2011: 7; Die Welt 2015: 
o.S.) als auch auf finanzielle Möglichkeiten (vgl. Paoletti 2010: 16). 
Außerdem entzieht sich ein Teil der ausreisepflichtigen Personen der Ab-
schiebung, indem sie sich nicht an der Adresse aufhalten, an der sie gemeldet 
sind. Sie tauchen unter bzw. ziehen in ein anderes Land weiter. Dies wird be-
hördlich als »klassische Form der Vollzugsvereitelung« beschrieben und betraf 
in Deutschland im Jahre 2010 etwa 16% der ausreisepflichtigen Personen (vgl. 
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Clearingstelle Trier 2011: 16). Für Österreich sind keine vergleichbaren Daten 
veröffentlicht. 
Aber selbst wenn die Person, die von Abschiebung betroffen ist, ununterbro-
chen an der Adresse lebt, an der sie gemeldet ist, erfolgt eine Abschiebung nicht 
zwingend (vgl. vi: 2014; vii: 2014; x: 2014). So lebt eine interviewte behördlich 
zur Ausreise verpflichtete Person seit zehn Jahren in einer Stadt in Österreich, ist 
dort behördlich gemeldet und wurde in diesem Zeitraum zwei Mal von den Be-
hörden kontrolliert. Obwohl sie keinen legalen Aufenthaltsstatus hat, kam es 
beide Male nicht zu einer Festnahme. In diesen Fällen wissen die Behörden von 
der Existenz der ausreisepflichtigen Person, kennen die Adresse. Dennoch wird 
die Abschiebung nicht durchgeführt. Als eine zentrale Erklärung können fehlen-
de Passersatzpapiere angenommen worden, wie weiter oben dargestellt. 
Und auch Betroffene selbst stellen sich aktiv ihrer Abschiebung entgegen. 
Dieser Widerstand findet zu einem Zeitpunkt statt, an dem juristische Interventi-
onen in der Regel nicht mehr möglich sind. Die Handlungsoptionen sind somit 
eingeschränkt, wie folgende Erzählung dokumentiert: Nach einem abgelehnten 
Asylantrag stellte ein Mann, ich nenne ihn hier Herr K., im Februar 2012 einen 
Antrag für ein Visum in Österreich, um bei Frau und Kind bleiben zu können. 
Als er im Mai 2012 nachts aus seiner Wohnung abgeholt wird, um in die Türkei 
abgeschoben zu werden ist klar, dass der Visumsantrag erfolglos geblieben ist. 
Herrn K. werden seine persönlichen Dinge abgenommen, seit seiner Festnahme 
ist ihm das Telefonieren untersagt. Bis zum Abflug sind es noch 30 Stunden. Er 
wird zum Flughafen gefahren. Hier wendet er sich an die Polizisten, die ihn be-
gleiten und erklärt, dass er noch einen Haustürschlüssel bei sich hätte, den er 
notwendigerweise zurückgeben müsse und bittet darum, seine Frau anrufen zu 
dürfen. So erreicht Herr K. seine Frau am Flughafen, wohin sie sich aufgemacht 
hat, um gegen seine Abschiebung zu protestieren. Dort haben sich mehrere Men-
schen versammelt, um die Passagier_innen über die geplanten Abschiebungen zu 
informieren, denn zur gleichen Zeit wie Herr K. soll eine zweite Abschiebung 
mit einem anderen Flugzeug stattfinden.  
Als Herr K. mit seiner Frau telefoniert, rät ihm diese, sich der Abschiebung 
zu widersetzen, indem er das Hinsetzen im Flugzeug verweigere. Zu dem Zufall 
der zeitgleichen zweiten Abschiebung, wegen der eine Reihe Aktivist_innen am 
Flughafen präsent ist, kommt der zusätzliche unwahrscheinliche Umstand, dass 
eine Passagierin an Bord von Herrn K.s Flugzeug mit einer Aktivistin am Flug-
hafen befreundet ist und mit dieser in telefonischem Austausch steht. Sie kündigt 
dem Flugpersonal Protest gegen die Abschiebung an, informiert andere Passa-
gier_innen und per Telefon auch die Demonstrant_innen am Flughafen. Unter-
dessen wird die Situation im Flugzeug vor dem Abflug immer angespannter. Um 
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gegen seine bevorstehende Abschiebung zu protestieren, hält Herr K. den Passa-
gier_innen eine Rede, in der er detailliert ausführt, welche Repressionen ihm in 
der Türkei drohen. Währenddessen wird er von der Stewardess mehrmals aufge-
fordert, seinen Platz ganz hinten im Flugzeug einzunehmen, um den Abflug zu 
gewährleisten. Als Reaktion verweigern drei Passagiere das Hinsetzen, viele an-
dere schauen Herrn K. zu. Nachdem schließlich eine Passagierin die Crew auf-
fordert, Herrn K. aus dem Flugzeug aussteigen zu lassen, erscheint der Pilot. Auf 
Nachfrage unterstreicht Herr K., dass die Ausreise gegen seinen Willen vollzo-
gen wird, woraufhin der Pilot mitteilt, die Passagiere würden sich weigern, mit 
einem protestierenden Fluggast zu fliegen, daher dürfe die Crew ihn nicht mit-
nehmen. Die Abschiebung wird abgebrochen, Herr K. lebt heute mit gültigem 
Aufenthaltstitel gemeinsam mit seiner Frau und seinem Kind in Wien (vgl. ii: 
2014; Der Standard 2012a, 2012b). 
Durch die Erzählung wird deutlich, dass die Verhinderung der Abschiebung 
auf viele unterschiedliche Ursachen zurückgeht. Zentral ist jedoch in diesem Fall 
die Handlungsmacht der ausreisepflichtigen Person. So ist die Abschiebung ab-
gebrochen worden, weil sich die behördlich zur Ausreise verpflichtete Person 
verbal und mit ihrem Verhalten gegen die Abschiebung zur Wehr gesetzt hat. 
Obwohl die Abschiebung rechtlich legal war, hat die Person dennoch mit der Il-
legitimität dessen argumentiert, was sie in der Türkei erwarten würde. Dadurch 
hat sie die Fluggäste und die Crew involviert. Damit spielt der öffentliche Raum 
bzw. die Öffentlichkeit eine zentrale Rolle. So weisen Bridget Anderson et al. 
(2011) auf Basis ihrer Untersuchung nach, dass Konflikte zwischen Bür-
ger_innen bzw. Bürger_innen und dem Staat über die Frage entstehen können, 
wer Mitglied der normativen Gemeinschaft ist und damit nicht abgeschoben ge-
hört. Im oben dargestellten Fall mischt sich dieses Argument mit Fragen der Si-
cherheit an Bord des Flugzeugs. 
Laut Internationaler Flugtransportgesellschaft (IATA) gilt im Flugzeug die 
Regel, dass Crew und Pilot_in für die Sicherheit an Bord verantwortlich sind und 
letztendlich entscheiden, wer mitfliegt (vgl. IATA 2012: 34, 48). Eine Person, 
die abgeschoben wird, steht unter der Befehlsgewalt der/des Pilot_in, auch wenn 
sie behördlich begleitet wird. Widerstand gegen die Abschiebung kann also für 
die/den Pilot_in ein Grund sein, die Abschiebung abzubrechen. Die Person, die 
abgeschoben werden soll, verlässt das Flugzeug, das dann seine Reise aufnimmt. 
In der Praxis ist dies immer wieder der Fall.  
Laila P., eine 30-jährige Afghanin, die sich im Juni 2015 in Wien körperlich 
ihrer Abschiebung widersetzte (vgl. Der Standard 2015), ist ein anderes, medi-
enwirksames Beispiel, bei dem die Abschiebung durch den Widerstand der be-
troffenen Person verhindert wurde. In einer Pressemitteilung dazu heißt es unter 
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der Überschrift »Geflüchtete verhindert vorerst eigene Dublin III-Abschiebung 
nach Bulgarien«: 
 
»Die geplante Dublin III-Abschiebung der Geflüchteten Laila aus Afghanistan mit dem 
heutigen Flug von Wien nach Sofia (Bulgarien) um 7.15 Uhr konnte durch ihre couragier-
te Verweigerung und die Solidarität der Pilotin der Austrian Airlines, sowie des gesamten 
Flugpersonals verhindert werden. Laila hat beim Einstieg in das Flugzeug klar und deut-
lich zu verstehen gegeben, dass sie aufgrund ihrer traumatisierenden Erfahrungen und der 
menschenrechtswidrigen Zustände für Geflüchtete in Bulgarien nicht mitfliegen wird. Die 
Austrian Airlines äußerte sich bereits im Vorfeld unterstützend auf Anfrage von 
Freund*innen: ›Grundsätzlich lehnt Austrian Airlines Abschiebungen gegen den Wider-
stand der Betroffenen ab. Trotz des gültigen Vertrages kann Austrian Airlines Passagiere 
vom Flug ausschließen, wenn […] sie sich oder andere gefährden, oder wenn ein solcher 
Transport eine unzumutbare Belastung für die anderen Passagiere darstellt.‹« (OTS 2015) 
 
Für Deutschland spricht der Bericht der Clearingstelle Trier davon, dass im Jahr 
2009 38% und im Jahr 2010 20% aller »gescheiterten Rückführungen« auf den 
Widerstand der ausreisepflichtigen Personen zurückzuführen sind (2011: 16). 
Kommt es, wie in den angeführten Beispielen zu keiner Durchsetzung der Ab-
schiebung, so können weitere Abschiebungen bzw. Abschiebeversuche angeord-
net werden. Wird im Falle von innereuropäischen Abschiebungen unter der Dub-
lin III-Verordnung die 6-Monatsfrist für Überstellungen überschritten, wird das 
inhaltliche Asylverfahren in dem Staat durchgeführt, der die fristgerechte Über-
stellung versäumt hat. Dagegen sind die Perspektiven nach einer nicht-
vollzogenen Abschiebung für Personen, die in ihren Herkunftsstaat abgeschoben 
werden sollen, deutlich eingeschränkt. Durch Integrationsnachweise kann in we-
nigen Fällen eine Aufenthaltsbewilligung erwirkt werden. Ein Großteil jedoch 




5. Fazit: Von juristischen Interventionen  
über Aushandlungen bis zu widerständigen 
Körperpraktiken: die unterschiedlichen 
Handlungsspielräume im Abschiebeprozess 
 
Die empirische Analyse zeigt, dass sich die Handlungsoptionen für Interventio-
nen im Laufe des Abschiebeprozesses verändern. Während zu Beginn die ange-
ordnete Abschiebung über juristische Interventionen unter bestimmten Bedin-
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gungen aufgehoben werden kann, nimmt diese Möglichkeit nach der rechtskräf-
tigen Rückführungsentscheidung deutlich ab. 
Im Zuge der Frist zur Ausreise verlagern sich die Handlungsspielräume vom 
rechtlichen Bereich auf die Aushandlung der Art der Ausreise10, welche oftmals 
in einem rechtlichen Graubereich stattfindet. Wird beispielsweise nach einer 
durchsetzbaren Rückkehrentscheidung weiterhin die Möglichkeit einer so ge-
nannten freiwilligen Rückkehr offen gehalten, ohne die Abschiebung direkt zu 
vollziehen, so handelt es sich um einen Spielraum, der auf die politische Ent-
scheidung zurückgeht, »freiwillige« Rückkehr zu priorisieren. Es wird an dieser 
Stelle weniger ausgehandelt, ob eine Ausreise stattfindet, als vielmehr, wie. 
Ausnahmen bilden die politischen bzw. medialen Interventionen in Einzelfällen. 
Nach der Anordnung der Abschiebung zeigt sich erneut eine Veränderung 
der Interventionsmöglichkeiten: Auf der einen Seite werden öffentliche Protest-
praktiken eingesetzt wie etwa ziviler Ungehorsam. Auf der anderen Seite werden 
Praktiken im Verborgenen vollzogen, z.B. durch sich Entziehen mittels Unter-
tauchen in die Illegalisierung. Dadurch werden Abschiebungen in einigen Fällen 
abgebrochen bzw. nicht durchgeführt. Die Möglichkeit, im Anschluss einen 
Aufenthaltsstatus zu bekommen, ist in diesem Verfahrensabschnitt im Vergleich 
zu oben jedoch sehr gering, da es sich nicht mehr um juristische Interventionen 
handelt. 
Die Durchführung der Abschiebung lässt dann in der Regel lediglich Raum 
für Arten von körperlichem Widerstand. Dabei werden z.B. Praktiken bis hin zur 
Selbstverletzung eingesetzt, um die Flugunfähigkeit zu erreichen. Tatsächlich 
brechen Pilot_innen auf Grund dieses physischen Widerstandes in einer Reihe 
von Fällen die Abschiebung ab, indem sie sich weigern, gegen den Willen der 
behördlich zur Ausreise verpflichteten Person zu fliegen. Der Handlungsspiel-
raum für behördlich zur Ausreise verpflichtete Personen ist in diesem Verfah-
rensabschnitt im Vergleich zu den vorherigen Phasen deutlich eingeschränkt. Oft 
bezieht sich der Handlungsspielraum lediglich auf den eigenen Körper.  
Die vorgestellten Daten veranschaulichen, dass Aushandlungen an unter-
schiedlichen Punkten des Abschiebeprozesses stattfinden und dass sie sich – u.a. 
je nach Akteursgruppe und Verfahrensphase – deutlich unterscheiden. Abschie-
bungen lassen sich so nicht als einmaligen behördlichen Akt, sondern als um-
kämpften Prozess verstehen, an dem unterschiedliche Akteur_innen beteiligt 
sind.  
                                                           
10 Z.B. die so genannte »freiwillige Rückkehr« bzw. die Anwendung humanitärer Son-
derregelungen wie das Selbsteintrittsrecht, welches die Möglichkeit beinhaltet, eine 
innereuropäische Abschiebung auszusetzen. 
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Interessant wäre eine genauere Untersuchung, inwiefern der Ausgang der 
Aushandlung zusätzlich von Faktoren wie Herkunftsland, Unterstützungskreis, 
Familienstand, Mobilisierungspotenzial abhängt. Das »Spiel«, welches es zu 
kennen gilt, lässt sich möglicherweise aus einer intersektionalen Perspektive ge-
nauer beschreiben: Intersektionalität betont die Verwobenheit zwischen un-
gleichheitsgenerierenden Dimensionen. Dazu werden Differenzkategorien wie 
Geschlecht, race, Klasse, Nationalität, Alter, Religion usw. in den Blick ge-
nommen (vgl. Degele/Winkler 2007). Die Interviewten weisen in ihren Darstel-
lungen darauf hin, dass die »Dramatik der Geschichte« eine zentrale Bedeutung 
hat. Zu untersuchen wäre daher, ob sich verschiedene Merkmale zu einer be-
stimmten Aushandlungsposition verweben, die sich nicht allein als Addierung 
von ein, zwei oder mehr ungleichheitsgenerierenden Dimensionen erklären lässt. 
Intersektionale Perspektiven gehen davon aus, dass diese Dimensionen in einer 
Weise miteinander verbunden sind, »in der sie sich wechselseitig verstärken, ab-
schwächen oder auch verändern können« (ebd.: 1). Neben dem individuellen 
Verhandlungsgeschick wäre somit zu überprüfen, wie spezifische Zugehörigkei-
ten den Ausgang der Auseinandersetzungen beeinflussen. 
Wird eine Abschiebung nicht durchgeführt, so bleibt die Abschiebbarkeit in 
vielen Fällen bestehen. Das zeigt, wie fragil und temporär das ausgehandelte Er-
gebnis ist. Jedoch steht der Ausgang der Auseinandersetzung, trotz der asymmet-
rischen Kräfteverhältnisse, nicht von vorneherein fest. Das Vermögen, sich sei-
ner eigenen Abschiebung zu widersetzen und damit Widerstand zu leisten, ver-
deutlicht einen Aspekt von Handlungsmacht, den es genauer zu untersuchen gilt. 
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6. Ausblick: Die Suche  
nach der gesellschaftlichen Funktion –   
Abschiebbarkeit und Nichtabschiebung  
aus theoretischer Perspektive  
 
Einer gängigen Definition von Abschiebungen zufolge handelt es sich dabei um 
Maßnahmen, die Nicht-Staatsbürger_innen unter staatlichem Zwang außer Lan-
des bringen (vgl. Kanstroom 2007: 29). In der Vorstellung der Migrationskont-
rollpolitik spielen Abschiebungen eine zentrale Rolle. Im dominanten Diskurs 
werden sie als Schlüsselinstrument zur Aufrechterhaltung der nationalstaatlichen 
Souveränität verstanden, als Möglichkeit, darüber zu entscheiden, wer sich auf 
dem Territorium aufhält – und wer nicht (vgl. Walters 2002). Aus dieser juristi-
schen Perspektive handelt es sich bei Abschiebungen um das Recht von souve-
ränen Staaten. Nichtabschiebung ist von diesem Standpunkt aus nur als Kont-
rolldefizit erklärbar. 
William Walters (2002) weist in seinem Artikel Deportation, Expulsion, and 
the International Police of Aliens darüber hinaus jedoch auf eine zweite Dimen-
sion von Abschiebungen hin, den gouvernementalen Charakter. Dabei bezieht er 
sich auf Michel Foucaults Überlegungen zur Regierbarkeit von Bevölkerung als 
neue Form der Machtausübung, welche die Verwaltung und Steuerung von Per-
sonen zum Ziel hat. Mit Gouvernementalität beschreibt Foucault das Interesse 
politischer Macht an Wohlstand, Gesundheit, Wohlfahrt und Wachstum der Be-
völkerung (vgl. Foucault 2004). Die Optimierung der Bevölkerung wird dann – 
und so schließt sich der Kreis zur ersten Dimension – als eine Verbesserung der 
souveränen Macht des Staates im geopolitischen Kräfteverhältnis verstanden. 
Daher, so zeigt William Walters genealogisch, müssen Abschiebungen innerhalb 
dieses Feldes von Gouvernementalität situiert verstanden werden, nicht aus-
schließlich in Bezug auf Souveränität.  
Es geht damit nicht um die komplette Abschottung, sondern um die Regie-
rung der Durchlässigkeit. Bezogen auf territoriale Grenzen drückt Sandro Mez-
zadra die Funktion wie folgt aus: 
 
»Es ist offensichtlich, dass ein Migrationsregime – auch wenn zu seinen eher unmittelba-
ren Auswirkungen die Befestigung der Grenzen und die Verfeinerung der [...] Abschie-
bemaschinerie gehören – nicht auf die Exklusion der Migrantinnen und Migranten zielt, 
sondern darauf, die Momente des Überschusses (der Autonomie) [...] zu verwerten [...].« 
(Mezzadra, zitiert in Tsianos/ Karakayalı 2007: 14f.) 
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Was bedeutet das für das Abschieberegime11? Mit dem Politikwissenschaftler 
Peter Nyers ausgedrückt kann Abschiebepolitik nicht ausschließlich an ihrer 
quantitativen Effizienz gemessen werden, sondern auch daran, was durch sie 
transportiert wird (vgl. Nyers 2003). Wenn also nur ein Teil derer, die behördlich 
zur Ausreise verpflichtet sind, tatsächlich abgeschoben werden, lässt sich nach 
der Funktion von Abschiebungen fragen. Hier komme ich auf die Abschiebepoli-
tik als Steuerungsinstrument zu sprechen. Für den U.S.-amerikanischen Kontext 
zeigt der Anthropologe Nicholas de Genova auf, wie schon die Herstellung von 
einem Potenzial für Abschiebungen, die Abschiebbarkeit, einen bedeutenden 
kontrollpolitischen Effekt hat. In seiner theoretischen Auseinandersetzung mit 
Abschiebbarkeit schreibt er: »What makes deportability so decisive [...] is that 
some are deported in order that most may remain (un-deported)« (De Genova 
2002: 439). De Genova geht also davon aus, dass Abschiebbarkeit deshalb so 
entscheidend ist, weil Einige abgeschoben werden, damit die Meisten nicht-
abgeschoben bleiben. Damit benennt er einen zentralen Gedanken für ein theore-
tisches Verständnis von Nichtabschiebung: Für den beabsichtigten Kontroll-
Effekt wird nicht die Abschiebung Aller benötigt. Schon die Abschiebung eini-
ger Weniger übernimmt die Funktion, rechtliche Unsicherheit und Prekarität 
auch der Migrant_innen herzustellen, die bisher nicht direkt von Abschiebung 
betroffen waren. Personen, die um ihre Abschiebbarkeit wissen, werden sich in 
vielen Fällen um ihre Unsichtbarkeit bemühen, und sind dadurch leichter »re-
gierbar«. Hier ist auch danach zu fragen, wie sich die Regierung der Durchläs-
sigkeit auf den informellen Arbeitsmarkt auswirkt. Personen, die um ihre Ab-
schiebbarkeit wissen, stehen dem (informellen) Arbeitsmarkt meist zu einem ge-
ringeren Lohn zu Verfügung und sind eher bereit, bestimmte unattraktive Tätig-
keiten auszuüben. Anstatt also Nichtabschiebung als ein Scheitern von Kontroll-
politiken zu verstehen, schlage ich vor, die umkämpfte Durchlässigkeit in den 
Mittelpunkt der Analyse zu stellen.  
Einen zweiten Eckpunkt bilden die individuellen Durchkreuzungsstrategien 
der Personen, die mit ihrer Abschiebung konfrontiert sind und darüber Ausein-
                                                           
11 Der Begriff des Abschieberegimes ist geprägt durch den gleichnamigen Sammelband 
von Nathalie Peutz und Nicholas De Genova (2010). Mit ihm wird eine Normalisier-
ung und Routinisierung von Abschiebungen weltweit beschrieben: »[D]espite the in-
evitable and irreducible historical specificities of particular states’ legal bulwarks con-
cerning the regulation of immigration (De Genova 2002), the practice of deportation 
has nonetheless emerged as a definite and increasingly convention of routine state-
craft. Deportation seems to have become a virtually global regime.« (De Genova 
2010: 34, Hervorhebung im Original) 
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andersetzungen führen. Basierend auf der Perspektive der Autonomie der Migra-
tion (vgl. Forschungsgruppe TRANSIT MIGRATION 2007) wende ich dafür ei-
ne Lesart an, die Nichtabschiebung von den »Kämpfen der Migration« aus ein-
zuordnen und zu verstehen sucht. Ziel ist es, »das umkämpfte Verhältnis zwi-
schen staatlichem Kontrollanspruch und dem grundlegenden Recht auf Bewe-
gungsfreiheit, das Migrant_innen sich im Zweifelsfall einfach nehmen und das 
diesen Kontrollanspruch daher beständig infrage stellt« (Schoenes 2013: 18), zu 
untersuchen. Denn die Perspektive der Autonomie der Migration geht davon aus, 
»dass Migration gegenüber politischen Maßnahmen, die sie zu kontrollieren be-
absichtigen, ein Moment der Selbständigkeit besitzt (u.a. Moulier Boutang 2002, 
2007; Mezzadra 2005, 2007, 2010).« (Schoenes 2013: 14f.) 
Hat eine solche Herangehensweise Sinn? Romantisiert sie die prekären Ver-
hältnisse von Subjekten?12 Vielleicht. »Die Herausforderung besteht mithin dar-
in, die Handlungsmacht und die Kämpfe der Migrant_innen als Bestimmungs-
faktor in die Analyse von Rückführungspolitiken einzubeziehen, ohne die objek-
tive ›Schwere‹ der Bedingungen zu leugnen (Mezzadra 2005: 794), unter denen 
diese Kämpfe stattfinden.« (Schoenes 2013: 19) Aber es gilt eben auch als die 
Stärke der Perspektive der Autonomie der Migration, neue Blickwinkel einzu-
nehmen. Durch sie kann Raum für die Wahrnehmung von Widerstandspraktiken 
eröffnet werden, die in hegemonialen Diskursen oft unsichtbar bleiben. Mit die-
sem Perspektivenwechsel kann erreicht werden, die Konstruktion einer aus-
schließlich passiven Opferrolle der von Abschiebung betroffenen Personen auf-
zubrechen und ihr eine andere Geschichte entgegenzusetzen (ebd.). 
Auseinandersetzungen über Abschiebungen finden in sich immer wieder 
verändernden Kräfteverhältnissen statt. Es geht daher um die Eröffnung einer 
Perspektive, die es ermöglicht, auch die Instabilitäten der Hegemonie zu fassen. 
Dies geht mit der Herausforderung einher, dabei gleichzeitig nicht zu vernach-
lässigen, dass eine Nichtabschiebung oft lediglich temporär ist und in der Regel 
mit keinem direkten Aufenthaltstitel einhergeht, sondern es vielmehr jederzeit 
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